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Vorwort 


Die 5. Auflage dieses Buches war nach weniger als vier Jahren ausverkauft, Die 
Grundideen und die Struktur des Buches wurden beibehalten. Anregungen von 
Studierenden, Leserschaft und Rezensenten wurden eingearbeitet, soweit der 
Umfang des Werkes dies zuließ. 


Das Buch wendet sich sowohl an ausländische Jurastudierende, die im Rahmen 
von Austauschprogrammen einen Teil ihres Studiums an der juristischen Fakul- 
tät einer deutschen Universität absolvieren und die dort zu erwartenden Aufga- 
benstellungen bewältigen müssen, als auch an deutsche Studienanfänger, die sich 
einen schnellen und aktuellen Überblick über das deutsche Recht verschaffen 
wollen und anhand der Übungen ihr juristisches Verständnis überprüfen kön- 
nen. Aber auch Übersetzer, die juristische Fachübersetzungen bewältigen wollen, 
können das Buch mit Gewinn benutzen. Es bietet eine Einführung in grundle- 
gende Bereiche des deutschen Rechts, vermittelt anhand von Fallbeispielen, juris- 
tischen und sprachlichen Übungen Einsichten in den Umgang mit deutscher 
Gesetzestechnik und erleichtert den Einstieg in die Methode der Fallbearbeitung. 


Für eine leistungsgerechte Arbeit mit dem Buch sind fortgeschrittene Deutsch- 
kenntnisse auf dem Niveau des englischen oder französischen Abiturs bzw. des 
Zertifikats Deutsch als Fremdsprache (Goethe-Institut, ca. 400 Unterrichtsstun- 
den) erforderlich. Juristische Grundkenntnisse werden nicht unbedingt voraus- 
gesetzt. Das Buch kann sowohl in juristischen Lehrveranstaltungen als auch im 
Fachsprachen-Unterricht an universitären Sprachenzentren oder Übersetzungs- 
Instituten vom ersten Semester an eingesetzt werden. 


Als kombiniertes Lern-und Übungsbuch mit Glossar und Übungsschlüssel zum 
juristischen und sprachlichen Teil eignet es sich außerdem zum Selbststudium. 
Dadurch bietet es auch ausländischen praktizierenden Juristen und am deut- 
schen Recht interessierten Nicht-Juristen die Möglichkeit, sich wesentliche 
Kenntnisse im deutschen Recht anzueignen. 


Dieses Buch ist aus mehrjähriger Lehrerfahrung an der juristischen Fakultät und 
am Sprachenzentrum der University of Warwick (England) erwachsen. Es wurde 
seitdem permanent in Lehrveranstaltungen an den Universitäten Lille 2 und Bay- 
reuth weiterentwickelt. Besonderer Dank gebührt erneut Frau Susanne Haupt- 
mann (Verlag C.H.Beck, München) für die verständnisvolle Betreuung des 
Manuskripts. 


Flinweise und Anregungen der Leserinnen und Leser sind jederzeit willkommen! 


Bayreuth Heike Simon 
im Januar 2017 
heike.simon@advocatrix.de 
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Methodische Hinweise 
I. Lernziele 


Die Anlage des Buches ist darauf ausgerichtet, ausländische Jurastudierende 
gezielt auf ihren Studienaufenthalt an einer juristischen Fakultät in Deutschland 
vorzubereiten. 


Die Studierenden sollen 


l. sich allgemeine Kenntnisse über juristische Ausbildung und Berufsmöglich- 
keiten aneignen, die ihnen den Einstieg in die Arbeitsweise der juristischen 
Fakultät erleichtern und juristisch orientierte allgemeine Kommunikation 
ermöglichen, 


2. Grundkenntnisse in den Rechtsgebieten, die zum Kernbestand der juristi- 
schen Ausbildung gehören, erwerben, damit sie in deutschen Lehrveranstal- 
tungen aktiv mitarbeiten können, 


3. sich einen Fachwortschatz für grundlegende Bereiche des deutschen Rechts 
erarbeiten und zu einem gewissen Leseverständnis von Gesetzestexten und 
anderen juristischen Texten gelangen, 


4. juristische Arbeitsmethoden einüben, die dazu befähigen, selbstständig zu 
erkennen, welche Gesetzesbestimmungen auf gegebene Sachverhalte zutref- 
fen, und Fallbeispiele in rechtsüblichem Deutsch zu diskutieren. 


II. Hinweise zur Benutzung des Buches 


Für die Durcharbeitung des Buches sind etwa 50-70 Stunden anzusetzen. Es ist 
empfehlenswert, das Buch von Anfang fortlaufend durchzuarbeiten, aber nicht 
unbedingt notwendig. Jedes Kapitel beginnt mit einer kurzen Einführung, die 
das darzustellende Rechtsgebiet im Zusammenhang des deutschen Rechtssys- 
tems verortet. Bezüge zu bereits Behandeltem sind durch deutliche Verweise 
gekennzeichnet und können daher leicht nachgelesen werden. Die inhaltlichen 
Übungen weisen zwar eine gewisse Steigerung des Schwierigkeitsgrads auf und 
verlassen sich fortschreitend auf die Anwendung bereits eingeübter Arbeitsme- 
thoden, Aber sie sind in ihrer Abfolge nicht direkt voneinander abhängig, son- 
dern in erster Linie auf das im Text dargestellte Rechtsgebiet und sich daraus 
ergebende Aufgabenstellungen bezogen. Abhängig vom sprachlichen Vorwissen 
ist es also durchaus möglich, jedes Kapitel als in sich abgeschlossene Einführung 
ın ein bestimmtes Rechtsgebiet zu lesen. 


XIV Struktur des Buches 


Das Buch ist mit einem Lösungsschlüssel versehen. Allerdings wird bei reinen 
Inhaltsfragen zum dargestellten Text auf Lösungen verzichtet, da die Antworten 
jeweils direkt im Text auffindbar sind. Beide Glossare sind als rechtssprachliche 
alphabetische Wortlisten organisiert. Bei den Übersetzungen ins Englische und 
Französische ist zu berücksichtigen, dass sich die Unterschiedlichkeit von 
Rechtssystemen auch in der Sprache niederschlägt, so dass sich die Suche nach 
Entsprechungen mitunter mit annähernden Erklärungen begnügen muss. 


Um eine effektive Arbeit mit diesem Buch zu ermöglichen, sollten im Rahmen 
von Lehrveranstaltungen alle Studierenden ihre eigene deutsche Ausgabe des 
Grundgesetzes (GG), des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) und des Strafgesetz- 
buchs (StGB) zur Verfügung haben. Davon gibt es preisgünstige Taschenbuch- 
ausgaben, z. B. die gängigen „Beck-Texte ım dtv“. 


Ill. Struktur des Buches 


Das vorliegende Buch besteht aus zehn Kapiteln. Jedes Kapitel enthält im 
Anschluss an die Darstellung des betreffenden Gebiets Übungen zum juristischen 
Inhalt (A) und zum Wortschatz (B). Die folgenden Angaben beziehen sich über- 
wiegend auf Schwerpunkte im inhaltlichen Teil. 


1. Die juristische Ausbildung und die juristischen Berufe 


Dieses Kapitel vermittelt die wichtigsten Informationen über die verschiedenen 
juristischen Ausbildungswege und Berufsorientierungen. Im Vordergrund steht 
dabei die Darstellung von Studienverlauf und Anforderungen an der juristischen 
Fakultät und der notwendigen Voraussetzungen für den Beruf des Richters und 
Staatsanwalts sowie Rechtsanwalts und Notars. 


Die inhaltlichen Übungen betreffen die Anwendung des für den kommunikatı- 
ven Bereich nützlichen Vokabulars. 


2. Zugang zum Recht 


Dieses Kapitel gibt eine Übersicht über die Rangordnung der Rechtssätze und 
Möglichkeiten der Rechtsfortbildung und macht die Studierenden damit ver- 
traut, welche Arten juristischer Literatur ihnen bei ihrer Arbeit begegnen wer- 
den. Außerdem erfolgt eine durch Beispiele veranschaulichte Einführung in 
unterschiedliche Methoden der Falllösung und in die von Studierenden erwar- 
tete Benutzung des Gutachtenstils. Daran schließen sich Hinweise auf andere 
Besonderheiten der deutschen Rechtssprache an. 





Methodische Hinweise XV 


Die inhaltlichen Übungen stellen insbesondere darauf ab, dass Studierende ler- 
nen, die richtige Zitierweise von Gesetzen anzuwenden und sich anhand des 
juristisch umformulierten Texts „Rotkäppchen“ des Unterschieds zwischen 
Normal- und Rechtssprache bewusst zu werden. 


3. Das Verfassungsrecht 


Dieses Kapitel erörtert dıe in der Verfassung festgeschriebenen Grundrechte und 
beschreibt die staatliche Organisation der Bundesrepublik. Damit verbunden 
sind die Beschreibung des Gesetzgebungsverfahrens und der Funktion des 
Bundesverfassungsgerichts als Hüters der Verfassung und eine Darstellung des 
Wahlsystems. Wiederholt wird auf den historischen Zeitpunkt der Abfassung 
des Grundgesetzes Bezug genommen, um zu verdeutlichen, welche Verfassungs- 
bestimmungen in direktem Gegensatz zur nationalsozialistischen Zeit entwickelt 
wurden. 


Die inhaltlichen Übungen führen in die selbstständige Benutzung der im zweiten 
Kapitel beschriebenen juristischen Literatur sowie in die eigenständige Arbeit 
mit einem Gesetzbuch ein. Die Zuordnung von Fallbeispielen zu den entspre- 
chenden Grundrechtsartikeln hilft, das Verständnis der einzelnen Grundrechte 
zu vertiefen. Andere Übungen stellen auf bestimmte Termini wie „Drittwirkung 
der Grundrechte“, „Verfassungsbeschwerde“ und „Rechtsbehelfe“ ab, um das 
selbstständige Auffinden von Lösungen durch den Umgang mit dem Gesetzbuch 
zu üben. 


4. Verträge und andere Rechtsgeschäfte 


Dieses Kapitel ist dadurch besonders wichtig, dass es mit der besonderen Geset- 
zestechnik des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) vertraut macht und gleichzeitig 
Grundbegriffe des Bürgerlichen Rechts einführt. 

Die inhaltlichen Übungen zielen darauf ab, sowohl diese Grundbegriffe auf vor- 
gegebene Sachverhalte anzuwenden als auch Methoden bereitzustellen, die die 
selbstständige Zuordnung von Tatbestandsvoraussetzungen und Rechtsfolgen 
erproben und festigen. 


5. Familien- und Erbrecht 


In einem eigenen Kapitel behandelt werden diese ebenfalls im BGB geregelten, 
praktisch wichtigen und rechtspolitisch umkämpften Rechtsgebiete. 


Die inhaltlichen Übungen eignen sich besonders gut für die mündliche Produk- 
tıon, da zum einen die zu beantwortenden Fragen direkt aus dem Text erschließ- 


xVl . Struktur des Buches 


bar sind und zum anderen die hier eingeführte Funktion eines juristischen Bera- 
ters ein direktes Modell für Rollenspiele abgibt. 


6. Handels-, Gesellschafts- und Arbeitsrecht 


Dieses Kapitel befasst sich mit drei Sondergebieten des Zivilrechts, deren Wich- 
tigkeit für die juristische Grundausbildung sich daraus ergibt, dass die darin nie- 
dergelegten Rechtsbestimmungen für alle am Erwerbsleben teilnehmenden Bür- 
ger relevant sind. Auf die Erörterung des Kaufmannsbegriffs nach Mafßsgabe des 
Handelsgesetzbuchs (HGB) folgt die der kaufmännischen Rechtsgeschäfte. 
Dabei wird vielfach darauf hingewiesen und durch Beispiele erläutert, wie sehr 
Sondervorschriften des HGB die Regelungen des BGB ergänzen oder davon 
abweichen. Innerhalb der Darstellung der Personen- und Kapitalgesellschaften 
sowie der Sonderform der Genossenschaft wird der Begriff der juristischen Per- 
son in seiner gesellschaftsrechtlichen Funktion erläutert. 


Die Beschreibung des Arbeitsrechts enthält die Unterscheidung von Arbeits- und 
Dienstvertrag. Darüber hinaus wird ausführlich auf unterschiedliche Regelungen 
zum BGB eingegangen, soweit insbesondere Beschränkungen der vertraglichen 
Gestaltungsfreiheit durch gesetzlich vorgeschriebene Arbeitsbedingungen und 
des Kündigungsrechts und Schadensersatzes betroffen sind. 


Im Rahmen der Ausführungen zum kollektiven Arbeitsrecht werden Bedeutung 
und Funktion des Grundsatzes der Tarifautonomie erklärt und das Günstigkeits- 
prinzip erörtert. Außerdem wird auf grundsätzliche Regelungen des Arbeits- 
kampfrechts und der betrieblichen Mitbestimmung der Arbeitnehmer eigegan- 
gen. 


Die inhaltlichen Übungen fördern auf der Grundlage eigenständiger Arbeit mit 
Gesetzbuch und Rechtswörterbuch eine vertiefende Durchdringung im Handels- 
recht üblicher Grundsätze und Grundbegriffe und suchen das selbstständige 
Auffinden und Begründen definitorischer Unterscheidungsmerkmale zu erwei- 
tern und zu festigen. 


7. Das Strafrecht 


Dieses Kapitel erläutert die Grundsätze, die der Anwendung des Strafrechts zu 
Grunde liegen, und beschreibt strafrechtliche Grundbegriffe entweder in der 
Form definitorischer Erklärungen oder in der Form von Fallbeispielen. 


Außerdem wird auf die notwendige Unterscheidung zwischen dem Begriff Strafe 
ım allgemeinen Sprachgebrauch und im Anwendungsbereich des Strafrechts hın- 
gewiesen, eine Abgrenzung des Strafrechts gegenüber Vereins- und Betriebsjustiz 
und Ordnungswidrigkeiten vorgenommen und die Unterordnung des Strafrechts 
unter das Grundgesetz betont. 
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Die inhaltlichen Übungen fördern eigenständiges Durchdenken von Fallbeispie- 
len und das selbstständige Auffinden von Falllösungen mit direktem Bezug auf 
Strafrechtsparagraphen. Gleichzeitig führen sie in den Klausureinstieg ein. 


6. Das Verwaltungsrecht 


Dieses Kapitel betrifft wie Verfassungs- und Strafrecht ein Gebiet des Öffent- 
lichen Rechts. Skizziert werden zunächst die wichtigsten Grundsätze des Allge- 
meinen Verwaltungsrechts, wobei der Begriff des Ermessensspielraums breiten 
Raum einnimmt. Innerhalb der Darstellung der verschiedenen Gebiete des 
Besonderen Verwaltungsrechts werden u.a. die Besonderheit des deutschen 
Beamtenrechts vorgestellt, die Bedeutung des kommunalen Selbstverwaltungs- 
rechts hervorgehoben und die Abgrenzung der Kompetenzen von Bund und 
Ländern erwähnt. Außerdem wird der Unterschied zwischen Eingriffs- und Leis- 
tungsverwaltung erläutert und Letztere anhand des Sozialrechts skizziert. Den 
Abschluss bilden eine Einführung in Grundzüge des Steuerrechts und eine Über- 
sicht über die Verwaltungsbehörden. Durchgehend werden Bezüge zum Grund- 
gesetz hergestellt, um zu verdeutlichen, in welchem Maße der Staat entweder 
berechtigt oder beschränkt ist, in die Rechtssphäre des Bürgers einzugreifen, 
oder auch angehalten ist, Grundrechtsbestimmungen auszufüllen. 


Die inhaltlichen Übungen fördern selbstständiges Durchdenken von Problemfäl- 
len. Hier sind zum einen begründete Entscheidungen darüber zu treffen, welche 
Fallbeispiele dem Öffentlichen Recht oder dem Privatrecht zuzuordnen sind, 
zum anderen soll ein vertieftes Verständnis verfahrensrechtlicher Grundsätze 
erreicht werden, um entscheiden zu können, wann ein Verwaltungsakt vorliegt 
und welche Lösungen sich aufgrund des Gesetzes für verwaltungsrechtliche Pro- 
bleme anbieten. 


9, Das Verfahrensrecht 


Dieses Kapitel gibt eine Übersicht über die verschiedenen Gerichtszweige und 
ihren Aufbau, stellt die ordentlichen Gerichte mit ihrer Funktion vor, beschreibt 
wesentliche Verfahrensgrundsätze und erläutert mit Beispielen die Unterschied- 
lichkeit von Verfahrensordnungen in verschiedenen Gerichtszweigen. Dabei 
wird besonders auf die unterschiedliche gerichtliche Zuständigkeit (z.B. hin- 
sichtlich der Einlegung der Rechtsmittel Berufung und Revision) und teils unter- 
schiedlichen Verfahrensgrundsätze (z.B hinsichtlich der die Beweismittel betref- 
fenden Anforderungen) bei Zivil- und Strafsachen hingewiesen. Die getrennte 
Darstellung des Ablaufes von Zivil- und Strafprozessen hebt ebenfalls wesent- 
liche Unterschiede hervor. 


Die inhaltlichen Übungen zielen auf eine vertiefende Durchdringung des im Text 
Dargestellten ab. Gleichzeitig wird die Fähigkeit zu eigener Lösungsfindung wei- 
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terentwickelt, indem eine Reihe von Streitigkeiten den zuständigen Gerichten 
und den im Text erläuterten Grundsätzen zugeordnet werden müssen. 


10. Internationales Privatrecht, Europäisches Gemeinschaftsrecht 
und Europäische Menschenrechtskonvention 


Dieses Kapitel gibt eine knappe erste Einführung in das Internationale Privat- 
recht (IPR), das europäische Gemeinschaftsrecht und das Recht der Europä- 
ıschen Menschenrechtskonvention. Im IPR werden die wesentlichen Fachbe- 
griffe wie Verweisung, Renvoi, Statut etc. erklärt. Im Gemeinschaftsrecht 
werden insbesondere die Rolle des Europäischen Gerichtshofs und die einzelnen 
Verfahrensarten vorgestellt. Bezüglich der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention wird kurz auf die in ihr geregelten Menschenrechte und Grundfreiheiten 
und den zu ihrem Schutz geschaffenen Europäischen Gerichtshof für Menschen- 
rechte eingegangen. 


Die inhaltlichen Übungen fördern aufgrund verschiedenartigster Fälle das Ken- 
nenlernen der wesentlichen Rechtsnormen sowohl des IPRs als auch des Europä- 
ischen Gemeinschaftsrechts und der Europäischen Menschenrechtskonvention 
und machen mit den schwierigen Fachbegriffen dieser Rechtsgebiete vertraut. 


11. Musterklausuren 


Dieses Kapitel stellt je eine Musterklausur aus dem Zivilrecht, dem Strafrecht 
und dem Öffentlichen Recht (Verfassungsrecht) sowie ein Urteil vor. Dabei fol- 
gen auf die Darstellung des Sachverhalts jedes Mal zunächst allgemeine Vor- 
gehenshinweise zur Lösung des Falles aus dem entsprechenden Rechtsgebiet. 
Diese heben jeweils die typische Fragestellung hervor, die den unterschiedlichen 
Klausuren zugrunde liegt oder liegen kann. Außerdem werden Empfehlungen 
gegeben, welche Reihenfolge sich bei der Prüfung der Anspruchsgrundlagen 
(Zivilrecht), Tatbestände (Strafrecht) und Grundrechte (Verfassungsrecht) im 
Rahmen der Fallbearbeitung anbietet. Am Ende steht jeweils eine ausführliche 
Musterlösung der Klausur. 
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Erstes Kapitel 
Die juristische Ausbildung und die juristischen Berufe 


I. Die juristische Ausbildung 


Die juristische Ausbildung in Deutschland ist vom Leitbild des Einheitsjuristen 
geprägt. Das bedeutet, dass jeder, der einen juristischen Beruf einschlagen will, 
für den eine akademische Vorbildung gefordert wird, die gleiche Ausbildung 
durchlaufen muss. Während der Zeit der Ausbildung ist eine Spezialisierung 
nur in sehr beschränktem Umfang möglich. 


Das hat Vor- und Nachteile: Vorteilhaft ist, dass derjenige, der die Ausbildung 
mit Erfolg abgeschlossen hat, in allen juristischen Berufen arbeiten kann und 
deshalb Aussichten auf einen Arbeitsplatz auch dann hat, wenn er in seinem 
Wunschberuf nicht zum Zuge kommt. Auf der anderen Seite macht es die Aus- 
bildung zum Einheitsjuristen unmöglich, alle Kenntnisse zu vermitteln, die der 
Berufsanfänger in seinem konkreten Beruf benötigt. Dazu ist das Rechtssystem 
zu komplex und die Menge des Wissens zu groß. Jeder Berufsanfänger braucht 
daher eine längere Einarbeitungszeit. 


Die juristische Ausbildung gliedert sich in zwei Abschnitte. Sie beginnt mit dem 
Hochschulstudium, das mit der Ersten Juristischen Prüfung abgeschlossen wird. 
Darauf folgt der Vorbereitungsdienst, der mit der Zweiten Juristischen Prüfung 
endet. Im ersten Abschnitt steht die theoretische, im zweiten Abschnitt die prak- 
tische Ausbildung im Vordergrund. Ein Reformversuch in den Siebzigerjahren 
des letzten Jahrhunderts versuchte, durch eine einstufige Ausbildung Theorie 
und Praxis besser zu verbinden. Dabei wurde die strenge Trennung zwischen 
theoretischer und praktischer Ausbildung aufgehoben, und die Studierenden 
verbrachten abwechselnd immer einige Monate an der Universität und einige 
Monate in der Praxis. Die einstufige Ausbildung ist aber inzwischen in allen 
Bundesländern wieder aufgegeben worden. 


Inzwischen ist am 1.7.2003 eine weitere Ausbildungsreform in Kraft getreten. 
Sie gilt für alle Studierenden, die ab diesem Stichtag ihr Jurastudium aufnehmen, 
und ist in den nächsten Abschnitten dargestellt; einige Länder haben das neue 
Konzept schon vorzeitig umgesetzt. Beibehalten wurde die Zweistufigkeit der 
Ausbildung und das Modell des Einheitsjuristen, der aber künftig besser auf 
den jeweiligen juristischen Beruf, insbesondere den des Anwalts vorbereitet sein 
soll. 


2 Erstes Kapitel: Juristische Ausbildung und juristische Berufe 


1. Das Hochschulstudium 


Das Hochschulstudium dauert — je nach Bundesland — mindestens sieben oder 
acht Semester (= dreieinhalb oder vier Jahre). Nur wenige Studierende beenden 
ihr Studium aber nach dieser Mindestdauer. Durchschnittlich studieren sie neun 
oder zehn Semester, aber auch ein Studium von zwölf Semestern ist keine Selten- 
heit. Während der Studienzeit muss der Studierende an der juristischen Fakultät 
einer Universität eingeschrieben sein. Es besteht aber grundsätzlich keine Anwe- 
senheitspflicht. Der Studierende kann seine Kenntnisse deshalb auch außerhalb 
der Vorlesungen erwerben. 


Nach einer für alle Studiengänge geltenden gesetzlichen Bestimmung muss wäh- 
rend des Studiums eine Zwischenprüfung stattfinden. Sie hat aber keine prakti- 
sche Bedeutung, da drei Leistungsnachweise (die so genannten Scheine), die der 
Studierende erwerben muss, nämlich die Scheine in den wichtigsten Rechtsgebie- 
ten, dem Bürgerlichen Recht, dem Strafrecht und dem Öffentlichen Recht, als 
Zwischenprüfung behandelt werden; ihr Erwerb stellt für kaum einen Studieren- 
den ein Hindernis für das weitere Studium dar. 


Die in den Scheinen erzielten Leistungen zählen nicht für die Note der Prüfung; 
sie sind lediglich die Zulassungsvoraussetzung zur Prüfung. Auch können in der 
Prüfung die gleichen Fälle und Fragen noch einmal gestellt werden. Die Scheine 
nehmen also nicht Teile der Prüfung vorweg, sondern bereiten auf sie vor. 


Vorlesungen und Übungen finden oft in sehr großem Rahmen statt. 200 bis 300 
Teilnehmer in den Vorlesungen sind an den meisten Universitäten keine Selten- 
heit. Da - von den Scheinen abgesehen - keine Anwesenheitspflicht besteht, nut- 
zen viele Studierende die Möglichkeiten des Universitätsunterrichts nicht, son- 
dern besuchen in den letzten zwei bis drei Semestern vor der Prüfung ein 
Repetitorium. Repetitorien sind private Einrichtungen, in denen der Prüfungs- 
stoff in komprimierter Form dargeboten wird. Die Wissensvermittlung erfolgt 
nicht systematisch, sondern gezielt im Hinblick auf die Erfordernisse der Prü- 
fung. Auf Zusammenhänge wird kein Wert gelegt. Repetitorien sind eine 
„typisch deutsche“ Einrichtung. Sie weisen sicher auf Defizite der Universitäts- 
ausbildung hin, zeigen aber auch das mangelnde Interesse vieler Studierender 
an einem soliden Erwerb der Grundlagenkenntnisse. 


Gegenstand des Universitätsstudiums sind die wichtigsten allgemeinen Rechtsge- 
biete (so genannte Pflichtfächer), besondere Rechtsgebiete nach Wahl des Stu- 
dierenden (so genannte Schwerpunktbereiche) und der Erwerb von fachspezifi- 
scher Kompetenz in einer Fremdsprache. Die Schwerpunktbereiche sollen eine 
berufsbezogene wissenschaftliche Ergänzung des Studiums darstellen und 
sowohl eine frühzeitige Orientierung auf einen bestimmten juristischen Beruf 
ermöglichen als auch die Fähigkeit zu wissenschaftlichem Arbeiten fördern. 
Wie ein Schwerpunktbereich ausgestaltet wird, ist Sache der einzelnen Universi- 
tat. 


I. Die Juristische Ausbildung 3 


Der Katalog der Pflichtfächer ist je nach Bundesland etwas unterschiedlich, aber 
überall ziemlich umfassend. Er umfasst z.B. in Bayern folgende Fächer: 


— das Bürgerliche Recht (Allgemeiner Teil, Schuldrecht, Sachenrecht, Grund- 
züge des Familienrechts und des Erbrechts), 

— das Handels- und Gesellschaftsrecht, 

— das Arbeitsrecht, 

— das Strafrecht, 

— das Verfassungsrecht, 

- das Allgemeine Verwaltungsrecht und Teile des Besonderen Verwaltungs- 
rechts (z.B. Baurecht, Polizeirecht), 

- Grundzüge des Europarechts, 

— das Zwil- und Strafprozessrecht. 


Während des Hochschulstudiums muss der Studierende eine praktische Studien- 
zeit von drei Monaten ableisten. Er kann dies bei einem Gericht, bei einer 
Behörde, bei einem Rechtsanwalt oder einem Notar tun. Die praktische Studien- 
zeit kann auch im Ausland verbracht werden. Für die Prüfung hat die praktische 
Studienzeit keine Bedeutung. 


Alle Universitäten und Hochschulen (siehe unten) bieten die Möglichkeit, ein 
Studienjahr an einer ausländischen Universität zu verbringen. Diese Chance, 
gleichzeitig die Sprachkenntnisse zu verbessern und Grundlagen eines ausländi- 
schen Rechts kennenzulernen, wird von mehr und mehr Studierenden genutzt. 
Einige wenige juristische Studiengänge sind bi-nationale Studienprogramme, 
bei denen die Studierenden das Recht zweier Länder studieren und juristische 
Abschlüsse beider Länder erwerben. Die Zugangshürden sowie die Arbeitsbelas- 
tung sind in letzteren bereits aufgrund der notwendigen ausgezeichneten Sprach- 
kenntnisse und der umfangreichen Lektüre sehr hoch. 


Studierende haben unter bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit, finan- 
zielle Unterstützung durch BaFöG (Leistungen nach dem Bundesausbildungsför- 
derungsgesetz) oder Stipendien von politischen Stiftungen zu erhalten. Für inlän- 
dische Studierende, Doktoranden und Lehrende, die eine gewissen Zeit im 
Ausland studieren oder forschen wollen, sowie für ausländische Studierende, 
Doktoranden und Lehrende, die dies in Deutschland tun möchten, ist regel- 
mäfsig die Förderung durch den Deutschen Akademischen Austauschdienst 
(DAAD) attraktiv, Dieser unterstützt auch die Teilnahme an sogenannten Som- 
meruniversitäten. Solche Sommerhochschulkurse gibt es inzwischen auch zur 
juristischen Fachsprache und zu diversen Aspekten des deutschen Rechts. 
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2. Die Erste Juristische Prüfung 


Wenn der Studierende meint, ausreichende Kenntnisse erworben zu haben, frü- 
hestens aber nach der vorgeschriebenen Mindeststudienzeit, meldet er sich zur 
Ersten Juristischen Prüfung an. Der Ablauf der Prüfung ist in den einzelnen Bun- 
desländern unterschiedlich geregelt. Überall ist die Prüfung aber in eine Prüfung 
des Schwerpunktbereichs an der Universität („Juristische Universitätsprüfung‘“) 
und eine Pflichtfachprüfung durch die Landesjustizbehörde („Erste Juristische 
Staatsprüfung“ aufgeteilt, die im Verhältnis 30% zu 70% gewichtet werden. 
Dadurch ist der Schwerpunktbereich gegenüber den früheren Wahlfächern 
erheblich aufgewertet worden. Das Landesrecht kann die Fremdsprachenkom- 
petenz auch in den Prüfungen berücksichtigen. 


Welche Prüfungsleistungen im Schwerpunktbereich verlangt werden, bestimmt 
das Landesrecht, das insoweit sehr unterschiedliche Regelungen enthält. Teil- 
weise erfolgt die Prüfung nur schriftlich, teilweise nur mündlich; anderswo 
besteht sie aus beiden Teilen; in den Ländern mit nur mündlicher Prüfung und 
den meisten anderen Ländern muss außerdem eine schriftliche Hausarbeit 
angefertigt werden. In Bayern muss z.B. eine 30 minütige mündliche Prüfung 
abgelegt, in einem Oberseminar eine ca. 30-seitige studienbegleitende wissen- 
schaftliche Arbeit („Studienbegleitende Seminarleistung“) angefertigt und eine 
fünfstündige Klausur geschrieben werden. Das Landesrecht kann auch bestim- 
men, dass Prüfungsleistungen bereits während des Studiums — aber nicht vor 
dem 6. Semester — erbracht werden können. 


Dagegen sind die Staatsprüfungen gegenüber dem früheren Rechtszustand ver- 
einheitlicht worden. Während sie in Norddeutschland früher dreiteilig waren 
und aus einer Hausarbeit, mehreren Klausuren und einer mündlichen Prüfung 
bestanden, ist heute in allen Bundesländern die zweiteilige Prüfung eingeführt; 
sie besteht aus (je nach Bundesland) fünf bis sieben Klausuren, in denen der Stu- 
dierende unter Aufsicht in normalerweise fünf Stunden einen juristischen Fall 
bearbeiten muss, und einer mündlichen Prüfung, die mit einem Gewicht von 
25-40% in die Gesamtnote einfließt; in einigen Bundesländern ist ein Aktenvor- 
trag Teil der mündlichen Prüfung. 


Prüfungsgegenstand sind jeweils alle Pflichtfächer. Die schriftlichen Arbeiten 
werden anonym bewertet. Sie werden nicht mit dem Namen des Prüflings, son- 
dern lediglich mit einer Nummer versehen; der Prüfer weifs nicht, welcher Prüf- 
ling welche Nummer hat. Dadurch soll die Chancengleichheit aller Bewerber 
ohne Ansehen der Person garantiert werden. 


Alle Prüfungsleistungen werden nach einer für ganz Deutschland einheitlichen 
Notenskala bewertet. Die sieben Noten reichen von der sehr seltenen Note 
„sehr gut“ bis zu den Noten „mangelhaft“ und „ungenügend“. Ist die Durch- 
schnittsnote des Prüflings „mangelhaft“ oder „ungenügend“, hat er die Prüfung 
nicht bestanden. Das ist bei 15-25% der Kandidaten der Fall. Der gröfste Teil 
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der Studierenden erzielt die nächstbessere Note „ausreichend“; verhältnismäßig 
wenige Studierende erhalten die Prädikate „befriedigend“, „vollbefriedigend‘“ 
oder „gut“, 


Hat der Studierende die Prüfung nicht bestanden, kann er sie einmal wiederho- 
len. Hat er den ersten Versuch spätestens ein Semester nach Ablauf der Mindest- 
studienzeit unternommen (so genannter „Freischuss“, offiziell: „Freiversuch“) 
darf er die Prüfung zweimal wiederholen. Wer die Erste Juristische Prüfung 
bestanden hat, darf sich Referendar nennen. Die Erste Juristische Prüfung wird 
deshalb auch als Referendarexamen bezeichnet. Viele Universitäten verleihen 


inzwischen ihren Absolventen den Titel „Diplom-Jurist“. 


3. Der Vorbereitungsdienst 


Referendare haben - wenn sie Deutsche sind oder aus einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union (EU) stammen - einen Rechtsanspruch darauf, in den Vor- 
bereitungsdienst übernommen zu werden. Während des Vorbereitungsdienstes 
sind die Referendare Beamte oder Angestellte des Bundeslandes, in dem sie tätig 
sind, und werden entsprechend vergütet. 


Der Vorbereitungsdienst soll mit der praktischen Arbeit in den klassischen juris- 
tischen Berufen vertraut machen. Er dauert zwei Jahre und ist in verschiedene 
Abschnitte (so genannte Stationen) eingeteilt. Je nach Bundesland gibt es hier - 
auch im Hinblick auf die Reihenfolge - gewisse Unterschiede. Am weitesten ver- 
breitet ist folgende Einteilung: 


— 3 bıs 5 Monate bei einem Zivilgericht, 

3 bis 4/2 Monate bei einem Strafgericht, 

3 bis 4 Monate bei der öffentlichen Verwaltung, 

9 bis 10 Monate bei einem Rechtsanwalt, 

3 bis 6 Monate bei einer vom Referendar selbst gewählten Stelle, der sein 
besonderes Interesse gilt (Wahlstation). 


| 


Gegenüber den früheren Ausbildungsordnungen, bei denen der Schwerpunkt der 
Ausbildung im Vorbereitungsdienst bei den Aufgaben der Richter und Staatsan- 
wälte (also vor allem dem Entwerfen von Anklageschriften und Urteilen) lag, hat 
sich der Schwerpunkt in die Anwaltsausbildung verlagert. Diese Neuerung trägt 
der Tatsache Rechnung, dass nur ein Zehntel der Absolventen nach bestandener 
Prüfung als Richter oder Staatsanwalt arbeiten wird, die meisten hingegen nur 
eine Perspektive im Anwaltsberuf haben. In den Staatsprüfungen werden aller- 
dings noch immer überdurchschnittlich viele Aufgaben gestellt, in denen die 
Kandidaten einen Fall aus der Perspektive des Richters lösen sollen. 


Nur die Wahlstation ermöglicht dem Referendar eine gewisse Spezialisierung. 
Während dieser Zeit kann er an den gerade genannten Einrichtungen, aber 
auch bei einem Notar, einem Verband, einem Wirtschaftsunternehmen oder an 
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einer juristischen Fakultät tätig sein. Die Wahlstation kann auch ım Ausland 
abgeleistet werden. Von dieser Möglichkeit machen die Referendare zunehmend 
Gebrauch. Die Leistungen in den Ausbildungsstationen haben keine Bedeutung 
für die Zweite Juristische Prüfung. 


4. Die Zweite Juristische Staatsprüfung 


Nach Abschluss des Vorbereitungsdienstes findet dıe Zweite Juristische Staats- 
prüfung statt. Sie ist eine reine Staatsprüfung, mit der die Universitäten nicht 
mehr befasst sind. Wie im Pflichtfachteil der Ersten Juristischen Prüfung werden 
die Aufgaben zentral gestellt und anonym bewertet. Die Zweite Juristische 
Staatsprüfung besteht aus bis zu elf Klausuren, die in jeweils fünf Stunden zu 
bearbeiten sind, einer mündlichen Prüfung und - ın den meisten Bundesländern 
- einem Aktenvortrag. 


Auch die Zweite Juristische Staatsprüfung kann nur einmal, ganz ausnahms- 
weise auch zweimal wiederholt werden, wenn sie vom Referendar nicht bestan- 
den wird. Wer die Zweite Juristische Staatsprüfung bestanden hat, darf den Titel 
Assessor tragen. Die zweite Staatsprüfung wird deshalb auch als Assessorexa- 
men bezeichnet. 


Wer die Zweite Juristische Staatsprüfung bestanden hat, hat damit zugleich die 
„Befähigung zum Richteramt“ erworben. Das bedeutet nicht, dass er einen 
Anspruch darauf hätte, als Richter in den Staatsdienst eingestellt zu werden. 
Die dort freiwerdenden Stellen sind nur Assessoren mit einer überdurchschnitt- 
lichen Examensnote zugänglich. Die „Befähigung zum Richteramt“ macht aber 
zugleich den Volljuristen aus. Sie ist die Voraussetzung für die meisten juristi- 
schen Berufe, Nur Volljuristen können Richter, Staatsanwälte, Rechtsanwälte 
und Notare werden; auch die Möglichkeit, in den höheren Verwaltungsdienst 
eingestellt zu werden, ist überwiegend noch Volljuristen vorbehalten. Selbst die 
meisten Wirtschaftsunternehmen stellen für juristische Aufgaben bevorzugt 
Volljuristen ein. 


Die Examensnote in der Zweiten Juristischen Staatsprüfung spielt für die Berufs- 
chancen der Assessoren eine sehr große Rolle. Assessoren mit guten Examenser- 
gebnissen finden ohne weiteres eine Anstellung bei der Justiz oder in der öffent- 
lichen Verwaltung, wenn sie eine solche anstreben. Diese beiden Bereiche sind in 
Deutschland wegen der sicheren Arbeitsplätze und teilweise sehr angesehenen 
Positionen (z.B. Richter) stark begehrt. Bei Wirtschaftsunternehmen spielt die 
Examensnote keine so entscheidende Rolle. Assessoren, die die Zweite Juristi- 
sche Staatsprüfung mit „ausreichend“ bestanden haben, werden gröfsere 
Schwierigkeiten haben, in dem von ihnen gewünschten Beruf unterzukommen, 
Eine Anstellung im Staatsdienst ist ihnen regelmäßig verwehrt. Sie können sich 
aber jederzeit als Rechtsanwälte niederlassen. 
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5. Andere Ausbildungswege 


Neben der Ausbildung zum Volljuristen gibt es zwei weitere Ausbildungswege 
zu einem juristischen Beruf mit akademischer Vorbildung, 


Viele spezialisierte Aufgaben bei der Justiz werden heute nicht mehr von Rich- 
tern, sondern von juristischen Staatsbeamten des gehobenen Dienstes, den 
Rechtspflegern, wahrgenommen. Sie werden an Hochschulen (früher Fachhoch- 
schulen genannt) gezielt auf ihre späteren Aufgaben ausgebildet, z.B. im Grund- 
buchrecht, im Kostenrecht oder im Zwangsvollstreckungsrecht. 


Ein kurzlebiger Ausbildungsweg war der Studiengang des Diplom-Wirtschafts- 
Juristen. Er fand an Hochschulen statt und wurde im Zug der Vereinheitlichung 
der Universitätsabschlüsse durch den Bachelor (LL.B.) und den Master (LL.M.) 
ersetzt, die sowohl an Universitäten (z.B. an der Technischen Universität Dres- 
den) als auch an Hochschulen (z.B. an der Hochschule Wismar) angeboten wer- 
den. Allen diesen Studiengängen ist gemein, dass sie nicht zu einem staatlichen 
Abschluss, sondern zu einem Abschluss der Hochschule führen. Die Ausbildung 
unterscheidet sich vom traditionellen Jurastudium an einer Universität durch 
eine stärkere Betonung des Gesellschafts-, Wirtschafts- und internationalen 
Rechts. Dafür entfallen das Strafrecht und das Prozessrecht. Die Studiengänge 
zielen darauf ab, die Absolventen für den Einsatz in mittleren und größeren 
Wirtschaftsunternehmen vorzubereiten; für die sich dort stellenden Aufgaben 
bietet das herkömmliche Jurastudium wenig. 


Populär in der traditionellen Juristenausbildung sind inzwischen Zusatzaus- 
bildungen, die den staatlichen Abschluss ergänzen und zur Führung einer beson- 
deren Berufsbezeichnung berechtigen; so darf sich beispielsweise der Absolvent 
der wirtschaftswissenschaftlichen Zusatzausbildung der Universität Bayreuth 
„Wirtschaftsjurist (Univ. Bayreuth)“ nennen. 


Rechtspflegern und Absolventen der Bachelor- und Masterstudiengänge fehlt die 
„Befähigung zum Richteramt“. Die klassischen juristischen Berufe sind ihnen 
somit versperrt. Durch ihre stärkere Spezialisierung sind sie aber auf ihrem 
jeweiligen Aufgabengebiet den Volljuristen sicherlich überlegen. 


Universitäten und Hochschulen sind in Deutschland traditionellerweise staatli- 
che Einrichtungen. Inzwischen gibt es vereinzelt private Universitäten und Hoch- 
schulen, die mit hochwertigen juristischen Studiengängen und kurzen Studien- 
zeiten werben. Für eine Prognose, ob sie sich durchsetzen werden, ist es noch 
zu früh. 


Eine weitere Veränderung tritt gerade aufgrund der Forderung nach lebenslan- 
gem Lernen ein. Während die traditionellen juristischen Studiengänge die Anwe- 
senheit der Studierenden am Universitätsstandort voraussetzen, gibt es — neben 
der inzwischen schon traditionsreichen Fernuniversität Hagen - vermehrt inno- 
vative Studiengänge, die im Fernunterricht mit Präsenzphasen angeboten wer- 
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den, um Berufstätigen die Ausbildung oder Weiterbildung zu ermöglichen. Auch 
hier ist es für eine Bewertung der Entwicklung noch zu früh; sie ist jedoch grund- 
sätzlich wegen der Öffnung für Berufstätige und der Diversifizierung der Stu- 
dienangebote zu begrüßen. 


Il. Die juristischen Berufe 


Im Jahre 2015 bestanden 7.462 Juristinnen und Juristen die Zweite Juristische 
Prüfung. Rechtlich stehen ihnen nun alle juristischen Berufe offen. Die Justiz 
und die öffentliche Verwaltung benötigen jährlich jedoch nur etwa 600 bis 
1.000 Berufsanfänger. Diejenigen, die nicht im öffentlichen Dienst arbeiten wol- 
len oder dort nicht zum Zuge kommen, müssen daher einen anderen juristischen 
Beruf einschlagen. 


1. Die Richter 


Im Gegensatz zu anderen europäischen Ländern ist in Deutschland die Zahl der 
Richter sehr grofßs. Das hat mehrere Gründe. Zum einen liegt nach allen Verfah- 
rensordnungen die Führung des Prozesses weitgehend nicht in den Händen der 
Parteien, sondern ın den Händen der Richter. Die meisten Gerichte sind Kolle- 
gialgerichte. Es entscheidet also nicht ein Einzelrichter über den Fall, sondern 
ein Kollegium von meist drei Richtern. Bei den Obergerichten gibt es daneben 
Senate von fünf Richtern und beim Bundesverfassungsgericht sogar von acht 
Richtern. Ferner ist die Begründung gerichtlicher Urteile in Deutschland übli- 
cherweise besonders eingehend und umfassend. Schließlich spielt die Neigung 
der Deutschen, ihre Streitigkeiten im Zweifel vor Gericht auszutragen, eine 
Rolle, was durch die weite Verbreitung von Rechtsschutzversicherungen wahr- 
scheinlich noch verstärkt wird. 


Ein Berufsanfänger kann sich daher in Deutschland durchaus das Berufsziel set- 
zen, als Richter zu arbeiten. Der Beruf des Richters ist durch die rıchterliche 
Unabhängigkeit geprägt. Sie bedeutet, dass der Richter bei seiner Rechtspre- 
chungstätigkeit keinen Anweisungen seitens seiner Vorgesetzten unterliegt. Nie- 
mand kann einem Richter vorschreiben, wann und wie er einen konkreten Fall 
zu entscheiden hat. Er ist nur Recht und Gesetz unterworfen. Diese Unabhängig- 
keit ist rechtlich dadurch gesichert, dass die Richter auf Lebenszeit (bis zur Pen- 
sionsgrenze) ernannt sind und gegen ihren Willen weder versetzt noch abgesetzt 
werden können. 


Eine gewisse tatsächliche Beschränkung der richterlichen Unabhängigkeit liegt 
darin, dass auch Richter befördert werden können. Der Richter an einem Kolle- 
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gialgericht kann zum Vorsitzenden seines Kollegiums ernannt werden; der Rich- 
ter an einem unteren Gericht kann an ein oberes Gericht berufen werden. Es ist 
nicht auszuschließen, dass ein Richter seine Entscheidungen bewusst oder unbe- 
wusst daran ausrichtet, sich eine solche Chance nicht zu verbauen. 


Die Richter an den Gerichten der Länder werden vom jeweiligen Justizministe- 
rium ernannt; die Bundesrichter vom Bundespräsidenten. Bei den Bundesrich- 
tern sind auch Gremien des Bundestags und des Bundesrats an dem Ernennungs- 
verfahren beteiligt, um die Möglichkeit „politischer“ Entscheidungen der jeweils 
amtierenden Regierung in Grenzen zu halten. Augenfällig ist diese Gefahr bei 
der Ernennung der Richter des Bundesverfassungsgerichts. 


Aufser den Berufsrichtern gibt es in der Handels-, Straf-, Arbeits-, Verwaltungs- 
und Sozialgerichtsbarkeit Laienrichter. Das sind Bürger ohne juristische Ausbil- 
dung, die zusammen mit Berufsrichtern gleichberechtigt an der Entscheidung 
von Rechtsfällen beteiligt sind. Sie werden nach Vorschlagslisten der Gemeinden 
ausgewählt. Ihre Zahl ist sehr groß, da der einzelne Laienrichter nur wenige 
Male im Jahr zu einer Sitzung herangezogen wird. 


2. Die Staatsanwälte 


Die Anklage des Täters einer Straftat vor Gericht ist grundsätzlich Sache des 
Staatsanwalts. Er führt das Ermittlungsverfahren, überwacht dabei die Tätigkeit 
der Polizei und vertritt die Anklage in der Hauptverhandlung vor dem Strafge- 
richt. 

Die Laufbahnen der Richter und Staatsanwälte sind in den meisten Bundeslän- 
dern durchlässig. Wer als Staatsanwalt angestellt wurde, kann später Richter 
sein und umgekehrt. In einigen Bundesländern kann sogar nur derjenige zum 
Richter auf Lebenszeit ernannt werden, der zuvor als Staatsanwalt tätig gewesen 
ist. Im Gegensatz zum Richter ist der Staatsanwalt nicht unabhängig, sondern 
Beamter, der den Anweisungen seiner Vorgesetzten zu folgen hat. Er muss des- 
halb auch - anders als ein Richter - festgesetzte Dienststunden einhalten. 


Staatsanwaltschaften bestehen bei allen Gerichten, bei denen Strafsachen ver- 
handelt werden, also bei den Gerichten der Länder und beim Bundesgerichtshof. 
In jedem Land amtiert ein Generalstaatsanwalt, der die Aufsicht über die Staats- 
anwälte in diesem Land führt. Dagegen übt der Generalbundesanwalt beim Bun- 
desgerichtshof keine Aufsicht über die Staatsanwälte der Länder aus. 


3. Die Rechtsanwälte 


Die Vertretung der rechtlichen Interessen der Bürger vor Gericht oder vor Ver- 
waltungsbehörden und ihre Beratung in allen Rechtsangelegenheiten ist Sache 
der Rechtsanwälte. Rechtsanwälte sind freiberuflich tätig. Für den Beruf des 
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Rechtsanwalts gibt es keine zahlenmäßigen Beschränkungen. Jeder Jurist, der 
die Zweite Juristische Prüfung bestanden hat, kann die Zulassung als Rechtsan- 
walt beanspruchen. Durch die hohe Zahl von Absolventen, die keine Anstellung 
in einem anderen juristischen Beruf gefunden haben, ist die Zahl der Rechtsan- 
wälte — besonders in Großstädten - in den letzten Jahren stark angestiegen. Es 
gibt in Deutschland über 165.000 Rechtsanwälte (Stand 1.1.2017). 


Der Rechtsanwalt vertritt nur seinen Auftraggeber. Er muss dessen Interessen 
wahrnehmen. Die gleichzeitige Beratung der anderen Partei in derselben Sache 
ist ihm ausdrücklich verboten. Der Rechtsanwalt hat gleichzeitig ein Bera- 
tungsmonopol: Andere Personen als Rechtsanwälte dürfen die geschäftsmä- 
fsige Rechtsberatung und die Vertretung vor Gericht grundsätzlich nicht be- 
treiben. 


Rechtsanwälte sind Berater ihrer Auftraggeber in allen Rechtsangelegenheiten. 
Allerdings hat die zunehmende Kompliziertheit der einzelnen Rechtsgebiete 
dazu geführt, dass sich auch Rechtsanwälte spezialisiert haben. Wenn sie sich 
auf einem bestimmten Gebiet fortgebildet haben, dürfen sie sich nach Beibrin- 
gung von Leistungszeugnissen und Nachweisen über eine bestimmte Praxis als 
„Fachanwalt“ bezeichnen und auch ohne eine solche Prüfung Schwerpunkte 
ihrer Tätigkeit angeben. Das früher sehr strenge Werbeverbot ist in den letzten 
Jahren durch die Rechtsprechung zunehmend gelockert worden; große Zei- 
tungsanzeigen und auffällige Werbeschilder sind heute zulässig, solange die 
Werbung sachlich ist und potentielle Mandanten nicht unaufgefordert direkt 
angesprochen werden. 


Mehrere Rechtsanwälte verbinden sich häufig untereinander oder auch mit 
Angehörigen anderer Berufe, wie Wirtschaftsprüfern oder Steuerberatern, zur 
gemeinsamen Ausübung des Berufs. Auch das ermöglicht eine Spezialisierung 
auf bestimmte Tätigkeitsbereiche. 


4. Die Notare 


Die Notare sind anders als die Rechtsanwälte unabhängige und unparteiliche 
Betreuer der Bürger in nichtstreitigen Rechtsangelegenheiten, besonders beim 
Abschluss von Verträgen, die aufgrund gesetzlicher Bestimmungen nur von 
einem Notar beurkundet werden können. Der Notar muss den Willen der Betei- 
ligten ermitteln und verhindern, dass bei einem Vertragsteil Unkenntnis oder 
Unerfahrenheit ausgenutzt werden. Er ist auch für die Errichtung von Testamen- 
ten und für die Beglaubigung von Unterschriften zuständig. 


Der Zugang zum Notarberuf ist in den einzelnen Bundesländern unterschiedlich 
geregelt. In einigen Bundesländern ist Notar ein besonderes Amt, das nicht 
gleichzeitig mit anderen Berufen ausgeübt werden darf. Diese so genannten Nur- 
notare werden in einem dreijährigen Vorbereitungsdienst, der sich an die Zweite 
Juristische Prüfung anschließt, auf ihre Aufgaben vorbereitet. In anderen Bun- 
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desländern können Anwälte nach Ablegung einer „Notariellen Fachprüfung“ zu 
Notaren bestellt werden; sie sind sogenannte Anwaltsnotare. Auch ein Anwalts- 
notar darf allerdings in der gleichen Sache nur entweder als Anwalt oder als 
Notar tätıg sein. In beiden Systemen ist die Zahl der Notare beschränkt und 
wird jeweils von der Justizverwaltung festgelegt. Neue Notare werden nur 
dann ernannt, wenn Stellen frei geworden sind. 


5. Die juristischen Verwaltungsbeamten 


Die Zweite Juristische Prüfung ist auch Voraussetzung dafür, bei einer Bundes-, 
Landes- oder Gemeindebehörde die Laufbahn eines juristischen Beamten im 
höheren Dienst einschlagen zu können. Natürlich arbeiten in jeder Verwaltung 
auch Dienstkräfte ohne volljuristische Ausbildung; die Führungspositionen sind 
aber Juristen vorbehalten, die die Zweite Juristische Prüfung abgelegt haben. 


In Deutschland sind auch die leitenden Beamten von Fachbehörden wie etwa 
Umweltämtern, Landwirtschaftsämtern oder Gewerbeaufsichtsiämtern norma- 
lerweise nicht Absolventen der einschlägigen Fachrichtung, sondern Juristen. 
Man spricht geradezu vom Juristenprivileg. 


Diese Erscheinung ist nicht rechtlich, sondern rein historisch bedingt. Sie führt 
dazu, dass eine sehr grofßse Zahl von Juristen ihren Arbeitsplatz in Behörden fin- 
det, bei denen die Mehrzahl der Mitarbeiter eine technische oder naturwissen- 
schaftliche Ausbildung haben, die leitenden Beamten aber Juristen sind. 


Erst recht sind natürlich in der eigentlichen Staatsverwaltung und in den Minis- 
terien vornehmlich Juristen mit der Ausführung und Anwendung, aber auch mit 
der Ausarbeitung der gesetzlichen Bestimmungen und mit der Aufsicht über die 
Fachbehörden befasst. Die Zahl der juristischen Verwaltungsbeamten dürfte ins- 
gesamt höher sein als die der in den klassischen juristischen Berufen arbeitenden 
Juristen. 


6. Die Wirtschaftsjuristen 


Zahlenmäßsig sehr groß ist auch die Zahl derjenigen Juristen, die weder in einem 
klassischen juristischen Beruf noch in der öffentlichen Verwaltung, sondern in 
einem Wirtschaftsunternehmen tätig sind. Hier spielen der Abschluss in der 
/ weiten Staatsprüfung und die Examensnote keine so entscheidende Rolle wie 
ım Staatsdienst. Auch Juristen, die die Zweite Staatsprüfung nicht bestanden 
haben oder aus irgendwelchen Gründen ihre Ausbildung nach der Ersten Staats- 
prüfung abgebrochen haben, können als Wirtschaftsjuristen tätig sein. 

Vor allem auf Tätigkeitsfeldern, auf denen die juristische Beurteilung eines Sach- 
verhalts normalerweise einfach ist, werden sie von Unternehmen wegen ihrer 
geringeren Gehälter gerne eingestellt, z.B. als Sachbearbeiter bei Versicherungs- 
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gesellschaften. Leitende Stellungen sind aber auch hier normalerweise den Voll- 
juristen vorbehalten. 


Die Tätigkeit des Wirtschaftsjuristen unterscheidet sich ihrem Charakter nach 
erheblich von der eines Richters oder Rechtsanwalts. Während die Tätigkeit die- 
ser Berufe und auch die juristische Ausbildung weithin darauf ausgerichtet sind, 
in streitigen Kategorien, also in den Begriffen von Anspruch, Klage und Urteil zu 
denken, sieht der Wirtschaftsjurist das Ziel seiner Tätigkeit vor allem in der 
Streit- und Problemvermeidung. Er hat deshalb vielfach mit dem Entwerfen 
oder Überprüfen von Verträgen und mit der aufsergerichtlichen Rechtsverfol- 
gung und Rechtsverteidigung zu tun. Kommt es zu Rechtsstreitigkeiten, muss er 
beurteilen, wie die Prozesschancen seines Unternehmens sind. 


Der Wirtschaftsjurist spezialisiert sich regelmäßsig auf die Rechtsfragen, die in 
seinem Unternehmen tatsächlich zu beurteilen sınd, und hat auf diesen Gebieten 
oft wesentlich umfassendere Kenntnisse als ein durchschnittlicher Rechtsanwalt. 
Die Führung von Prozessen für seinen Arbeitgeber gehört normalerweise nicht 
zum Aufgabenbereich des Wirtschaftsjuristen. Hier wird das Unternehmen in 
der Regel einen externen Rechtsanwalt beauftragen, den der Wirtschaftsjurist 
dann informiert und mit dem er zusammenarbeitet. 


Eine besondere Form des Wirtschaftsjuristen ist der Syndikusanwalt. Darunter 
versteht man einen Wirtschaftsjuristen, der bei einem Unternehmen fest ange- 
stellt ist, aber gleichzeitig als Rechtsanwalt zugelassen ist. Syndikusanwälte müs- 
sen deshalb stets Volljuristen sein. An der Vertretung ihres Unternehmens in 
Prozessen sind sie aber regelmäßsig durch Vorschriften des Prozessrechts gehin- 
dert. 


7. Die Hochschullehrer 


Juristen können nach ihrer Ausbildung auch weiterhin an der Universität arbei- 
ten mit dem Berutsziel, Universitätsprofessor zu werden. Rechtlich vorgeschrie- 
ben ist hierfür nur die Erste Juristische Prüfung. Man kann aber davon ausge- 
hen, dass heute jeder juristische Hochschullehrer auch die Zweite Juristische 
Prüfung abgelegt hat. Erforderlich ist zunächst die Promotion zum Doktor der 
Rechtswissenschaften, die aufserhalb des Universitätsbereichs nur etwa 10% 
der Juristen aufweisen. Während der Abfassung der Doktorarbeit arbeiten diese 
Juristen meist als Hochschulassistenten und sammeln in dieser Stellung bereits 
erste Lehrerfahrungen. An die Promotion schliefst sich eine zweite wissenschaft- 
liche Arbeit, die Habilitation, an. Wer die Habilitation erfolgreich abgeschlossen 
hat, darf sich Privatdozent nennen. Mit diesem Titel ist aber keine besoldete 
Stelle verbunden. Vielmehr müssen sich die Privatdozenten auf freie Professoren- 
stellen bewerben, auf die sie dann nach kürzerer oder längerer Zeit berufen wer- 
den. In der Regel sind sie zu diesem Zeitpunkt bereits 35 bis 40 Jahre alt. Bis zu 
ihrer Berufung können sie Vertretungen freier Professorenstellen übernehmen. 
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Universitätsprofessoren haben in Deutschland ein sehr hohes gesellschaftliches 
Ansehen und sind im Vergleich zu anderen Ländern auch recht gut bezahlt. Die 
Lehraufgaben an der Universität liegen in Deutschland grundsätzlich ausschließ- 
lich in der Hand von Professoren. Vorlesungen und Übungen werden zwar teil- 
weise auch von Hochschulassistenten und Lehrbeauftragten abgehalten; diese 
haben aber keine Stellen auf Lebenszeit, sondern auf wenige Jahre befristete Ver- 
träge. Eın akademischer „Mittelbau“ unterhalb der Ebene der Professoren ist an 
den deutschen juristischen Fakultäten nicht vorhanden. Allerdings wurde zur 
Verjüngung der Professorenschaft die Juniorprofessur eingeführt. Diese kommt 
an den juristischen Fakultäten noch sehr selten vor. Frauen sind, was juristische 
Lehrstühle angeht, deutlich unterrepräsentiert. 


Universitätsprofessoren haben in Deutschland meistens keinerlei praktische 
Erfahrung in einem juristischen Beruf. Sie sind nach der Zweiten Juristischen 
Prüfung fast ausschließlich im Universitätsunterricht und in der Forschung tätig, 
aber haben, wenn sie zum Professor ernannt werden, meist nie eine juristische 
Tätigkeit außerhalb der Universität ausgeübt. Das ist für den Praxisbezug der 
Juristenausbildung sicher nicht günstig. Trotzdem sind die wissenschaftlichen 
Arbeiten deutscher Universitätsjuristen bei den Gerichten und beim Gesetzgeber 
sehr angesehen. Vor allem die oberen Gerichte setzen sich in ihren Entscheidun- 
gen ausführlich mit wissenschaftlichen Lehrmeinungen auseinander und zitieren 
die entsprechenden Arbeiten. Auch der Gesetzgeber nimmt die Erkenntnisse von 
in der Wissenschaft arbeitenden Juristen oft zum Ausgangspunkt gesetzlicher 
Änderungen oder Reformen. 


Grundsätzlich anders ist der Berufsweg zum Hochschulprofessor. Hierfür ist 
lediglich die Promotion Voraussetzung; außerdem wird die Anwendung wissen- 
schaftlicher Erkenntnisse in der Praxis erwartet. Die meisten Hochschulprofes- 
soren haben auch etwas Lehrerfahrung. Entscheidend ist aber, dass Hochschul- 
protessoren eine mindestens füntjährige Berufspraxis aufweisen müssen. Man 
geht davon aus, dass sie damit der Aufgabe der Hochschulen, gezielt berufsprak- 
tische Kenntnisse zu vermitteln, besser gerecht werden können. 


IH. Juristen im Ausland 


Eine Tätigkeit im Ausland ist für Juristen mit besonderen Schwierigkeiten ver- 
bunden. Das gilt sowohl für deutsche Juristen, die im Ausland tätig sein wollen, 
als auch für ausländische Juristen, die in Deutschland arbeiten wollen. 


Die Probleme liegen zum einen in der Unterschiedlichkeit der Rechtsordnun- 
gen, die eine Arbeit im Ausland nur möglich machen, wenn man auch das 
ausländische Recht genau kennt, andererseits in Vorschriften des jeweiligen 
nationalen Rechts, die bestimmte Berufe den eigenen Staatsangehörigen vorbe- 
halten. So sind in Deutschland diejenigen Berufe, die mit einem öffentlichen 
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Amt verbunden sind, nämlich die des Richters, des Staatsanwalts, des juristi- 
schen Verwaltungsbeamten und des Notars, deutschen Staatsangehörigen 
vorbehalten. Dagegen kann jeder Ausländer, der in Deutschland die Zweite 
Juristische Prüfung abgelegt hat, Rechtsanwalt werden. In vielen anderen euro- 
päischen Ländern ist dagegen auch der Beruf des Rechtsanwalts Ausländern 
nicht zugänglich. 


Juristen aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) können sich in jedem 
Land der EU niederlassen und in ihrem jeweiligen Beruf arbeiten. Auch zulässig 
ist, dass der Mandant im Einvernehmen mit einem Rechtsanwalt einen der deut- 
schen Sprache mächtigen Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats der Europä- 
ischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum, der nach den Teilen 1 und 5 des Gesetzes über 
die Tätigkeit europäischer Rechtsanwälte in Deutschland (EuRAG) berechtigt 
ist, vorübergehend die Tätigkeit eines Rechtsanwalts bei diesem Gericht auszu- 
üben, zum Verfahrensbevollmächtigten bestellt. Andere ausländische Rechtsan- 
wälte können dagegen nicht bei Gericht auftreten, sofern sie nicht als Rechtsan- 
wälte ın Deutschland zugelassen sind. Die Prozessvertretung können sie nur im 
Einvernehmen mit einem bei dem jeweiligen Gericht vertretungsbefugt deut- 
schen Rechtsanwalt übernehmen. Diese Regelungen setzen der allgemeinen 
Berufstätigkeit ausländischer Rechtsanwälte in Deutschland enge Grenzen. 
Grolse Kanzleien beschäftigen aber in zunehmendem Umfang ausländische Mit- 
arbeiter zur Bearbeitung von Fällen, in denen das Recht deren Heimatstaates 
eine Rolle spielt. Juristen aus einem Mitgliedstaat der EU können eine Eignungs- 
prüfung ablegen, die die selbstständige Tätigkeit als Rechtsanwalt ermöglicht. 
Dafür gibt es inzwischen sogar spezielle Privatrepetitorien. Die Regeln zur Tätig- 
keit europäischer Anwälte sind im Gesetz über die Tätigkeit europäischer 
Rechtsanwälte in Deutschland (EuRAG) festgelegt. 


Ähnlich ist es mit der Tätigkeit deutscher Rechtsanwälte im Ausland. Diese durf- 
ten sich bis 1989 im Ausland nicht als Rechtsanwälte bezeichnen, da sie mit dem 
Ortswechsel ins Ausland ihre Rechtsanwaltszulassung verloren. Diese Beschrän- 
kung besteht heute nicht mehr. Deutsche Rechtsanwälte dürfen deshalb in dem 
Umfang im Ausland tätig sein, den das ausländische Recht gestattet. 
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ÜBUNGSTEIL 


Rechtliche Aspekte 


Fragen zum Text 


1, 


Was versteht man unter dem Leitbild des Einheitsjuristen innerhalb der juris- 
tischen Ausbildung in Deutschland? 


. Was stellen die sog. Scheine für die Erste Juristische Prüfung dar und wofür 


erhält man sie? 


. Was ist die Funktion von Repetitorien? 
. Welche Aufgaben müssen die Studierenden in der Ersten Juristischen Prüfung 


erfüllen? 


. Welche Ziele verfolgt der Vorbereitungsdienst (= die Referendarzeit)? 
. Warum wird die Zweite Juristische Staatsprüfung abgelegt, und wozu eröff- 


net sie den Zugang? 


. Welche zwei weiteren Ausbildungswege zu juristischen Berufen mit akademi- 


scher Vorbildung gibt es neben der Ausbildung zum Volljuristen? Inwiefern 
unterscheidet sich ihre Zielsetzung von der traditionellen Juristenausbildung? 


Skizze zur juristischen Ausbildung. Setzen Sie die Wörter ein, die für die juristi- 
sche Ausbildung kennzeichnend sind: 


}; 


MEERE 


a) 
m) Bezeichmme der ferum: | — oe 


a a a nm 


(männlichhweiblich) 


c) Abschlussprüfung: 


2. Ausbildungsphase: 


, L_ 


e) Bezeichnung der Person: 


“HERE ER EEE 


(männlich/weiblich) 


BREEENEEEEEREE 
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g) Titel der Person 


TENNESSEE NSW (= Ass, jur.) 
nach der Abschlussprüfung: (männlichlweiblich) 


Was raten Sie der bzw. dem Betreffenden? 


1. A hat gerade das Abitur bestanden und überlegt, welches Fach sie studieren 
könnte. Sie interessiert sich für gesellschaftliche Konflikte und ihre Lösungen, 
liebt logisches Denken und Argumentieren und möchte später beruflich viel 
mit Menschen zu tun haben. Sie möchte nicht richten, sondern beraten und 
vertreten. 

2. B studiert im vierten Semester Jura. Er ist der Meinung, dass die Universität 
ihn nicht ausreichend auf die Erste Juristische Prüfung vorbereitet, und hätte 
deshalb gerne ein wenig professionelle Nachhilfe. Außerdem hat er Angst, 
dass er durch die Prüfung fallen könnte und zu alt für den Arbeitsmarkt 
wird, falls er sich nicht frühzeitig zum Examen anmeldet. 

3. C ist Referendarin. Sie möchte gerne Rechtsanwältin werden und sich auf 
Streitfragen, die in Zusammenhang mit ausländischem Recht stehen, speziali- 
sieren. Sie überlegt, welche Station ihres Vorbereitungsdienstes sie in einer aus- 
ländischen Rechtsanwaltskanzlei ableisten könnte. Ihre Anwaltsstation hat sie 
bereits in einer deutschen Rechtsanwaltskanzlei verbracht, da sie vor dem aus- 
ländischen Recht das deutsche Recht in der Praxis kennen lernen wollte. 

4. D har die Prüfung mit einer mittelmäßigen Note bestanden. Er möchte in 
einem Wirtschaftsunternehmen arbeiten und hat sich dafür in wirtschaftswis- 
senschaftlichen Fragen und Fremdsprachen mit ausgezeichnetem Ergebnis 
weitergebildet. Er findet, dass ein Doktortitel in Deutschland immer noch 
vorteilhaft ist. 

5. E hat ein ausgezeichnetes Zweites Juristisches Examen abgelegt. Ihre Leiden- 
schaft besteht darin, Konflikte zu schlichten. Sie möchte in einer hoch ange- 
sehenen Position an einem Gericht arbeiten und absolut unabhängig sein. 

6. F hat nach der Zweiten Juristischen Prüfung mit summa cum laude promo- 
viert und möchte unbedingt weiterhin wissenschaftlich tätig sein. Neben vie- 
len kleinen Publikationen wie Aufsätzen in juristischen Zeitschriften möchte 
er noch eine gröfsere wissenschaftliche Abhandlung verfassen und später 
einerseits weiterhin forschen und publizieren, andererseits sein Wissen an 
Jurastudierende weitergeben. 

7. G arbeitet seit vielen Jahren als „Solicitor“ in Großbritannien. Allmählich 
wird ihr diese Tätigkeit langweilig, und sie möchte für ein paar Jahre in 
Deutschland praktizieren. Allerdings möchte sie allein und selbstständig 
arbeiten und auch vor Gericht auftreten. Da sie ausgezeichnet Deutsch 
spricht und auch über gute Kenntnisse des deutschen Rechts verfügt, wäre 
sie auch bereit, eine Prüfung abzulegen. 

8. H hat zehn Jahre als Rechtsanwalt gearbeitet. In den letzten Jahren hat er 
nebenberuflich einige Stunden Vertragsrecht an einer Universität gelehrt. Zu 
dıeser Tätigkeit hatte ihm unter anderem sein Doktortitel verholfen. Da er 
den Beruf des Rechtsanwalts inzwischen als zu stressig empfindet, er anderer- 
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seits aber auch nicht forschen und publizieren möchte, sucht er eine Tätigkeit, 
die ihm ein geregeltes Einkommen sichert, nicht mit zu vielen Arbeitsstunden 
verbunden ist und ihm erlaubt, seine im Beruf erworbenen Kenntnisse weiter- 
zugeben. 


A Erklären Sie kurz mit Ihren eigenen Worten, was die folgenden Personen 
machen: 


= Ser naurunn 


Studentin / Student (= Studierende) 

Referendarın / Referendar 

Rechtspflegerin / Rechtspfleger 
Diplom-Wirtschaftsjuristin / Diplom-Wirtschaftsjurist 
Richterin / Richter 

Laienrichterin / Laienrichter 

Staatsanwältin / Staatsanwalt 

Rechtsanwältin / Rechtsanwalt 

Notarin / Notar 


. Juristische Verwaltungsbeamtin / Juristischer Verwaltungsbeamter 


Wirtschaftsjuristin / Wirtschaftsjurist 


3 Für welche der oben genannten Tätigkeiten wird die Zweite Juristische Prüfung 
benötigt? Nennen Sie mögliche Gründe. 


6 Nennen Sie die genauen Bezeichnungen für die Richter an den einzelnen Gerich- 
ten und erklären Sie, worin ihre Tätigkeit besteht! 


Beispiel: Amtsgericht — Amtsrichter 


u.u.5 2. 


ey 


—J 


“a EEE EEE EEE EEE HE A GE EEE TE TEE EEE EEE EEE ER EA HE HE ER EHE 


Zivilgericht 
Strafgericht un Bekeeeeeeueuee Pr 
Verwaltungsgericht seuunanennunennenannun Inne EIERN ee 
Arbeitsgericht a NENNE SNUETRENEEM 
Sozialgericht Eee 


Peer | ee TEE 


 VERSRUHEEEIE n ee 


. Für die verschiedenen Spezialisierungen der Rechtsanwälte gibt es Fachan- 


waltsbezeichnungen, die nur unter bestimmten Voraussetzungen getragen 
werden dürfen. Nennen Sie diese jeweils und erläutern Sie anhand von Bei- 
spielen, welche Information sıe über die Tätigkeitsfelder des Anwalts enthal- 
ten. 


Beispiel: Verwaltungsrecht - Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
l. Arbeitsrecht NENNE SEINE RESTE, PD RER ei 


2. Steuerrecht cc streitet NEN EIEEEUEREIEIDEFEENINEE:VSWIEEWE FEIERN 
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3; Farmilienrecht cnnaueennmnenenn nn nn en nn near 
4, Sozialrecht ea Sense ec 
5. Strafrecht One EN NIEREN 


I Eee get 


2. Finden Sie anhand des Internets oder mithilfe von juristischen Zeitschriften 
heraus, welche zusätzlichen Fachanwaltsbezeichnungen zugelassen sind, und 
erklären Sie, für welche Fragestellungen diese Fachanwälte intensiv ausgebil- 
det werden. 


Rechtspolitische Frage 


Erscheint Ihnen die traditionelle deutsche Juristenausbildung noch zeitgemäß? 
Erläutern Sie Ihre Meinung und berücksichtigen Sie dabei insbesondere die zahl- 
reichen neuen Studiengänge an Hochschulen. 


Rechtsvergleichende Anregungen 

l. Vergleichen Sie die juristische Ausbildung in Ihrem Heimatstaat mit derjeni- 
gen in Deutschland. Gehen Sie dabei insbesondere darauf ein, wie das Univer- 
sitätsstudium aufgebaut ist, ob es obligatorische Praktikumszeiten gibt und 
wie man Zugang zu den einzelnen juristischen Berufen erhält. 

2. Vergleichen Sie die Zulassungsbedingungen für ausländische Rechtsanwälte 
in Deutschland mit der Situation für ausländische Rechtsanwälte in Ihrem 
Heimatland. Berücksichtigen Sie nicht nur die rechtliche, sondern auch die 
tatsächliche Situation: Gibt es ausländische Rechtsanwälte in Ihrem Land? 
Wie sind sie typischerweise organisiert (Einzelanwalt, mittelständische Kanz- 
lei, Großkanzlei) und auf welchen Fachgebieten sind sie hauptsächlich tätig? 

3. Vergleichen Sie die rechtliche und die tatsächliche Situation der Frauen in der 
juristischen Ausbildung und den juristischen Berufen in ihrem Herkunftsland 
und in Deutschland. Gehen Sie dabei insbesondere auf die Besetzung von 
höheren Positionen durch Juristinnen (z. B. Justizministerinnen, Gerichtsprä- 
sidentinnen, Juraprofessorinnen) und ihren Einfluss auf das Recht (z.B. als 
Autorinnen von Fachbüchern) ein. Versuchen Sie, Erklärungen für die 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede zu finden. 


Sprachliche Aspekte 


Ergänzen Sıe ım Zusammenhang mit dem Wortfeld Universität mit Hilfe von 
Kapitel 1 die fehlenden Nomen. 

Jurastudierende müssen an der juristischen (1) einer Uni- 
versität eingeschrieben sein. Sie benötigen für das Jurastudium meistens acht 
bis zehn (2). In Deutschland besteht das akademische Bu 
(3) aus einem Winter- und einem Sommersemester. Gegenstand des Jurastu- 
diums sind als | (4) die wichtigsten allgemeinen Rechtsge- 
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biete und ein __.(5). Während ihres Studiums müssen Jurastudie- 
rende (6) erbringen. Diese so genannten ___ 
(7) dienen als (8) zur Ersten 


(9). Drei Scheine werden auf den wichtigsten 
Rechtsgebieten erworben, der vierte belegt die erfolgreiche Teilnahme an einem 
(10). In letzterem ist eine juristische 
(11) zu verfassen. Die Juristische Prüfung besteht nach Bundesland verschieden 
meist aus mehreren (12), einer mündlichen 
(13) und einem (14). 


Ergänzen Sie im Zusammenhang mit dem Wortfeld „Juristische Tätigkeiten“ 
mit Hilfe von Kapitel 1 passende Verbformen. 


l. Der Rechtsanwalt _ _ die rechtlichen Interessen der Bürger 
vor Gericht und Verwaltungsbehörden. 

2. Rechtsanwälte in allen Rechtsangelegenhei- 
ten. 

3. Der Notar Bürger ın nichtstreitigen Rechtsangelegen- 
heiten. 

4. Notare bestimmte Verträge, | 

den Willen der Beteiligten, _ Testamente und 
Unterschriften. 


5. Der Richter ist nur dem Recht und Gesetz 


6. Ein Richter __ keinen Anweisungen seiner Vorgesetz- 
ten. 

7. Die Prozessführung ______ weitgehend in den Händen 
von Richtern. 

8. Meist | ein aus drei Richtern beste- 


hendes Richterkollegium über den Fall. 
9. Oft sind Laienrichter an der Entscheidung von Rechtsfällen 


10. Der Staatsanwalt den Täter einer Straftat vor 
Gericht 

11. Es ıst Sache des Staatsanwalts, das Ermittlungsverfahren zu 
dabei die Tätigkeit der Polizei zu und die Anklage 


in der Hauptverhandlung vor dem Strafgericht zu 
12. Staatsanwälte müssen den Anweisungen ihrer Vorgesetzten 





Zweites Kapitel 
Zugang zum Recht 


Für den juristischen Laien und den Anfänger, der eine juristische Ausbildung 
beginnt, ist der Zugang zum Recht schwierig. Das liegt zum einen an der beson- 
deren Arbeitsmethode der Juristen, zum anderen an ihrer von der Alltagssprache 
stark abweichenden Fachsprache. Hinzu kommt, dass die Rechtsquellen und 
andere Materialien, mit denen die Juristen arbeiten, oft nicht leicht zugänglich 
sind. Manche dieser Hindernisse stellen sich in jeder Rechtsordnung in gleicher 
oder ähnlicher Weise, andere sind für eine bestimmte Rechtsordnung charakte- 
ristisch. 


I. Die Rechtsquellen 


Anders als z.B. im englischen Recht ist in Deutschland die Hauptrechtsquelle 
das geschriebene Recht. Nur auf wenigen Rechtsgebieten sind wesentliche Fra- 
gen nicht durch Gesetze und Verordnungen geregelt. Dazu gehört besonders 
das Arbeitsrecht. In den meisten anderen Rechtsgebieten hat das Gewohnbheits- 
recht nur eine außerordentlich geringe Bedeutung. 


1. Rangordnung der Rechtssätze 


Zum geschriebenen Recht gehören Rechtssätze, die sich danach unterscheiden, 
wer sie erlassen hat und wo sie gelten. Sie haben unterschiedlichen Rang, der 
dann von Bedeutung ist, wenn ihr Inhalt widersprüchlich ist. An der Spitze ste- 
hen die Verfassung des Bundes (das Grundgesetz) und die Verfassungen der Län- 
der sowie die allgemeinen Regeln des Völkerrechts, im Rang darunter die for- 
mellen Bundes- und Landesgesetze, die das Bundesparlament (der Bundestag) 
oder die Länderparlamente erlassen haben. Den untersten Rang nehmen die Ver- 
ordnungen und Satzungen ein, die die Bundes- oder eine Landesregierung, eine 
Gemeinde oder ein Gemeindeverband erlassen haben. Diese sind nur gültig, 
wenn dazu in einem formellen Gesetz ermächtigt wurde. Vom Bund erlassene 
Rechtsvorschriften gelten in der ganzen Bundesrepublik, die von einem Land 
erlassenen nur auf dem Gebiet des betreffenden Landes; entsprechend ist es bei 
Gemeinden. Widersprechen sich Vorschriften des Bundes und Vorschriften eines 
Landes, so gilt immer der Vorrang des Bundesrechts (Art. 31 GG; so genannter 
Geltungsvorrang). Das bedeutet, dass sogar eine Verordnung des Bundes Vor- 
rang vor den Bestimmungen in einer Landesverfassung hat. 
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Alle Rechtssätze müssen zu ihrer Wirksamkeit amtlich verkündet sein. Dies 
geschieht für das Recht des Bundes im Bundesgesetzblatt, für das Recht der Län- 
der in deren jeweiligem Gesetz- und Verordnungsblatt, für das Recht der 
Gemeinden und Gemeindeverbände in deren Amtsblatt. Die praktisch wichtigs- 
ten Gesetze sınd ganz oder teilweise in Sammlungen abgedruckt, die Juristen in 
der Praxis und auch die Studierenden an den Hochschulen nahezu ausschließlich 
verwenden. Für jede Prüfung wird besonders festgelegt, welche Gesetzessamm- 
lung der Prüfling bei seinen schriftlichen Arbeiten verwenden darf. Die Vor- 
schriften des Bundesrechts kann man auch im Internet unter www.gesetze-im- 
internet.de in der jeweils neuesten Fassung nutzen. Übersetzungen deutscher 
Gesetzestexte in zahlreiche Fremdsprachen gibt das Presse- und Informations- 
amt der Bundesregierung heraus. 


Das genaue Zitieren der auf den jeweiligen Sachverhalt anwendbaren Gesetzes- 
bestimmung hat im deutschen Recht große Bedeutung. Es wird vom Studieren- 
den in jeder schriftlichen Fallbearbeitung erwartet; im akademischen Unterricht 
wird oft auf eine Gesetzesbestimmung verwiesen, ohne dass ihr Wortlaut wie- 
dergegeben wird. Die ständige Benutzung des Gesetzes ist deshalb eine unbe- 
dingte Notwendigkeit für jeden Jurastudierenden. 


Rechtssätze sind regelmäßig entweder in Paragraphen ($) oder in Artikel (Art.) 
gegliedert. Das Grundgesetz ist in Artikel unterteilt, die meisten anderen Rechts- 
sätze des Bundesrechts dagegen in Paragraphen. In einigen Bundesländern wird 
grundsätzlich die Zählung nach Artikeln bevorzugt. 


Es gibt auch Gesetze, in denen die beiden Methoden in der Weise kombiniert 
sind, dass zu einem Artikel mehrere Paragraphen gehören; das ist aber nur aus- 
nahmsweise der Fall. Besteht ein Paragraph oder Artikel nur aus einem einzigen 
Satz, so ist kein weiterer Zusatz nötig; das Gesetz steht in seiner Kurzbezeich- 
nung nach dieser Angabe. So wird $985 des Bürgerlichen Gesetzbuchs z.B. als 
985 BGB zitiert. Besteht der Paragraph oder Artikel aus mehreren Sätzen, so 
wird nach dem Artikel der Satz ($.) zitiert, z.B. 8250 S.2 BGB. Oft ist ein Para- 
graph oder Artikel in Absätze untergliedert, die optisch getrennt und in der 
Regel durch eine arabische Ziffer in Klammern gekennzeichnet sind. So besteht 
z.B. Paragraph 433 des Bürgerlichen Gesetzbuchs aus zwei Absätzen, die als 
$433 Abs. 1 BGB und $433 Abs. 2 BGB zitiert werden. Ein Absatz (Abs.) kann 
mehrere Sätze umfassen. So gibt es z.B. $433 Abs. 1 $.1 BGB und $433 Abs. 1 
5.2 BGB. Ein Absatz kann auch mehrere Alternativen (Alt.) regeln, die an dem 
Wort „oder“ zu erkennen sind. Es ist z.B. wichtig, zwischen $812 Abs. 1 $.1 
1. Alt. BGB und $812 Abs. 1 S.1 2. Alt. BGB zu unterscheiden. Hat ein Para- 
graph mehrere Absätze, werden bei abgekürzter Zitierweise Absätze mit römi- 
schen, Sätze mit arabischen Ziffern bezeichnet. So wird $986 Absatz 1 Satz? 
des Bürgerlichen Gesetzbuches z.B. als $986 Abs.1 S.2 BGB oder kurz als 
$986 12 BGB zitiert. Manche Herausgeber von Gesetzestexten erleichtern die 
Zitierung, indem sie die einzelnen Sätze mit hochgestellten arabischen Ziffern 
kennzeichnen. 
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Die Anordnung der Rechtssätze dient nicht nur der Gliederung des im Gesetz 
behandelten Stoffes, sondern ist auch ein Mittel der systematischen Interpreta- 
tion des Norminhalts. Besteht eine Vorschrift z.B. aus zwei Absätzen mit unter- 
schiedlichen Regelungen und folgt diesen z.B. eine Bestimmung über die 
Anwendbarkeit, dann kann diese an den Absatz 2 als letzter Satz angefügt sein 
oder einen besonderen Absatz 3 bilden; hieraus ergibt sich, ob sich die Bestim- 
mung nur auf Absatz 2 oder auf die gesamte Vorschrift bezieht. 


Beispiele 1.$556b BGB regelt in Absatz 1 die Fälligkeit der Miete und in Absatz 2 das Auf- 

rechnungs- und Zurückbehaltungsrecht des Mieters. Abs. 2 Satz 2 lautet: „Eine 
zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.“ Aus der 
Stellung dieses Satzes ist zu entnehmen, dass er sich lediglich auf Absatz 2 (also 
auf das Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrecht des Mieters bezieht); dagegen 
kann von der Regelung des Absatzes 1 auch zum Nachteil des Mieters abgewichen 
werden. 
2. 8559 BGB regelt die Mieterhöhung bei einer Modernisierung, und zwar in 
Absatz 1 den zulässigen Umfang und Absatz 2 den Verteilungsmaßstab. Absatz 3 
lautet: „Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirk- 
sam.“ Aus der Stellung dieses Satzes ist zu entnehmen, dass er sich sowohl auf 
Absatz 1 als auch auf Absatz 2 bezieht; von den Regelungen beider Absätze kann 
nicht zum Nachteil des Mieters abgewichen werden. 


2. Richterrecht 


Auch im deutschen Recht reichen die geschriebenen Rechtssätze jedoch oft zur 
Beurteilung eines Falles nicht aus. Viele Probleme sind erst nach Erlass eines 
Gesetzes entstanden und vom Gesetzgeber nicht zum Anlass einer Änderung 
oder Ergänzung genommen worden; die Lösung anderer Probleme hat der 
Gesetzgeber bewusst der Rechtsprechung überlassen. Hier müssen neben den 
geschriebenen Rechtssätzen die Gerichtsentscheidungen, vor allem die des ober- 
sten Gerichts des jeweiligen Gerichtszweigs, herangezogen werden. 


Manchmal klärt eine Entscheidung nur Auslegungsfragen bei der Anwendung 
einer Norm oder andere Zweifelsfragen von eher marginaler Bedeutung. In einer 
Reihe von Fällen haben sich die Gerichte aber auch für befugt gehalten, Rechts- 
regeln ohne eine gesetzliche Grundlage (praeter legem) oder gar gegen den 
Gesetzeswortlaut (contra legem) zu entwickeln, weil sich die Gerechtigkeitsvor- 
stellungen geändert haben. Diese Art der richterlichen Rechtsfortbildung wird 
heute nicht mehr als Verstoß gegen das Gebot der Rechtsbindung der Gerichte 
angesehen. 


Beispiel 1. für Rechtsfortbildung praeter legem: Das BGB verpflichtet denjenigen zum Scha- 
densersatz, der eine Sache beschädigt hat ($823 I BGB). Die Bestimmungen über 
den Umfang des Schadensersatzes ($$ 249-252 BGB) enthalten aber keine Bestim- 
mung darüber, ob man auch für die Tatsache Schadensersatz verlangen kann, dass 
man die beschädigte Sache während der Dauer der Reparatur nicht benutzen 
konnte. Der Bundesgerichtshof hat für diese Fälle die Rechtsregel aufgestellt, dass 
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wegen der entgangenen Benutzungsmöglichkeit dann Schadensersatz verlangt wer- 
den kann, wenn die Nutzungsmöglichkeit „kommerzialisiert“ ist und es sich um 
„Lebensgüter von zentraler Bedeutung“ handelt. Deshalb kann nach der Recht- 
sprechung Schadensersatz für die entgangene Benutzung eines Kraftfahrzeugs, 
aber nicht für die entgangene Nutzung eines Pelzmantels verlangt werden. 

Beispiel 2. für Rechtsfortbildung contra legem: Das BGB schließt in $253 I die Zubilligung 
von Schadensersatz wegen solcher Schäden, die nicht Vermögensschäden sind, aus. 
Der Bundesgerichtshof hat gleichwohl entschieden, dass bei schweren Verletzungen 
des Persönlichkeitsrechts, z.B. unerlaubter Verwertung illegal erlangter Photogra- 
phien oder Tagebuchaufzeichnungen, eine Geldentschädigung verlangt werden 
kann. 


Richterliche Rechtsfortbildung geschieht zwar aus Anlass und anhand eines 
konkreten Falles, wird aber dann von dem urteilenden Gericht als allgemeiner 
Rechtsgrundsatz entwickelt. Anders als im Präjudizienrecht berufen sich spätere 
Entscheidungen dieses Gerichts oder anderer Gerichte deshalb nicht auf den Fall, 
der Anlass zur Entwicklung des neuen Rechtsgrundsatzes gegeben hat, sondern 
auf die neue Rechtsregel selbst. 


Beispiel (nach BVerfG, N]W 1990, 563): „Das BVerfG hat entschieden, dass es einen inner- 
sten Bereich privater Lebensgestaltung gibt, der der öffentlichen Gewalt schlechthin 
entzogen ist. Selbst schwerwiegende Interessen der Allgemeinheit können Eingriffe 
in diesen Bereich nicht rechtfertigen; eine Abwägung nach Mafsgabe des Verhältnis- 
mäßigkeitsgrundsatzes findet nicht statt (BVerfG, N]JW 1973, 891). Das gilt auch 
hier.“ 


Il. Die juristische Literatur 


Der Jurist muss sich mit verschiedenen Gattungen juristischer Literatur vertraut 
machen, deren Art und Bedeutung sich aus den Rechtsquellen ergeben. Der gro- 
(gen Bedeutung des geschriebenen Rechts entspricht es, dass die Kommentare die 
erößte praktische Bedeutung haben. Sie erläutern ein Gesetz oder eine andere 
Rechtsnorm in der Reihenfolge der Paragraphen. Dort stellen sie die bei der Aus- 
legung der Vorschrift aufgetretenen oder voraussichtlich künftig auftretende 
Zweifelsfragen dar und weisen Gerichtsentscheidungen und Meinungen in der 
Literatur zu den erörterten Fragen durch Zitate nach. Zu den wichtigeren Geset- 
zen gibt es meist mehrere Kommentare verschiedenen Umfangs und verschiede- 
ner Gewichtung. Die einen legen mehr Wert auf die Rechtsprechung, andere 
streben auch eine Berücksichtigung der Literatur an. Das Ziel großer Kommen- 
tare ist es, alle Fragen vollständig zu erörtern; kürzere Kommentare treffen eine 
Auswahl. Alle Kommentare dienen praktischen Zwecken. Sie sind dazu 
bestimmt, den Rechtsanwälten oder Richtern möglichst schnellen Zugriff auf 
das gesuchte Problem zu gewähren. Sie haben keine didaktische Zielsetzung, 
wenn auch größere Kommentare oft in Einleitungen eine systematische Darstel- 
lung der Problemkreise geben. 
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In stärkerem Umfang auf die Bedürfnisse der Jurastudierenden zugeschnitten 
sind die Lehrbücher. Sie stellen ein Rechtsgebiet systematisch dar. Große Lehr- 
bücher verarbeiten wie große Kommentare die gesamte Rechtsprechung und 
Literatur; kürzer gefasste Grundrisse, so genannte „Lernbücher“, vermitteln 
gezielt das für die Prüfungen benötigte Wissen, ohne auf alle umstrittenen Fra- 
gen einzugehen. Für die Kernfächer der juristischen Ausbildung, z.B. den Allge- 
meinen Teil des BGB, gibt es oft bis zu einem Dutzend aktueller Lehrbücher. 
Die Meinung der führenden Lehrbücher wird oft auch in obergerichtlichen Ent- 
scheidungen zitiert; in der Praxis der Rechtsanwälte spielen sie nur eine geringe 
Rolle. 


Noch geringer ist die praktische Bedeutung der Monographien. Dabei handelt es 
sich oft um Dissertationen oder Habilitationsschriften oder aus solchen entstan- 
dene Bücher. Sie stellen nicht ein ganzes Rechtsgebiet dar, sondern eine einzelne 
wichtige Rechtsfrage, z.B. den Schadensersatz bei Verletzungen der persönlichen 
Ehre oder die Formvorschriften bei Grundstücksgeschäften. Sie wollen den Mei- 
nungsstand vollständig darstellen und zugleich einen Beitrag zur Forschung leis- 
ten. In obergerichtlichen Entscheidungen werden sie durchaus manchmal 
berücksichtigt; auch in der Gesetzgebung bleiben sie oft nicht ohne Wirkung. 
Für die juristische Ausbildung und die Praxis der Rechtsanwälte haben sie dage- 
gen keine Bedeutung. 


Aktuelle Entwicklungen vermitteln die juristischen Zeitschriften. Sie sind für die 
Praxis ebenso wichtig wie für die Ausbildung der Jurastudierenden. Teilweise 
geben sie nur neue, bedeutsame Gerichtsentscheidungen wieder, meist enthalten 
sie daneben aber Aufsätze, in denen diese Entscheidungen oder andere aktuelle 
Themen kritisch behandelt werden. Dabei decken allgemeine juristische Zeit- 
schriften (z.B. die Neue Juristische Wochenschrift - N]JW) das ganze Spektrum 
des Rechts ab, während Spezialzeitschriften (z.B. die Zeitschrift für Zivilprozess 
- ZZP) nur einzelne Rechtsgebiete behandeln und Ausbildungszeitschriften (z.B. 
die Juristische Schulung — JuS) ihre Auswahl unter dem Gesichtspunkt der 
Bedeutung des Themas für den Jurastudierenden treffen und auf didaktische 
Vermittlung der Entscheidungsinhalte Wert legen. Wenn man sich auf Gerichts- 
entscheidungen beruft, zitiert man sie nicht nach dem Datum oder dem Akten- 
zeichen oder den Namen der Parteien, sondern gibt an, wo sie in einer oder meh- 
reren Zeitschriften veröffentlicht sind, wobei normalerweise das Jahr (nicht der 
Jahrgang) und die Seite genannt werden. Zitiert man z.B. „BVerfG, N]JW 1980, 
277“, dann meint man damit diejenige Entscheidung des Bundesverfassungsge- 
richts, die in der Neuen Juristischen Wochenschrift des Jahres 1980 auf der Seite 
277 abgedruckt ist. 


Für die Entscheidungen der Obergerichte bestehen daneben Entscheidungs- 
sammlungen, die aber nicht dieselbe praktische Bedeutung haben, da sie meist 
nur in Bibliotheken zu finden sind, während jede Anwaltskanzlei mindestens 
eine der allgemeinen Zeitschriften zur Verfügung hat. Viele neuere Entschei- 
dungen können auch im Internet (s. oben „Hilfreiche Intertnetadressen“) kos- 
tenlos gelesen werden, z.B. alle Entscheidungen des BGH ab dem Jahr 2000 
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(www.bundesgerichtshof.de) und die wichtigsten Entscheidungen des BVerfG 
(www. bundesverfassungsgericht.de). 


Auch andere wichtige juristische Informationen finden Studierende ım Internet, 
zum einen über die allgemeinen Suchmaschinen (z.B. www.google.de), aber 
auch auf speziellen Seiten, beispielsweise www.jura-lotse.de, www.jura.uni- 
sb.de, www.unige.ch und www.ratgeberrecht.de. Die letzte Seite ist aus der Fern- 
sehsendung „ARD-Ratgeber Recht“ hervorgegangen, die seit Jahren kurzweilige 
Informationen über juristische Themen für interessierte Laien vermittelt. 


III. Die juristischen Methoden 


Die Tätigkeit in den „klassischen“ juristischen Berufen und die Juristenausbil- 
dung bestehen zu einem wesentlichen Teil aus der Anwendung von Rechtsvor- 
schriften auf vorgegebene Sachverhalte, die so genannten Fälle, für die eine 
Lösung zu finden ist. Nur in den einfachsten Fällen genügt es dabei, eine gesetz- 
liche Bestimmung zu nennen. Meist muss diese ausgelegt werden, um eine Änt- 
wort auf die gestellte Frage zu finden. 


Beispiel Verlangt der Käufer eines Fahrzeugs Nachbesserung mit der Begründung, das Fahr- 
zeug sei mangelhaft, und wendet der Verkäufer ein, der Anspruch sei in jedem Fall 
verjährt, dann beantwortet $438 BGB die Frage, innerhalb welcher Frist die Ver- 
jährung eintritt. Eine Auslegung ist nicht erforderlich. Aber schon die Klärung der 
Frage, ob eine bestimmte Eigenschaft eines Fahrzeugs einen Mangel darstellt oder 
nicht, verlangt die vorherige Auslegung des Begriffs „Mangel“, 


1. Arten der Auslegung 


In der Rechtslehre unterscheidet man traditionell vier Arten der Auslegung. Die 
erste, die wörtliche Auslegung, die nach dem Wortsinn des Gesetzesbegriffes 
fragt, ist im Grunde keine juristische Methode, sondern eine Anwendung von 
Erkenntnissen der Sprachwissenschaft. Demgegenüber fragt die systematische 
Auslegung nach der Stellung der auszulegenden Vorschrift im Gesetz und in der 
Rechtsordnung überhaupt und entnimmt daraus Argumente. Die historische 
Auslegung ermittelt aus den Gesetzesmaterialien (der Begründung des Gesetzes- 
entwurfes, den Debatten im Parlament und der Beratung in seinen Ausschüssen 
sowie den Ergebnissen parlamentarischer Anhörungen), wie der Gesetzgeber 
eine Bestimmung verstanden hat; auch daraus ergeben sich Anwendunsgshilfen. 


Die teleologische Auslegung ermittelt den Sinn und Zweck eines Gesetzes und 
legt es so aus, dass es der Zielsetzung auch gerecht werden kann. Es ist klar, 
dass die Auslegung nach diesen verschiedenen Methoden auch ein verschiedenes 
Ergebnis haben kann. 
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Im Strafrecht darf die Auslegung wegen des Analogieverbotes (nulla poena sine 
lege) nicht über den möglichen Wortsinn hinausgehen. Die anderen Auslegungs- 
mittel dürfen hier deshalb nur zur Einschränkung, nicht zur Erweiterung der 
Strafbarkeit gebraucht werden. 


Beispiel Nach $ 240 des Strafgesetzbuches (StGB) wird unter anderem derjenige bestraft, 
der mit „Gewalt“ einen anderen zu einer Handlung zwingt. Viele Gerichte haben 
diese Bestimmung auch auf Demonstranten angewendet, die sich auf eine Straße 
gesetzt und sie dadurch blockiert haben. Diese Gerichte haben das Vorgehen der 
Demonstranten unter den Begriff „Gewalt“ subsumiert. Das Bundesverfassungsge- 
richt hat diese Entscheidungen aufgehoben, da diese Entscheidungen die im Straf- 
recht zulässige Auslegung überschritten haben. Sitzen auf der Straße ist im Wort- 
sinn keine Gewalt. Solange es im Strafgesetzbuch keine Bestimmung gibt, die das 
ausdrücklich für strafbar erklärt, können solche Demonstranten nicht nach $ 240 
StGB bestraft werden. Sie haben lediglich gegen die Straßenverkehrsordnung ver- 
stoßen. 


Das Bundesverfassungsgericht hat in ständiger Rechtsprechung die so genannte 
„verfassungskonforme Auslegung“ entwickelt. Diese besagt, dass bei verschiede- 
nen Auslegungsmöglichkeiten einer Norm, von denen einige zu einem Wider- 
spruch zwischen der Norm und der Verfassung führen, diejenige Auslegung zu 
wählen ist, die zu ihrer Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz führt. Allerdings fin- 
det diese Auslegungsmethode nach der ständigen Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts ihre Grenze dort, wo sie mit dem Wortlaut und dem klar 
erkennbaren Willen des Gesetzgebers in Widerspruch tritt. 


Beispiel In $ 112 II StPO werden die Gründe genannt, unter denen Untersuchungshaft ange- 
ordnet werden kann (Haftgründe). Dafür müssen bestimmte Tatsachen für Flucht, 
Fluchtgefahr oder Verdunkelungsgefahr sprechen. In $112 II StPO ist bestimmt, 
dass bei bestimmten Straftaten, z. B. bei Mord, Untersuchungshaft auch angeordnet 
werden kann, wenn kein Haftgrund besteht. Das würde wörtlich genommen gegen 
den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz verstoßen. Deshalb legt das BVerfG $112 III 
StPO verfassungskonform dahin aus, dass ein Haftgrund zwar bestehen, aber nicht 
durch bestimmte Tatsachen belegt sein muss, um die Untersuchungshaft zu recht- 
fertigen. 


2. Technik der Falllösung 


Die dem Richter in einem Prozess ebenso wie dem Jurastudierenden in einer 
Klausur vorgelegte Frage geht meist dahin, ob einer der Beteiligten gegen den 
anderen einen Anspruch hat, also - nach der Definition des $ 194 Abs. 1 BGB - 
von ihm ein bestimmtes Tun oder Unterlassen verlangen kann. Um diese Frage 
beantworten zu können, muss der Jurist feststellen, ob es einen Rechtssatz gibt, 
aus dem sich die gewünschte Rechtsfolge abstrakt ergibt (so genannte 
Anspruchsgrundlage). Ist dies der Fall, muss weiter untersucht werden, ob die 
Voraussetzungen dieses Rechtssatzes im konkreten Fall gegeben sind. Wenn 
nötig, muss die Vorschrift dazu ausgelegt werden. 
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3. Die Subsumtion 


Bei der Beantwortung der Frage, ob die jeweilige Anspruchsgrundlage anwend- 
bar ist (sog. Prüfung der Anspruchsgrundlagen), geht man üblicherweise folgen- 
dermaßen vor: 


— Zunächst wird geprüft, ob ein Anspruch nach der betreffenden Anspruchs- 
grundlage entstanden ist. 

— Sodann muss gefragt werden, ob der Anspruch erloschen ist oder ihm eine 
andere Einwendung oder Einrede entgegensteht. Einwendungen sind vom 
Gericht von Amts wegen zu beachten, Einreden nur nach Sachvortrag durch 
die Partei. 


Der Anspruch des Verkäufers gegen den Käufer auf Zahlung des Kaufpreises 
entsteht durch den Abschluss des Kaufvertrages. 


Dieser Anspruch kann dadurch erloschen sein, dass der Käufer bereits gezahlt 
hat. Es kann ihm die Einwendung entgegenstehen, dass der Kaufvertrag (z.B. 
wegen Wuchers) nichtig ist. Denkbare Einreden des Käufers sind z.B. die Ein- 
rede des nichterfüllten Vertrages, wenn der Verkäufer Zahlung verlangt, obwohl 
er selbst noch nicht geliefert hat, oder die Einrede der Verjährung der Kaufpreis- 
forderung. 


Unter die Voraussetzungen der Anspruchsgrundlage (sog. Tatbestandsvoraus- 
setzungen) und die Voraussetzungen der Vorschriften, die sie ausschließen, 
muss jeweils subsumiert werden. Subsumtion bedeutet, dass das tatsächliche 
Geschehen mit den Voraussetzungen des anzuwendenden Rechtssatzes vergli- 
chen und eine Schlussfolgerung gezogen wird. 


Der Sachverhalt lautet beispielsweise: „A verlangt von B Rückzahlung des Kauf- 
preises mit der Behauptung, er sei wegen eines Mangels vom Vertrag zurückge- 
treten. A behauptet einen Benzinverbrauch von 9 Litern je 100 km statt der vom 
Verkäufer angegebenen 6 Liter. B meint dagegen, dass es sich dabei nicht um 
einen Mangel des Autos handle, da seine Fahreigenschaften nicht betroffen 
sind. Außerdem sei der Rücktritt unwirksam, weil A das Auto am 1.3.2014 
erhalten habe und erst am 2.9.2016 vom Vertrag zurückgetreten sei. 


Die Subsumtion unter die anwendbaren gesetzlichen Vorschriften lautet: 
„Voraussetzung für einen Anspruch auf Rückzahlung des Kaufpreises ist nach 
$3231BGB, dass A wirksam zurückgetreten ist, weil B seine Leistung nicht ver- 
tragsgemäfßs erbracht hat. Das ist dann der Fall, wenn das Auto einen Mangel hat 
(4353 12 BGB). Eine Sache ist frei von Sachmängeln, wenn sie eine Beschaffen- 
heit aufweist, die bei Sachen der gleichen Art üblich ist und die der Käufer nach 
der Art der Sache erwarten kann ($434 INr.2 BGB). Ein wesentlich zu hoher 
Benzinverbrauch ist somit ein Sachmangel, weil der Benzinverbrauch als eine 
für die Benutzung eines Autos wesentliche Beschaffenheit angesehen wird, auch 
wenn die Fahreigenschaften nicht betroffen sind. Der Rücktritt ist allerdings 
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unwirksam, wenn der Nacherfüllungsanspruch verjährt ist und der Schuldner 
sich hierauf beruft ($218 I 1 BGB). Der Nacherfüllungsanspruch des Käufers 
verjährt in zwei Jahren, beginnend mit der Ablieferung der Sache (88438 I 
Nr. 35; 437 Nr. 1 BGB). Da der Rücktritt erst nach mehr als zweieinhalb Jahren 
erklärt wurde, ist er unwirksam. 


4. Der Gutachtenstil und der Urteilsstil 


Die Tätigkeit des Studierenden bei der Lösung einer Klausur und die Tätigkeit 
des Richters bei der Abfassung seines Urteils unterscheiden sich bei den bisher 
beschriebenen Arbeitsschritten nicht. Unterschiedlich ist aber die Art und Weise 
der Darstellung des gefundenen Ergebnisses. 


Vom Studierenden wird die Erstellung eines Gutachtens verlangt. Das Ergebnis 
muss hier am Ende der Überlegungen stehen. Zunächst ist die gestellte Frage auf- 
zuwerfen. Dann wird der Sachverhalt unter die in Betracht kommenden 
Anspruchsgrundlagen subsumiert. Vor längeren Darstellungen ist die darin 
behandelte Frage ihrerseits aufzuwerfen, nach längeren Ausführungen sollte ein 
Zwischenergebnis stehen. An die Untersuchung aller denkbaren Anspruchs- 
grundlagen und der denkbaren Einwendungen und Einreden schließt sich das 
Endergebnis an. Der Gutachtenstil verlangt, dass die zu stellenden Fragen im 
Konjunktiv dargestellt werden; die Ergebnisse werden dagegen im Indikativ for- 
muliert. 


Im oben genannten Beispiel würde das vom Studierenden anzufertigende Gut- 
achten deshalb folgendermaßsen lauten: „A könnte gegen B einen Anspruch auf 
Rückzahlung des Kaufpreises für das Auto haben. Voraussetzung für einen 
Anspruch auf Rückzahlung des Kaufpreises ist nach $323 I BGB, dass A wirk- 
sam zurückgetreten ist, weil B seine Leistung nicht vertragsgemäß erbracht hat. 
Das ist dann der Fall, wenn das Auto einen Mangel hat ($433 12 BGB). Eine 
Sache ist frei von Sachmängeln, wenn sie eine Beschaffenheit aufweist, die bei 
Sachen der gleichen Art üblich ist und die der Käufer nach der Art der Sache 
erwarten kann ($434 I Nr.2 BGB). Der wesentlich überhöhte Bezinverbrauch 
könnte einen solchen Mangel darstellen. Zwar ändert der Benzinverbrauch 
nichts an den Fahreigenschaften, er wird jedoch im Rechtsverkehr als eine für 
die Benutzung eines Autos wesentliche Beschaffenheit angesehen. Der Rücktritt 
könnte allerdings verspätet und deshalb unwirksam sein. Der Rücktritt ist 
unwirksam, wenn der Nacherfüllungsanspruch verjährt ist und der Schuldner 
sich hierauf beruft ($218 I 1 BGB). Der Nacherfüllungsanspruch des Käufers 
verjährt in zwei Jahren, beginnend mit der Ablieferung der Sache (88438 I 
Nr. 3; 437 Nr.1 BGB). Da der Rücktritt erst nach mehr als zweieinhalb Jahren 
erklärt wurde und B sich auf die Unwirksamkeit berufen hat, ist er unwirksam. 
Ergebnis: A kann daher von B Rückzahlung des Kaufpreises nicht verlangen.“ 
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Vom Richter wird dagegen die Formulierung eines Urteils verlangt. Hier steht 
das Ergebnis als Urteilstormel am Anfang der Darstellung und wird durch die 
folgenden Erwägungen begründet. Beim Urteilsstil steht der gesamte Text im 
Indikatıv. 


Im Urteilsstil ist die Lösung des obigen Fallbeispiels deshalb folgende: „A kann 
von B die Rückzahlung des Kaufpreises nicht verlangen. Der Käufer ist vom 
Kaufvertrag nicht wirksam zurückgetreten. Zwar weist das verkaufte Fahrzeug 
einen Mangel auf. Obwohl der Benzinverbrauch nichts an den Fahreigenschaf- 
ten ändert, wird er im Rechtsverkehr als eine für die Benutzung eines Autos 
wesentliche Beschaffenheit angesehen. Der wegen des Mangels an sich gegebene 
Rücktritt ($437 Nr.2 BGB) ist jedoch unwirksam, da er erst nach Verjährung 
des Nacherfüllungsanspruchs erfolgte und der Verkäufer sich darauf berufen 
hat ($218 11 BGB). Der Nacherfüllungsanspruch des Käufers verjährt in zwei 
Jahren, beginnend mit der Ablieferung der Sache ($$438 I Nr. 3; 437 Nr. 1 
BGB). Der Rücktritt wurde jedoch erst nach mehr als zweieinhalb Jahren 
erklärt,“ 


Gutachten- und Urteilsstil sind in der praktischen Anwendung nicht so gegensätz- 
lich, wie es zunächst den Anschein hat. Auch im Gutachten brauchen einfache 
Überlegungen nicht gutachtlich ausgebreitet zu werden, und auch im Urteil wird 
das Gericht die wirklich zweifelhaften Fragen ausführlich nach Art eines Gutach- 
tens diskutieren. Wichtig ist in beiden Fällen, die Anspruchsgrundlagen sowie 
diejenigen Rechtsbegriffe zu erkennen, unter die subsumiert werden muss. 


IV. Die juristische Fachsprache 


Juristische Darlegungen, mögen es Gutachten, Urteile oder wissenschaftliche 
Abhandlungen sein, sind für Laien oft nur schwer verständlich. Das hat oft die 
gleichen Gründe wie bei anderen Fachsprachen, nämlich Mängel in der sprach- 
lichen Ausdrucksfähigkeit der Verfasser und die besondere Terminologie, die 
sich in jeder Fachsprache findet. Die deutsche juristische Sprache weist aber 
neben dieser allgemeinen Schwierigkeit noch andere Eigenschaften auf, die sie 
unverständlich machen. Zudem ist sie alles andere als geschlechtsneutral. 


1. Die Unverständlichkeit der juristischen Fachsprache 


In $ 184 des Gerichtsverfassungsgesetzes ıst bestimmt, dass die Gerichtssprache 
deutsch ist. Leider erschöpft sich die Bedeutung dieser Vorschrift darin, dass 
jeder Beteiligte seine Argumente in deutscher (und nicht z.B. in englischer oder 
französischer Sprache) vorbringen muss, wenn er damit Gehör finden will. Sie 
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bedeutet nicht, dass der Durchschnittsbürger in der Lage wäre, die Sprache der 
Juristen zu verstehen. Die juristische Fachsprache zeichnet sich durch hohe Abs- 
traktion, eigene Begriffe und einen umständlichen Stil mit langen Sätzen und vie- 
len Substantiven aus. Deshalb ist eine für den Juristen sehr klare und treffende 
Ausdrucksweise für den Laien oft völlig unverständlich. 


Die Schwierigkeiten beginnen bereits bei dem speziellen juristischen Wortschatz. 
Viele Gesetze und andere Rechtssätze haben ihren Ursprung in der Rechtstradi- 
tion und verwenden von daher heute noch Begriffe, die sonst aus der Sprache 
völlig verschwunden sind. So gibt es zum Beispiel im Sachenrecht die dinglichen 
Rechte „Niefsbrauch“ und „Reallast“. Nicht nur der rechtliche Inhalt, sondern 
bereits die Bedeutung dieser beiden Wörter ist dem Normalbürger völlig unbe- 
kannt. 


Ein weiteres Charakteristikum der juristischen Sprache ist die Verwendung 
besonders vieler Substantive. So lautet $253 I der Zivilprozessordnung: 


„Die Erhebung der Klage erfolgt durch die Zustellung eines Schriftsatzes 
(Klageschrift).“ 


Immerhin ist dieser Satz zumindest seinem sprachlichen Inhalt nach allgemein 
verständlich. Dies gilt jedoch nicht für alle Rechtssätze. So bestimmt 8986 I 2 
BGB: 


„Ist der mittelbare Besitzer dem Eigentümer gegenüber zur Überlassung des 
Besitzes an den Besitzer nicht befugt, so kann der Eigentümer von dem Besitzer 
die Herausgabe der Sache an den mittelbaren Besitzer oder, wenn dieser den 
Besitz nicht wieder übernehmen kann oder will, an sich selbst verlangen.“ 


Es ist klar, dass Normalbürger und Studienanfänger mit dem Versuch überfor- 
dert sind, diesen Satz inhaltlich zu verstehen. 


Die Schwierigkeiten beruhen nicht — wie in anderen Rechtssprachen - darauf, 
dass die deutschen Juristen in großem Umfang Wörter aus Fremdsprachen, 
etwa aus dem Lateinischen, verwenden würden, wie dies etwa im englischen 
Recht der Fall ist. Alle Gesetzesbegriffe sind der deutschen Sprache entnommen, 
und auch die Rechtswissenschaftler verwenden nur wenige Fremdwörter. Aller- 
dings beruhen die wichtigsten Zivilgesetze auf der Übernahme des römischen 
Rechts. Es handelt sich nicht um Kodifikationen eines Volksrechts, sondern um 
von den Juristen des 19. Jahrhunderts in deutsche Begriffe übertragene Rechts- 
regeln, die auf mehreren Jahrhunderten Rechtstradition in lateinischer Sprache 
beruhen. Das unterscheidet beispielsweise das deutsche BGB von den Zivilge- 
setzbüchern anderer Länder, etwa vom französischen code civil, und auch von 
früheren deutschen Zivilgesetzbüchern, etwa dem Preußischen Allgemeinen 
Landrecht, das 1794 in Kraft gesetzt wurde. Letzteres erscheint aus heutiger 
Sicht zwar unsystematisch, ist aber in seinem Inhalt oft verständlicher als das 
BGB. Der Grund für die Unverständlichkeit der deutschen Rechtssprache wird 
heute oft in dem Bestreben der Juristen gesehen, sich ihr „Monopol“ zu erhalten, 
das Recht für die Normalbürger durchzusetzen, und die allgemeine Vorstellung 
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am Leben zu erhalten, Rechtswissenschaft sei etwas besonders Schwieriges. Eine 
einfachere Rechtssprache könnte beiden Zielen zuwiderlaufen. 


Allerdings unterscheiden sich nicht nur die juristischen Begriffe, sondern auch 
die juristischen Argumentationstechniken erheblich von der Ausdrucksweise, 
die sonst im täglichen Leben oder in anderen Wissenschaften benutzt wird. Da 
stets nur das erörtert wird, was für die Beantwortung der gestellten Frage erheb- 
lich ist, geht jede juristische Darstellung von einem erheblichen Vorwissen aus. 
Juristische Schriftsteller erörtern regelmäßig die Probleme, die die Beantwortung 
der gestellten Frage nicht weiterbringen, nicht, weil sie davon ausgehen, dass die 
Leser — wie sie selbst — wissen, „worauf es ankommt“. Anders ist es lediglich bei 
Darstellungen, die sich an Laien oder Anfänger in der juristischen Ausbildung 
wenden. Diese legen kein Vorwissen zugrunde und erörtern deshalb auch, 
warum es auf bestimmte Dinge in einem vorgegebenen Zusammenhang nicht 
ankommt. 


Die juristische Fachsprache wird in der nichtjuristischen Öffentlichkeit oft kriti- 
siert und von den Juristen ihrerseits verteidigt. Beide Haltungen sind erklärlich. 
Die Juristen gehen davon aus, dass eine Fachsprache nicht für jedermann ver- 
ständlich sein kann, sondern die Komplexität des Rechts und die Vielzahl der 
zu dıskutierenden Fragen nur durch eine kurze, prägnante (aber oft schwer ver- 
ständliche) Sprache zu bewältigen sind. Die Öffentlichkeit hingegen sieht darin 
oft lediglich ein Mittel, das Recht ihrer Kontrolle zu entziehen. So soll bei 
Inkrafttreten des BGB in einer Zeitung der Wortlaut des $164 Abs.2 („Tritt 
der Wille, in fremdem Namen zu handeln, nicht erkennbar hervor, so kommt 
der Mangel des Willens, im eigenen Namen zu handeln, nicht in Betracht“) als 
Beispiel für die absolute Unverständlichkeit der juristischen Fachsprache abge- 
druckt worden sein. 


In der juristischen Fachsprache wird in großem Umfang mit Abkürzungen gear- 
beitet. Die meisten der gängigen Gesetze werden nicht mit ihrem vollständigen 
Titel, sondern in abgekürzter Form zitiert; dasselbe gilt für die Bezeichnungen 
der Gerichte und die Namen der juristischen Zeitschriften. Auch in der juristi- 
schen Wissenschaft seit langem eingeführte Standardwerke werden oft nur mit 
ihrem Begründer zitiert, auch wenn dieser seit langem verstorben ist und die Bear- 
beiter des Werks seitdem mehrfach gewechselt haben. Meist werden in selbststän- 
digen Veröffentlichungen diese Abkürzungen in einem Abkürzungsverzeichnis 
aufgelöst. Zur bequemen Benutzung von Zeitschriften ist es aber erforderlich, 
dass sich Jurastudierende die wichtigsten Abkürzungen einprägen. 


2. „Die Rechtssprache ist männlich“ 


Eine Erscheinung, die die deutsche Rechtssprache mit den Rechtsterminologien 
aller Sprachen teilt, die ein grammatisches Geschlecht kennen (also z. B. mit allen 
romanischen Sprachen, teilweise auch mit dem Englischen, nicht dagegen z.B. 
mit dem Türkischen), ist es, dass in Rechtsbegriffen stets nur die männliche 
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Form verwendet wird, selbst dann, wenn nur eine weibliche Person gemeint sein 
kann, wie etwa in $2 I des Hebammengesetzes: „Eine Erlaubnis ist auf Antrag 
zu erteilen, wenn der Antragsteller ...“ oder in $ 181a des Strafgesetzbuches, wo 
geregelt ist, wie ein Zuhälter bestraft wird, der die nach dieser Vorschrift straf- 
baren Handlungen „gegenüber seinem Ehegatten“ vornimmt. Mag es sich hier- 
bei mehr um Kuriositäten handeln, ist das eigentliche Problem schwerwiegender: 
Dadurch, dass in Gesetzen nur die männliche Form verwendet wird, wird der 
weiblichen Hälfte der Bevölkerung die Möglichkeit genommen, sich mit dem 
Gesetz und den in ihm enthaltenen Ansprüchen und Möglichkeiten zu identifi- 
zieren. 


Es handelt sich dabei um mehr als nur um terminologische Fragen. Dies beweist 
auch die Tatsache der Einfügung eines $ 611b im Jahre 1980 in das BGB. Diese 
Vorschrift schrieb vor, dass Arbeitsstellen geschlechtsneutral auszuschreiben 
sind. Wer also eine Schreibkraft sucht, darf nicht die Stelle „einer Sekretärin“ 
ausschreiben, sondern muss „einen Sekretär/eine Sekretärin“ suchen; wer Elekt- 
riker sucht, muss die Stellen für „Elektriker/Elektrikerinnen“ ausschreiben. 
Allerdings hat sich der Gesetzgeber bei der Abfassung des Paragraphen - wie 
üblich — nicht um geschlechtsneutrale Formulierung bemüht, sondern erlegte 
die Pflicht zur geschlechtsneutralen Ausschreibung „dem Arbeitgeber“ auf, 
obwohl es doch auch erfolgreiche Unternehmerinnen gibt. Heute gilt für die 
Ausschreibung $ 11 AGG. 


Hier Abhilfe zu schaffen, ist zugegebenermaßen schwierig, da eine durchgehende 
Verwendung der männlichen und der weiblichen Form die Rechtssprache oft 
noch schwerfälliger und komplizierter machen würde, als sie es ohnehin schon 
ist. Beispielsweise wäre die oben in Abschnitt IV. 1. mitgeteilte Bestimmung des 
$986 12 BGB, die ohnehin schon kompliziert ist, kaum noch lesbar, wenn „der 
Eigentümer“ und die anderen männlichen Substantive jeweils durch „der Eigen- 
tümer oder die Eigentümerin“ ersetzt würden. In manchem Zusammenhang 
könnte allerdings helfen, von „der Person“ zu sprechen, also z.B. statt von 
„dem Minderjährigen“ von „der minderjährigen Person“ zu sprechen. 


Konsequent durchgeführt ist der Grundsatz der geschlechtsneutralen Ausdrucks- 
weise ın der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein. Gerade hier zeigt sich 
aber die Schwerfälligkeit der praktischen Durchführung dieses Grundsatzes. So 
lautet ein Artikel im Abschnitt über die Landesregierung: „Endet das Amt der 
Ministerpräsidentin oder des Ministerpräsidenten, so sind er oder sie und mit 
ihm oder ihr die Landesregierung ...“ 
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ÜBUNGSTEIL 


Rechtliche Aspekte 


Fragen zum lext 


l. Warum ist die Rangordnung der Rechtssätze wichtig? Welches Gesetz steht 
an der Spitze der Rangordnung? 

2. Was wird im deutschen Recht außer dem geschriebenen Recht oft zur Lösung 
eines Falles herangezogen? 

3. Worin liegt bei der richterlichen Rechtsfortbildung der Unterschied zum Prä- 
judizienrecht (z.B. in England)? 

4. Wozu wird die Auslegung von gesetzlichen Bestimmungen benötigt? 

5. Wie sieht es mit der Auslegung im Strafrecht aus? Warum? 

6. Aus welchen Gründen ist die juristische Fachsprache für Nicht-Juristen 
schwer zu verstehen? 

7. Inwiefern ist die Rechtssprache männlich? Welche Probleme sind damit ver- 
bunden? 


Ergänzen Sie dıe folgenden beiden Skizzen: 
Skizze 1: 


Rechtsquellen | 





Skizze 2: 


Normenpyramide 










Parlamentsgesetze 
= formelle Gesetze 





VOen und Satzungen 
= materielle Gesetze 


Pe 
[IRB | 
Tr 
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Lesen Sıe die nachfolgenden Paragraphen des BGB und zitieren Sie die fett 
gedruckten Passagen. Denken Sie daran, genau, also ggf. mit Absatz und Satz 
zu zitieren! Benutzen Sie einmal die ausführliche (a) und einmal die abgekürzte 


(b) Zitierweise. 

Beispiel: 

s194 Gegenstand der Verjährung. 
(1) Das Recht, von einem anderen 
eın Tun oder Unterlassen zu verlan- 
gen (Anspruch), unterliegt der Ver- 
jährung. 

(2) Ansprüche aus einem familien- 
rechtlichen Verhältnis unterliegen 
der Verjährung nicht, soweit sie auf 
die Herstellung des dem Verhältnis 
entsprechenden Zustandes für die 
Zukunft gerichtet sind. 


1. $249 Art und Umfang des 
Schadensersatzes. 

(1) Wer zum Schadensersatze ver- 
pflichter ist, hat den Zustand herzu- 
stellen, der bestehen würde, wenn 
der zum Ersatze verpflichtende 
Umstand nicht eingetreten wäre. 

(2} Ist wegen Verletzung einer Per- 
son oder wegen Beschädigung einer 
Sache Schadensersatz zu leisten, so 
kann der Gläubiger statt der Her- 
stellung den dazu erforderlichen 
Geldbetrag verlangen. *Bei der Be- 
schädigung einer Sache schlieflst der 
nach Satz 1 erforderliche Geldbe- 
trag die Umsatzsteuer nur mit ein, 
wenn und soweit sie tatsächlich 
angefallen ist. 


2.8250 Schadensersatz in Geld 
nach Fristsetzung. 

!Der Gläubiger kann dem Ersatz- 
pflichtigen zur Herstellung eine 
angemessene Frist mit der Erklä- 
rung bestimmen, dass er dıe Herstel- 
lung nach dem Ablauf der Frist 
ablehne. *Nach dem Ablauf der 
Frist kann der Gläubiger den Ersatz 





a) $ 194 Abs. 1 BGB b) $1941BGB 
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in Geld verlangen, wenn nicht die 
Herstellung rechtzeitig erfolgt; der 
Anspruch auf die Herstellung ist 
ausgeschlossen. 


3. 8251 Schadensersatz in Geld 
ohne Fristsetzung. 

(1) Soweit die Herstellung nicht 
möglich oder zur Entschädigung 
des Gläubigers nicht genügend ist, 
hat der Ersatzpflichtige den Gläubi- 
ger in Geld zu entschädigen. 

(2) '!Der Ersatzpflichtige kann den 
Gläubiger in Geld entschädigen, 
wenn die Herstellung nur mit un- 
verhältnismäßigen Aufwendungen 
möglich ist. "Die aus der Heilbe- 
handlung eines verletzten Tieres 
entstandenen Aufwendungen sind 
nicht bereits dann unverhältnismä- 
fsig, wenn sie dessen Wert erheblich 
übersteigen. 


4. 5252 Entgangener Gewinn. 

Der zu ersetzende Schaden umfasst 
auch den entgangenen Gewinn. ?Als 
entgangen gilt der Gewinn, welcher 
nach dem gewöhnlichen Laufe der 
Dinge oder nach den besonderen 
Umständen, insbesondere nach den 
getroffenen Anstalten und Vorkeh- 
rungen, mit Wahrscheinlichkeit er- 
wartet werden konnte. 


Zweites Kapitel: Zugang zum Recht 


Übungsteil: Rechtliche Aspekte 37 


Unterstreichen Sie jetzt die zitierten Passagen in den angegebenen Paragraphen 


bzw. Artikeln. 


Der Plural von Paragraph heifst übrigens Paragraphen und wird $$ abgekürzt, 
der Plural von Artikel heißt Artikel und wird „Artt.“ (oder auch nur „Art.“) 


abgekürzt. 
Beispiel 
$433 Abs.18.2 BGB 


1. $812 Abs. 1 
5.11.AltE BGB 


2. $823 Abs. 1 BGB 


3. $828 Abs.2 5.2 BGB 


$433 Vertragstypische Pflichten beim Kaufvertrag. 
(1) !Durch den Kaufvertrag wird der Verkäufer einer 
Sache verpflichtet, dem Käufer die Sache zu überge- 
ben und das Eigentum an der Sache zu verschaffen. 
“Der Verkäufer hat dem Käufer die Sache frei von 
Sach- und Rechtsmängeln zu verschaffen. 

(2) Der Käufer ist verpflichtet, dem Verkäufer den 
vereinbarten Kaufpreis zu zahlen und die gekaufte 
Sache abzunehmen. 


$ 812 Herausgabeanspruch. (1) !Wer durch die Leis- 
tung eines anderen oder in sonstiger Weise auf dessen 
Kosten etwas ohne rechtlichen Grund erlangt, ist ihm 
zur Herausgabe verpflichtet. *Diese Verpflichtung 
besteht auch dann, wenn der rechtliche Grund später 
wegfällt oder der mit einer Leistung nach dem Inhalte 
des Rechtsgeschäfts bezweckte Erfolg nicht eintritt. 
(2) Als Leistung gilt auch die durch Vertrag erfolgte 
Anerkennung des Bestehens oder des Nichtbestehens 
eines Schuldverhältnisses. 


5823 Schadensersatzpflicht. (1) Wer vorsätzlich oder 
fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die 
Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines 
anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen zum 
Ersatze des daraus entstehenden Schadens verpflich- 
tet. 

(2) !'Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, wel- 
cher gegen ein den Schutz eines anderen bezwecken- 
des Gesetz verstöfst. *Ist nach dem Inhalte des Geset- 
zes ein Verstoß gegen dieses auch ohne Verschulden 
möglich, so tritt die Ersatzpflicht nur im Falle des Ver- 
schuldens ein. 


$828 Minderjährige. (1) Wer nicht das siebente 
Lebensjahr vollendet hat, ist für einen Schaden, den 
er einem anderen zufügt, nicht verantwortlich. 

(2) 'Wer das siebente, aber nicht das zehnte Lebens- 
jahr vollendet hat, ist für den Schaden, den er bei 
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einem Unfall mit einem Kraftfahrzeug, einer Schienen- 
bahn oder einer Schwebebahn einem anderen zufügt, 
nicht verantwortlich. *Dies gilt nicht, wenn er die Ver- 
letzung vorsätzlich herbeigeführt hat. 

(3) Wer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
ist, sofern seine Verantwortlichkeit nicht nach Absatz 
1 oder 2 ausgeschlossen ist, für den Schaden, den er 
einem anderen zufügt, nicht verantwortlich, wenn er 
bei der Begehung der schädigenden Handlung nicht 
die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderli- 
che Einsicht hat. 


s986 Einwendungen des Besitzers. (1) !Der Besitzer 
kann die Herausgabe der Sache verweigern, wenn er 
oder der mittelbare Besitzer, von dem er sein Recht 
zum Besitz ableitet, dem Eigentümer gegenüber zur 
Überlassung des Besitzes berechtigt ist. *Ist der mittel- 
bare Besitzer dem Eigentümer gegenüber zur Überlas- 
sung des Besitzes an den Besitzer nicht befugt, so kann 
der Eigentümer von dem Besitzer die Herausgabe der 
Sache an den mittelbaren Besitzer oder, wenn dieser 
den Besitz nicht wieder übernehmen kann oder will, 
an sıch selbst verlangen. 

(2) Der Besitzer einer Sache, die nach $931 durch 
Abtretung des Anspruchs auf Herausgabe veräußert 
worden ist, kann dem neuen Eigentümer die Einwen- 
dungen entgegensetzen, welche ihm gegen den abge- 
tretenen Anspruch zustehen. 


Art. 1 |Schutz der Menschenwürde] (1) Die Würde des 
Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schüt- 
zen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unver- 
letzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als 
Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des 
Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt. 

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Geserzge- 
bung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als 
unmittelbar geltendes Recht, 
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Beurteilen Sie, in welchem Stil die folgenden Fälle dargestellt sind, und begrün- 
den Sie Ihre Meinung. 


Fali 
Die Schnecke im Salat (nach NJW 1986, 2647) 


Der Kläger könnte gegen den Beklagten Anspruch auf Zahlung von 76 € aus 8433 
Il BGB haben. Nach dieser Vorschrift ist der Käufer verpflichtet, dem Verkäufer 
den vereinbarten Kaufpreis zu zahlen. Zweifelhaft ist, um was für einen Vertrag 
es sich bei dem zwischen den Parteien geschlossenen Vertrag handelt, durch den 
sich der Kläger verpflichtet hatte, dem Beklagten in seinem Restaurant die bestell- 
ten Speisen und Getränke zu servieren. Dieser Vertragstyp ist im BGB nicht näher 
geregelt, er enthält Elemente des Dienst-, Werk- sowie des Kaufvertrags. Schwer- 
punkt des Vertrags ist jedoch das Kaufvertragselement, nämlich das Bereitstellen 
von Speisen und Getränken gegen Entgelt, was rechtfertigt, den Zahlungsan- 
spruch aus dem Kaufrecht herzuleiten. Voraussetzung für den Anspruch des Klä- 
gers ist, dass ein Kaufvertrag über Speisen und Getränke im Gesamtwert von 76 € 
geschlossen wurde. Der Beklagte hat diese Speisen und Getränke bestellt, der 
Kläger hat sie auch angeliefert. 

Ein Kaufvertrag ist also geschlossen worden. Der Beklagte könnte aber berech- 
tigt sein, die Zahlung zu verweigern, wenn er den Kaufpreis durch Erklärung 
gegenüber dem Käufer gemindert hätte ($441 BGB). Dazu müssten die Speisen 
mangelhaft gewesen sein ($$437, 434 Abs. 1 BGB). In einem der gelieferten 
Salate befand sich eine Schnecke. Eın Salat, in dem sich eine Schnecke befindet, 
hat nicht die für in einem Restaurant servierten Salate übliche Beschaffenheit, die 
der Käufer erwarten kann. Er ist also mangelhaft ... 


Der Wellensittich im Koma (nach NJW 1990, 2264) 


Der Betroffene wollte zwar nach seiner unwiderlegten Einlassung einen im Koma 
liegenden Wellensittich retten. Die Geschwindigkeitsüberschreitung war deshalb 
jedoch nicht wegen Notstands gem. $ 16 OWIG gerechtfertigt. Diese Vorschrift 
setzt voraus, dass bei Abwägung der widerstreitenden Interessen das geschützte 
Interesse das beeinträchtigte wesentlich überwiegt. In diese Erwägungen sind 
auch die Rangordnungen der betroffenen Rechtsgüter einzubeziehen. Steht z.B. 
— wie hier — die Beeinträchtigung der Sicherheit des Strafßenverkehrs und damit 
die Gefahr für Leib und Leben von Menschen auf dem Spiel, so tritt demgegen- 
über die Rettung eines Tieres grundsätzlich zurück. Der Beweggrund, ein 
erkranktes Tier möglichst rasch behandeln zu lassen, rechtfertigt daher die Verlet- 
zung von Sicherheitsvorschriften im Straßenverkehr, zu denen auch Geschwindig- 
keitsbeschränkungen gehören, regelmäßig nicht. Ein Ausnahmefall liegt hier nicht 
vor. Die Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit um 54 km/h war 
nicht wegen Rettung eines Wellensittichs gerechtfertigt ... 
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Ordnen Sie folgende (in Deutschland sehr bekannte) Titel den fünf Kategorien 
„Kommentar, Lehrbuch, Monographie, juristische Zeitschrift, Entscheidungs- 
sammlung“ zu! Schauen Sie die Titel nötigenfalls in der Bibliothek oder dem 
Literatur- oder Abkürzungsverzeichnis eines Lehrbuchs oder Kommentars nach. 


Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE) 
Brox: Allgemeiner Teil des BGB 

Neue Juristische Wochenschrift (NJW) 

Palandt: Bürgerliches Gesetzbuch 

Raiser: Dingliche Anwartschaften 


BE u BE 5 Zu 


Gem. $194 Abs. 1 BGB ist ein Anspruch „das Recht, von einem anderen ein 

Tun oder ein Unterlassen zu verlangen“. Der Anspruch ist üblicherweise als 

Recht (a) oder als Verpflichtung (b) formuliert. 

Beispiel 

a) 985 BGB $985 [Herausgabeanspruch] Der Eigentümer kann 
von dem Besitzer die Herausgabe der Sache verlangen. 

b) s433 Abs. 18.1 BGB 8433 |Grundpflichten des Verkäufers und des Käu- 
fers] (1) Durch den Kaufvertrag wird der Verkäufer 
einer Sache verpflichtet, dem Käufer die Sache zu über- 
geben und das Eigentum an der Sache zu verschaffen. 


Bitte entscheiden Sie, ob es sich bei den folgenden Paragraphen des BGB um eine 
Anspruchsgrundlage handelt oder nicht, und begründen Sie Ihre Meinung. 


warum? 





Überlegen Sie anschließend, warum die Kenntnis der Anspruchsgrundlagen für 
die Praxis grofßse Bedeutung hat. 


Finden Sie mit Hilfe eines Abkürzungsverzeichnisses heraus, wie die folgenden 
für Jurastudierende wichtigen Zeitschriften heißen. 


Be 
1; IA ums SEE EEE FREE TE EEE EB EN EG HE EB EEE ER TE NE EEE Er 5 ee EEE EEE 
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Q Anschließend finden Sie das Märchen „Rotkäppchen“, wie es ein Verwaltungs- 
jurist möglicherweise formulieren würde. Allerdings ist die Reihenfolge durch- 
einander geraten. Kopieren Sie den Text, schneiden Sie die einzelnen Absätze 
aus und versuchen Sie, das Märchen ın der richtigen Reihenfolge zusammenzu- 
setzen. 


Rotkäppchen 


1. Der sich auf einem Dienstgang befindliche Förster F. vernahm verdächtige 
Schnarchgeräusche und stellte deren Urheberschaft seitens des Wolfsmaules 
fest. 

2. Sie machte sich infolge Nichtbeachtung dieser Vorschrift straffällig und 
begegnete beim Überschreiten des diesbezüglichen Blumenpflückverbotes 
einem polizeilich nicht gemeldeten Wolf ohne festen Wohnsitz. 

3. Als in unserer Stadt wohnhaft ist eine Minderjährige aktenkundig, welche 
infolge ihrer hierorts üblichen Kopfbedeckung Rotkäppchen genannt zu 
werden pflegt. 

4. Die Beinhaltung des Getöteten weckte ın dem Schussabgeber die Vermu- 
tung, dass der Leichnam Personen beinhalte. 

5. Durch die unverhoffte Wiederbelebung bemächtigte sich der beiden Perso- 
nen ein gesteigertes, amtlich nicht zulässiges Lebensgefühl. 

6. Er reichte bei seiner vorgesetzten Dienststelle ein Tötungsgesuch ein, wel- 
ches zuschlägig beschieden wurde. 

7. Dieser verlangte in unberechtigter Amtsanmaßung Einsichtnahme in den 
zum Iransport von Konsumgütern dienenden Korb und traf zwecks 
Tötungsabsicht die Feststellung, dass die R. zu ihrer verwandten und ver- 
schwägerten Grofßsmutter eilends war. 

8. Zwecks diesbezüglicher Feststellung öffnete er unter Zuhilfenahme eines 
Messers den Kadaver zur Einsichtnahme und stieß hierbei auf die noch 
lebende R. nebst Grofsmutter. 

9. Da bei dem Wolfe Verknappungen auf dem Ernährungssektor vorherr- 
schend waren, beschloss er, bei der Großmutter der R. unter Vorlage fal- 
scher Papiere vorsprechig zu werden. 

10. Vorher wurde die R. seitens ihrer Mutter über das Verbot betreffs Verlas- 
sens der Waldwege auf Kreisebene belehrt. 

11. Dieser wurde nach Infangnahme der Kugel ablebig. 

12. Daraufhin gab er einen Schuss ab auf den Wolf. 

13. Die R. beabsichtigte, ıhrer ordnungsgemäß im Außenbereich wohnhaften 
Grofsmutter einen Besuch abzustatten. 

l4. Bei der später eintreffenden R. täuschte er seine Identität mit der Großmut- 
ter vor, stellte der R. nach und durch Zweitverschlingung derselben seinen 
Tötungsvorsatz unter Beweis. 

15. Der Vorfall wurde von den Brüdern Grimm zu Protokoll gegeben. 

16. Da dieselbe wegen Augenleidens krankgeschrieben war, gelang dem Wolf 
die diesfällige Täuschungsabsicht, worauf er unter Verschlingung der Bett- 
lägrigen einen strafbaren Mundraub ausführte. 





. 
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Rechtspolitische Frage: 


Erscheint Ihnen eine Vereinfachung der Rechtssprache nicht überfällig? 
Erörtern Sıe Ihre Ansicht und gehen Sie dabei insbesondere auf das Vorbild der 
schweizerischen Rechtssprache ein. 


Rechtsvergleichende Anregungen 

1. Vergleichen Sie die Rechtsquellen Ihres Heimatrechts mit denjenigen des 
deutschen Rechts. Arbeiten Sie die Unterschiede heraus und erläutern Sie, 
welche Auswirkungen diese haben. 

. Nehmen Sie einen Vergleich zwischen den juristischen Methoden in Ihrer 
Heimat und ın Deutschland vor. Gehen Sie dabei auf den Aufbau eines 
Urteils ein und zeigen Sie Ähnlichkeiten und Differenzen auf. 

3. Vergleichen Sie die Rechtssprache in Ihrem Herkunftsstaat mit der deutschen 

Rechtssprache und legen Sie dar, inwieweit ähnliche Probleme bestehen und 
inwieweit Probleme zufrieden stellend vermieden werden. 


ro 


Sprachliche Aspekte 


Ergänzen Sie im Zusammenhang mit Anspruchsgrundlagen im Gesetz im nach- 
folgenden Text Wörter aus der Liste, 


Anspruch / Ansprüche / auf / geltend / Herausgabe / kann / klagen / Klage- 
recht / machen / Schadens / Tun / Unterlassen / verlangen / verpflichtet / 
Verpflichtung 
$194 I BGB enthält die Definition des Begriffes (1). Danach 
kann derjenige, der einen Anspruch hat, vom anderen ein bestimmtes | 
__ (2) oder (3) verlangen. Im Gesetz wird gelegentlich unter 
direkter Benutzung des Wortes „Anspruch“ auf (4) verwiesen, die 
in vorhergehenden Paragraphen in anderer Weise formuliert sind. So z.B. in 
$651g 11 BGB. Demzufolge sınd Ansprüche nach den $8 651c bis 651f BGB 
vom Reisenden innerhalb eines Monats nach der vertraglich vorgesehenen Been- 
digung der Reise gegenüber dem Reiseveranstalter (5) zu 

. (6). Die Formulierung von Ansprüchen ist im Gesetz häufig 
am Gebrauch bestimmter Verben erkennbar. $985 BGB bestimmt beispiels- 


weise, dass der Eigentümer vom Besitzer die (7) der Sache 
(8) kann. 
Andere Paragraphen gewähren ein (9). Nach $ 1004 I 2 BGB 
kann der Eigentümer z.B. bei bestimmten Beeinträchtigungen des Besitzes 
(10) Unterlassung _ dE 


Ein Anspruch entsteht meist, wenn ein Beteiligter eine gesetzlich bestimmte Ver- 
pflichtung nicht erfüllt hat. Dementsprechend ist die Grundlage für einen 
Anspruch sehr oft in der (12) zu finden, die im Gesetz for- 
muliert ist. $433 II BGB (13) z.B. den Käufer, den durch 
Kaufvertrag vereinbarten Kaufpreis zu zahlen und die gekaufte Sache abzuneh- 
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men. Nach $280 I 1 BGB (14) der Gläubiger Ersatz des 
(15) verlangen, der dadurch entsteht, dass der Schuldner 
eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis verletzt. 


Der Konjunktiv Il im Gutachtenstil 


Der Konjunktiv II ist vom Imperfekt abgeleitet und dient zum Ausdruck von 
Hypothesen. Deshalb wird die Erörterung der möglichen Anspruchsgrundlage 
(1) durch den Konjunktiv II eingeführt, ebenso die Erörterung der Tatbestands- 
merkmale (2), Einwendungen und Einreden (3). 

Relevante Formen sind die 3. Person Singular (-e) und Plural (-en). 

Es gibt eine zunehmende Tendenz, den Konjunktiv II durch das Konditional zu 
ersetzen (würde + Infinitiv). Das ıst besonders dann der Fall, wenn die Formen 
des Konjunktiv I und des Imperfekt Indikativ identisch sind. 


— Beachten Sie: Modalverben sowie Formen von „sein“ und „haben“ sind nicht 
durch das Konditional zu ersetzen 


Beispiele aus dem Textbeispiel über den Autokauf in Kapitel 2: 
1. A könnte gegen B einen Anspruch auf Rückgängigmachung des Kaufvertrags 
haben. 
2. Der wesentlich überhöhte Benzinverbrauch könnte einen solchen Mangel 
darstellen. 
. Dem Anspruch könnte daher die Einrede der Verjährung entgegenstehen. 
Ergänzen Sie die passenden Formen des Konjunktiv II. 


Las 


1. E gegen 5 einen Anspruch auf Nacherfüllung nach $$ 634 Nr. 1, 
635 BGB haben. 

2. Voraussetzung dafür ___ ‚dass das Werk nicht die vereinbarte 
Eigenschaft hat. 

E er! gegen B einen Anspruch auf Herausgabe der 
Sache nach $985 BGB haben. 

4, Dann \ er Eigentümer der Sache sein. 

5. Es zweifelhaft sein, ob eine wirksame Übereignung 


stattgefunden hat. 


Geschlechtsneutrale Ausdrucksweise 


Möglichkeiten sind die Benutzung von männlicher und weiblicher Form, der 
Plural oder der Ersarz durch „die Person“. Auch verbale Strukturen können statt 
nominaler Strukturen benutzt werden. 
Versuchen Sie, folgende Vorschriften aus dem BGB und GG so umzuformen, 
dass grammatisch ersichtlich ist, dass Mann und Frau gemeint sind. Beachten 
Sıe dabei auch die Pronomen. 
a) Art. 54 GG Wahl durch die Bundesversammlung 
Der Bundespräsident wird ohne Aussprache von der Bundesversammlung 
gewählt. Wählbar ist jeder Deutsche, der das Wahlrecht zum Bundestag 
besitzt und das vierzigste Lebensjahr vollendet hat. 
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b) 81569 BGB Anspruch auf Unterhalt 
Kann ein Ehegatte nach der Scheidung nicht selbst für seinen Unterhalt sor- 
gen, so hat er gegen den anderen Ehegatten einen Anspruch auf Unterhalt 
nach den folgenden Vorschriften. 
c) $985 BGB Herausgabeanspruch 
Der Eigentümer kann von dem Besitzer die Herausgabe der Sache verlangen. 
d) $433 Abs. 2 BGB Grundpflichten des Verkäufers und des Käufers 
Der Käufer ist verpflichtet, dem Verkäufer den vereinbarten Kaufpreis zu zah- 
len und die gekaufte Sache abzunehmen. 
e) $117 BGB Scheingeschäft 
Wird eine Willenserklärung, die einem anderen gegenüber abzugeben ist, mit 
dessen Einverständnis nur zum Schein abgegeben, so ist sie nichtig. 


Drittes Kapitel 
Das Verfassungsrecht 


Wie die meisten Staaten hat auch die Bundesrepublik Deutschland eine geschrie- 
bene Verfassung, die in einer Verfassungsurkunde niedergelegt ist. Diese ist aller- 
dings nicht als Verfassung bezeichnet, sondern trägt die Überschrift Grundge- 
setz. Das hat historische Gründe. Als nach dem Zweiten Weltkrieg aus der 
amerikanischen, der britischen und der französischen Besatzungszone die Bun- 
desrepublik Deutschland gebildet wurde, hielt der neue Staat seine Verfassungs- 
ordnung für „provisorisch“ und wählte deswegen nicht die Bezeichnung „Ver- 
fassung“, sondern den neutralen Begriff „Grundgesetz“, weil die Bürger im 
Osten Deutschlands von der Mitwirkung ausgeschlossen waren. 


Demgemäßs bestimmte Art. 146 des seit 23.Mai 1949 gültigen Grundgesetzes 
auch, dass es außer Kraft treten würde, wenn eine neue Verfassung für alle Teile 
Deutschlands beschlossen würde. Nach dem Beitritt der DDR, der am 3. Okto- 
ber 1990 wirksam geworden ist, wurde jedoch keine neue Verfassung in Kraft 
gesetzt, sondern lediglich das Grundgesetz in einigen wenigen Punkten geändert: 
seine Überschrift wurde beibehalten. Außer dem Grundgesetz gibt es die Verfas- 
sungen der Bundesländer, die meist auch als solche bezeichnet werden und deren 
Geltung auf das Gebiet des jeweiligen Landes beschränkt ist. 


I. Die Grundrechte 


Anders als in den meisten Verfassungen stehen im Grundgesetz die Menschen- 
und Bürgerrechte (so genannte Grundrechte) an der Spitze der Verfassungsur- 
kunde (Art. 1 bis 19); lediglich die die Rechtsprechung betreffenden Grundrechte 
sınd weiter hinten eingeordnet (Art. 101 bis 104). Auch diese Besonderheit ist 
historisch begründet. Nach den Erfahrungen der nationalsozialistischen Gewalt- 
herrschaft, die die Menschenrechte aufs Gröbste missachtet hatte, sollte auch 
äußerlich klar erkennbar werden, dass die Gewährleistung der elementaren 
Rechte des Individuums den wichtigsten Teil der Verfassungsordnung der Bun- 
desrepublik darstellt. 
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1. Die einzelnen Grundrechte 


a) Die Menschenwürde 


Die meisten Grundrechte sind Menschenrechte, stehen also nicht nur den deut- 
schen Staatsangehörigen, sondern allen Bürgern zu. Das gilt natürlich auch für 
den Schutz der Menschenwürde (Art. 1 I GG): „Die Würde des Menschen ist 
unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen 
Gewalt.“ 


b) Die Freiheitsrechte 


Auch die Freiheitsrechte, die sich im Katalog der Grundrechte anschließen, sind 
ganz überwiegend Menschenrechte. Das umfassende Freiheitsrecht ist das auf 
freie Entfaltung der Persönlichkeit (Art.2 I GG). Es besteht zwar lediglich im 
Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung, ist also durch jede verfassungsge- 
mäß zustande gekommene Rechtsvorschrift beschränkbar, hat aber trotzdem 
große Bedeutung, da es den Bürger umfassend gegen jede denkbare Beeinträch- 
tigung seiner Lebensentfaltung durch den Staat ohne gesetzliche Grundlage 
schützt. Das BVerfG, zu dessen wichtigsten Aufgaben die Auslegung der Grund- 
rechte zählt, rechnet nämlich nicht nur den Persönlichkeitskern, sondern jede 
Ausübung von Rechten zur Persönlichkeitsentfaltung. Damit gehören zum 
Schutzbereich dieses Grundrechts auch Lebensbereiche, die im normalen Sprach- 
gebrauch nicht mehr zur Persönlichkeitsentfaltung gerechnet würden. 


Beispiel Nach $517 1ZPO beträgt die Frist zur Einlegung eines Rechtsmittels gegen die Ent- 
scheidung eines Zivilgerichts einen Monat ab Zustellung des Urteils. Ein Bürger 
hatte den Brief, mit dem er gegen ein Urteil, das ıhm am 29,12. 1989 zugestellt wor- 
den war, ein Rechtsmittel einlegte, am 29.1. 1990 um 23 Uhr in den Briefkasten des 
Gerichts geworfen. Das Gericht hatte sein Rechtsmittel als verspätet angesehen, 
weil um 23 Uhr kein Personal zur Entgegennahme des Rechtsmittels mehr vorhan- 
den ist. Das BVerfG hält diese Meinung für eine Verletzung des Grundrechts aus 
Art.2 1 GG mit folgender Begründung: Wenn $517 I ZPO eine Frist von einem 
Monat bestimmt, bedeutet das, dass man am letzten Tag der Frist bis 24 Uhr das 
Rechtsmittel einlegen kann. 


Art.21GG schützt auch das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Menschen. Das 
BVerfG hat aus Art, 2 1GG in Verbindung mit der Garantie der Menschenwürde 
ın Art.1 1 GG ein Recht auf informationelle Selbstbestimmung abgeleitet. Der 
Einzelne kann grundsätzlich selbst entscheiden, wem die Daten über seine per- 
sönlichen Verhältnisse zugänglich sein sollen; nur im überwiegenden Allgemein- 
interesse auf einer gesetzlichen Grundlage sind Einschränkungen möglich. 
Dadurch ist beispielsweise das Recht des Staates zur Datenerhebung bei einer 
Volkszählung erheblich eingeschränkt. Nach einer Entscheidung des Bundesver- 
fassungsgerichts aus dem Jahre 2008 umfasst das allgemeine Persönlichkeits- 
recht auch das Recht auf die Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität 
informationstechnischer Systeme. Dieses Recht schützt den Bürger vor Zugriffen 


I. Die Grundrechte | | 47 





auf Computer, Netzwerke usw., wenn diese ermöglichen, einen Einblick in 
wesentliche Teile seiner Lebensgestaltung zu gewinnen oder gar ein aussagekräf- 
tiges Bild seiner Persönlichkeit zu erhalten. 


Die persönliche Freiheit garantieren die Art.2 I 2 und 104 GG: Nur aufgrund 
eines Gesetzes darf jemand festgehalten werden; die Polizei darf eigenmächtig 
niemanden länger als bis zum Ende des Tages nach der Verhaftung festhalten; 
dann muss ein Richter darüber entscheiden, ob ein Haftbefehl erlassen wird 
oder der Verhaftete freizulassen ist. 


Weitere Freiheitsrechte sind die Freiheit des religiösen oder weltanschaulichen 
Bekenntnisses, des Glaubens und des Gewissens sowie die Freiheit der Religions- 
ausübung (Art. 4 GG) und die Freiheit der Meinungsäußerung (Art. 5 1 GG). 
Dieses Grundrecht garantiert auch die Pressefreiheit und verbietet jede vorherige 
Zensur von Druckerzeugnissen. 


Zu den Menschenrechten gehören auch die Freiheit von Kunst und Wissen- 
schaft, Forschung und Lehre (Art. 5 III GG) und die Koalitionsfreiheit, nämlich 
das Recht, Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände zu bilden und ihnen beizu- 
treten (Art. 9 II GG), sowie das Recht, sich mit Bitten oder Beschwerden an die 
zuständigen Stellen oder an das Parlament zu wenden (Petitionsrecht, Art. 17 
GG). 

Andere Freiheitsrechte stehen nur deutschen Staatsangehörigen zu (sog. Bürger- 
rechte). Diese sind die Versammlungsfreiheit (Art.8 GG) und die Vereinigungs- 
freiheit (Art. 9 1, II GG) sowie die Freizügigkeit (Art. 11 GG) und die Freiheit der 
Berufswahl (Art. 12 GG). Die Versammlungsfreiheit umfasst insbesondere auch 
das Demonstrationsrecht. Zwar können Versammlungen unter freiem Himmel 
gesetzlich beschränkt werden und sind durch das Versammlungsgesetz auch tat- 
sächlich zahlreichen Beschränkungen unterworfen worden, trotzdem har das 
BVerfG der Demonstrationsfreiheit gegenüber Eingriffen der Staatsgewalt große 
Wirksamkeit verschafft. 


Beispiel Eine Großsdemonstration mit erwa 50.000 Teilnehmern, mit der gegen die Errich- 
tung eines Atomkraftwerks protestiert werden sollte, war verboten worden, weil 
befürchtet wurde, dass es durch gewalttätige Teilnehmer zu Ausschreitungen kom- 
men könnte. Das BVerfG hat dieses Verbot als einen Verstoß gegen Art.8 GG 
angesehen. Da bei Großsdemonstrationen immer damit zu rechnen ist, dass sich 
ihnen zumindest kleine Gruppen Gewalttätiger anschließen, könnte nach seiner 
Ansicht mit dieser Begründung praktisch jede Großdemonstration verboten und 
das Grundrecht damit ausgehöhlt werden (BVerfGE 69, 315). 


c) Der Gleichheitssatz 


Neben diesen Freiheitsrechten gehört der allgemeine Gleichheitssatrz (Art.3 I 
GG) zu den Grundrechten. Er gewährleistet, dass wesentlich gleiche Sachver- 
halte gleich und verschiedene Sachverhalte nach ihrer Eigenart verschieden beur- 
teilt werden müssen. Unsachliche Differenzierungen sind dadurch verboten; ins- 
besondere nach dem Geschlecht (Art.3 II GG) und aus rassischen, religiösen, 
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sprachlichen, politischen und ähnlichen Gründen (Art.3 II GG). Darüber 
hinaus entnimmt das BVerfG diesem Artikel ein allgemeines Willkürverbot, das 
dann eingreift, wenn die Anwendung eines Gesetzes oder einer sonstigen Rechts- 
norm unter keinem Gesichtspunkt mehr als sinnvoll und angemessen angesehen 
werden kann. 


d) Die Unverletzlichkeitsrechte 


Eine weitere Gruppe der Grundrechte bilden die Unverletzlichkeitsrechte. Das 
sınd Grundrechte, die Ansprüche darauf geben, dass die Staatsgewalt Eingriffe 
in Rechtsgüter unterlässt. Dazu zählt das Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit (Art. 2 II 1 GG); in diesen Zusammenhang gehört auch das Ver- 
bot der Todesstrafe (Art. 102 GG). Ein weiteres Unverletzlichkeitsrecht, das auch 
die Freiheit der Telekommunikation umfasst, ist das Brief- und Postgeheimnis 
(Art. 10 GG); das Fernsprechgeheimnis ist aber durch das so genannte Abhörge- 
setz wesentlich beschränkt worden. Das BVerfG hat diese Beschränkungen im 
Interesse einer wirksamen Verbrechensbekämpfung als zulässig angesehen. Zu 
den Unverletzlichkeitsrechten gehören auch die Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Art. 13 GG) und die Garantie von Eigentum und Erbrecht (Art. 14 GG). 


e) Die sozialen Grundrechte 


Soziale Grundrechte oder Teilhaberechte beschreiben die Mitwirkungsrechte der 
Bürger an sozialen Gemeinschaften. Das Grundgesetz regelt insbesondere das 
Recht der Eltern auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder (Art.6 GG), das eine 
staatlich angeordnete Gemeinschaftserziehung verbietet, das Recht auf Einrich- 
tung privater Schulen (Art. 7 [IV GG), das Verbot, einem Deutschen die deutsche 
Staatsangehörigkeit zu entziehen oder ihn an das Ausland auszuliefern (Art. 16 
GG), und das Asylrecht für politisch verfolgte Ausländer (Art. 16a 1 GG), dessen 
Inhalt im Jahre 1994 allerdings durch eine Verfassungsänderung wesentlich ein- 
geschränkt worden ist. Nicht ausdrücklich im Grundrechtsteil geregelt, aber 
wegen des Sozialstaatsprinzips (Art. 20 I GG) und als Folgerung aus der Men- 
schenwürde trotzdem allgemein anerkannt ist der Anspruch auf Sozialhilfe für 
solche Bürger, die nicht selbst für ihren Lebensunterhalt sorgen können. Schließ- 
lich ist auch noch das Recht auf gleichen Zugang zu allen öffentlichen Ämtern 
(Art.33 II GG) ein soziales Grundrecht. 


f) Die Justizgrundrechte 


Die letzte Gruppe der Grundrechte bilden die so genannten Justizgrundrechte 
(Art. 101 und 103 GG). Die Bestimmung, dass niemand seinem gesetzlichen 
Richter entzogen werden darf (Art. 10112 GG), gibt es in den Verfassungen vie- 
ler anderer Länder, auch wenn diese sonst einen hohen Rechtsschutzstandard 
bieten, nicht. Das Grundgesetz hat sie nach den Erfahrungen der nationalsozia- 
listischen Zeit aufgenommen, in der trotz des Fortbestehens der ordentlichen 
Gerichte Justizterror durch Sonder- und Ausnahmegerichte ausgeübt wurde. 
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einem Unfall mit einem Kraftfahrzeug, einer Schienen- 
bahn oder einer Schwebebahn einem anderen zufügt, 
nicht verantwortlich. *Dies gilt nicht, wenn er die Ver- 
letzung vorsätzlich herbeigeführt hat. 

(3) Wer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
ist, sofern seine Verantwortlichkeit nicht nach Absatz 
1 oder 2 ausgeschlossen ist, für den Schaden, den er 
einem anderen zufügt, nicht verantwortlich, wenn er 
bei der Begehung der schädigenden Handlung nicht 
die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderli- 
che Einsicht hat. 


5986 Einwendungen des Besitzers. (1) 'Der Besitzer 
kann die Herausgabe der Sache verweigern, wenn er 
oder der mittelbare Besitzer, von dem er sein Recht 
zum Besitz ableitet, dem Eigentümer gegenüber zur 
Überlassung des Besitzes berechtigt ist. ?Ist der mittel- 
bare Besitzer dem Eigentümer gegenüber zur Überlas- 
sung des Besitzes an den Besitzer nicht befugt, so kann 
der Eigentümer von dem Besitzer die Herausgabe der 
Sache an den mittelbaren Besitzer oder, wenn dieser 
den Besitz nicht wieder übernehmen kann oder will, 
an sich selbst verlangen. 

(2) Der Besitzer einer Sache, die nach $931 durch 
Abtretung des Anspruchs auf Herausgabe veräußert 
worden ist, kann dem neuen Eigentümer die Einwen- 
dungen entgegensetzen, welche ihm gegen den abge- 
tretenen Anspruch zustehen. 


Art. 1 [Schutz der Menschenwürde] (1) Die Würde des 
Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schüt- 
zen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unver- 
letzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als 
Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des 
Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt. 

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzge- 
bung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als 
unmittelbar geltendes Recht. 
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Beurteilen Sie, in welchem Stil die folgenden Fälle dargestellt sind, und begrün- 
den Sie Ihre Meinung. 


Fall 1 


Die Schnecke im Salat (nach NJW 1986, 2647) 

Der Kläger könnte gegen den Beklagten Anspruch auf Zahlung von 76 € aus $433 
II BGB haben. Nach dieser Vorschrift ist der Käufer verpflichtet, dem Verkäufer 
den vereinbarten Kaufpreis zu zahlen. Zweifelhaft ist, um was für einen Vertrag 
es sich bei dem zwischen den Parteien geschlossenen Vertrag handelt, durch den 
sich der Kläger verpflichtet hatte, dem Beklagten in seinem Restaurant die bestell- 
ten Speisen und Getränke zu servieren. Dieser Vertragstyp ist im BGB nicht näher 
geregelt, er enthält Elemente des Dienst-, Werk- sowie des Kaufvertrags. Schwer- 
punkt des Vertrags ist jedoch das Kaufvertragselement, nämlich das Bereitstellen 
von Speisen und Getränken gegen Entgelt, was rechtfertigt, den Zahlungsan- 
spruch aus dem Kaufrecht herzuleiten. Voraussetzung für den Anspruch des Klä- 
gers ist, dass ein Kaufvertrag über Speisen und Getränke im Gesamtwert von 76€ 
geschlossen wurde. Der Beklagte hat diese Speisen und Getränke bestellt, der 
Kläger hat sie auch angeliefert. 

Ein Kaufvertrag ist also geschlossen worden. Der Beklagte könnte aber berech- 
tigt sein, die Zahlung zu verweigern, wenn er den Kaufpreis durch Erklärung 
gegenüber dem Käufer gemindert hätte ($441 BGB). Dazu müssten die Speisen 
mangelhaft gewesen sein ($$437, 434 Abs.1 BGB). In einem der gelieferten 
Salate befand sich eine Schnecke. Ein Salat, in dem sich eine Schnecke befindet, 
hat nicht die für in einem Restaurant servierten Salate übliche Beschaffenheit, die 
der Käufer erwarten kann. Er ist also mangelhaft ... 


Fall 2 
Der Wellensittich im Koma (nach NJW 1990, 2264) 


Der Betroffene wollte zwar nach seiner unwiderlegten Einlassung einen im Koma 
liegenden Wellensittich retten. Die Geschwindigkeitsüberschreitung war deshalb 
jedoch nicht wegen Notstands gem. $ 16 OWiG gerechtfertigt. Diese Vorschrift 
setzt voraus, dass bei Abwägung der widerstreitenden Interessen das geschützte 
Interesse das beeinträchtigte wesentlich überwiegt. In diese Erwägungen sind 
auch die Rangordnungen der betroffenen Rechtsgüter einzubeziehen. Steht z.B. 
— wie hier — die Beeinträchtigung der Sicherheit des Straßenverkehrs und damit 
die Gefahr für Leib und Leben von Menschen auf dem Spiel, so tritt demgegen- 
über die Rettung eines Tieres grundsätzlich zurück. Der Beweggrund, ein 
erkranktes Tier möglichst rasch behandeln zu lassen, rechtfertigt daher die Verlet- 
zung von Sicherheitsvorschriften im Strafsenverkehr, zu denen auch Geschwindig- 
keitsbeschränkungen gehören, regelmäßig nicht. Ein Ausnahmefall liegt hier nicht 
vor. Die Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit um 54 km/h war 
nicht wegen Rettung eines Wellensittichs gerechtfertigt ... 
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Ordnen Sıe folgende (in Deutschland sehr bekannte) Titel den fünf Kategorien 
„Kommentar, Lehrbuch, Monographie, juristische Zeitschrift, Entscheidungs- 
sammlung“ zu! Schauen Sie die Titel nötigenfalls in der Bibliothek oder dem 
Literatur- oder Abkürzungsverzeichnis eines Lehrbuchs oder Kommentars nach. 


. Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE) 
. Brox: Allgemeiner Teil des BGB 

. Neue Juristische Wochenschrift (NJW) 

. Palandt: Bürgerliches Gesetzbuch 

. Raiser: Dingliche Anwartschaften 


vs ww D - 


Gem. 8194 Abs.1 BGB ist ein Anspruch „das Recht, von einem anderen ein 

Tun oder eın Unterlassen zu verlangen“. Der Anspruch ist üblicherweise als 

Recht (a) oder als Verpflichtung (b) formuliert. 

Beispiel 

a) $985 BGB 8985 [Herausgabeanspruch] Der Eigentümer kann 
von dem Besitzer die Herausgabe der Sache verlangen. 

b) 3433 Abs.15.1 BGB 8433 [Grundpflichten des Verkäufers und des Käu- 
fers] (1) Durch den Kaufvertrag wird der Verkäufer 
einer Sache verpflichtet, dem Käufer die Sache zu über- 
geben und das Eigentum an der Sache zu verschaffen. 


Bitte entscheiden Sie, ob es sich bei den folgenden Paragraphen des BGB um eine 
Anspruchsgrundlage handelt oder nicht, und RER E Sie Ihre Meinung. 


nein w BE 





Überlegen Sie anschließend, warum die Kenntnis der Anspruchsgrundlagen für 
die Praxis große Bedeutung hat. 


Finden Sie mit Hilfe eines Abkürzungsverzeichnisses heraus, wie die folgenden 
für Jurastudierende wichtigen Zeitschriften heißen. 


ER ae Be EEE em NEE EEEEEBER 
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O Anschließend finden Sie das Märchen „Rotkäppchen“, wie es ein Verwaltungs- 
jurist möglicherweise formulieren würde. Allerdings ist die Reihenfolge durch- 
einander geraten. Kopieren Sie den Text, schneiden Sie die einzelnen Absätze 
aus und versuchen Sie, das Märchen in der richtigen Reihenfolge zusammenzu- 
setzen. 


10. 
13; 
12, 
13. 
14, 


13. 
16. 


Rotkäppchen 


. Der sich auf einem Dienstgang befindliche Förster F. vernahm verdächtige 


Schnarchgeräusche und stellte deren Urheberschaft seitens des Wolfsmaules 
fest. 

Sie machte sich infolge Nichtbeachtung dieser Vorschrift straffällig und 
begegnete beim Überschreiten des diesbezüglichen Blumenpflückverbotes 
einem polizeilich nicht gemeldeten Wolf ohne festen Wohnsitz. 


. Als in unserer Stadt wohnhaft ist eine Minderjährige aktenkundig, welche 


infolge ihrer hierorts üblichen Kopfbedeckung Rotkäppchen genannt zu 
werden pflegt. 

Die Beinhaltung des Getöteten weckte in dem Schussabgeber die Vermu- 
tung, dass der Leichnam Personen beinhalte. 

Durch die unverhoffte Wiederbelebung bemächtigte sich der beiden Perso- 
nen ein gesteigertes, amtlich nicht zulässiges Lebensgefühl. 

Er reichte bei seiner vorgesetzten Dienststelle ein Tötungsgesuch ein, wel- 
ches zuschlägig beschieden wurde. 

Dieser verlangte in unberechtigter Amtsanmaßung Einsichtnahme in den 
zum Iransport von Konsumgütern dienenden Korb und traf zwecks 
Tötungsabsicht die Feststellung, dass die R. zu ihrer verwandten und ver- 
schwägerten Grofsmutter eilends war. 

Zwecks diesbezüglicher Feststellung öffnete er unter Zuhilfenahme eines 
Messers den Kadaver zur Einsichtnahme und stieß hierbei auf die noch 
lebende R. nebst Grofßsmutter. 

Da bei dem Wolfe Verknappungen auf dem Ernährungssektor vorherr- 
schend waren, beschloss er, bei der Grofsmutter der R. unter Vorlage fal- 
scher Papiere vorsprechig zu werden. 

Vorher wurde die R. seitens ihrer Mutter über das Verbot betreffs Verlas- 
sens der Waldwege auf Kreisebene belehrt. 

Dieser wurde nach Infangnahme der Kugel ablebig. 

Daraufhin gab er einen Schuss ab auf den Woltf. 

Die R. beabsichtigte, ihrer ordnungsgemäß im Außenbereich wohnhaften 
Großmutter einen Besuch abzustatten. 

Bei der später eintreffenden R. täuschte er seine Identität mit der Großßmut- 
ter vor, stellte der R. nach und durch Zweitverschlingung derselben seinen 
Tötungsvorsatz unter Beweis. 

Der Vorfall wurde von den Brüdern Grimm zu Protokoll gegeben. 

Da dieselbe wegen Augenleidens krankgeschrieben war, gelang dem Wolf 
die diesfällige Täuschungsabsicht, worauf er unter Verschlingung der Bett- 
lägrigen einen strafbaren Mundraub ausführte. 
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Rechtspolitische Frage: 

Erscheint Ihnen eine Vereinfachung der Rechtssprache nicht überfällig? 
Erörtern Sie Ihre Ansicht und gehen Sie dabei insbesondere auf das Vorbild der 
schweizerischen Rechtssprache ein. 


Rechtsvergleichende Anregungen 

l. Vergleichen Sie die Rechtsquellen Ihres Heimatrechts mit denjenigen des 
deutschen Rechts. Arbeiten Sie die Unterschiede heraus und erläutern Sie, 
welche Auswirkungen diese haben. 

2. Nehmen Sie einen Vergleich zwischen den juristischen Methoden in Ihrer 
Heimat und in Deutschland vor. Gehen Sie dabei auf den Aufbau eines 
Urteils ein und zeigen Sie Ähnlichkeiten und Differenzen auf. 

3. Vergleichen Sie die Rechtssprache in Ihrem Herkunftsstaat mit der deutschen 
Rechtssprache und legen Sie dar, inwieweit ähnliche Probleme bestehen und 
inwieweit Probleme zufrieden stellend vermieden werden. 


Sprachliche Aspekte 


Ergänzen Sie im Zusammenhang mit Anspruchsgrundlagen im Gesetz im nach- 
folgenden Text Wörter aus der Liste. 


Anspruch / Ansprüche / auf / geltend / Herausgabe / kann / klagen / Klage- 
recht / machen / Schadens / Tun / Unterlassen / verlangen / verpflichtet / 
Verpflichtung 
$194 I BGB enthält die Definition des Begriffes (1). Danach 

kann derjenige, der einen Anspruch hat, vom anderen ein bestimmtes _ 
(2) oder on (3) verlangen. Im Gesetz wird gelegentlich unter 
direkter Benutzung des Wortes „Anspruch“ auf (4) verwiesen, die 
in vorhergehenden Paragraphen in anderer Weise formuliert sind. So z.B. in 
$651g Il BGB. Demzufolge sind Ansprüche nach den 88 651c bis 651 f BGB 
vom Reisenden innerhalb eines Monats nach der vertraglich vorgesehenen Been- 
digung der Reise gegenüber dem Reiseveranstalter —_ 43) zu 
(6). Die Formulierung von Ansprüchen ist im Gesetz häufig 
am Gebrauch bestimmter Verben erkennbar. $985 BGB bestimmt beispiels- 


weise, dass der Eigentümer vom Besitzer die __ . (7) der Sache 
(8) kann. 
Andere Paragraphen gewähren ein (9). Nach $1004 I 2 BGB 
kann der Eigentümer z.B. bei bestimmten Beeinträchtigungen des Besitzes 
(10) Unterlassung BE: 3 


Ein Anspruch entsteht meist, wenn ein Beteiligter eine gesetzlich bestimmte Ver- 
pflichtung nicht erfüllt hat. Dementsprechend ist die Grundlage für einen 
Anspruch sehr oft in der (12) zu finden, die im Gesetz for- 
mulıiert ist. 8433 II BGB (13) z.B. den Käufer, den durch 
Kaufvertrag vereinbarten Kaufpreis zu zahlen und die gekaufte Sache abzuneh- 
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men. Nach 8280 I 1 BGB (14) der Gläubiger Ersatz des 
z (15) verlangen, der dadurch entsteht, dass der Schuldner 
eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis verletzt. 


Der Konjunktiv I im Gutachtenstil 


Der Konjunktiv II ist vom Imperfekt abgeleitet und dient zum Ausdruck von 
Hypothesen. Deshalb wird die Erörterung der möglichen Anspruchsgrundlage 
(1) durch den Konjunktiv II eingeführt, ebenso die Erörterung der Tatbestands- 
merkmale (2), Einwendungen und Einreden (3). 

Relevante Formen sind die 3. Person Singular (-e) und Plural (-en). 

Es gibt eine zunehmende Tendenz, den Konjunktiv II durch das Konditional zu 
ersetzen (würde + Infinitiv). Das ist besonders dann der Fall, wenn die Formen 
des Konjunktiv II und des Imperfekt Indikativ identisch sind. 


— Beachten Sie: Modalverben sowie Formen von „sein“ und „haben“ sind nicht 
durch das Konditional zu ersetzen 


Beispiele aus dem Textbeispiel über den Autokauf in Kapitel 2: 

1. A könnte gegen B einen Anspruch auf Rückgängigmachung des Kaufvertrags 
haben. 

2. Der wesentlich überhöhte Benzinverbrauch könnte einen solchen Mangel 
darstellen. 

3. Dem Anspruch könnte daher die Einrede der Verjährung entgegenstehen. 
Ergänzen Sie die passenden Formen des Konjunktiv II. 


I. £ gegen 5 einen Anspruch auf Nacherfüllung nach 88 634 Nr. 1, 
635 BGB haben. 

2. Voraussetzung dafür „dass das Werk nicht die vereinbarte 
Eigenschaft hat. 

3. A gegen B einen Anspruch auf Herausgabe der 
Sache nach $985 BGB haben. 

4. Dann | er Eigentümer der Sache sein. 

5. Es u zweifelhaft sein, ob eine wirksame Übereignung 


stattgefunden hat. 


Geschlechtsneutrale Ausdrucksweise 


Möglichkeiten sind die Benutzung von männlicher und weiblicher Form, der 
Plural oder der Ersatz durch „die Person“. Auch verbale Strukturen können statt 
nominaler Strukturen benutzt werden. 
Versuchen Sie, folgende Vorschriften aus dem BGB und GG so umzuformen, 
dass grammatisch ersichtlich ıst, dass Mann und Frau gemeint sind. Beachten 
Sie dabei auch die Pronomen. 
a) Art. 54 GG Wahl durch die Bundesversammlung 
Der Bundespräsident wird ohne Aussprache von der Bundesversammlung 
gewählt. Wählbar ist jeder Deutsche, der das Wahlrecht zum Bundestag 
besitzt und das vierzigste Lebensjahr vollendet hat. 
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b) $1569 BGB Anspruch auf Unterhalt 
Kann eın Ehegatte nach der Scheidung nicht selbst für seinen Unterhalt sor- 
gen, so hat er gegen den anderen Ehegatten einen Anspruch auf Unterhalt 
nach den folgenden Vorschriften. 

c) $985 BGB Herausgabeanspruch 
Der Eigentümer kann von dem Besitzer die Herausgabe der Sache verlangen. 

d) 8433 Abs.2 BGB Grundpflichten des Verkäufers und des Käufers 


Der Käufer ist verpflichtet, dem Verkäufer den vereinbarten Kaufpreis zu zah- 
len und die gekaufte Sache abzunehmen. 
e) $117 BGB Scheingeschäft 


Wird eine Willenserklärung, die einem anderen gegenüber abzugeben ist, mit 
dessen Einverständnis nur zum Schein abgegeben, so ist sie nichtig. 


Drittes Kapitel 
Das Verfassungsrecht 


Wie die meisten Staaten hat auch die Bundesrepublik Deutschland eine geschrie- 
bene Verfassung, die in einer Verfassungsurkunde niedergelegt ist. Diese ist aller- 
dings nicht als Verfassung bezeichnet, sondern trägt die Überschrift Grundge- 
setz. Das hat historische Gründe. Als nach dem Zweiten Weltkrieg aus der 
amerikanischen, der britischen und der französischen Besatzungszone die Bun- 
desrepublik Deutschland gebildet wurde, hielt der neue Staat seine Verfassungs- 
ordnung für „provisorisch“ und wählte deswegen nicht die Bezeichnung „Ver- 
fassung“, sondern den neutralen Begriff „Grundgesetz“, weil die Bürger im 
Osten Deutschlands von der Mitwirkung ausgeschlossen waren. 


Demgemäß bestimmte Art. 146 des seit 23. Mai 1949 gültigen Grundgesetzes 
auch, dass es außer Kraft treten würde, wenn eine neue Verfassung für alle Teile 
Deutschlands beschlossen würde. Nach dem Beitritt der DDR, der am 3. Okto- 
ber 1990 wirksam geworden ist, wurde jedoch keine neue Verfassung in Kraft 
gesetzt, sondern lediglich das Grundgesetz in einigen wenigen Punkten geändert; 
seine Überschrift wurde beibehalten. Außer dem Grundgesetz gibt es die Verfas- 
sungen der Bundesländer, die meist auch als solche bezeichnet werden und deren 
Geltung auf das Gebiet des jeweiligen Landes beschränkt ist. 


I. Die Grundrechte 


Anders als in den meisten Verfassungen stehen im Grundgesetz die Menschen- 
und Bürgerrechte (so genannte Grundrechte) an der Spitze der Verfassungsur- 
kunde (Art. 1 bis 19); lediglich die die Rechtsprechung betreffenden Grundrechte 
sind weiter hinten eingeordnet (Art. 101 bis 104). Auch diese Besonderheit ist 
historisch begründet. Nach den Erfahrungen der nationalsozialistischen Gewalt- 
herrschaft, die die Menschenrechte aufs Gröbste missachtet hatte, sollte auch 
äußerlich klar erkennbar werden, dass die Gewährleistung der elementaren 
Rechte des Individuums den wichtigsten Teil der Verfassungsordnung der Bun- 
desrepublik darstellt. 
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1. Die einzelnen Grundrechte 


a) Die Menschenwürde 


Die meisten Grundrechte sind Menschenrechte, stehen also nicht nur den deut- 
schen Staatsangehörigen, sondern allen Bürgern zu. Das gilt natürlich auch für 
den Schutz der Menschenwürde (Art. 1 1 GG): „Die Würde des Menschen ist 
unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen 
Gewalt.“ 


b) Die Freiheitsrechte 


Auch die Freiheitsrechte, die sich im Katalog der Grundrechte anschließen, sind 
ganz überwiegend Menschenrechte. Das umfassende Freiheitsrecht ist das auf 
freie Entfaltung der Persönlichkeit (Art.2 1 GG). Es besteht zwar lediglich im 
Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung, ist also durch jede verfassungsge- 
mälßs zustande gekommene Rechtsvorschrift beschränkbar, hat aber trotzdem 
große Bedeutung, da es den Bürger umfassend gegen jede denkbare Beeinträch- 
tigung seiner Lebensentfaltung durch den Staat ohne gesetzliche Grundlage 
schützt. Das BVerfG, zu dessen wichtigsten Aufgaben die Auslegung der Grund- 
rechte zählt, rechnet nämlich nicht nur den Persönlichkeitskern, sondern jede 
Ausübung von Rechten zur Persönlichkeitsentfaltung. Damit gehören zum 
Schutzbereich dieses Grundrechts auch Lebensbereiche, die im normalen Sprach- 
gebrauch nicht mehr zur Persönlichkeitsentfaltung gerechnet würden. 


Beispiel Nach 8517 1ZPO beträgt die Frist zur Einlegung eines Rechtsmittels gegen die Ent- 
scheidung eines Zivilgerichts einen Monat ab Zustellung des Urteils. Ein Bürger 
hatte den Brief, mit dem er gegen ein Urteil, das ihm am 29.12. 1989 zugestellt wor- 
den war, ein Rechtsmittel einlegte, am 29.1. 1990 um 23 Uhr in den Briefkasten des 
Gerichts geworfen. Das Gericht hatte sein Rechtsmittel als verspätet angesehen, 
weil um 23 Uhr kein Personal zur Entgegennahme des Rechtsmittels mehr vorhan- 
den ist. Das BVerfG hält diese Meinung für eine Verletzung des Grundrechts aus 
Art.2 I GG mit folgender Begründung: Wenn 8517 1 ZPO eine Frist von einem 
Monat bestimmt, bedeutet das, dass man am letzten Tag der Frist bis 24 Uhr das 
Rechtsmittel einlegen kann. 


Art.2 1GG schützt auch das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Menschen. Das 
BVerfG hat aus Art. 2 GG in Verbindung mit der Garantie der Menschenwürde 
in Art. 11 GG ein Recht auf informationelle Selbstbestimmung abgeleitet. Der 
Einzelne kann grundsätzlich selbst entscheiden, wem die Daten über seine per- 
sönlichen Verhältnisse zugänglich sein sollen; nur im überwiegenden Allgemein- 
interesse auf einer gesetzlichen Grundlage sind Einschränkungen möglich. 
Dadurch ist beispielsweise das Recht des Staates zur Datenerhebung bei einer 
Volkszählung erheblich eingeschränkt. Nach einer Entscheidung des Bundesver- 
fassungsgerichts aus dem Jahre 2008 umfasst das allgemeine Persönlichkeits- 
recht auch das Recht auf die Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität 
informationstechnischer Systeme. Dieses Recht schützt den Bürger vor Zugriffen 
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auf Computer, Netzwerke usw., wenn diese ermöglichen, einen Einblick in 
wesentliche Teile seiner Lebensgestaltung zu gewinnen oder gar ein aussagekräf- 
tiges Bild seiner Persönlichkeit zu erhalten. 


Die persönliche Freiheit garantieren die Art.2 II2 und 104 GG: Nur aufgrund 
eines Gesetzes darf jemand festgehalten werden; die Polizei darf eigenmächtig 
niemanden länger als bis zum Ende des Tages nach der Verhaftung festhalten; 
dann muss ein Richter darüber entscheiden, ob ein Haftbefehl erlassen wird 
oder der Verhaftete freizulassen ist. 


Weitere Freiheitsrechte sind die Freiheit des religiösen oder weltanschaulichen 
Bekenntnisses, des Glaubens und des Gewissens sowie die Freiheit der Religions- 
ausübung (Art.4 GG) und die Freiheit der Meinungsäußerung (Art. 5 I GG). 
Dieses Grundrecht garantiert auch die Pressefreiheit und verbietet jede vorherige 
Zensur von Druckerzeugnissen. 


Zu den Menschenrechten gehören auch die Freiheit von Kunst und Wissen- 
schaft, Forschung und Lehre (Art. 5 III GG) und die Koalitionsfreiheit, nämlich 
das Recht, Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände zu bilden und ihnen beizu- 
treten (Art. 9 III GG), sowie das Recht, sich mit Bitten oder Beschwerden an die 
zuständigen Stellen oder an das Parlament zu wenden (Petitionsrecht, Art. 17 


GG). 


Andere Freiheitsrechte stehen nur deutschen Staatsangehörigen zu (sog. Bürger- 
rechte). Diese sind die Versammlungsfreiheit (Art. 8 GG) und die Vereinigungs- 
freiheit (Art. 9 1, II GG) sowie die Freizügigkeit (Art. 11 GG) und die Freiheit der 
Berufswahl (Art. 12 GG). Die Versammlungsfreiheit umfasst insbesondere auch 
das Demonstrationsrecht. Zwar können Versammlungen unter freiem Himmel 
gesetzlich beschränkt werden und sind durch das Versammlungsgesetz auch tat- 
sächlich zahlreichen Beschränkungen unterworfen worden, trotzdem hat das 
BVerfG der Demonstrationsfreiheit gegenüber Eingriffen der Staatsgewalt große 
Wirksamkeit verschafft. 


Beispiel Eine Grofßsdemonstration mit erwa 50.000 Teilnehmern, mit der gegen die Errich- 
tung eines Atomkraftwerks protestiert werden sollte, war verboten worden, weil 
befürchtet wurde, dass es durch gewalttätige Teilnehmer zu Ausschreitungen kom- 
men könnte. Das BVerfG hat dieses Verbot als einen Verstoß gegen Art.8 GG 
angesehen. Da bei Großsdemonstrationen immer damit zu rechnen ist, dass sich 
ihnen zumindest kleine Gruppen Gewalttätiger anschließen, könnte nach seiner 
Ansicht mit dieser Begründung praktisch jede Großdemonstration verboten und 
das Grundrecht damit ausgehöhlt werden (BVerfGE 69, 315). 


c) Der Gleichheitssatz 


Neben diesen Freiheitsrechten gehört der allgemeine Gleichheitssatz (Art. 3 I 
GG) zu den Grundrechten. Er gewährleistet, dass wesentlich gleiche Sachver- 
halte gleich und verschiedene Sachverhalte nach ihrer Eigenart verschieden beur- 
teilt werden müssen. Unsachliche Differenzierungen sind dadurch verboten; ins- 
besondere nach dem Geschlecht (Art. 3 II GG) und aus rassischen, religiösen, 
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sprachlichen, politischen und ähnlichen Gründen (Art.3 II GG). Darüber 
hinaus entnimmt das BVerfG diesem Artikel ein allgemeines Willkürverbot, das 
dann eingreift, wenn die Anwendung eines Gesetzes oder einer sonstigen Rechts- 
norm unter keinem Gesichtspunkt mehr als sinnvoll und angemessen angesehen 
werden kann. 


d) Die Unverletzlichkeitsrechte 


Eine weitere Gruppe der Grundrechte bilden die Unverletzlichkeitsrechte. Das 
sind Grundrechte, die Ansprüche darauf geben, dass die Staatsgewalt Eingriffe 
in Rechtsgüter unterlässt. Dazu zählt das Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit (Art. 2 II 1 GG); in diesen Zusammenhang gehört auch das Ver- 
bot der Todesstrafe (Art. 102 GG). Ein weiteres Unverletzlichkeitsrecht, das auch 
die Freiheit der Telekommunikation umfasst, ist das Brief- und Postgeheimnis 
(Art. 10 GG); das Fernsprechgeheimnis ist aber durch das so genannte Abhörge- 
setz wesentlich beschränkt worden. Das BVerfG hat diese Beschränkungen im 
Interesse einer wirksamen Verbrechensbekämpfung als zulässig angesehen. Zu 
den Unverletzlichkeitsrechten gehören auch die Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Art. 13 GG) und die Garantie von Eigentum und Erbrecht (Art. 14 GG). 


e) Die sozialen Grundrechte 


Soziale Grundrechte oder Teilhaberechte beschreiben die Mitwirkungsrechte der 
Bürger an sozialen Gemeinschaften. Das Grundgesetz regelt insbesondere das 
Recht der Eltern auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder (Art.6 GG), das eine 
staatlich angeordnete Gemeinschaftserziehung verbietet, das Recht auf Einrich- 
tung privater Schulen (Art. 7 IV GG), das Verbot, einem Deutschen die deutsche 
Staatsangehörigkeit zu entziehen oder ihn an das Ausland auszuliefern (Art. 16 
GG), und das Asylrecht für politisch verfolgte Ausländer (Art. 16a 1 GG), dessen 
Inhalt im Jahre 1994 allerdings durch eine Verfassungsänderung wesentlich ein- 
geschränkt worden ist. Nicht ausdrücklich im Grundrechtsteil geregelt, aber 
wegen des Sozialstaatsprinzips (Art.20 I GG) und als Folgerung aus der Men- 
schenwürde trotzdem allgemein anerkannt ist der Anspruch auf Sozialhilfe für 
solche Bürger, die nicht selbst für ihren Lebensunterhalt sorgen können. Schließ- 
lich ist auch noch das Recht auf gleichen Zugang zu allen öffentlichen Ämtern 
(Art.33 Il GG) ein soziales Grundrecht. 


f) Die Justizgrundrechte 


Die letzte Gruppe der Grundrechte bilden die so genannten Justizgrundrechte 
(Art. 101 und 103 GG). Die Bestimmung, dass niemand seinem gesetzlichen 
Richter entzogen werden darf (Art. 10112 GG), gibt es in den Verfassungen vie- 
ler anderer Länder, auch wenn diese sonst einen hohen Rechtsschutzstandard 
bieten, nicht. Das Grundgesetz hat sie nach den Erfahrungen der nationalsozia- 
listischen Zeit aufgenommen, in der trotz des Fortbestehens der ordentlichen 
Gerichte Justizterror durch Sonder- und Ausnahmegerichte ausgeübt wurde. 
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ÜBUNGSTEIL 


Rechtliche Aspekte 


1 Fragen zum Text 


1. 
. Was verstehen Sıe unter Gewaltenteilung? 
. Was ist der Bundestag, wie setzt er sich zusammen und welche Aufgaben 


u Do 


” 


Was ist im Grundgesetz geregelt? 


erfüllt er? 
Was ist der Bundesrat, woher kommen seine Mitglieder und welche Kompe- 
tenzen hat er? 


. Was wissen Sıe über den Bundespräsidenten? 
. Wie setzt sich die Bundesregierung zusammen und worin besteht ihre Haupt- 


funktion? 


. Inwiefern ist das Bundesverfassungsgericht der „Hüter der Verfassung“? 


2 Bitte geben Sie eine kurze Erklärung und je einen Grundgesetzartikel als Beispiel 
zu den angegebenen Begriffen. Nehmen Sie dazu außer dem Grundgesetz ein 
Lehrbuch, einen Kommentar zum GG oder ein juristisches Wörterbuch zu Hilfe. 





Vlenschenrecht 








Allgemeiner Gleichheitssatz, 
Willkürverbot 


Freiheitsrecht 





Unverletzlich- | Frundrecht 


keitsrechi 





Justizerundrecht 








Soziales Grundrecht 
bzw. Teilhaberecht 





Bürgerrecht 


1. Unter Grundrecht versteht man 


I®) 


Nanny n 


Ein Grundrecht ist z.B. die Meinungsfreiheit in Art. 5 GG. 
,, Ein Menschenrecht ist ein Recht, das _ | 
Der Begriff „Freiheitsrecht“ umfasst alle Rechte, die 
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Entscheiden Sie für die drei folgenden Fälle, worum es sich handelt: 
a) (direkte) Grundrechtswirkung 

b) (unmittelbare) Drittwirkung der Grundrechte 

c) mittelbare Drittwirkung der Grundrechte 


1. Die Arbeitgeberin A verbietet ihrem Angestellten G, Mitglied einer Gewerk- 
schaft zu werden. G ist der Meinung, dieses Verhalten der A verstoße gegen 
die Koalitionsfreiheit gem. Art. 9 III GG. 

2. Im Strafprozess vergisst der junge Richter R, dem Angeklagten A das letzte 
Wort zu erteilen. A meint, in seinem Recht auf rechtliches Gehör gem. 
Art. 103 IGG verletzt zu seın. 

3. Die umweltbewusste Supermarktkette „Kaufmarkt“ droht dem Fernsehsen- 
der ITV, keine Werbespots mehr in Auftrag zu geben, wenn ITV weiter Wer- 
beaufträge der Holzfirma Beierlein entgegennimmt, die in Brasilien Regen- 
wald abholzt. ITV beendet daraufhin die Geschäftsbeziehung mit Beierlein, 
dessen Umsatz stark zurückgeht. Beierlein verklagt Kaufmarkt wegen sitten- 
widriger Schädigung ($ 826 BGB), Kaufmarkt beruft sich auf die Meinungs- 
freiheit (Art.5 GG). 


Erarbeiten Sie aus Art.20 GG, der auch „Verfassung in Kurzform“ genannt 
wird, die weiteren vier Staatsstrukturprinzipien in der folgenden Skizze und 
erklären Sıe alle Begriffe kurz mit Ihren eigenen Worten. Außer dem Grundge- 
setz können Sie ein Lehrbuch, einen Kommentar zum GG oder eın juristisches 
Wörterbuch zu Rate ziehen. 


Art. 20 GG 
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> Die folgenden Zitate stammen aus Urteilen des Bundesverfassungs- oder des 
Bundesverwaltungsgerichts. Überlegen Sie, auf welchen Artikel des Grundgeset- 
zes sie sich beziehen, und setzen Sie fehlende Wörter sowie Artikel ein. 
Benutzen Sie dazu das Grundgesetz und nötigenfalls einen Kommentar zum 
Grundgesetz. 

1. Art. ( ___) gewährleistet allen Deutschen das 
Recht, sich sich friedlich und ohne Waffen zu versammeln. Geschützt sind nicht 
allein Veranstaltungen, bei denen Meinungen in verbaler Form ausgetauscht 
werden, sondern auch solche, bei denen die Teilnehmer ihre Meinungen 
zusätzlich oder ausschließslich auf andere Weise, auch in Form einer Sitzblo- 
ckade zum Ausdruck bringen (BVerfG, N]JW 2002, 1031, 1032). 

2. Art. ( I 
Diese Bestimmung garantiert lediglich die Freiheit, privatrechtliche Vereini- 
gungen zu gründen, ihnen beizutreten oder fernzubleiben (BVerfGE 19, 89, 





102). 

3. In der Werteordnung des Grundgesetzes ist die un 
Art. _ der oberste Wert (BVerfGE 6, 32, 41). 

4. Das Grundrecht des Art. GG ( ) schützt 





nicht nur das Äufsern einer Meinung als solche, sondern auch das geistige 
Wirken durch die Meinungsänderung (BVerfGE 7, 198). 


5. Der Begriff 1.9. des Art. GG ist weit auszulegen; er 
umfasst auch Arbeits-, Betriebs- und Geschäftsräume (BVerfG DVBl. 1971, 
892). 

6b. Art. ____ GG ) garantiert den Eltern gegen- 
über dem Staat den Vorrang als Erziehungsträger (BVerfG MDR 1969, 27). 

r.. Art, GG ( }: 


Das Bundesverfassungsgericht hat eine verschiedene Behandlung von Mann 
und Frau so weit als berechtigt anerkannt, als die Unterschiede funktional 
oder biologisch begründet sind (BVerwGE 15, 226, 229). 

8. Der Begriff des Berufs im Sinne des Art. __ GG ( 

) ist weit auszulegen und umfasst grundsätzlich jede sinnvolle, 
erlaubte Tätigkeit (BVerfGE 7, 377, 397). 

9. Die in Art. GG verbürgte schützt die Eigen- 
ständigkeit der Presse von der Beschaffung der Information bis zur Verbrei- 
tung der Nachrichten und Meinungen (BVerfG, N]TW 2002, 592). 

10. 1. $. des Art. GG 
bedeutet das Recht, unbehindert durch die deutsche Staatsgewalt an jedem 
Ort innerhalb des Bundesgebietes Aufenthalt und Wohnsitz zu nehmen, 
auch zu diesem Zweck in das Bundesgebiet einzureisen (BVerfGE 2, 266). 


6 Bitte finden Sie jeweils die Artikel des Grundgesetzes, um die es im Einzelnen 
geht, und beantworten Sie die gestellten Fragen. 

l. Frau A möchte an der staatlichen Universität U Physik studieren. Die Univer- 

sität lehnt Frau As Zulassung mit der Begründung ab, Frauen seien für ein 

naturwissenschaftliches Studium nicht geeignet; sie solle lieber Pädagogik 


Drittes Kapitel: Das Verfassungsrecht 


oder Fremdsprachen studieren. Welchen Artikel des Grundgesetzes wird Frau 
A heranziehen, um ihre Vertassungsbeschwerde zum Bundesverfassungsge- 
richt zu begründen? 


. Student S finder die französischen Atomversuche inakzeptabel. Er stellt sich 


deshalb mit einem Transparent zu einer Gruppe Demonstranten in der Fuß- 
gängerzone und protestiert lautstark gegen die französische Regierungspoli- 
tik. Die Polizistin P hält die Demonstration für unzulässig und schickt die 
einzelnen Teilnehmer, auch S, nach Hause. S fühlt sich in mehreren Grund- 
rechten verletzt. Welchen? Artikel? 


. Richterin R findet, dass sie lange genug Richterin am Oberlandesgericht war. 


Sie möchte über wichtige Fragen entscheiden können und insbesondere viel 
mit der Verfassung arbeiten. Auf welches Gericht sollte sie ihre Karrierewün- 
sche konzentrieren? Wo ist dieses Gericht im Grundgesetz (GG) erwähnt? 
Wie kann R dort Richterin werden? Artikel? 


. Bürger B meint, dass er im Staat zu wenig mitzureden (= mitzubestimmen) 


hat. Allein wählen zu können findet er nicht ausreichend. Auch die Mitglied- 
schaft in einer politischen Partei und diversen Bürgerinitiativen genügt ihm 
nicht. Er möchte höchstpersönlich an der Schaffung und inhaltlichen Ausge- 
staltung von Gesetzen mitwirken. Was raten Sie ihm? Artikel? 


. Die Journalistin ] spricht mehrere Sprachen und liebt es zu reisen. Außerdem 


interessiert sie sich für politische Fragen und repräsentiert gerne. Sie möchte 
in Zukunft auf internationalem Parkett arbeiten und die Bundesrepublik völ- 
kerrechtlich vertreten, insbesondere ‚Verträge mit auswärtigen Staaten 
abschliefsen. Im Inland möchte sıe entscheiden, wer begnadigt wird und wel- 
che Bundesgesetze verkündet werden dürfen. Um welches Amt sollte sie sich 
bemühen? Artikel? 


. Geschichtslehrer G ist politisch schr aktiv und allgemein sehr ehrgeizig. Seine 


Tätigkeit als Geschichtslehrer langweilt ihn. Ein Bundestagsmandat interes- 
siert ıhn nicht, weil er in dieser Position nicht genügend Macht besäße und 
lediglich an der Gestaltung des Staates mitbestimmen dürfte. Er möchte die 
wichtigsten Linien der Politik der Bundesrepublik selbst bestimmen, die Bun- 
desminister vorschlagen und Regierungschef sein. Zu welcher Position raten 
Sie ihm? Artikel? 

Die Apothekerin A ist Mitglied der bayerischen Staatsregierung und möchte 
dies auch bleiben. Sie möchte jedoch gleichzeitig an der Gesetzgebung und 
Verwaltung des Bundes mitwirken. Bundestagsabgeordnete will sie nicht 
werden. Was raten Sie ihr? Artikel? 


. Die Gemeinde G möchte einen Radweg bauen. Dazu benötigt sie einen Teil 


des Grundstückes des Bürgers Q, der sich gerne als Querulant betätigt. Q 
hasst Radfahrer und weigert sich, auch nur einen Quadratmeter seines 
Grundstückes für den Radweg herzugeben. Alle Verhandlungen scheitern. 
Schliefslich enteignet die Gemeinde den Q und zahlt ihm eine geringe Entschä- 
digung. Q fühlt sich in seinem Eigentumsrecht verletzt. Auf welchen Artikel 
des Grundgesetzes wird er sich berufen? Worauf wird sich die Gemeinde G 
stützen? 
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Wie lautet das jeweilige Fremdwort für die deutsche Bezeichnung und wer 
nimmt diese Funktion auf Bundesebene jeweils wahr? 


L; 


2, 


ERSTEN ER a a an 


Aether Del, a a nee ee ee 


- EEE a a a a TE a 
- u: a a N HT ee ne 


“un EEE a EEE a EHE EEE EEG N EG EEE GE GH BE HE GE GE FA TE EEE re ee er 


Entscheiden Sie mit Hilfe des Grundgesetzes oder eines Kommentars zum 
Grundgesetz, welcher Rechtsbehelf zum Bundesverfassungsgericht im einzelnen 
Fall einschlägig ist: 

a) Verfassungsbeschwerde gem. Art. 93 INr, 4a GG 

b) Verfassungsbeschwerde gem. Art. 93 INr. 4b GG 

c) Konkrete Normenkontrolle gem. Art. 100 IGG 

d) Abstrakte Normenkontrolle gem. Art. 93 INr.2 GG 


1. 


Die Landesregierung L weist die Gemeinde G an, eine Müllverbrennungsan- 
lage zu errichten. G meint, sie sei dadurch in ihrem Selbstverwaltungsrecht 
aus Art.28 II GG verletzt. Sie möchte den Rechtsweg zum Bundesverfas- 
sungsgericht beschreiten. 


. Die Strafrichterin $ ist der Ansicht, die Bestrafung wegen Eigenkonsums von 


geringen Mengen Haschisch verstoße gegen den Gleichheitsgrundsatz in 
Art.31GG, denn schließlich werde der Konsum von Alkohol und Zigaretten, 
der damit vergleichbar seı, auch nicht bestraft. Sie möchte deshalb den Straf- 
prozess gegen den Haschischkonsumenten K aussetzen und die Frage, ob die 
Strafbarkeit von Haschischverbrauch gegen das Grundgesetz verstößt, dem 
Bundesverfassungsgericht vorlegen. 


. Der Bürger B wurde während einer Demonstration stundenlang auf einem 


von der Polizei umzingelten öffentlichen Platz gegen seinen Willen festgehal- 
ten. Er fühlt sich in seiner Demonstrationsfreiheit gem. Art. 8 GG und in sei- 
ner körperlichen Bewegungstreiheit ı. $. des Art. 2 II GG verletzt und will dies 
vom Bundesverfassungsgericht bestätigt bekommen. 


. Nachdem der Bundestag das „Gesetz zur Beendigung der Diskriminierung 


gleichgeschlechtlicher Gemeinschaften“ verabschiedet hat, möchte die Säch- 
sische Staatsregierung es vom Bundesverfasssungsgericht für unvereinbar 
mit dem Grundgesetz erklären lassen. 


Entscheiden Sie anhand der Eingangsformel, ob es sich um ein Zustimmungs- 
oder ein Einspruchsgesetz handelt. 


Ir 


Er 


„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen.“ 
„Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen.“ 
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3. Entscheiden Sie für die folgenden Gesetze anhand der Eingangsformel, ob es 
sich jeweils um ein Zustimmungs- oder ein Einspruchsgesetz handelt: 

a) Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie über die Vergleichbarkeit von Zah- 
lungskontoentgelten, den Wechsel von Zahlungskonten sowie den 
Zugang zu Zahlungskonten mit grundlegenden Funktionen 

b) Jugendarbeitsschutzgesetz 

c) Fünfzigstes Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches — Verbesserung 
des Schutzes der sexuellen Selbstbestimmung 

d) Gesetz zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen 
mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz). 


10 Entscheiden Sie, um welchen der folgenden Rechtssätze es sich jeweils handelt, 
und begründen Sie Ihre Ansicht: Satzung, Verordnung, Bundesgesetz (Ein- 
spruchsgesetz), Bundesgesetz (Zustimmungsgesetz), Verfassungsartikel 


1. Der Bundestag beschliefst: „Alle Fahrräder müssen ab sofort mit Nummern- 
schildern gekennzeichnet sein. Diese werden durch die Landratsämter und 
kreisfreien Städte ausgegeben.“ 

2. In das Grundgesetz wird eine Bestimmung eingefügt, die Haustiere unter den 
besonderen Schutz des Staates stellt. 

3. Die Bundesregierung führt ein neues Verkehrszeichen für den Kreisverkehr 
ein. 

4. Der Bundestag beschliefst: „Es werden ab sofort Münzen im Nennwert von 
15 € ausgegeben.“ 

5. Die Universität erlässt eine Benutzungsordnung für ihre Bibliothek. 


11 Rechtspolitische Frage 


Anlässlich der Gnadengesuche mehrerer zu lebenslangen Freiheitsstrafen verur- 
teilter Terroristen wurde diskutiert, ob für die Begnadigungsentscheidung des 
Bundespräsidenten nicht mehr Transparenz nötig sei. Nehmen Sie zu der Frage 


Stellung. 


12 Rechtsvergleichende Anregungen 


1. Erörtern Sie, inwieweit die Grundrechtsgewährung in Ihrem Heimatland der- 
jenigen in Deutschland ähnelt bzw. sich von ihr unterscheidet. Berücksichti- 
gen Sie dabei, inwieweit die gewährten Grundrechte selbst vergleichbar sind 
und inwieweit ihre tatsächliche Durchsetzung vergleichbar erscheint. 

2. Erläutern Sie, in welcher Hinsicht die Staatsorganisation in Ihrer Heimat und 
Deutschland ähnlich ausgestaltet sind und ın welchen konkreten Bereichen 
gravierende Unterschiede bestehen. Erörtern Sie dabei auch, welche Konse- 
quenzen die Unterschiede mit sich bringen. 

. Legen Sie dar, durch welche Institutionen in Ihrem Heimatrecht und im deut- 
schen Verfassungsrecht die Menschenrechte geschützt werden. Vergleichen 
Sie dabei Aufbau und Funktionsweise dieser Institutionen. 


(u 
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Sprachliche Aspekte 


Ergänzen Sıe ım Zusammenhang mit dem Wortfeld Gesetz die fehlenden Nomen 
aus der folgenden Liste: 


Gresetz / Gesetze / Gesetzes / Gesetzeskraft / Gesetzgebers / 
Gesetzgebung / Gesetzgebungsorgan / Gesetzgebungsrechts / Gesetzes- 
vorbehalt / Grundgesetz 


Die ver Aassung der Bundesrepublik Deutschland trägt die Bezeichnungg 

4 (1). Die darin aufgeführten Grundrechte binden 
als unmittelher geltendes Recht QaeD! (2), vollzie- 
hende Gewalt und Rechtsprechung. Eine Änderung von Grundrechtsbestim- 
mungen ist nur mit Zweidrittelmehrheit des 4 | 
(3) möglich. Sie kann jedoch nur dann vorgenommen werden, wenn dies im 
betreffenden Grundrecht erlaubt ist. Aber selbst wenn dieser [v® 

(4) vorhanden ist, darf eine Einschränkung durch __] 
(5) den Wesensgehalt des Grundrechts nicht verändern. 
Das ER (6) ıst der Bundestag. Die Bundes- 
regierung ist befugt, zur Regelung der praktischen Durchführung eines 
i (7) Rechtsverordnungen zu erlassen. Um eine Aushöh- 

lung des (8) des Parlaments zu verhindern, 
muss die Ermächtigung zu u Rechtsverordnungen im Gesetz selbst nach Inhalt, 
Zweck und Ausmals bestimmt sein. Nur auf wenigen Rechtsgebieten wie z.B. 
dem Schul- und Kulturbereich liegt die Gesetzgebung bei den einzelnen Bun- 
desländern. Als so genanntem Hüter der Verasung ist es Aufgabe des Bundes- 
verfassungsgerichts (BVerfG) zu prüfen, ob . 
(9) und andere Rechtssätze mit dem Grundgesetz vereinbar sind. Die Entschei- 
dungen des BVerfG haben K (10). 








Ergänzen Sie die richtigen Formen des Verbs in Klammern: 


l. Gesetze werden vom Bundespräsidenten und ım Bun- 
desgesetzblatt . (ausfertigen / verkünden) 

2. Gesetzesvorlagen können aus der Mitte des Bundestages, durch die Bundesre- 
sierung oder den Bundesrat werden. (einbringen) 

3. Die meisten Gesetzentwürfe werden von der Bundesregierung 

. (vorlegen) 

4. Bundesgesetze werden vom Bundestag (beschließen) 

5. Der Bundesrat ein vom Bundestag beschlogenes Gesetz gele- 
gentlich __ ‚ (ablehnen) 

6. Bestimmte Gesetze nur mit Zustimmung des Bundesrats 


‚(zustande kommen). 
/. Beı anderen Gesetzen hat der Bundesrat nur ein Einspruchsrecht und kann 
vom Bundestag _ | werden. (überstimmen) 
8. Das Gesetz wurde vom Bundestag . . (verabschieden) 
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9, Das Gesetz ist am 1.1.2017 in Kraft . (treten) 
10. Ein Gesetz kann | B werden, (ändern) 
11. Art.76ff. GG regeln das Gesetzgebungsverfahren, nach dem Gesetze 
werden. (erlassen) 
12. Im Bereich des Strafrechts muss strafbares Verhalten als solches in einem 


Gesetz sein. (bestimmen) Bei Entscheidungen über die 
Straftat muss das Gesetz werden (anwenden), das 
zur Zeit der Tat . (gelten) 


Das Nomen „Recht“ und Komposita in Verbindung mit Verben. Ersetzen Sie 
das Verb durch ein Nomen + Genitiv. 

Beispiel 

cin Recht geltend machen — die Geltendmachung eines Rechts 

. elementare Rechte gewährleisten na TRETEN ANNO 
die Grundrechte auslegen uses a ee 
are lrundrechte kenn und werd uni 


ein Rechtsmittel einlegen -...uscnuuunue ET TE TE 
ein Grundrecht verletzen -.........cc cn EEE EEE SEHE EEE 


SA6Rebe 


“a a EEE EEE HE BE ET A EHE EEE EEE na 


Ergänzen Sie im Zusammenhang mit dem Wortfeld Wahl passende Wörter aus 
der Liste. 


gewählt / Stimmen / Verhältniswahl / Verhältniswahlrecht / Wahl / 
Wähler / Wahlgesetz / Wahlkreisabgeordneten / Wahlpflicht / 
Wahlrechtsgrundsätze / Wahlsystem / Zweidrittelmehrheit 
. Art. 38 GG enthält die 


2. Der Bundestag wird auf die Dauer von vier Jahren 


— 


3. Im | ist keine 
angeordnet. 
4. Das gültige 





| sieht eine modifizierte 
Vor. 
5. Die Zusammensetzung des Bundestages bestimmt sich nach dem 


6. Jeder hat zwei BE 
7. Nur eine Partei mit mindestens 5% der Stimmen oder drei gewählten 
_ \Jrka kann weıtere Abgeordnetenmandate 
ım Parlament erhalten. 
8. Für die eines Richters ans Bundesverfassungsgericht ist 
eine _ erforderlich. 


Viertes Kapitel 
Verträge und andere Rechtsgeschäfte 


I. Die ersten drei Bücher des BGB 


Das Thema der beiden nächsten Kapitel ist das Bürgerliche Recht, also derjenige 
Teil des Zivilrechts, der für die allgemeinen Rechtsbeziehungen der Bürger 
untereinander gilt. Davon zu unterscheiden sind die Sondergebiete des Bürgerli- 
chen Rechts, nämlich das Handels- und Gesellschaftsrecht, das seine Bedeutung 
vor allem im Wirtschaftsverkehr hat, und das Arbeitsrecht, das das Recht der 
Arbeitsverhältnisse regelt. Das Bürgerliche Recht ist heute fast vollständig im 
Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) geregelt; die meisten „Nebengesetze“ wurden 
in den letzten Jahrzehnten wieder in das BGB integriert. Das BGB besteht aus 
fünf Büchern, von denen die ersten drei das gesamte Vertragsrecht und das 
Recht der beweglichen Sachen und der Immobilien behandeln. Die drei Bücher 
sind „Allgemeiner Teil“, „Recht der Schuldverhältnisse“ und „Sachenrecht“ 
überschrieben. Das Buch 2 „Recht der Schuldverhältnisse“ (Schuldverhältnis ist 
dabei eine nicht sehr geglückte und sonst in der Sprache ungebräuchliche Ein- 
deutschung des Begriffs „Obligation“) gliedert sich wiederum in zwei Teile, 
einen Allgemeinen Teil und einen Besonderen Teil. Einzelne Vertragstypen, wie 
der Kaufvertrag, der Darlehensvertrag, der Mietvertrag, der Dienstvertrag oder 
die Auslobung sind in diesem Besonderen Teil geregelt. 


Der Überblick über den Inhalt der drei ersten Bücher des BGB zeigt eine Beson- 
derheit dieses Gesetzbuchs: Es ıst zur Vermeidung von Wiederholungen sehr sys- 
tematisch und logisch aufgebaut. Allgemeine Bestimmungen, die für die weiteren 
Bücher jeweils in gleicher Weise gelten, sind im Allgemeinen Teil zusammenge- 
fasst. Die allgemeinen Bestimmungen, die für alle Vertragstypen gelten, sind im 
Buch 2 wiederum in einem allgemeinen Teil zusammengefasst. Die Gesetzestech- 
nik des BGB ist also vorbildlich; für Jurastudierende ist aber zumindest am 
Anfang ihrer Ausbildung die Arbeit mit diesem Gesetz besonders schwierig. 


Beispiel A hat von B ein Auto gekauft. Den Kaufvertrag hat A persönlich abgeschlossen; für 
B hat dessen Angestellter C gehandelt. Das Auto sollte am 1. August bezahlt werden. A hat 
den Kaufpreis erst am 1. September bezahlt. B möchte wissen, ob er für die Zeit vom 1.8. bis 
1.9. Zinsen verlangen kann, A wüsste gerne, ob denn überhaupt ein Kaufvertrag zustande 
gekommen ist und — wenn ja — welche Rechte er hat, wenn das Auto Mängel haben sollte. 


Den Kaufvertrag regelt das BGB in den $$433 ff. Aber nur die letzte der gestell- 
ten Fragen lässt sich aus diesen Vorschriften heraus beantworten (nämlich aus 
437 BGB). Dagegen findet sich die Antwort auf die Frage nach den Zinsen im 
allgemeinen Teil des Schuldrechts (nämlich in den $$ 286, 288 BGB) und die 
Regelung des Vertragsschlusses durch einen Vertreter im 1. Buch des BGB 
($ 164 BGB). 
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Eine weitere Besonderheit des deutschen Rechts sorgt für zusätzliche Schwierig- 
keiten. Das Schuldrecht regelt nur die Verpflichtungen, die die Beteiligten unter- 
einander haben, aber nicht die Handlungen, die sie zu ihrer Erfüllung vorneh- 
men müssen. Diese sind im 3. Buch „Sachenrecht“ geregelt. Der Grund ist 
darin zu suchen, dass zwischen der Verpflichtung und Verfügung rechtlich 
getrennt wird. Ein simpler Brötchenkauf, der im täglichen Leben (und von den 
meisten ausländischen Rechtssystemen) als ein einziger Vorgang wahrgenom- 
men wird, wird juristisch ın drei Geschäfte getrennt (sog. Trennungsprinzip): 
Den Kaufvertrag als Verpflichtungsgeschäft, durch das nur Rechte und Pflichten 
entstehen, die Übertragung des Eigentums an dem Kaufgegenstand, nämlich 
dem Brötchen (Verfügungsgeschäft) und die Übertragung des Eigentums an 
dem Geld (Verfügungsgeschäft). Besonders schwierig dabei ist, dass das Ver- 
pflichtungsgeschäft wirksam und das Verfügungsgeschäft unwirksam sein kann 
und umgekehrt. Diese Regel bezeichnet man als das Abstraktionsprinzip. 


Fortsetzung des Beispiels: Über den Kaufvertrag im obigen Beispiel enthält der besondere 
Teil des Schuldrechts nur die Aussage, dass unter anderem A verpflichtet ist, dem B das 
Eigentum an dem Auto zu verschaffen ($433 I 1 BGB). Wie dies geschieht, steht dagegen 
ım Sachenrecht ($ 929 BGB). Das Sachenrecht regelt auch, welche Folgen es hat, wenn das 
Auto, das A dem B übergeben hat, dem A gar nicht gehört (in den $$ 932, 935 BGB). 


Es ist deshalb im Grunde nicht möglich, die ersten drei Bücher des BGB getrennt 
zu studieren, da für nahezu jeden zu lösenden Fall aus dem Vertragsrecht alle 
drei Bücher zusammen herangezogen werden müssen. 


Il. Die Rechtsgeschäfte 


Die Begründung und Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen erfolgt durch das 
Rechtsgeschäft. Das Rechtsgeschäft besteht aus einer oder mehrerer Willenser- 
klärungen; eine Willenserklärung ist die Erklärung einer Partei zur Herbeifüh- 
rung einer Rechtsfolge im Rechtsverkehr. Rechtsgeschäft ist demnach der Ober- 
begriff für Verträge, die den gröfsten Teil der Rechtsgeschäfte ausmachen, und 
die einseitigen Rechtsgeschäfte, zu denen etwa die Kündigung oder die Erteilung 
einer Vollmacht gehören. Dabei kommen die Verträge durch zwei übereinstim- 
mende Willenserklärungen zustande. Diese Willenserklärungen heiffen Antrag 
(auch: Angebot) und Annahme. Es spielt dabei keine Rolle, von wem das Ange- 
bot ausgeht. Im einfachsten Fall, bei der gleichzeitigen persönlichen Anwesenheit 
beider Vertragsteile, werden diese Willenserklärungen oft konkludent, nämlich 
ohne ausdrückliche Erklärung des Willens, ein Rechtsgeschäft vornehmen zu 
wollen, abgegeben. 


Beispiel Legt A, der der deutschen Sprache nicht mächtig ist, in einem Bäckerladen 15 Cent 
auf den Ladentisch und deutet auf eine Ssemmel und händigt ihm daraufhin die 
Bäckersfrau wortlos eine Semmel aus, sind damit bereits sechs Willenserklärungen 
abgegeben worden: das Angebot des A, gegen Zahlung von 15 Cent eine Semmel 
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kaufen zu wollen, die Annahme dieses Angebots durch die Bäckersfrau, das Ange- 
bot der Bäckersfrau, dem A die Semmel zu übereignen, die Annahme dieses Ange- 
bots durch A, das Angebot des A, der Bäckersfrau 15 Cent zu übereignen, und die 
Annahme dieses Angebots durch die Bäckersfrau. 


Es besteht grundsätzlich weder eine Verpflichtung, einen Vertrag abzuschließen 
noch hierbei auf bestimmte Bedingungen einzugehen. Man bezeichnet das als 
den Grundsatz der Vertragsfreiheit (Privatautonomie), die ihrerseits die 
Abschlussfreiheit und die Gestaltungsfreiheit umfasst. Die Bäckersfrau ist also 
nıcht verpflichtet, A die Semmel zu verkaufen, selbst wenn dies aus dem zu miss- 
billigenden Grund geschehen sollte, dass A der deutschen Sprache nicht mächtig 
ist. Das Gegenteil dieser Abschlussfreiheit ist der Kontrahierungszwang, der nur 
für einzelne Unternehmen ausdrücklich angeordnet ist, die rechtlich oder tat- 
sächlich eine Monopolstellung haben, wie dies etwa bei der Post, Stromliefe- 
rungsunternehmen oder den öffentlichen Verkehrsmitteln der Fall ist. 


Außer dieser Abschlussfreiheit besteht auch die inhaltliche Gestaltungsfreiheit. 
Beim Kaufpreis ist das ohnehin klar. Es ist der Bäckersfrau unbenommen, ihre 
Semmeln für 20, 30 oder 40 Cent anzubieten, Aber auch sonst gelten die Bestim- 
mungen des Schuldrechts regelmäßig nur dann, wenn die Vertragspartner nichts 
anderes vereinbaren; Ausnahmen müssen im Gesetz besonders erwähnt sein. 
Grundsätzlich ıst die Verpflichtung aus einem Vertrag sofort zu erfüllen (8271 
Il BGB). Die Bäckersfrau kann sich, wenn A kein Geld bei sich hat, auf die Ver- 
einbarung einlassen, dass er die Ssemmel am nächsten Tag bezahlt, sie kann aber 
auch erklären, dass sie Kaufverträge nur gegen sofortige Barzahlung abschließt. 


Die inhaltliche Gestaltungstreiheit ist angemessen, wenn beide Vertragspartner 
wie ın dem Beispiel wirtschaftlich gleich stark sind. Ist dagegen ein Vertragspart- 
ner wirtschaftlich schwächer, muss er vor einem Missbrauch der inhaltlichen 
Gestaltungsfreiheit geschützt werden. Das geschieht zum einen durch das Ver- 
bot, wucherische Geschäfte abzuschließen ($138 BGB), und andererseits 
dadurch, dass eine Reihe vom Gesetz aufgezählter Klauseln, und überhaupt alle 
Klauseln, die einen Vertragspartner unangemessen benachteiligen, nicht in All- 
gemeinen Geschäftsbedingungen verwendet werden dürfen. Allgemeine Ge- 
schäftsbedingungen sind von einem Vertragspartner (normalerweise dem wirt- 
schaftlich Größeren, Mächtigeren) formulierte Vertragsbedingungen, die er 
seinem Vertragspartner mitteilt und dabei erklärt, er werde grundsätzlich nur 
zu diesen Bedingungen abschlieisen. Die in Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
verbotenen Bestimmungen sind aber nicht allgemein verboten. In einem von 
den Vertragspartnern individuell ausgehandelten Vertrag dürfen sie verwendet 
werden. Was ın Allgemeinen Geschäftsbedingungen zulässig ist und was nicht, 
regeln die $$ 305 ff. BGB. 


Beispiel Nach $ 309 Nr. 6 BGB ist eine Vereinbarung, nach der der Mieter eines Fahrrads 
im Falle verspäteter Rückgabe eine Vertragsstrafe — also einen Geldbetrag, der 
ohne Rücksicht darauf geschuldet ist, ob der Vermieter dadurch überhaupt einen 
Schaden harte - zu bezahlen hat, unwirksam. Deshalb kann ein Fahrradvermieter 
cine solche Bestimmung nicht in seine Allgemeinen Geschäftsbedingungen aufneh- 
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men. Verleiht oder vermietet aber A dem B sein Fahrrad durch einen von diesen 
individuell ausgehandelten Vertrag, dann ist diese Vereinbarung ohne weiteres 
möglich. 


Neben den gerade erwähnten Beschränkungen der Wirksamkeit von Rechtsge- 
schäften durch das Verbot wucherischer und überhaupt sittenwidriger Geschäfte 
($ 138 BGB) und bestimmter Formularklauseln müssen Rechtsgeschäfte etlichen 
weiteren Bedingungen entsprechen, um wirksam zu sein: 


— Sie dürfen nicht gegen ein gesetzliches Verbot verstoßen ($ 134 BGB). Ver- 
kauft A dem afrikanischen Staat B also Maschinengewehre oder andere 
Kriegswaffen ohne Genehmigung, dann ist dieser Kaufvertrag nichtig. 

— Wenn gesetzliche Formvorschriften bestehen, müssen diese eingehalten wer- 
den. Will A dem B ein Grundstück verkaufen, dann ist der Kaufvertrag nur 
gültig, wenn der Vertrag von einem Notar beurkundet ist ($311b BGB). Will 
sich C gegenüber der Bank für einen Kredit seiner Tochter T verbürgen, muss 
seine Bürgschaftserklärung schriftlich erfolgen ($ 766 BGB). Von diesen im 
BGB seltenen Fällen abgesehen gilt aber, dass Rechtsgeschäfte formfrei abge- 
schlossen werden können. Dass wichtige Verträge normalerweise schriftlich 
abgeschlossen werden, dient also lediglich dazu, über ihren Inhalt später kei- 
nen Streit entstehen zu lassen. Rechtlich erforderlich ist es nicht. 

— Ein Vertrag kommt auch dann nicht wirksam zustande, wenn die Willenser- 
klärungen rechtzeitig widerrufen worden sind. Die Frage des Widerrufs stellt 
sich natürlich nur dann, wenn es nicht zum unmittelbaren Vertragsschluss 
kam, sondern Angebot und Annahme schriftlich übermittelt wurden. Eine 
Willenserklärung wird (anders als z.B. im englischen Recht) nicht schon mit 
der Absendung, sondern erst mit dem Zugang beim Vertragspartner wirksam, 
und ein Vertrag kommt nicht zustande, wenn dem Anbieter gleichzeitig mit 
der Annahme ein Widerruf zugeht ($ 130 BGB). 

— Die Vertragspartner müssen geschäftsfähig sein. Zwar ist jeder Mensch von 
Geburt an rechtsfähig ($ 1 BGB). Selbst ein Säugling kann also etwas erben, 
Besitz haben und als Besitzer auch Verpflichtungen (z. B. Steuern zu zahlen, bei 
Glatteis zu streuen usw.) haben. Ein Säugling kann aber keine Rechtsgeschäfte 
selbst abschließen, ist also nicht geschäftsfähig. Die volle Geschäftsfähigkeit 
tritt mit dem 18. Geburtstag ein (Volljährigkeit). Kinder unter 7 Jahren und 
Geisteskranke sind geschäftsunfähig; Kinder und Jugendliche zwischen 7 und 
18 Jahren sind beschränkt geschäftsfähig. Beschränkt Geschäftsfähige können 
srundsätzlich nur solche Rechtsgeschäfte allein abschliefßsen, die für sie rechtlich 
vorteilhaft sind (z.B. ein Geschenk annehmen; Einzelheiten und Ausnahmen 
88 106-114 BGB). Zu anderen Geschäften (z.B. Kaufverträgen) brauchen sie 
die Zustimmung ihrer gesetzlichen Vertreter (normalerweise der Eltern); für 
Geschäftsunfähige können überhaupt nur die gesetzlichen Vertreter handeln. 

— Erliegt ein Vertragsteil bei der Abgabe seiner Willenserklärung einem Irrtum, 
dann kommt trotzdem ein Vertrag zunächst einmal zustande. Jedoch kann 
derjenige, der sich geirrt hat, seine Willenserklärung anfechten ($ 119 BGB). 
Tut er das, dann ist sie und damit der Vertrag nichtig ($ 142 BGB). Dasselbe 
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gilt, wenn ein Vertragsteil durch eine Täuschung oder durch Bedrohung zum 
Vertragsschluss veranlasst wurde. 
Beispiel Wollte A beim Versandhaus B 12 Paar Socken kaufen, schreibt er auf den Bestell- 
schein aber versehentlich „21“ statt „l2“, dann kommt mit der Lieferung des B der 
Vertrag über 21 Paar Socken zustande. A kann aber anfechten, da er diese Erklä- 
rung gar nicht abgeben wollte; dann ist der Kaufvertrag nichtig. A kann aber auch 
auf die Anfechtung verzichten, wenn er meint, im Laufe der Zeit auch 21 Paar 
Socken zu brauchen und dass der Preis günstig war. In diesem Fall bleibt der Kauf- 
vertrag trotz des Irrtums gültig. 


Ist der Vertrag nicht durch die Vertragspartner persönlich abgeschlossen wor- 
den, sondern durch Stellvertreter, dann ist er nur wirksam, wenn die Vertreter 
hierzu berechtigt waren. Bei gesetzlichen Vertretern (Eltern für ihr Kind, der 
Vorstand für einen Verein) kommt es darauf an, ob das Gesetz die Vertretungs- 
befugnis gewährt, bei Bevollmächtigten darauf, ob die Vollmacht das Handeln 
des Vertreters abdeckt ($ 164 BGB). Ist dies nicht der Fall, kommt es für die 
Wirksamkeit darauf an, ob der Vollmachtgeber nachträglich sein Einverständnis 
mit dem Geschäft erklärt (es „genehmigt“). Tut er das, kommt der Vertrag 
zustande. Lehnt er es ab, dann ist nur derjenige verpflichtet, der als Vertreter 
gehandelt hat. Ein Vertreter darf grundsätzlich nicht gleichzeitig für seinen Auf- 
traggeber und für einen anderen oder sich selbst handeln (Verbot des Selbstkont- 
rahierens, $181 BGB). Wegen des möglichen Interessenkontlikts ist das nur 
dann erlaubt, wenn es dem Vertreter ausdrücklich gestattet ist. 


Beispiel A hat ein neues Auto gekauft und den Händler H beauftragt, einen Käufer für sei- 
nen Gebrauchtwagen zu suchen und auch gleich den Kaufvertrag abzuschließen. H 
kann nun im Namen des A das Auto an jeden beliebigen Dritten verkaufen - aber 
nicht an sich selbst und auch nicht an einen Dritten, der seinerseits dem H Voll- 
macht erteilt hat, für ıhn ein Auto zu kaufen. Das wäre ihm nur erlaubt, wenn A 
ihm dies ausdrücklich gestattet hätte, weil er bedingungsloses Vertrauen zu H hat 
oder einen Mindestverkaufspreis festgelegr hat. 


III. Die einzelnen Vertragstypen 


Das Buch 2 des BGB regelt zuerst die allgemeinen Bestimmungen, die für alle 
Schuldverhältnisse des BGB (z.B. die Ausgestaltung des Schadensersatzes in 
s$249ff. oder das Erlöschen einer Forderung nach 88 362 ff.) und anderer 
Gesetze, z.B. des Produkthaftungsgesetzes oder des Handelsgesetzbuchs gelten, 
soweit dort nicht etwas anderes geregelt ist. Danach regelt das Buch 2 des BGB 
einzelne Arten von Verträgen durch eine Reihe besonderer Bestimmungen, so 
z.B. den Kaufvertrag ($$ 433-479), die Schenkung (88 516-534), den Mietver- 
trag ($$ 535-580a) und den Auftrag ($$ 662-674). 


Das bedeutet nicht, dass andere als die dort geregelten Vertragstypen unzulässig 
wären, es besteht im Schuldrecht, also dem Recht der Verpflichtungsgeschäfte, 
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kein Typenzwang. Was geregelt und was nicht geregelt ist, erklärt sich aus den 
tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnissen des Jahres 1896, als das BGB erlas- 
sen wurde. So enthält das BGB beispielsweise eine Regelung des Leibrentenver- 
trags (88 759-761), aber keinerlei Regelung der heute viel bedeutsameren Ver- 
tragstypen des Forderungskaufs (Factoring) oder des Leasingvertrags, da es 
diese zur Zeit des In-Kraft-Tretens des BGB praktisch nicht gab. Der Gesetzge- 
ber hat erst in den letzten Jahren die Veränderung der Lebensverhältnisse zum 
Anlass von Ergänzungen des Gesetzes genommen. Erstmals geschah dies durch 
die Regelung des Rechts der Pauschalreisen in den Vorschriften über den Reise- 
vertrag ($$ 651a-651 m), der im Jahre 1979 als eine besondere Form des Werk- 
vertrags eingeführt wurde. In der Zwischenzeit sind beispielsweise der Teilzeit- 
Wohnrechtevertrag (88 481-487), der Zahlungsdienstevertrag ($8 675c-676c), 
das Verbraucherdarlehen (88 491-505e) und der Behandlungsvertrag ($S 630a- 
630h) hinzugekommen. Viele Änderungen erfolgten aufgrund der Schuldrechts- 
modernisierungsreform im Jahre 2002 oder aufgrund der steigenden Bedeutung 
des Internets im täglichen Rechtsverkehr. Ob ein Vertragstyp ausdrücklich gere- 
gelt ist oder nicht, spielt nur für die Frage eine Rolle, ob für bestimmte typischer- 
weise auftretende Probleme eine Regelung getroffen ist, wenn sich die Vertrags- 
teile darüber nicht verständigt haben. Es ist klar, dass dafür bei den Verträgen 
des täglichen Lebens ein größseres Bedürfnis besteht als bei den besonderen Ver- 
tragstypen, die normalerweise von Fachleuten schriftlich ausgearbeitet werden. 
Auch wenn der Vertragstyp geregelt ıst, sind diese Regelungen aber meist dıspo- 
sitiv, Die Vertragspartner können also von ihnen abweichen, wenn dies ım 
Gesetz nicht ausdrücklich für unzulässig erklärt ist, in Allgemeinen Geschäftsbe- 
dingungen aber -— wie erwähnt - nur in engen Grenzen. 


1. Der Kaufvertrag 


Der Kaufvertrag ist der im täglichen Leben häufigste Vertragstyp. Das BGB hat 
daher nicht nur die grundsätzlichen Verpflichtungen des Verkäufers und des 
Käufers geregelt ($433 BGB), sondern auch, wer die Vertragskosten trägt 
($ 448 BGB) und welche Rechte der Käufer hat, wenn die verkaufte Sache Män- 
gel aufweist (88 437-445 BGB). In diesem Fall kann der Käufer Beseitigung des 
Mangels oder Lieferung einer mangelfreien Sache verlangen, unter bestimmten 
Voraussetzungen auch vom Vertrag zurücktreten oder den Kaufpreis mindern 
und - wenn der Verkäufer den Mangel zu vertreten hat — auch Schadensersatz 
verlangen ($437 BGB). 


Die Gewährleistung für Sachmängel gehört zu den wichtigsten Rechten des 
Käufers beim Kauf neu hergestellter Sachen. Auf der anderen Seite kann es 
einem Verkäufer bei gebrauchten Gegenständen, z.B. einer gebrauchten 
Maschine oder einem Gebrauchtwagen, auch darauf ankommen, dass er für 
Mängel, die sich später herausstellen, auf keinen Fall in Anspruch genommen 
wird. Die Gewährleistungsvorschriften sind daher überwiegend dispositiv, kön- 
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nen also von den Vertragspartnern ausgeschlossen werden. Da aber oft der Ver- 
käufer die größere wirtschaftliche Macht und Geschäftsgewandtheit hat, macht 
das BGB eine Ausnahme zugunsten des Käufers: Die Vereinbarung, dass die 
Gewährleistung ausgeschlossen ist, ist dann unwirksam, wenn der Verkäufer 
den Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit 
der Sache übernommen hat ($ 444 BGB). 


Beispiel A verkauft dem B seinen gebrauchten Pkw und vereinbart: „verkauft wie besichtigt 
und Probe gefahren unter Ausschluss jeder Gewährleistung.“ Erleidet das Auto bei 
B nach wenigen Kilometern einen für A unabsehbaren Motorschaden, hat B keine 
Ansprüche. Stellt sich dagegen heraus, dass der Rahmen durchgerostet ist und A die 
schadhaften Stellen übermalt hat, so dass sie bei der Besichtigung unerkennbar 
waren, hat B die gewöhnlichen Gewährleistungsrechte, da der Mangel arglistig ver- 
schwiegen wurde. 


Besondere Grenzen bestehen für die Beschränkung der Rechte des Käufers neu 
hergestellter Sachen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Hier ist es nicht 
zulässig, den Rücktritt oder die Minderung auszuschließen und dem Käufer 
stattdessen nur einen Anspruch auf Reparatur oder Lieferung einer mangelfreien 
Sache zu geben. Das Recht zum Rücktritt oder zur Minderung muss dem Käufer 
zumindest für den Fall erhalten bleiben, dass die Reparatur fehlschlägt ($ 309 
Nr. 8 Buchst. b Doppelbuchst. bb BGB). 


Besondere Schutzvorschriften für den Verbraucher ($13 BGB) enthalten die 
Vorschriften über den Verbrauchsgüterkauf (8$8$474-479 BGB), die dann 
anwendbar sind, wenn ein Unternehmer (814 BGB) einem Verbraucher eine 
bewegliche Sache verkauft, für solche Kaufverträge, bei denen der Kaufpreis 
nicht sofort bar bezahlt wird (88 506-508 BGB), und für außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossene Verträge, bei denen der Kunde ein Widerrufs- 
recht von zwei Wochen hat ($$ 312b, 355 BGB), das ihn vor übereilten Käufen 
schützen soll. 


2. Der Mietvertrag 


Auch beim Mietvertrag regelt das BGB nicht nur die Hauptpflichten der Ver- 
tragspartner, nämlich Überlassung der Mietsache und Zahlung der Miete, son- 
dern auch die bei der Miete von Wohnungen wichtigsten Fragen, nämlich die 
Möglichkeit der Kündigung und der Erhöhung der Miete. Hier gilt der Grund- 
satz, dass die Vertragsbedingungen frei vereinbart werden können, nur einge- 
schränkt, da der Gesetzgeber den - sozial meist schwächeren — Mieter vor der 
Vereinbarung für ihn nachteiliger Bestimmungen schützen will. Deshalb sind 
die Kündigungsfristen (grundsätzlich drei Monate, bei längerer Dauer des 
Mietverhältnisses bis zu neun Monaten, $573c BGB) zugunsten des Mieters 
zwingend, und er geniefst Mieterschutz, wenn nicht der Vermieter ein berech- 
tigtes Interesse an der Kündigung hat. Selbst dann kann aber der Mieter der 
Kündigung widersprechen, wenn sie für ihn eine Härte bedeuten würde, vor 
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allem, wenn er keine andere Wohnung zu für ihn tragbaren Bedingungen fın- 
den kann. 


Trotz der detaillierten Regelung des Mietvertrags im BGB ist es in der Praxis 
üblich, Mietverträge anhand vorformulierter Texte abzuschließen, die zahlreiche 
weitere Regelungen enthalten. Das Formulieren solcher Vertragsmuster ist die 
Aufgabe der Kautelarjurisprudenz, die sich zur Aufgabe gesetzt hat, gerichtliche 
Streitigkeiten aus Verträgen dadurch zu vermindern, dass die vertragliche Rege- 
lung so genau und eindeutig ist, dass Streitigkeiten nach Möglichkeit verhindert 
werden. 


IV. Die Rechtsbeziehungen ohne Vertrag 


Nicht immer ergeben sich Ansprüche auf Zahlung oder eine sonstige Leistung 
aus einem Vertrag oder anderen Rechtsgeschäft. 


1. Unerlaubte Handlungen 


Wenn der Kunde im Kaufhaus aus Unachtsamkeit gegen eine wertvolle Kristall- 
vase stößt, die daraufhin zerbricht, dann haftet er dem Betreiber des Kaufhauses 
ohne Rücksicht darauf, ob und was er kaufen wollte, aus unerlaubter Handlung 
(8823 I BGB) auf Ersatz des entstandenen Schadens. Dabei ist es ohne Bedeu- 
tung, ob der Schaden durch mangelnde Sorgfalt (Fahrlässigkeit) entstanden ist 
oder ob er die Vase in einem Wutanfall absichtlich zerschmettert hat (Vorsatz). 
Diese Frage spielt nur im Strafrecht eine Rolle. Ansprüche auf Schadensersatz 
setzen nach dem BGB stets Vorsatz oder Fahrlässigkeit voraus. Da das Recht 
aber Gefährdungen zulässt, bei denen es zu Schäden auch ohne Verschulden 
kommen kann, ist in zahlreichen Nebengesetzen eine Gefährdungshaftung ange- 
ordnet. Das bedeutet, dass der Handelnde auch dann einen entstehenden Scha- 
den ersetzen muss, wenn ihm ein Fehler nicht nachgewiesen werden kann. 


Der wichtigste Fall ist die Haftung des Halters eines Kraftfahrzeugs für alle 
Schäden, die bei seinem Betrieb entstehen. Aber auch der Führer eines Flugzeugs, 
der Betreiber eines Atomkraftwerks und - seit 1990 — auch derjenige, der ein 
sefährliches oder fehlerhaftes Produkt in den Verkehr bringt, haftet ohne Rück- 
sicht auf ein Verschulden. Die Reichweite der Gefährdungshaftung ist unter- 
schiedlich: Im Straßenverkehr haftet der Halter nicht, wenn der Unfall für ihn 
ein „unabwendbares Freignis“ war, die Produkthaftung ist ausgeschlossen, 
wenn der Schaden nicht durch den „bestimmungsgemäfßen Gebrauch“ des Pro- 
dukts entstanden ist. Die Gefährdungshaftung, die beim In-Kraft-Treten des 
BGB nur für den Betrieb von Eisenbahnen angeordnet war, ist im Laufe der 
Zeit immer weiter ausgedehnt worden. Der Grund liegt nicht zuletzt darin, dass 


IV. Die Rechtsbeziehungen ohne Vertrag 75 


nach dem BGB der Geschädigte die Beweislast dafür hat, dass ihm der Schaden 
schuldhaft zugefügt wurde. Diese Regel hat der Gesetzgeber in den genannten 
Fällen für nicht mehr angebracht gehalten. 


2. Ungerechtiertigte Bereicherung 


Ansprüche ohne Vertrag können sich auch aus ungerechtfertigter Bereicherung 
ergeben ($812 BGB). Unter dieser Überschrift fasst das BGB diejenigen Fälle 
zusammen, in denen sich Vermögensverschiebungen ergeben haben, die sich als 
von Anfang an oder auch nachträglich nicht gerechtfertigt herausstellen. In vie- 
len Fällen liegt ein nicht zustande gekommener oder nicht durchgeführter Ver- 
trag zugrunde. 


Beispiel A hat dem 17-jährigen B ein Fahrrad verkauft. B hatte ihm erklärt, seine Eltern 
seien mit dem Kauf einverstanden, und leistete eine Anzahlung. Als die Eltern des 
B davon erfahren, billigen sie das Verhalten ihres Sohnes jedoch nicht und verwei- 
gern die Genehmigung. Da B nur beschränkt geschäftsfähig ist, konnte er den Kauf- 
vertrag nur mit Zustimmung seiner Eltern abschließen ($ 108 BGB). Da diese die 
Genehmigung verweigert haben, ist der Vertrag unwirksam. Die Anzahlung des B 
erfolgte deshalb ohne einen rechtlichen Grund. A muss die Anzahlung daher nach 
$812 BGB zurückgeben. 


In diesen Fällen spricht man von Leistungskondiktion, da A durch eine Leistung 
zu der Bereicherung gekommen ist. Daneben gibt es die von 8812 BGB als 
„Bereicherung in sonstiger Weise“ bezeichnete Eingriffskondiktion. Sie liegt bei 
Vermögensverschiebungen vor, denen keine Leistungshandlung zugrunde liegt. 


Beispiel A und B haben ihre Pferde im gleichen Stall eingestellt und beide bei verschiedenen 
Lieferanten Hafer bestellt. Der Lieferant des B hat Hafer seliefert; der Stallknecht 
hat diesen aber versehentlich in die Haferkiste des A gefüllt. Verbraucht nun A den 
Hafer für sein Pferd, dann ist er dem B zur Herausgabe verpflichtet; da dies nicht 
möglich ist, muss er den Wert des Hafers ersetzen ($818 II BGB). 


Die Vorschriften über die ungerechtfertigte Bereicherung fordern anders als die 
über den Schadensersatz nur die Rückgabe einer Bereicherung, die tatsächlich 
erfolgt und noch vorhanden ist, da sie vom Verschulden unabhängig sind. 
Wenn der Empfänger nicht oder nicht mehr bereichert ist, besteht keine Ver- 
pflichtung. 


Beispiel Anna wollte ihrem Freund Max zum Geburtstag eine Schachtel Pralinen schenken 
und beauftragte ein Patisseriegeschäft, sie ihm ins Studentenwohnheim zu schicken, 
Der Fahrer überreichte die Schachtel aber nicht Max, sondern der Studentin Maxi, 
die auf dem gleichen Flur wohnt. Bevor der Fehler bemerkt wurde, hatte Maxi die 
Pralinen aufgegessen. Sie hatte sie als Geschenk eines unbekannten Verehrers ange- 
sehen. Da sie stets knapp bei Kasse ist, hätte sie sich selbst keinesfalls welche 
gekauft. Da die Rückgabe der Pralinen nicht mehr möglich, aber Maxi auch nicht 
bereichert ist, muss sie nichts ersetzen (8818 III BGB). 
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3. Geschäftsführung ohne Auftrag 


Nimmt jemand Handlungen für einen anderen aufgrund eines Vertrags vor, der 
über die Vornahme dieser Handlungen geschlossen wurde, so liegt der Vertrags- 
typ des Auftrags ($ 662 BGB) vor. werden Handlungen dagegen ohne einen sol- 
chen Auftrag oder eine andere Berechtigung vorgenommen, regeln sich die 
Rechtsbeziehungen zwischen dem Handalnden (Geschäftsführer) und dem, für 
den gehandelt wird (Geschäftsherr), nach den besonderen Bestimungen der 
Geschäftsführung ohne Auftrag ($$ 677 ff.), deren Zweck es ist, einen Interessen- 
ausgleich zwischen diesen beiden Personen herzustellen. Einerseits muss der 
Handelnde die Gewissheit haben, Aufwendungen, die er berechtigterweise 
erbringt, ersetzt zu erhalten. Andererseits muss der Geschäftsherr davor 
geschützt werden, dass grundlos in seinen Rechtskreis eingegriffen wird. Bei 
den Handlungen des Geschäftsführers kann es sich um Rechtsgeschäfte handeln, 
aber auch um tatsächliche Handlungen. 


Beispiel A bemerkt, dass im Garten seines Nachbarn B - fer für mehrere Wochen urlaubs- 
bedingt abwesend ist - aus der Wasserleitung Wasser austritt und den Garten des B 
überflutet. Beauftragt A eine Installationsfirma, um das Wasser abzustellen, han- 
delt er dabei als Geschäftsführer ohne Auftrag. B muss die Rechnung der Installa- 
tionsfirma (für deren Leistungen aus dem von A abgeschlossenen Vertrag) bezah- 
len, da A im Interesse des B und mit dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen 
des B gehandelt hat ($ 677). Gelingt es A, das Wasser durch Betätigen eines Schie- 
bers selbst abzustellen, beschmutzt er dadurch aber seine Kleidung, ist B dem A 
zum Ersatz von dessen Aufwendungen für die Reinigung verpflichtet ($ 683). 


V. Das Sachenrecht 


Das im 3. Buch des BGB geregelte Sachenrecht befasst sich einerseits mit dem 
Recht der Grundstücke, andererseits mit dem Recht der beweglichen Sachen. 
Dem Recht der Grundstücke unterliegen dabei auch die mit dem Grund und 
Boden fest verbundenen Gebäude und alles, was „zur Herstellung“ eingefügt 
worden ist ($ 94 BGB). 


Das Grundstücksrecht ist eine komplizierte Spezialmaterie und unterliegt infolge 
der Eintragung der Grundstücke und Grundstücksrechte in ein staatliches Regis- 
ter, das Grundbuch, besonderen Vorschriften. Das Recht der beweglichen Sachen 
dagegen ist infolge des bereits erwähnten Abstraktionsprinzips bei jedem im All- 
tag geschlossenen Kaufvertrag zu beachten. Das Sachenrecht unterscheidet zwi- 
schen Besitz und Eigentum, die in der Rechtssprache anders als im täglichen 
Leben sorgfältig getrennt werden. Besitz bezeichnet nur die tatsächliche Möglich- 
keit, über eine Sache zu verfügen, das Eigentum dagegen die unbeschränkte 
Rechtsposition. Besitz und Eigentum können, müssen aber nicht zusammenfallen. 


V. Das Sachenrecht .- 





Beispiel Hat A dem B sein Auto geliehen und zur Benutzung übergeben, ist A Eigentümer 
des Autos und B Besitzer. Wird dem B das Auto unterwegs vom Dieb D gestohlen, 
dann bleibt A Eigentümer, B hat dagegen seinen Besitz verloren. Besitzer ist jetzt D. 
Dieser Besitz des D äufßsert sich unter anderem darin, dass er sich, wenn ihm ein 
Räuber R das Auto wegnehmen will, notfalls mit Gewalt gegen die Wegnahme 
wehren darf, da er auch als unberechtigter Besitzer Besitzschutz genießt. Wird D 
gefasst, das Auto sichergestellt und dem A wieder zurückgegeben, vereinigen sich 
Besitz und Eigentum wieder in der Hand des A. 


Die Übertragung des Eigentums an beweglichen Sachen geschieht grundsätzlich 
durch Einigung darüber, dass das Eigentum übergehen soll, und Übergabe 
(8929 BGB). Nach dem Abstraktionsprinzip setzt die Erfüllung jedes Kaufver- 
trags eine solche Eigentumsübertragung voraus: Der Kaufvertrag verpflichtet 
den Verkäufer lediglich, den verkauften Gegenstand zu übergeben und das 
Eigentum daran zu verschaffen. Die Bedeutung des Abstraktionsprinzips besteht 
vor allem darin, dass Kaufvertrag und Übereignung rechtlich selbstständig sind 
und daher auch ein verschiedenes Schicksal haben können. 


Beispiel A hat beim Antiquitätenhändler B ein Ölgemälde eines „unbekannten Meisters“ 
für 500 € gekauft, sofort bezahlt und mitgenommen. Kurz darauf stellt sich heraus, 
dass es sich in Wirklichkeit um ein Original von Leonardo da Vinci mit einem Wert 
von mehr als 500.000 € handelt. B erklärt deshalb die Anfechtung wegen Irrtums 
(119 II BGB). Durch die Anfechtung wird der Kaufvertrag nichtig ($ 142 I BGB). 
Die Einigung von A und B über den Eigentumsübergang an dem Bild und an dem 
Geldbetrag von 500 € bleiben jedoch wirksam, da sich hier weder A noch B geirrt 
haben. Das Bild und das Geld können nur als ungerechtfertigte Bereicherung ($ 812 
BGB) zurückgefordert werden, da der Grund der Übereignung (der Kaufvertrag) 
durch die Anfechtung weggefallen ist. 


Das Abstraktionsprinzip lässt auch zu, dass Kaufvertrag und Eigentumsüber- 
gang bewusst getrennt werden. Dies geschieht sehr häufig durch den Eigentums- 
vorbehalt. Wird ein Gegenstand dem Käufer sofort übergeben, aber noch nicht 
vollständig bezahlt (z.B. beim Kauf auf Raten), wird meist vereinbart, dass der 
Kaufvertrag sofort wirksam sein soll, die Einigung über den Eigentumsübergang 
dagegen unter der Bedingung vollständiger Bezahlung des Kaufpreises steht. Der 


Käufer ist dann sofort Besitzer, aber erst mit Zahlung der letzten Rate Eigentü- 
mer. 


Eigentum kann nicht nur derjenige erwerben, der eine Sache vom wahren Eigen- 
tümer erwirbt, sondern auch derjenige, der von einem Dritten erwirbt, vora usge- 
setzt, er war in gutem Glauben und die Sache war nicht gestohlen ($8 932, 935 
BGB). Darin unterscheidet sich das deutsche Sachenrecht von zahlreichen ande- 
ren Rechtsordnungen. Der Satz „nemo plus iuris transferre potest quam ipse 
habet“ (niemand kann mehr Rechte übertragen als er selbst hat) gilt also nicht; 
das deutsche Recht stellt die Sicherheit des Rechtsverkehrs über das Interesse des 
wahren Eigentümers, wenn er eine Sache freiwillig aus der Hand gibt. 


Beispiel Anton hat seiner Freundin Maxi sein Fahrrad geliehen. Maxi, die dringend Geld 
braucht, verkauft das Fahrrad an ihre Kollegin Emma, wobei sie erklärt, sie brau- 
che das Rad nicht mehr, weil sie sich ein neues gekauft habe. Emma zahlt die ver- 
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einbarte Summe und nimmt das Rad gleich mit. Da Emma keinen Grund hatte, an 
dem Eigentum der Maxi zu zweifeln, ist sie Eigentümerin des Fahrrads geworden. 
Anton hat keine Möglichkeit, sein Rad zurückzubekommen. Er kann nur von Maxı 
das von ihr dafür vereinnahmte Geld als ungerechtfertigte Bereicherung herausver- 
langen oder wegen des Verlusts des Fahrrads Schadensersatz von ihr fordern. 
Wusste Emma dagegen, dass das Rad dem Anton gehörte oder hätte sie es wissen 
können (z.B. weil es mit einem Aufkleber „Dieses Rad gehört Anton“ versehen ist), 
könnte sie bei gleicher Sachlage nicht Eigentümerin werden. Das könnte sie - ohne 
Rücksicht auf ihren guten Glauben - auch dann nicht, wenn Maxi dem Anton das 
Rad weggenommen hätte. 


Die Übereignung von Sachen dient nicht nur zur Erfüllung von Kaufverträgen, 
sondern kommt auch als Sicherung für Forderungen vor (so genannte Siche- 
rungsübereignung). Diese geschieht allerdings nicht durch Einigung und Über- 
gabe, sondern durch Einigung und Vereinbarung eines Benutzungsrechts für 
den bisherigen Eigentümer ($ 930 BGB). 


Beispiel Die Firma F ist in finanziellen Schwierigkeiten. Die Bank B ist bereit, ihr den benö- 
tigten Kredit von 20.000 € zu geben, wenn ihr eine Maschine zur Sicherheit über- 
eignet wird, die F vor einiger Zeit für 30.000 € gekauft hat. Weder will aber B die 
Maschine aufbewahren noch kann F sie für ihre Produktion entbehren. Deswegen 
übereignet F der B die Maschine in der Weise, dass sie weiterhin an Ort und Stelle 
bleibt und von F benutzt werden darf. Sollten jedoch Zins und Tilgung nicht 
bezahlt werden, darf B die Maschine abholen und „verwerten“, also verkaufen 
und den Erlös mit dem Kredit verrechnen. 


Bei unbeweglichen Sachen (bebauten und unbebauten Grundstücken, Eigen- 
tumswohnungen, Bauten, die auf der Grundlage eines Erbbaurechtsvertrags auf 
fremdem Grund errichtet wurden) gibt es weder Eigentumsvorbehalt noch Siche- 
rungsübereignung, weil sie durch Einigung und Eintragung im Grundbuch 
erworben werden (8873 BGB). Nicht der Besitz, sondern die Eintragung im 
Grundbuch spielt also die entscheidende Rolle. Die Einigung über den Eigen- 
tumsübergang heißt Auflassung ($ 925 BGB). Wer ein Grundstück von dem im 
Grundbuch eingetragenen Eigentümer erwirbt, wird in seinem guten Glauben 
geschützt ($892 BGB); er wird also durch die Eintragung Eigentümer, auch 
wenn derjenige, der ihm das Eigentum übertragen hat, zu Unrecht eingetragen 
war. 


Außer dem Eigentum werden auch dessen Belastungen im Grundbuch verlaut- 
bart, z.B. ein Wegerecht oder ein Wohnunsgsrecht, die als so genannte Dienst- 
barkeiten eingetragen werden ($$ 1018, 1090 BGB), sowie die Hypotheken und 
Grundschulden. Diese dienen der Kreditsicherung, beispielsweise der Sicherung 
des Kredits, den ein Immobilienerwerber zur Bezahlung des Kaufpreises aufneh- 
men muss. Die Hypothek ($ 1113 BGB) ist in ihrem Bestand und Inhalt von dem 
gesicherten Darlehen abhängig („akzessorisch“). In der Bankpraxis wird heute 
hingegen fast ausnahmslos die Grundschuld ($ 1191 BGB) verwendet. Diese ist 
vom gesicherten Darlehen unabhängig und kann deshalb auch bei Änderung der 
Darlehensbedingungen oder Auswechslung der gesicherten Forderung ohne 
erneute Grundbucheintragung weiterverwendet werden. Die Grundschuld si- 
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chert diejenigen Forderungen, die in einer so genannten Zweckerklärung zwi- 
schen Eigentümer und Gläubiger als gesichert vereinbart werden. 


Das Sachenrecht regelt auch den Schutz des Eigentümers und des Besitzers vor 
Beeinträchtigungen durch Dritte. Soweit der Eigentümer nicht Immissionen 
(Lärm, Licht, Gerüche) als unwesentlich oder ortsüblich dulden muss, kann er 
grundsätzlich das Unterlassen der Störung verlangen ($ 1004 BGB). Unwesent- 
liche oder wesentliche, aber ortsübliche Immissionen muss er dagegen dulden 
($ 906 BGB). 
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Rechtliche Aspekte 


1 Fragen zum Text 
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Warum ist die Arbeit mit dem BGB am Anfang für Jurastudierende sehr 
schwierig? 

Was ist unter dem Abstraktionsprinzip zu verstehen? 

Wie kommt ein Vertrag zustande? 

Was bedeutet Kontrahierungszwang? 

Was sind Allgemeine Geschäftsbedingungen (= AGB) und wo ist ihre Ver- 
wendung geregelt? | 

Wie kann ein aufgrund Irrtums zustande gekommener Vertrag vernichtet 
werden? 

Wann kommt der durch einen Stellvertreter geschlossene Vertrag nur 
zustande? 

Welche Rechte kann der Käufer geltend machen, wenn er eine mangelhafte 
(z. B. defekte) neue Sache gekauft hat? 

Was verstehen Sie unter Kautelarjurisprudenz? 


. Woraus — außer Rechtsgeschäften — können sich Ansprüche auf Zahlung 


einer Geldsumme oder Ansprüche auf eine andere Leistung ergeben? 

Was bedeutet Eigentumsvorbehalt? 

Mit Hilfe welcher rechtlichen Instrumente erfolgt die Absicherung von 
Geldforderungen an Grundstücken häufig? 


2 Vervollständigen Sie die Skizze. 





Zivilrecht 
= Privatrecht) 


3 Vervollständigen Sie die Skizze. 


BGB 
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Durch ein Verpflichtungsgeschäft entstehen Rechte und Pflichten. Durch ein 
Verfügungsgeschäft wird auf ein Recht eingewirkt durch inhaltliche Änderung, 
Übertragung (z.B. Eigentumsübertragung) oder Belastung (z.B. Hypothek). 
Entscheiden Sie, ob es sich um ein Verpflichtungsgeschäft oder ein Verfügungs- 
geschäft handelt und erläutern Sie Ihre Entscheidung. 

. A lässt der Bank B eine Grundschuld an seinem Grundstück eintragen. 

. Die C schliefst mit ihrem Kollegen K einen Mietvertrag über seine Garage. 

. X schenkt seiner Freundin F einen Blumenstrauß. 

. Die Y vereinbart mit Architektin A, dass sie ihr ein Haus entwirft. 


I 


> 2 wi 


Vervollständigen Sie die Skizze. 






Grundsatz der Vertragsfreiheit | 


Mit welchem Inhalt 


Entscheiden Sie, um welche Stufe der Geschäftsfähigkeit es sich in den folgenden 
Fällen handelt und ob das Rechtsgeschäft zustande kommt. 

Die fünfjährige Susi will von ihrem „Taschengeld“ einen Lutscher kaufen. 
Der zehnjährige Thomas kauft von seinem Taschengeld ein Buch. 

Die 16-jährige Jasmina kauft sich auf Raten ein Mofa. 

Der manisch-depressive Gerd kauft sich in einer manischen Phase einen Por- 
sche. 


RE wu DD 


Entscheiden Sie, welches Rechtsgeschäft jeweils vorliegt, und zitieren Sie den ent- 

sprechenden Paragraphen aus dem BGB. 

l. A lässt sıch von B ein Pfund Zucker geben, um einen Kuchen zu backen, und 

verspricht, ihm am nächsten Ersten ein Pfund Zucker zurückzugeben. 

N bucht im Reisebüro eine Pauschalreise nach Teneriffa. 

K trägt ıhr Kleid in die Reinigung. 

U hängt an alle Bäume in der Nachbarschaft einen Zettel: „Wer meinen Col- 

lie wiederfindet, bekommt von mir 50 €.“ 

Ys Fernsehgerät ist kaputtgegangen. Der Fernsehservice F hilft ihm mit einem 

„Leihgerät“ für monatlich 30 € aus. 

6. T ıst in Geldnöten. Von seiner Bank erhält er einen Kleinkredit von 2.000 €, 

der ın 36 Monatsraten zurückzuzahlen ist. 

V möchte endlich einmal ins Theater gehen und engagiert einen Babysitter. 

8. D, der zwei blaue Mauritius hat, gibt eine seinem Briefmarkensammlerfreund 
S und bekommt dafür ein Basler Täubchen. 


IR ww bb 


rn 


an 


7a 
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Ordnen Sie die Definitionen und Fälle je einer Vertragsart zu und begründen Sie 
Ihre Wahl: 


5; 


» 


ae) 


b) 


Leasingvertrag 


. Factoringvertrag 


Franchisingvertrag 


Der eine Vertragspartner ermächtigt den anderen Vertragspartner gegen 
Gebühr, die Vertriebsrechte unter Nutzung von Marken, Warenzeichen, 
Geschäftsform, Know-how und sonstigen Rechten wahrzunehmen. — 

Es handelt sich um einen atypischen Mietvertrag, bei dem der Vertragsgegen- 
stand von dem einen Vertragspartner beschafft und finanziert wird und dem 
anderen Vertragspartner gegen Zahlung eines Nutzungsentgelts zur Nutzung 
überlassen wird. — 

Der Unternehmer tritt Forderungen an eine Bank ab. die ihm vor Fälligkeit 
den Wert der Forderungen abzüglich einer Provision und Bankgebühren aus- 
bezahlt oder gutschreibt. — 

Unternehmerin U benötigt dringend Geld. Sie tritt deshalb eine Forderung, 
die ihr gegen ihren Kunden K aus einem Verkauf zusteht, an das Kreditinsti- 
tut Tab und lässt sich dafür eine unter dem Forderungsbetrag liegende 
Summe ausbezahlen. — 

Die modebewusste M möchte einen Laden eröffnen. Da sie aber kein neues 
Gesamtkonzept erstellen will, beschließt sie, sich von der bereits sehr erfolg- 
reichen Modekette K gegen Gebühr die Vertriebsrechte unter Nutzung von 
Marken, Warenzeichen und Vermarktungs-Know-how einräumen zu lassen. 
Sie weiß, dass sie bei der Ausgestaltung des Ladens, dem Warenangebot und 
dem Auftreten des Verkaufspersonals die Vorgaben von K befolgen muss. Im 
Gegenzug profitiert sie zum Beispiel vom Ruf des Produkts. — 
Rechtsanwältin R möchte eine teure Kopiermaschine in ihrem Büro in 
Betrieb nehmen. Da sie sich eine so kostspielige Maschine im Moment nicht 
leisten kann, möchte sie sie nur gegen Zahlung eines monatlichen Nutzungs- 
entgelts anschaffen. Am Ende der Vertragslaufzeit möchte sie entscheiden, ob 
sie das Gerät gegen Zahlung eines gewissen Geldbetrags behält oder zurück- 
gibt. — 


Entscheiden Sie, welche Rechtsposition die Y innehat, und begründen Sie Ihre 
Ansicht. 


1; 


2 


. Y kauft ein Haus, in das sie selbst 


‚, Y erbt ein Gemälde, das als Leih- 


Y mietet eine Garage von ihrem Kol- 
legen K. 


einzıeht. 


gabe bis zum Jahr 2020 in einem 
Museum hängt. 
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9 Vervollständigen Sie die Skizze und erklären Sie kurz mit Ihren eigenen Worten 
die beiden eingesetzten Begriffe. 


Rechtsgeschäfte 





[7 einseitige gu wu mehrseitige | 





empfangs- nicht empfangs- einseitig beiderseitig 
bedürftige bedürftige verpflichtende verpflichtende 
Br. =. a# a 
(z.B. Kündigung) (z.B. Testament) (z.B. Schenkung) (z.B. Kauf) 


10 Ein Kaufvertrag kommt durch Angebot (= Antrag) und Annahme zustande. Eine 
„invitatio ad offerendum“ liegt vor, wenn lediglich zur Abgabe eines Angebotes 
aufgefordert wird (z.B. durch Ausstellen der Ware in einem Schaufenster). Ent- 
scheiden Sie, ob es bei den Erklärungen um eine „invitatio ad offerendum“, ein 
Angebot oder eine Annahme geht, und begründen Sie Ihre Meinung. 


l. Der reiselustigen L flattert ein Prospekt des Billigreiseanbieters B ins Haus, in 
dem B jeden Sonntag eine äulserst günstige Kurzreise nach Istanbul anbietet. 
L schreibt dem B sofort begeistert: „Hiermit nehme ich Ihr Angebot an und 
buche für den 1. Sonntag im Februar 2017 eine Kurzreise nach Istanbul, wie 
in Ihrem Prospekt beschrieben.“ 

2. Der modebewusste M sieht im Schaufenster des Bekleidungshauses H ein 
Jackett, das ihm gefällt. Da er gerade gut bei Kasse ist, geht er in den Laden 
und lässt sich das Jackett zeigen. Da es ihm gefällt, kauft er es. Der Verkäufer 
beglückwünscht ıhn zu dem Kauf und packt ihm das gute Stück ein. 


11 Entscheiden Sie, ob eine ausdrückliche (mündliche oder schriftliche) oder kon- 
kludente (durch schlüssiges Verhalten) Willenserklärung vorliegt. 


l. Die A bietet ihrem Freund F am Telefon ihren Wagen für 3.000 € zum Kauf 
an. 

2. Morgenmuffel M legt — wie jeden Morgen - stumm einen Euro auf den 
Kiosktresen und nimmt sich dafür eine Tageszeitung, die 60 ct kostet. 

3. Auf das schriftliche Angebot der Möbelfirma M schreibt Kundin K: „Hiermit 
bestelle ich den Schreibtisch ‚Sekretär‘ zu 2.000€ entsprechend dem mir 
unterbreiteten Angebot vom 1.10.2016.“ 





12 


13 
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Arbeiten Sie aus den folgenden Paragraphen die Tatbestandsvoraussetzungen 
und die Rechtsfolge in Stichworten heraus. 

Beispiel: $305 Abs.15.1 BGB 

Tatbestandsvoraussetzungen: 

- vorformulierte Vertragsbedingungen 

— für eine Vielzahl von Verträgen 

— die der Verwender dem anderen Vertragsteil stellt 

— bei Abschluss des Vertrages 


Rechtsfolge: Es handelt sich um AGBs (mit der Folge, dass die Regeln zur AGB- 
Kontrolle, 88 305-310 BGB, Anwendung finden). 

1)8305 Abs.2 BGB 

2) 8311 BGB 

3)8$312 b Abs.1 BGB 

4) 8346 Abs. 1 BGB 
5) $346 Abs. 2 BGB 
6) 8355 BGB 
7)$505 BGB 


Entscheiden Sie, ob es sich um einen Fall der unerlaubten Handlung (88 823 ff. 
BGB), der ungerechtfertigten Bereicherung (88 812 ff. BGB) oder der Geschäfts- 
führung ohne Auftrag (GoA, 88 677 ff. BGB) handelt. 


1. Die Tierliebhaberin T fängt alle auf einem verlassenen Bauernhof wild leben- 
den Katzen ein, da sie der Meinung ist, dass sich die Katzen in einem sehr 
schlechten Gesundheitszustand befinden. Sie bringt die Katzen ins örtliche 
Tierheim, wo sie gefüttert, gepflegt, kastriert und gechippt werden. Dafür 
stellt das Tierheim der T eine Rechnung über 1.500 €. T wendet sich an die 
Gemeinde G und verlangt, dass diese ihr die 1.500 € als Aufwendungsersatz 
erstatte. Sie habe nämlich, als sie die verwahrlosten Katzen im Tierheim 
unterbrachte, eine Aufgabe der Gemeinde G wahrgenommen. 

>. Die leicht senile Rechtsanwältin R hat sich aus ihrer Wohnung ausgesperrt. 
Sie beauftragt deshalb den Schlüsseldienst $, der sein Geschäft im Nachbar- 
sebäude betreibt, ihr die Wohnung zu öffnen. S stellt R für diese Leistung, die 
ca. zwei Minuten dauerte, 200 € in Rechnung. R findet heraus, dass eine ent- 
sprechende Leistung durch andere Schlüsseldienste im Ort nur 50 € kostet. 
Sie verlangt den über 50 € hinausgehenden Betrag zurück. Sie trägt vor, 
dass Wucher gem. $138 BGB vorliege, da die Rechnung den ortsüblichen 
Preis um mehr als 200% (Wuchergrenze) überschreite. 

3. Die Karnevalsnärrin N wird beim Besuch des Rosenmontagumzugs von einer 
vom Faschingswagen geworfenen Rose am Auge verletzt. Sie verlangt für die 
erlittenen Schmerzen und die dauerhafte Minderung ihres Sehvermögens von 
demjenigen, der die Rose geworfen hat (Werfer W), 1.500 €. Das Gericht ent- 
scheidet, dass das Werfen karnevalsüblicher Dinge (Bonbons, Blumen) nicht 
rechtswidrig ist. Wer nicht getroffen werden wolle, müsse sich halt z.B. durch 
ausreichenden Abstand schützen. 
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14 Beantworten Sie die Fragen und begründen Sie Ihre Antworten: 


1a 


A und B schliefsen einen Kaufvertrag über das Segelflugzeug des A zum Preis 
von 15.000 €. Das Flugzeug und das Geld sollen erst nächsten Montag den 
Besitzer wechseln. 
a) Wer ıst Eigentümer des Flugzeugs und wer Eigentümer des Geldes? 

Am nächsten Montag erscheint B und übergibt dem A die 15.000 € in bar. 
A übergibt B das Flugzeug mit allen Dokumenten. Beide sind darüber einig, 
dass das Flugzeug bzw. das Geld jetzt dem anderen gehören. 
b) Wer ist jetzt Eigentümer des Flugzeugs und wer Eigentümer des Geldes? 


. Abwandlung: 


Kaum ist B nach dem Kaufvertragsschluss gegangen, kommt C und bietet 

dem A 20.000 € für das Segelflugzeug. A ist sofort einverstanden und über- 

gibt dem C sofort das Flugzeug mit sämtlichen Papieren. C übergibt dem A 

20.000 € in bar. Beide sind sich einig, dass das Flugzeug bzw. das Geld jetzt 

dem anderen gehören. 

a) Wer ist jetzt Eigentümer des Flugzeugs und wer Eigentümer des Geldes? 

b) Spielt es eine Rolle, ob C wusste, dass A bereits dem B das Flugzeug ver- 
kauft hat (Bösgläubigkeit des C) oder ob € es nicht wusste (Gutgläubig- 
keit des C)? | 

c) Geht B leer aus oder kann er irgendwelche Ansprüche gegen A oder € gel- 
tend machen? 


15 Entscheiden Sie, ob es sich um eine einfache Eigentumsübertragung, einen Eigen- 
tumsvorbehalt oder eine Sicherungsübereignung handelt, und begründen Sie 
Ihre Entscheidung: 


L, 


1-2 


| 


Aufgrund eines Kaufvertrags übergibt Conny Emmy ihren Porsche und 
Emmy Conny den vereinbarten Kaufpreis von 30.000 €. Beide sind sich dabei 
einig, dass das Eigentum an dem Porsche bzw. dem Geld auf die andere über- 
gehen soll. 


. Patrick Pleitier benötigt dringend eine neue Waschmaschine, hat aber nur 


100 € zur Verfügung. Er kauft deshalb im Kaufhaus K auf Raten eine Wasch- 
maschine zum Preis von 500 € und zahlt 100 € an. Erst wenn er die verein- 
barten 8 Monatsraten a 50 € vollständig gezahlt hat, soll das Eigentum an 
der Waschmaschine ohne weitere Vereinbarung auf ihn übergehen. Er darf 
die Waschmaschine sofort mitnehmen und benutzen. 


. Druckereibesitzerin Dora Deierlein benötigt dringend Geld, um teure Marke- 


tingmafsnahmen zu finanzieren. Ihre Hausbank B bietet ihr an, ihr einen ent- 
sprechenden Kredit auszubezahlen, wenn sie im Gegenzug eine Sicherheit in 
Form einer wertvollen Druckmaschine stellt. Natürlich soll die Druckma- 
schine im Betrieb der D stehen bleiben und im normalen Geschäftsbetrieb 
benutzt werden. 


. Aufgrund eines notariellen Kaufvertrags wird die Käuferin Karoline Kluge als 


neue Eigentümerin des Zeltplatzes Z im Grundbuch eingetragen. 


16 


17 


18 
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Beantworten Sie die Fragen und begründen Sie Ihre Antworten. 


E hat vor 20 Jahren sein Eigenheim käuflich erworben und mit einem Kredit der 
Raiffeisenbank B in Höhe von 100.000 € finanziert, der eine Laufzeit von 15 
Jahren und eine Verzinsung von 4% hatte und deshalb mittlerweile vollständig 
zurückbezahlt ist. Jetzt steht eine große Renovierung an. B ist bereit, dem E hier- 
für ein Darlehen in Höhe von 60.000 € mit einer Laufzeit von zehn Jahren zu 
einem Zinssatz von 2,5% zu gewähren. Muss die Grundbucheintragung für die 
Raiffeisenbank B geändert werden, wenn für die Bank seinerzeit 

a) eine Hypothek 

b) eine Grundschuld 


eingetragen wurde? 


Rechtspolitische Frage: 


Erörtern Sie, inwieweit das BGB die Anforderungen an ein modernes Zivilgesetz- 
buch erfüllt oder nicht. 


Rechtsvergleichende Anregungen 


1. Der Minderjährige wird im BGB extrem geschützt. Vergleichen Sie die Situa- 
tion bezüglich des Zustandekommens von Verträgen mit Minderjährigen ın 
Ihrem Recht und zeigen Sie die Rechtsfolgen auf. 

I. Erörtern Sie, inwieweit es in Ihrem Heimatstaat Kontrahierungszwang gibt, 
und vergleichen Sie die Lage mit dem deutschen Recht. 

3. In vielen Ländern ist die Invitatio ad offerendum unbekannt. Erklären Sıe, 
wie der Verkauf eines Kleides aus dem Schaufenster und einer Reise aus 
dem Reiseprospekt in Ihrem Heimatrecht geregelt ist, und vergleichen Sie 
die Regelung mit der deutschen Konstruktion. 


Sprachliche Aspekte 


Ergänzen Sie im Zusammenhang mit den Willenserklärungen passende Verbfor- 
men aus der Liste. 


anfechten / bedrohen / einhalten / sich irren / nichtig sein Itäuschen / 
widerrufen / wirksam werden 


RN 


_ Die Willenserklärung eines Geschäftsunfähigen ist nichtig. 

2. Eine empfangsbedürftige Willenserklärung _ erst mit dem 
Zugang beim Vertragspartner | 

3, Ein Vertrag kommt nicht zustande, wenn die Willenserklärung rechtzeitig 
een wird. 

A, Um wirksam zu werden, dürfen Rechtsgeschäfte nicht gegen ein gesetzliches 
Verbot verstoßen, und gegebenenfalls bestehende gesetzliche Formvorschrif- 
ten müssen on | werden. 

5. Eine Willenserklärung kann werden, wenn _ 


ein Vertragsteil über den Inhalt der Willenserklärung ____ hat. 
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6. Eine Anfechtung ist auch möglich, wenn ein Vertragsteil arglistig 
. oder widerrechtlich | . wurde, um ihn zum 
Vertragsschluss zu veranlassen. 





Ergänzen Sie im Zusammenhang mit dem Recht der Schuldverhältnisse passende 
Nomen aus der Liste. 


Arbeitsleistungen / Bereicherung / Gegenleistung / Geld / Handlung / 
Leistungen / Pflichten / Sachen / Waren / Vereinbarung / Vertragsfreiheit 


Schuldverhältnisse entstehen insbesondere durch den Austausch von 
(1). Beim Kauf werden z.B. Waren gegen ___ 

(2) und beim Tausch werden Waren gegen (3) ausgetauscht. 

Bei Miete oder Pacht werden zeitweilig _ (4) gegen Geld 

überlassen. Bei Dienst-, Werk- oder Geschäftsbesorgungsverträgen werden 
(5) gegen Geld zur Verfügung ge- 

stellt. Schenkung und Leihe bestehen allerdings aus einer Leistung ohne 

. (6). Nach dem Grundsatz der __ 

u | (7) können die Vertragspartner ihre beiderseitigen Rechte 
und (8) frei aushandeln. Nur wenn die Vertragspart- 
ner keine vom Gesetz abweichende (9) getroffen 
haben, gelten die Vorschriften des Schuldrechts. Schuldverhältnisse können 
auch ohne Vertrag entstehen, z.B. aus unerlaubter \ 

(10) und ungerechtfertigter | il), 


Fünftes Kapitel 
Familien- und Erbrecht 


Das Familienrecht und das Erbrecht sind wie das Vertrags- und das Sachenrecht 
im BGB geregelt (4. und 5. Buch; $$ 1297-2365). Das bedeutet, dass grundsätz- 
lich auch im Familien- und Erbrecht die Bestimmungen des Allgemeinen Teils 
gelten. Zahlt beispielsweise nach einer Ehescheidung der Vater den Unterhalt 
für die Kinder nicht pünktlich, so sind für seine Pflicht zur Zahlung von Ver- 


zugszinsen die $$ 286, 288 BGB maßgeblich. 


Viele andere Vorschriften des Allgemeinen Teils sind aber in den einzelnen Para- 
graphen des Familien- und Erbrechts ausdrücklich für unanwendbar erklärt. So 
versteht es sich eigentlich von selbst, dass man weder unter einer Bedingung hei- 
raten kann ($1311 Satz 2 BGB) noch ein Testament durch einen Vertreter 
machen lassen kann ($2064 BGB). Auch sonst ist die Anwendung allgemeiner 
Vorschriften oft stark eingeschränkt. 


Beispiel Hat jemand ein Kind adoptiert, kann er die Aufhebung der Adoption beantragen, 
wenn er sich über die Person des von ihm adoptierten Kindes geirrt hat. Dagegen ist 
die sonst nach $ 119 II BGB mögliche Anfechtung wegen eines Irrtums über persön- 


liche Eigenschaften (Gesundheit, Vermögensverhältnisse) ausgeschlossen ($ 1760 
BGB). 
Das rechtfertigt es, das Familien- und das Erbrecht in einem eigenen Kapitel dar- 
zustellen. 


I. Das Familienrecht 


Das BGB enthält keine Definition der Familie, sondern behandelt die Rechte und 
Pflichten der Familienmitglieder ın ganz ähnlicher Weise wie die Rechte und 
Pflichten von Vertragspartnern. Geregelt sind vor allem die Rechtsverhältnisse 
der durch Ehe und Verwandtschaft verbundenen Personen. Aus praktischen 
Gründen ist das Vormundschafts- und Betreuungsrecht, also das Recht der 
Sorge für Personen, die nicht geschäftsfähig sind oder ihre Angelegenheiten nicht 
selbst besorgen können, aber auch keinen gesetzlichen Vertreter haben, ebenfalls 
ım Familienrecht geregelt. Das Familienrecht ist ganz überwiegend zwingendes 
Recht; der Grundsatz der Vertragsfreiheit ist nur sehr eingeschränkt anwendbar. 


Beispiel Die Wirkungen der Ehe, z.B. die Pflicht zur ehelichen Lebensgemeinschaft, das 
Namensrecht, das Recht zur Berufstätigkeit und die Verpflichtung zum Familienun- 
terhalt regeln die $$ 1353 bis 1362 BGB zwingend. Von diesen Bestimmungen kön- 
nen Personen, die heiraten wollen, auch durch Abschluss eines Vertrags nicht 
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abweichen. Nur ausnahmsweise - nämlich beim Namensrecht - können sie zwi- 
schen mehreren Möglichkeiten wählen. Dagegen kann eine „Ehe ohne gegenseitige 
Unterhaltspflicht“ nicht wirksam vereinbart werden. 


Die Ehegatten können das cheliche Vermögensrecht und die Folgen einer etwai- 
gen Ehescheidung in einem Ehevertrag abweichend von den gesetzlichen Vor- 
schriften regeln. Allerdings zieht hier die Rechtsprechung der Wirksamkeit eines 
solchen Vertrages insbesondere dann enge Grenzen, wenn er in den Kernbereich 
des Scheidungsfolgenrechts eingreift. Ein Ausschluss des gesetzlichen Unterhalts- 
anspruchs desjenigen Eheteils, der nach der Scheidung ein gemeinsames Kind 
betreut ($ 1570 BGB), ist regelmäßig unwirksam. 


Das Familienrecht ist seit 1. Juli 1998 wieder ganz überwiegend im BGB gere- 
gelt, nachdem das bis dahin im Ehegesetz geregelte Recht der Eheschließung wie- 
der in das BGB eingefügt worden ist. Die technischen Regelungen für den Stan- 
desbeamten, der die Familienbücher führt, sind in einem Nebengesetz, dem 
Personenstandsgesetz, enthalten. Dort steht z. B., welche Informationen zu einer 
bestimmten Person einzutragen sind. Das Recht der eingetragenen Lebenspart- 
nerschaft, die in Deutschland nur homosexuelle Paare eingehen dürfen, regelt 
das Lebenspartnerschaftsgesetz. Heterosexuelle Paare, die in nichtehelicher 
Lebensgemeinschaft leben, genießen keinen familienrechtlichen oder sonstigen 
besonderen rechtlichen Status. Für sie gelten die Vorschriften des allgemeinen 
Zivilrechts. 


1. Eheschließung 


Der Eheschlieisung ging früher wohl fast ausnahmslos, heute eher selten, ein 
förmliches Eheversprechen (Verlöbnis) voraus, das das BGB als gegenseitigen 
Vertrag regelt ($$ 1297-1302 BGB). Aus dem Verlöbnis kann zwar nicht auf 
Eingehung der Ehe, aber auf Rückgabe von Geschenken und Ersatz eines ent- 
standenen Schadens bei Rücktritt geklagt werden. Da heute den meisten Ehes- 
chlieisungen das Zusammenleben in nichtehelicher Lebensgemeinschaft voraus- 
geht, haben diese Bestimmungen kaum noch Bedeutung. 


Die Eheschliefsung kann nur vor einem Standesbeamten erfolgen. Die Zivilehe 
ist damit obligatorisch ($1310 I BGB). Früher durfte ein Geistlicher eine 
Irauung erst vornehmen, wenn die Ehe vor dem Standesbeamten geschlossen 
worden ist. Diese Vorschrift ist zum 1.1.2009 aufgehoben worden, so dass eine 
Eheschließung in nur religiöser Form möglich ist. Die kirchliche Trauung oder 
eine andere religiöse Heiratszeremonie ersetzt aber auch künftig nicht die stan- 
desamtliche Eheschließung. Solche Handlungen haben keine rechtliche Wir- 
kung. Sie begründen vor allem auch keine Erbansprüche und keine Ansprüche 
auf Leistungen der Sozialversicherung, wenn ein Partner stirbt. 
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2. Wirkungen der Ehe 


Das Recht des Ehenamens ist von der allmählichen Durchsetzung des Gleichbe- 
rechtigungsgebots (Art.3 II GG) gekennzeichnet. Ursprünglich war Ehename 
der Familienname des Mannes. Die Frau konnte ihren bisherigen Namen nur 
anfügen. Diese offensichtlich verfassungswidrige Regelung wurde erst 1976 
durch eine Wahlmöglichkeit zwischen dem Namen des Mannes und dem Namen 
der Frau ersetzt. Wenn die Verlobten aber keine Entscheidung trafen oder sich 
nicht einigen konnten, blieb es beim Namen des Mannes. Auch diese Regelung 
hat das Bundesverfassungsgericht im Jahre 1991 für unvereinbar mit dem 
Gleichheitssatz erklärt. Außerdem hat es die Verpflichtung zur Führung eines 
gemeinsamen Familiennamens als einen Verstoß gegen die Eheschließungsfrei- 
heit gewertet: Jeder Ehepartner hat nach dem Grundgesetz das Recht auf freie 
Wahl seines Namens. Der Geburtsname ist Ausdruck der Persönlichkeit und 
Identität des Menschen. Das Gesetz kann deshalb nicht von ihm verlangen, 
dass er ıhn anlässlich seiner Eheschließung aufgibt. Jetzt gilt folgende Regelung 
(1355 BGB): Als Ehename kann entweder der Name des Mannes oder der 
Name der Frau gewählt werden. Der jeweils andere Ehegatte kann dann (muss 
aber nicht) seinen Namen dem Familiennamen entweder voranstellen oder ihn 
anhängen. Jeder Ehepartner ist aber berechtigt, seinen Namen weiterzuführen; 
es gibt dann keinen gemeinsamen Familiennamen. Es bestehen jetzt also zahlrei- 
che Wahlmöglichkeiten. In der Praxis wählen heute allerdings noch über 80% 
der Ehepartner den Familiennamen des Mannes ohne Zusatz. Kinder erhalten 
den Familiennamen der Eltern. Führen diese keinen gemeinsamen Familienna- 
men, müssen sie sich bei der Geburt des ersten Kindes für einen ihrer beiden 
Namen entscheiden; ein aus den Namen von Vater und Mutter gebildeter Dop- 
pelname ist nicht mehr zulässig. Diesen Namen führen dann auch alle weiteren 
Kinder. Nach einer Scheidung kann der geschiedene Ehegatte entweder seinen 
Namen behalten oder einen früher geführten Namen wieder annehmen. Behält 
er seinen Namen, kann dieser in einer weiteren Ehe wieder Ehename werden; 
die entgegenstehende Bestimmung hat das BVerfG für verfassungswidrig erklärt. 


Auch hinsichtlich der übrigen Ehewirkungen ist die Gleichberechtigung seit dem 
Ehereformgesetz von 1976 verwirklicht: Beide Ehegatten dürfen erwerbstätig 
sein, dann müssen sie die Haushaltsführung einvernehmlich regeln (sog. „Dop- 
pelverdienerehe“). Sie können aber auch vereinbaren, dass ein Ehegatte seine 
Unterhaltspflicht durch die Haushaltsführung erfüllt (sog. „Hausfrauen- oder 
Hausmannehe“). In diesem Fall müssen ihm die Mittel für die Haushaltsführung 
für einen angemessenen Zeitraum im Voraus zur Verfügung gestellt werden 
(88 1356, 1360, 1360a BGB). Vor allem im letzteren Fall hat $ 1357 BGB Bedeu- 
tung, der (ausgehend von einem etwas überholten Ehebild) als Regelung der 
„schlüsselgewalt“ bezeichnet wird: Für die Verpflichtungen aus Geschäften, die 
ein Ehegatte für den Lebensbedarf der Familie abschliefst, haftet auch der andere 
Ehegatte. 
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Das Steuerrecht begünstigt die Hausfrauen- bzw. Hausmannehe dadurch, dass 
es das Familieneinkommen fiktiv zur Hälfte als Einkommen des Ehemanns und 
zur Hälfte als Einkommen der Ehefrau ansieht, was vor allem bei höheren Ein- 
kommen des Alleinverdienenden zu einer niedrigeren Steuer führt (so genannter 
„Splittingvorteil“). 


3. Scheidung der Ehe 


Für die Scheidung der Ehe ist es ohne Bedeutung, warum die Ehe gescheitert 
ist (Zerrüttungsprinzip): Auch derjenige Ehegatte, der das Scheitern der Ehe 
allein oder überwiegend verursacht hat, kann die Scheidung verlangen. Dabei 
geht das Gesetz davon aus, dass eine Ehe gescheitert ist, wenn die Ehegatten 
seit drei Jahren getrennt leben ($ 1566 Abs.2 BGB). Im Einverständnis der 
Ehepartner kann die Scheidung auch nach einjährigem Getrenntleben ausge- 
sprochen werden ($ 1566 Abs. 1 BGB). Vorher geht dies nur dann, wenn die 
Fortsetzung der Ehe für einen Ehegatten eine unzumutbare Härte darstellen 
würde ($ 1565 Abs.2 BGB). Da das Gericht nicht nachprüfen kann, ob die 
Ehepartner ihre Ehe wahrheitsgemäfßs darstellen, eröffnet diese Regelung prak- 
tisch den Weg zu einer einverständlichen Scheidung ohne Einhaltung der Jah- 
resfrist. 


Die Scheidung einer Ehe erfolgt durch den Beschluss einer besonderen Abteilung 
des Zivilgerichts, der Abteilung für Familiensachen. Soweit ein Ehegatte Ansprü- 
che erhebt, die sich aus der Scheidung der Ehe ergeben (die so genannten „Folge- 
sachen“), darf die Scheidung grundsätzlich nur erfolgen, wenn auch die Folgesa- 
chen geregelt sind. In der Praxis wird aber häufig von der Möglichkeit Gebrauch 
gemacht, dıe Folgesachen abzutrennen, also über die Scheidung allein vorab zu 
entscheiden. 


Folgesachen der Ehescheidung sind die Regelung der Unterhaltsansprüche der 
Ehegatten gegeneinander, der Rentenansprüche und des Vermögensausgleichs. 
Im Unterhaltsrecht geht das BGB zunächst vom Grundsatz der Eigenveranwor- 
tung der Ehegatten aus. Grundsätzlich obliegt es nach der Scheidung also jedem 
Ehegatten, selbst für seinen Unterhalt zu sorgen ($ 1569 BGB). Ein geschiedener 
Ehegatte ist aber dann unterhaltsberechtigt, wenn er nicht selbst seinen bisheri- 
sen Lebensstandard sichern kann. Das kann daran liegen, dass er wegen der 
Betreuung eines gemeinsamen Kindes nicht arbeiten kann, dass er zu alt oder 
zu krank ist oder dass er zwar arbeiten kann, dabei aber wesentlich weniger ver- 
dient, als es dem bisherigen Lebensstandard in der Ehe entspricht ($$ 1570- 
1578). Dabei kommt es — von den Fällen abgesehen, die $1579 BGB als 
„schwerwiegendes, eindeutig beim Unterhaltsberechtigten liegendes Fehlverhal- 
ten“ kennzeichnet - nicht darauf an, wer ın welchem Umfang zum Scheitern der 
Ehe beigetragen hat. Die Unterhaltsrechtsretorm zum 1.1.2008 hat allerdings die 
Ansprüche des geschiedenen Ehegatten, die vorher mit denen unterhaltsberech- 
tigter Kinder gleichrangig waren, hinter die Ansprüche der Kinder zurückgesetzt 
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und die Anforderungen an das Bestehen solcher Ansprüche des geschiedenen 
Ehegatten erhöht. 


Die Ansprüche auf Altersversorgung werden unter geschiedenen Ehegatten 
durch den Versorgungsausgleich geregelt. Dies geschieht grundsätzlich in der 
Weise, dass die in der Ehezeit erworbenen Ansprüche geteilt werden ($ 1587 
BGB). Diese Teilung begründet keine Zahlungspflicht des Ehegatten, sondern 
erfolgt intern durch die Rentenversicherung. Ihre Wirkung zeigt sich erst, wenn 
ein Ehepartner das Rentenalter erreicht hat. 


Obligatorisch ist nur die Regelung des Versorgungsausgleichs. Die übrigen Fol- 
gesachen werden nur anhängig, wenn ein Beteiligter dazu einen Antrag stellt. 
Dies gilt auch für das Sorgerecht für gemeinschaftliche Kinder. Grundsätzlich 
behalten beide Elternteile die Verantwortung für das Kind und müssen für sei- 
nen Unterhalt aufkommen. Der Elternteil, in dessen Haushalt das Kind lebt, 
erfüllt seine Unterhaltspflicht durch die Betreuung des Kindes, der andere Eltern- 
teil muss Barunterhalt leisten. Die elterliche Sorge verbleibt im Regelfall beiden 
Eltern gemeinsam. Der Richter kann aber einem Elternteil das Sorgerecht oder 
einen Teil davon übertragen, wenn dies dem Wohl des Kindes am besten ent- 
spricht. Der nichtsorgeberechtigte Elternteil hat dann ein Umgangsrecht und 
grundsätzlich auch die Pflicht zum Umgang mit dem Kind; allerdings dient es 
nach einer Entscheidung des BVerfG vom 1.4.2008 grundsätzlich nicht dem 
Kindeswohl, die Umgangspflicht mit Zwangsmitteln durchzusetzen. 


4. Die Güterstände 


Ob und wie bei der Scheidung ein Vermögensausgleich durchgeführt wird, rich- 
tet sich danach, ob es die Ehegatten beim gesetzlichen Güterstand belassen oder 
diesen durch einen Ehevertrag abgeändert haben. 


Der gesetzliche Güterstand ist die Zugewinngemeinschaft ($ 1363 BGB). Aller- 
dings ist diese gesetzliche Bezeichnung irreführend: Die Vermögen des Mannes 
und der Frau bleiben getrennt. 


Erst bei Beendigung des Güterstands durch Scheidung oder Tod erfolgt ein Aus- 
gleich in der Weise, dass derjenige Ehegatte, der während der Ehe den größeren 
Vermögenszuwachs erzielt hat, dem anderen einen Geldbetrag in Höhe der 
Hälfte des Unterschieds zum Vermögenszuwachs des anderen auszahlen muss. 


Beispiel Als Hans und Emma geheiratet haben, besaf Hans nichts und Emma ein Haus im 
Wert von 100.000 €. Im Verlauf der Ehe hat Hans in der Lotterie 20.000 € gewon- 
nen, die bis zur Scheidung auf 30.000 € angewachsen sind. Emma hat das Haus für 
180.000 € verkauft und für den Erlös eine Eigentumswohnung gekauft, die jetzt 
einen Wert von 250.000€ hat. Wird jetzt die Ehe geschieden, kann Hans von 
Emma Zahlung von [(250.000 - 100.000 €) - (30.000 - 0)]: 2 = 60.000 € als Zuge- 


winnausgleich verlangen. 
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Von diesem gesetzlichen Güterstand können die Ehegarten in zweifacher Hin- 
sicht abweichen: Sie können Gütertrennung ($1414 BGB) vereinbaren. Ein 
Zugewinnausgleich findet dann nicht statt. Auch bei Scheidung behält jeder Ehe- 
gatte sein Vermögen, mag es vor oder während der Ehe entstanden sein. Die 
Eheleute können aber auch — was heute nur noch selten geschieht — Güterge- 
meinschaft ($$ 1415 ff. BGB) vereinbaren. Dann wird das gesamte Vermögen, 
sowohl das bei Eheschliefsung vorhandene als auch das später hinzukommende, 
gemeinschaftliches Vermögen und muss im Fall der Scheidung auseinanderge- 
setzt werden. Seit 2013 kann auch der Güterstand der Wahl-Zugewinngemein- 
schaft vereinbart werden. Dabei handelt es sich um einen Güterstand, der Ele- 
mente des deutschen und französischen gesetzlichen Güterstands mieinander 
verbindet und sich deshalb vor allem für deutsch-französische Ehen anbietet, 
aber auch Partnern gleicher Staatsangehörigkeit offen steht. Er hat allerdings in 
der Praxis noch keine grofse Bedeutung erlangt. 


Sehr häufig dagegen sind Eheverträge, in denen der gesetzliche Güterstand der 
Zugewinngemeinschaft individuell modifiziert wird, indem die Ehegatten eine 
andere Berechnung des Anfangs- und/oder Endvermögens vereinbaren oder den 
Zugewinnausgleich im Scheidungstall (nichr aber im Todesfall!) sogar insgesamt 
ausschliefsen. Auf diese Weise lassen sich Elemente der Zugewinngemeinschaft 
mit denen der Gütertennung verbinden. 


5. Die Lebenspartnerschaft 


Das deutsche Recht kennt keine Rechtsform des nichtehelichen Zusammenle- 
bens zweier Partner verschiedenen Geschlechts. Auch nach langjährigem 
Zusammenleben entfaltet die nichteheliche Lebensgemeinschaft keine Rechts- 
wirkungen. Jeder Partner kann sie jederzeit beenden, ohne dem früheren Partner 
gegenüber irgendwelche Verpflichtungen zu haben. Man rechtfertigt dies damit, 
dass Partnern, die eine rechtliche Bindung wünschen, das Rechtsinstitut der Ehe 
zur Verfügung steht. 


Partnern gleichen Geschlechts steht dagegen die Rechtsform der eingetragenen 
Lebenspartnerschaft offen. Diese wird vor einem Standesbeamten geschlossen 
und entfaltet güterrechtliche und unterhaltsrechtliche Wirkungen, die denen 
einer Ehe sehr ähnlich sind. Wie Ehegatten haben Lebenspartner die Möglich- 
keit, ihre Verhältnisse durch einen Lebenspartnerschaftsvertrag, der sachlich 
einem Ehevertrag entspricht, zu regeln; ein Lebenspartner kann ein Kind seines 
Lebenspartners oder ein von diesem vorab adoptiertes Kind adoptieren (so 
genannte Sukzessivadoption). Die Lebenspartnerschaft kann nur durch gerichtli- 
ches Urteil wieder aufgehoben werden, und das auch nur dann, wenn die 
Lebenspartnerschaft gescheitert ist. Inzwischen ist die umfassende Gleichstellung 
der Lebenspartnerschaft mit der Ehe fast erreicht. 
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6. Das Kindschaftsrecht 


Das Kindschaftsrecht (88 1591ff. BGB) unterscheidet anders als früher nicht 
mehr zwischen ehelichen und nichtehelichen Kindern. Es bestehen nur noch 
wenige Sondervorschriften für Kinder, deren Eltern zum Zeitpunkt ihrer Geburt 
nicht miteinander verheiratet waren. Für die Frage, wer rechtlich Vater eines Kin- 
des ist, kommt es nicht auf die biologische Vaterschaft an. Vater eines Kindes ist 
der Mann, der zum Zeitpunkt der Geburt mit der Mutter des Kindes verheiratet 
ıst oder die Vaterschaft anerkannt hat. Die Vaterschaft kann aber vom Mann, 
von der Mutter und vom Kind angefochten werden. Auch wenn keine Anfech- 
tung erfolgt, hat das Kind nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge- 
rıchts ein Recht auf Kenntnis der eigenen Abstammung, das es nach seiner Voll- 
jährigkeit selbst geltend machen kann. Da immer wieder ausgesetzte Säuglinge 
tot aufgefunden werden, gibt es in zahlreichen Städten so genannte „Babyklap- 
pen“, in denen unerwünschte Kinder anonym abgelegt werden können. Eine 
gesetzliche Regelung besteht für diese nicht; den abgelegten Kindern ist dadurch 
jede Möglichkeit genommen, ihre Abstammung später feststellen zu lassen. Aller- 
dings wurde im Jahr 2014 die Möglichkeit der vertraulichen Geburt eröffnet. Die 
schwangere kann ihr Kind unter einem Pseudonym im Krankenhaus zur Welt 
bringen und somit ihre Identität geheim halten. Wenn das Kind 16 Jahre alt 
wird, hat es das Recht, den Namen der Mutter zu erfahren, es sei denn, die Mut- 
ter hat schutzwürdige Belange, die eine Offenlegung ihrer Identität gegenüber 
dem Kind verhindern. Zur Entscheidung berufen ist das Familiengericht. 


Zahlreiche Probleme gibt es auch aufgrund der Möglichkeiten, die die moderne 
Medizin eröffnet, z.B. der anonymen Samenspende oder der Leihmutterschaft 
mit Eispende und künstlicher Befruchtung mit dem Samen des biologischen 
Vaters, ausgeführt in einem ausländischen Staat, der - anders als Deutschland - 
die Leihmutterschaft zulässt. Daraus entstehen vielfältige ethische und juristische 
Fragen. 


Kinder, deren Eltern bei ihrer Geburt nicht miteinander verheiratet waren, stan- 
den früher grundsätzlich unter der elterlichen Sorge der Mutter. Vater und Mut- 
ter konnten eine Sorgeerklärung abgeben und übten die elterliche Sorge dann 
gemeinsam aus. Die Mutter konnte den Vater aber von der Sorge dadurch aus- 
schliefsen, dass sie sich weigerte, eine solche Sorgeerklärung abzugeben. Der 
Europäische Gerichtshof in Straßburg hat in dieser Regelung einen Verstoß 
gegen die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) gesehen. Deshalb 
sicht $1626a BGB jetzt vor, dass das Familiengericht auch gegen den Willen 
der Kindesmurtter die elterliche Sorge beiden Eltern gemeinsam übertragen 
kann, wenn dies dem Kindeswohl nicht widerspricht. Die Praxis der Familienge- 
richte widersetzt sich freilich dieser gesetzgeberischen Entscheidung vielfach, 
ındem sıe das Kindeswohl nur dann als gewahrt sieht, wenn beide Eltern bereit 
sınd, miteinander zu kommunizieren - und eröffnet damit der Mutter einen zu 
einfachen Weg, das Sorgerecht des Vaters zu torpedieren. 
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Auch die frühere Regelung, die beim Unterhalt für den ein Kind betreuenden 
Elternteil zwischen ehelichen und nichtehelichen Kindern differenzierte, wurde 
für nichtig erklärt, in diesem Fall vom BVerfG. Die Unterhaltsrechtsreform hat 
deshalb mit Wirkung vom 1.1.2008 den Anspruch auf Betreuungsunterhalt für 
alle Kinder gleich geregelt. 


Da die Kinderbetreuungseinrichtungen noch nicht den verfassungsrichterlichen 
Vorgaben entsprechen und zahlreiche Alleinerziehende mangels Kinderbetreu- 
ungsplatz in die Arbeitslosigkeit und somit in die Armutsfalle getrieben werden, 
haben einige Gerichte die Kommunen, die nicht ausreichend Kinderbetreuungs- 
plätze bereitstellen, zu Schadensersatzzahlungen an die betroffenen Familien ver- 
pflichtet. 


Ein weit verbreitetes Problem sind Elternteile, die keinen Kindesunterhalt zahlen 
oder zahlen können. Hiervon betroffene Kinder erhalten einen Unterhaltsvor- 
schuss aus der Staatskasse, der derzeit für maximal sechs Jahre und höchstens 
bis zum 12. Lebensjahr des Kindes gezahlt wird. Um den weiteren Anstieg der 
Kinderarmut in Deutschland zu verhindern, soll der Unterhaltsvorschuss für 
Alleinerziehende im Jahr 2017 dergestalt ausgeweitet werden, dass er bis zum 
18. Lebensjahr gezahlt wird. Außerdem wird das Kindergeld 2017 und 2018 
um jeweils 2 € angehoben und der Kinderfreibetrag erhöht. 


7. Die Adoption 


Die Adoption ist nach heutigem Rechtsverständnis die rechtliche Grundlage 
dafür, dass elternlose oder unerwünschte Kinder in eine geeignete Familie integ- 
rıiert werden können. Sie erfolgt nicht durch Vertrag, sondern durch Gerichtsbe- 
schluss, der nur in außergewöhnlichen Fällen wieder aufgehoben werden kann. 
Die rechtlichen Beziehungen zu den leiblichen Eltern im Unterhaltsrecht und 
Erbrecht werden vollständig abgebrochen. Es bestehen nur noch Rechte und 
Pflichten gegenüber den Adoptiveltern ($$ 1741-1766 BGB). Das adoptierte 
Kind steht damit in jeder Hinsicht einem leiblichen Kind gleich (Grundsatz der 
Volladoption). Demgegenüber dient die ebenfalls mögliche Adoption Volljähri- 
ger normalerweise der Fortführung eines Namens oder dem Fortbestand eines 
Unternehmens. 


6. Vormundschaft und Betreuung 


Die Eltern sind die gesetzlichen Vertreter ihres minderjährigen Kindes. Ein Kind, 
dessen Vater und Mutter gestorben oder nicht zu ermitteln sind oder denen das 
Sorgerecht durch das Gericht entzogen wurde, erhält einen gerichtlich bestellten 
Vormund. Der Vormund muss für das Kind sorgen und ist sein gesetzlicher Ver- 
treter. Steht keine Privatperson zur Verfügung, wird das Jugendamt als Amts- 
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vormund bestellt. Dieses überträgt dann einem seiner Mitarbeiter die Erfüllung 
dieser Aufgabe. Der Zuzug unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge, deren 
Eltern zwar Kontakt über Telekommunikationsmittel, aber keine tatsächliche 
Eingritfsmöglichkeit zum Wohl ihres Kindes in Deutschland haben, hat zu einem 
sprunghaften Anstieg der Amtsvormundschaften geführt. Die Amtsvormünder 
sorgen unter anderem dafür, dass die Jugendlichen möglichst schnell die deut- 
sche Sprache erlernen, Zugang zu Schul-und Ausbildungsplätzen erhalten, für 
'hre Gresundheit gesorgt ist und die nötigen sozialrechtlichen Leistungen bean- 
tragt werden. 


Die Person, die sich um Volljährige kümmert, die ihre Angelegenheiten nicht 
alleın besorgen können, wird Betreuer genannt. Einen Einfluss auf die Geschäfts- 
tahıgkeit hat die Betreuung nicht. Die früher bestehende Möglichkeit der Ent- 
mündigung eines Volljährigen ist abgeschafft. Das Gericht kann aber anordnen, 
dass der Betreute wie ein beschränkt geschäftsfähiger Minderjähriger zu Rechts- 
seschäften der Zustimmung des Betreuers bedarf. 
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Il. Das Erbrecht 


Das Erbrecht ist vollständig im 5. Buch des BGB geregelt. Lediglich in Nord- 
deutschland ist für den landwirtschaftlichen Bereich ein Nebengesetz, die Höfe- 
ordnung, zu beachten. Das Erbrecht befasst sich mit der Weitergabe des Vermö- 
gens nach dem Tod eines Menschen. Die Möglichkeit, grundsätzlich frei über 
seinen Nachlass zu bestimmen (Testierfreiheit), ist als Grundrecht ebenso durch 
die Verfassung (Art. 14 1 GG) gewährleistet wie die Privaterbfolge, die ein Erb- 
recht des Staates nur dann zulässt, wenn keine Verwandten vorhanden sind. Im 
Erbrecht ist die Gefahr übereilter Entschlüsse einerseits und der Fälschung von 
Urkunden andererseits besonders groß. Um diese Gefahren gering zu halten, 
bestehen mehr Formvorschriften als sonst. 


Seit 1969 wurden immer wieder Forderungen nach einer umfassenden Erb- 
rechtsreform laut, so z.B. des Deutschen Bundestags und des Deutschen Juris- 
tentags. Der Deutsche Notartag bezeichnete diese Reform als „Jahrhundertauf- 
gabe“; geschehen ist bis heute fast nichts. 


1. Die gesetzliche Erbfolge 


Die wichtigste Aufgabe des Erbrechts besteht darin zu bestimmen, wem das Ver- 
mögen eines Menschen zufallen soll, wenn er gestorben ist. Gesetzliche Erben 
sind die Verwandten des Verstorbenen, bei Verheirateten auch der Witwer oder 
die Witwe, bei eingetragenen Lebenspartnern der überlebende Lebenspartner. 
Dabei schließen die Abkömmlinge (Kinder und Kindeskinder) die Eltern und 
Geschwister und diese wiederum Großeltern, Onkel, Tanten, Cousins und Cou- 
sınen aus. Ist ein Erbberechtigter verstorben, treten seine Abkömmlinge an die 
Stelle. Die Möglichkeit zu erben ist nicht durch einen bestimmten Verwandt- 
schaftsgrad beschränkt. Damit kann schon bei einem kinderlos verstorbenen 
verwitweten Einzelkind die Zahl seiner gesetzlichen Erben beträchtlich sein. 
Der Witwer oder die Witwe erbt neben Kindern die Hälfte des Nachlasses, 
neben Eltern, Geschwistern und Großeltern drei Viertel, neben noch entfernte- 
ren Verwandten alles. Es handelt sich um ein echtes Erbrecht oder Miterbrecht, 
nicht nur um ein lebenslanges Nutzungsrecht am Nachlass. Deshalb kann bei 
kinderlosen Ehen das Vermögen in eine „andere Familie“ kommen als in die, 
aus der es stammt. Es spielt keine Rolle, ob die Eltern eines Kindes bei seiner 
Geburt miteinander verheiratet waren; alle Sondervorschriften für „nichteheli- 
che“ Kinder sind abgeschafft. 


Beispiele 1. Anna hinterlässt ihren Witwer Johann sowie ihren Sohn Heinz und die beiden 
Enkelkinder Oskar (Sohn von Heinz) und Eva (Tochter ihrer verstorbenen Toch- 
ter Marga). Es erben: Johann 1/2 ($$ 1931, 1371 BGB), Heinz 1/4 (81924 1, IV 
BGB), Eva 1/4 ($ 1924 III, IV BGB) und Oskar nichts, da er durch seinen Vater 
Heinz von der Erbfolge ausgeschlossen ist. 


Il. Das Erbrecht u Bu: 


2. Der ledig verstorbene Friedrich hinterlässt einen Sohn Benjamin, mit dessen 
Mutter er nıcht verheiratet war, und seinen alten Vater Abraham. Seine Mutter 
ist schon verstorben. Benjamin wird alleiniger Erbe; Abraham wird durch ihn 
von der Erbfolge ausgeschlossen ($ 1930 BGB). Wäre Friedrich verwitwer und 
würde noch ein Kind Christiane hinterlassen, mit deren Mutter er verheiratet 
war, wären Benjamin und Christiane Erben je zur Hälfte. 

3. Der ledige kinderlose Franz war ein Einzelkind. Seine Eltern und Großeltern 
sind schon tot. Sein Vater hatte drei Geschwister, U, V und W, seine Mutter zwei 
Geschwister, X und Z. Es lebt nur noch U. V ist kinderlos verstorben, W hat drei 
Kinder hinterlassen, X hat vier Kinder hinterlassen. Z hatte zwei Kinder, von 
denen aber eines bereits tödlich verunglückt ist und seinerseits fünf Kinder hinter- 
lassen hat. Es erben: U 1/4, die Kinder des W je 1/12, die Kinder des X je 1/16, das 
Kind des Z 1/8 und die Kinder des verunglückten Kindes des Z je 1/40 (8 1926 
BGB). Insgesamt gıbt es also 14 Erben. 


2. Testament und Erbvertrag 


Die gesetzliche Erbfolge tritt nur ein, wenn der Verstorbene keine letztwillige 
Verfügung errichtet hat. Durch eine letztwillige Verfügung kann er einen Erben 
bestimmen, ohne an die gesetzliche Erbfolge gebunden zu sein. Wenn die Verfü- 
sung nicht ausnahmsweise sittenwidrig ($ 138 I BGB) ist, kann er dabei auch 
nahe Verwandte zurücksetzen oder übergehen. Der Erblasser kann einen oder 
mehrere Erben einsetzen und auch über einzelne Gegenstände (z.B. ein Bild 
oder seine Briefmarkensammlung) zugunsten anderer Personen als dem Erben 
verfügen (Vermächtnis). Außerdem ist es möglich, dem Erben Verpflichtungen 
aufzuerlegen, z.B. das Grab des Erblassers zu pflegen (Auflage). 


Ein Erblasser, dessen gesetzliche Erben Kinder, Eltern oder der Witwer, die 
Witwe oder der eingetragene Lebenspartner wären, kann die genannten Perso- 
nen nicht völlig von der Beteiligung an seinem Nachlass ausschließen. Ihnen 
gen werden können - der Pflichtteil zu. Der Pflichtteil ist eine Geldforderung in 
Höhe der Hälfte des Wertes der Erbschaft bzw. des Frbteils des Übergangenen. 
Der Pflichtteil stellt damit einen Kompromiss zwischen der Testierfreiheit des 
Verstorbenen und den berechtigten Interessen der nächsten Familienangehörigen 
dar. Er besteht unabhängig davon, wie schlecht das persönliche Verhältnis zum 
Erblasser war, und kann auch nicht dadurch umgangen werden, dass der Erblas- 
ser noch kurz vor seinem Tod wesentliche Teile seines Vermögens verschenkt, da 
er sich als Pflichtteilsergänzungsanspruch auch auf diejenigen Gegenstände 
erstreckt, die der Erblasser in den letzten zehn Jahren vor seinem Tod einem 
anderen geschenkt hat. 


Die Verfügungen können durch Testament oder Erbvertrag getroffen werden. 
Das Testament ist eine einseitige Verfügung, die — zur Verhinderung von Fälsch- 
ungen oder Irrtümern - ihrer ganzen Länge nach handschriftlich vom Erblasser 
geschrieben sein muss oder aber notariell errichtet sein muss. Der Erblasser kann 
es bis zu seinem Tod jederzeit aufheben oder ändern. Anders ist es beim Erbver- 
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trag, der von mindestens zweı Vertragspartnern geschlossen wird. Die in einem 
Erbvertrag enthaltenen Verfügungen können grundsätzlich nur einverständlich 
geändert werden, nach dem Tood eines Teils nur dann, wenn dies ausdrücklich 
vorbehalten wurde. Der Erbvertrag eignet sich deshalb vor allem für voneinan- 
der abhängige Verfügungen; er ist nur gültig, wenn die notarielle Form eingehal- 
ten ıst. 


Zwischen Testament und Erbvertrag steht das Gemeinschaftliche Testament, 
das nur von Ehegatten handschriftlich oder notariell errichtet werden kann und 
ebenfalls den Überlebenden bindet, soweit eine solche Bindung von den Ehegat- 
ten gewünscht ist. Hierfür bestehen gesetzliche Vermutungen. Solange beide 
Ehegatten leben, besteht dagegen das - nıcht ausschliefsbare - Recht zum Wider- 
ruf durch Erklärung gegenüber dem anderen Teil. In der Praxis ist das so 
genannte „Berliner Testament“ am häufigsten anzutreffen, in dem sich Ehegat- 
ten gegenseitig zu Erben einsetzen und den Nachlass für den Fall des Todes des 
Längerlebenden anderen Personen zuwenden. 


Seit 1. Januar 2012 gibt es das von der Bundesnotarkammer geführte Zentrale 
Testamentsregister. Darin sind sämtliche erbfolgerelevanten Urkunden zu fin- 
den, die notariell errichtet oder in gerichtliche Verwahrung gegeben wurden. 
Wenn jemand stirbt, wird das Register von Amts wegen auf Testamente und 
sonstige Bestimmungen für diesen Todesfall überprüft und die Stelle in Kenntnis 
gesetzt, wo sich die Verfügung befindet. Durch das Testamentsresister sollen die 
Auffindung des letzten Willens des Erblassers und eine schnelle und effiziente 
Durchführung des Nachlassverfahrens sichergestellt werden. 


3. Die Erbengemeinschaft 


Sind durch die gesetzliche Erbfolge oder durch die Verfügung des Erblassers 
mehrere Personen als Erben berufen, bilden sie eine Erbengemeinschaft. Sie ist 
dadurch gekennzeichnet, dass kein Miterbe über seinen Anteil an einzelnen 
Gegenständen verfügen kann. Jeder Miterbe kann aber verlangen, dass die 
Erbengemeinschaft insgesamt aufgehoben wird. Er kann auch durch notariellen 
Vertrag seinen Erbanteil als Ganzes verkaufen. 


Beispiel Sind beim Tod des verwitweten Müller, dessen Vermögen im Wesentlichen aus sei- 
nem Wohnhaus und einem Mietshaus bestand, seine drei Kinder Albert, Berta und 
Christine Erben zu je einem Drittel geworden, dann ist es Christine, die dringend 
Geld benötigt, nicht möglich, „ihren“ 1/3-Anteil an dem Mietshaus zu verkaufen, 
da dieser rechtlich nicht existiert. Christine kann lediglich ihren 1/3-Anteil am 
Nachlass des Müller verkaufen (damit aber zugleich ihren Anteil am Wohnhaus) 
oder von Albert und Berta die Aufhebung der Erbengemeinschaft verlangen. 


Der Erblasser kann die Aufhebung der Erbengemeinschaft durch eine Auflage 
für bestimmte Zeit ausschliefsen. Er kann die Verwaltung und Auseinanderset- 
zung auch einer Person seines Vertrauens, einem Testamentsvollstrecker über- 
tragen. 
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4. Erbschaftsteuer 


Die verfassungsrechtliche Garantie des Erbrechts schließt nicht aus, dass sich der 
Staat durch Erhebung einer Steuer auf den Erben Einnahmen verschafft. Zur 
Vermeidung von Umgehungen hat die Erbschaftsteuer jeweils die gleiche Höhe 
wıe die Schenkungsteuer. Es bestehen nach dem Grad der Verwandtschaft 
gestaffelte Freibeträge (seit 1.1.2009 für den Witwer oder die Witwe 
‚00.000€), für jedes Kind 400.000 €, für entfernte Verwandte 20.000€) und 
Steuersätze, die mit 7% (Erwerb von bis zu 75.000€ durch den Witwer oder 
die Witwe) beginnen und in der Spitze 50% erreichen (Erwerb von Vermögen 
uber 13.000.000 € durch entfernte Verwandte oder eine nicht mit dem Erblasser 
verwandte Person). Testamentarisch bedachte langjährige Lebensgefährten 
sowie Pflegekinder werden erbschaftsteuerrechtlich nicht besser behandelt als 
andere nicht verwandte Personen. Durch die Höhe der Freibeträge und die gerin- 
sen Steuersätze bei nahen Verwandten spielt die Erbschaftsteuer bei kleinen und 
nittleren Vermögen nur eine untergeordnete Rolle. 
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ÜBUNGSTEIL 


Rechtliche Aspekte 


1 Fragen zum Text (Familienrecht) 


1. Wie sieht es mit der Anwendbarkeit der Vorschriften des Allgemeinen Teils 
des BGB im Familien- und Erbrecht aus? Aus welchen Gründen ist dies so? 


2. Was verstehen Sie unter Familienrecht? 

3. Was bedeutet „zwingendes Recht“? 

4. Welche Regelungen sind im Personenstandsgesetz zu finden? 

5, Welche Art der Eheschließung ist in Deutschland obligatorisch? Wo ist dies 
geregelt? Welche Ausnahme gibt es seit 2009 und welche Rechtsfolgen hat 
sie? 

6. Was hat das Gleichberechtigungsgebot aus Art. 3 II GG mit dem Ehenamen 
zu tun? 


7. Nach welchem Prinzip erfolgt die Scheidung der Ehe in Deutschland? Was 
bedeutet das? 
8. In welcher Form und durch wen erfolgt in Deutschland die Scheidung einer 
Ehe? 
9, Was verstehen Sie unter Güterstand und welche drei Arten kennen Sie? 
10. Wer kann eine eingetragene Lebenspartnerschaft schliefsen und welche Kon- 
sequenzen hat dies? 
11. Womit beschäftigt sich das Kindschaftsrecht? 
12. Welche rechtlichen Folgen hat eine Adoption? 
13. Was ist ein Vormund, was ist eın Betreuer? 


2 Fragen zum Text (Erbrecht) 


l. Womit befasst sich das Erbrecht? 

Was bedeutet gewillkürte, was gesetzliche Erbfolge? 

Was verstehen Sie unter dem Pflichrteil? Wem steht er zu? 

Erklären Sie die Begriffe Testament, Gemeinschaftliches Testament und Erb- 
vertrag! 

5. Was ist eine Erbengemeinschaft? Worin liegt die Besonderheit? 

6. Was macht ein Testamentsvollstrecker? 

7. Was verstehen Sie unter Erbschaftsteuer? 


h 


I 2 u 
- - 


3 Lösen Sie folgende Fälle und finden Sie die passenden Paragraphen. 

1. A ist seit einiger Zeit mit der 16-jährigen B verlobt. Da beide damit rechnen, 
dass ihre Familien mit einer Heirat nicht einverstanden sind, beschlieisen sie, 
sich heimlich trauen zu lassen, und zwar nur kirchlich, A ist bereits 22 Jahre 
alt. 

2. Die C heiratet aufgrund einer Täuschung den Zwillingsbruder ihres Bräuti- 
gams. 
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n 
I, 


4. 


ri 


6. 


3, 


(), 


Die E heiratet den F, der bereits mit der G verheiratet ist und eine Zweitfrau 
als angenehme Bereicherung seines Lebens ansieht. 

H möchte den I heiraten, findet aber Trauungen nervig und schickt deshalb 
ihre beste Freundin ] als Stellvertreterin zum Standesamt. 

. Der Ausländer K heiratet die deutsche Staatsangehörige L, um auf diese 
Weise eine Aufenthaltsgenehmigung zu bekommen. Er bezahlt ihr dafür 
10.000 €. Eine eheliche Beziehung wird nicht in Betracht gezogen, sie leben 
auch weiterhin in getrennten Wohnungen. 

Die mondäne M heiratet den vermeintlichen Neureichen N. Sehr bald nach 
der Eheschliefsung stellt sich heraus, dass N der M seinen Reichtum nur vor- 
gespiegelt hat und dass allein das Vermögen der M die Grundlage für die 
Ehe bilder. Kann M die Ehe aufheben lassen, weil sie sich über persönliche 
Eigenschaften des N getäuscht har oder gar getäuscht wurde? 

. © heırater die P. Wenige Zeit nach der Hochzeit erkrankt die P an einer 
unheilbaren Geisteskrankheit. Kann © die Ehe aufheben lassen? 


. Der unerkannt geisteskranke, äußerst charmante Querulant Q heiratet die 


sonnige 5. 

R hat nach vielen Jahren endlich seine Halbschwester T, eine nichteheliche 
Tochter seines Vaters, ausfindig gemacht. Er möchte sie heiraten, 

U und V sind beide lesbisch und leben seit zehn Jahren zusammen. Sie 
möchten endlich heiraten. 


4 Wozu raten Sie den Betroffenen: Gesetzliche Erbfolge, handschriftliches Testa- 
ment, notarielles Testament oder Erbvertrag? 


L: 


nr 


Cd 


Der Analphabet A hat erhebliches Vermögen. Seine nächsten Verwandten 
sind ein Onkel und eine Cousine, die er beide nicht besonders mag. Deshalb 
möchte A, dass seine Freundin F alles erbt. 


. Bist mit D im gesetzlichen Güterstand verheiratet. Sie haben ein gemeinsames 


Kind K. B möchte, dass D und K nach ihrem Tod je die Hälfte ihres Vermö- 
gens erhalten. 


. E ist kinderlos verheiratet. Er möchte, dass seine Frau G im Falle seines Todes 


alles erhält. G selbst ist sich noch nicht schlüssig, was sie bestimmen soll. 


. KundL leben in nichtehelicher Lebensgemeinschaft. K möchte, dass bei sei- 


nem IodL alles erbt, vorausgesetzt, er würde auch beim Tod der L deren 
Vermögen erhalten. L. denkt genauso. 


I Lösen Sie folgende Fälle und zitieren Sie die dazugehörigen Paragraphen! 


| 


I 


[44 


. A schreibt sein Testament mit dem PC und setzt handschriftlich Ort, Datum 
und Unterschrift darunter. 

. B liebt seinen Hund über alles. Er schreibt: „Testament. Im Falle meines 
Todes erhält mein Hund Arco alles. B.“ 

. C schreibt: „Im Falle meines Ablebens sollt Ihr, meine lieben Kinder D und 

E, mein Vermögen je zur Hälfte erhalten. Eure Mutter.“ 

F schreibt sein Testament in feuchtfröhlicher Runde auf die Rückseite eines 


Bierdeckels. 
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5. G ist soeben von ihrem Freund verlassen worden. Voller Wut reißt sie das zu 
seinen Gunsten gemachte Testament ın tausend Stücke. 

6. H hat zwei Kinder. Ihr Testament lautet: „X erbt mein Haus, Y erbt meine 
Schulden.“ 

7. L ist mit allen seinen Kindern unzufrieden. Sein Testament lautet schlicht: 
„Ich enterbe alle meine Kinder. I.“ 

8. K und L leben in nichtehelicher Lebensgemeinschaft. K schreibt: „Unser 
Testament. Wir setzen uns gegenseitig zu alleinigen Erben ein.“ K und L 
unterschreiben beide. 

9. Der 17-jährige M ist soeben Vollwaise geworden. Er macht ein handschrift- 
liches Testament und legt es in seine Schreibtischschublade. 

10. Der ledige kinderlose N hinterlässt bei seinem Tod vier Geschwister (O, P, 
Q, R) und je zwei Kinder von drei verstorbenen Geschwistern (S und T, U 
und V, W und X). Wer erbt zu welchem Anteil? 


6 Wie können sich Frau Simon und Herr Waldner nach ihrer Eheschließung nen- 
nen? 


a) Frau | Herr 
b) Frau Simon Herr 

c) Frau Sımon . 

d) Frau Simon _ 


e) Frau Herr Waldner 


f) Herr Waldner 
5) Herr Waldner 


/ Welchen Nachnamen würden die gemeinsamen Kinder jeweils tragen? 


Bitte entscheiden Sie, ob es sich bei den folgenden Paragraphen um eine 
Anspruchsgrundlage handelt oder nicht, und begründen Sie Ihre Ansicht. 


$1355 Abs. 15.1 BGB 
$1360 5.1 BGB 
$15805.1 BGB 

$ 1601 BGB 

$ 1626 Abs. 1$.1 BGB 
$ 1770 Abs. 3 BGB 

$ 1922 Abs. 1 BGB 

$ 1987 BGB 

$2018 BGB 
.821835.1 BGB 


amp rPrPP?rPF 


uk 


9 Finden Sie heraus, ob O, T und E als Vormund, gesetzlicher Vertreter oder 
Betreuer handeln, und erläutern Sie Ihre Wahl. 


10 


11 


12 
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Der fünfjährige F hat seine Eltern durch einen Autounfall verloren. Sein 
Onkel O will in Zukunft für ihn sorgen. 


. Die 95-jährige J ist zwar körperlich noch fit, aber geistig aufgrund ihres 


hohen Alters verwirrt. Ihre 70-jährige Tochter T will die Personen- und Ver- 
mögenssorge für sie übernehmen. 


. Die Eltern E des zehnjährigen Z schließen für ihn einen Vertrag über einen 


Internatsaufenthalt. 


Entscheiden Sie für die einzelnen Fälle, ob eine Ehescheidung möglich ist, und 
nennen Sie den entsprechenden Paragraphen. 


L; 


(33 
r 


Herr F ist gegen eine Scheidung, da er ein sehr konservatives Weltbild hat. 
Seine Frau ist allerdings bereits vor vier Jahren aus der gemeinsamen Woh- 
nung ausgezogen und trifft Herrn F nur noch gelegentlich. Sie möchte endlich 
geschieden werden. 


. Nach zwei Monaten Ehe entpuppt sich Herr A als Alkoholiker und Schläger, 


der Frau A bei jeder kleinsten Gelegenheit verprügelt. Frau A ist ins Frauen- 
haus gezogen und möchte sich auch rechtlich so schnell wie möglich von 
Herrn A lösen. 

Nach zehn Jahren Ehe haben sich die Eheleute L auseinander gelebt. Sie leben 
seit über einem Jahr in getrennten Wohnungen und möchten beide ihre neuen 
Lebenspartner so bald wie möglich heiraten. 


Welchen Güterstand (Zugewinngemeinschaft, Gütertrennung oder Güterge- 
meinschaft) empfehlen Sie den Eheleuten? 


? 


I 


| 


Peter und Anna wollen eine „Hausfrauenehe“ führen. Peter soll arbeiten 
gehen und Anna will sich ganz dem Haushalt und der Pflege und Erziehung 
ihrer Kinder widmen. 


. Oskar und Isolde bringen jeder Grundbesitz in die Ehe ein. Sie wollen diesen 


Grundbesitz gemeinsam verwalten. Es soll keinesfalls möglich sein, dass einer 
von ihnen ein Grundstück ohne Zustimmung des anderen verkaufen kann. 


. Konrad und Laura wollen zwar heiraten, in ihren Vermögensangelegenheiten 


aber völlig selbstständig bleiben. Auch wenn ihre Ehe scheitern sollte, soll 
jeder seinen Besitz behalten und keiner dem anderen etwas davon abgeben 
müssen. 


Im zwölften Abschnitt des Strafgesetzbuches sind die Straftaten gegen den Perso- 
nenstand, die Ehe und die Familie geregelt. Bitte lesen Sie die 88 169 ff. StGB und 
geben Sie für die einzelnen Straftatbestände die Rechtsfolge an. 


Rechtsfolge: 


l) Personenstandsfälschung nach _......... EEE ANEREON 


2) Verletzung der Unterhaltspflicht ................ 


Id BEE EL SEE BU BEE DEE Br SEE BEE Bue B e r e 7 


SI69Abs.1SHCGB rn u De at 


a 


nach $ 170 Abs. 1 StGB NN RENNER ERS EUSENEEEERHEER 


4) Vettefzung der Unterkaltspfliche sungen nn 





13 


14 
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nach $ 170 Abs. 2 StGB Er 
4) Verletzung der Fürsorge- oder Er- ....nn PEN VENEN WEEEEEN? ARREEER 

ziehungspflicht nach $ 171 StGB .......erreseesesssennensennnnnennnnnsnnennnsnnenee nen 
5) Doppelehe nach $ 172 StGB KEINER ERS" >>> ser 
6) Beischlaf zwischen Verwandten ..uscsssnenssenenenennenenennnnnennunnnnn EEE 
nch8173 As. LER oO — ie rrezeEEn 
7) Beischlaf zwischen Verwandten .............. N EEE ERENR 
nach $ 173 Abs. 3 StGB en ee SINN ENEREENENE PEN 


Rechtspolitische Frage 

a) zum Familienrecht: Erläutern Sie, ob im neuen Ehegattenunterhaltsrecht eine 
Übergangslösung für so genannte „Altehen“ nötig ıst. 

b) zum Erbrecht: Erörtern Sie, ob das Pflichtteilsrecht noch zeitgemäß ist. 


Rechtsvergleichende Anregungen 


1. Legen Sie dar, unter welchen Umständen in Ihrer Heimat eine Ehe geschieden 
werden kann, und vergleichen Sie die Situation mit derjenigen in Deutsch- 
land. Berücksichtigen Sie dabei die Begriffe „Verschuldensprinzip“ und „Zer- 
rüttungsprinzip”. 

2. Zeigen Sie auf, wie in Ihrem Land die Namensgebung für Ehegatten sowie für 
Kinder (eheliche und solche von nicht verheirateten Eltern) geregelt ist. Ver- 
gleichen Sie die möglichen Namensvarianten mit denjenigen, die das deutsche 
Recht erlaubt. Gehen Sie dabei auch auf die namensrechtlichen Folgen einer 
Scheidung ein. 

3, Durch das Lebenspartnerschaftsgesetz sind gleichgeschlechtliche Lebenspart- 
nerschaften, die sich registrieren lassen, den Ehepaaren fast gleichgestellt. 
Vergleichen Sie die Rechtslage in Deutschland mit derjenigen in Ihrem Hei- 
matland und decken Sie die noch vorhandenen Defizite in beiden Ländern 
auf. 


Sprachliche Aspekte 


Ergänzen Sie zum Thema Familienrecht die fehlenden Nomen mit Hilfe von 
Kapitel V. 


Nach geltendem Recht ist die grundsätzlich (1) obligato- 
risch. Sie wird im Rahmen einer standesamtlichen | 
(2) vor einem (3) geschlossen. Für eine Scheidung ist 
das so genannte | (4) maßgebend. Der Scheidungsbe- 
schluss ergeht erst, nachdem die | (5) der Scheidung 
geregelt sind, soweit ein Beteiligter insoweit einen Antrag gestellt hat. Dazu 
gehört beispielsweise eine die (6) des unterhaltsberechtig- 


ten Ehegatten klärende Regelung. Außerdem müssen vermögensrechtliche 
Ansprüche der Ehepartner gegeneinander entschieden werden. Die Regelung 
von Ansprüchen auf Altersversorgung findet durch den 
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7) statt. Das | (8) für gemeinschaftliche Kinder muss 
‚ur geregelt werden, wenn das Wohl des Kindes dies erfordert. 


2 Ergänzen Sie zum Thema Erbrecht passende Wörter aus der Liste. 
beerben / das / der / Erbe / Erbberechtigten / erben / Erbengemeinschaft / 
Erbfolge / Erblasser / Erbschaft /Miterbe / Nachlasses / Pflichtteil / 
Privaterbfolge /Testament / Vermögensverhältnisse 





Das Erbrecht regelt die (1) eines Verstor- 
| oenen. Aufgrund der rechtlich gewährleisteten u 
2) wırd der Staat nur dann gesetzlicher _ (3), wenn weder 


sın Verwandter noch ein Ehegatte des Erblassers vorhanden sind. Das 
| (4) des Erblassers muss handschriftlich verfasst oder 
sotariell errichtet sein. Im Testament kann der Erblasser eine Regelung treffen, 
| Sıe von der gesetzlichen (5) abweicht. Der 
| (6) kann einen Erben nach seinem Belieben einsetzen. Aber manchen 
m Rahmen der gesetzlichen Erbfolge Erbberechtigten steht ein 
| (7) zu. Unter den j (8) stellt das Gesetz 
ne gewisse Rangordnung auf. Neben den aus der Ehe stammenden Kindern 
rbt der überlebende Ehegatte die Hälfte des 


. Kinder (10) ıhre Eltern. Die Kinder 
\1) möglicherweise ein Haus. (12) Erbe kann auch aus 
ınem verschuldeten Grundstück bestehen. \ (13) Erbe braucht die 


(14) nicht anzunehmen. Sind mehrere Personen gleichzei- 
ig als Erben bestimmt, so bilden sie eine 
15). In diesem Fall kann keın (16) über seinen Anteil 
an den einzelnen Nachlassgegenständen verfügen. 





Sechstes Kapitel 
Handels-, Gesellschafts- und Arbeitsrecht 


Das Zivilrecht besteht außer dem in den Kapiteln 4 und 5 dargestellten Bürger- 
lichen Recht des BGB aus einer Reihe weiterer Rechtsgebiete, die jeweils Sonder- 
rechte für bestimmte Berufsgruppen oder Personenvereinigungen regeln. Dazu 
gehören beispielsweise das Urheberrecht, der Gewerbliche Rechtsschutz, die 
Kartellgesetze und das Wettbewerbsrecht. Diese haben aber für den Normalbür- 
ger in der Regel keine Bedeutung und werden auch in der juristischen Ausbil- 
dung nur in den Wahlfächern behandelt. Entweder mit dem Handels- und 
Gesellschaftsrecht oder mit dem Arbeitsrecht ist aber jeder am Erwerbsleben teil- 
nehmende Bürger konfrontiert; deshalb gehören diese Rechtsgebiete auch zum 
Grundbestand der juristischen Ausbildung. 


I. Das Handelsrecht 


Das ım BGB geregelte Vertragsrecht ist auf die Rechtsgeschäfte des Alltags zuge- 
schnitten. Zahlreiche Bestimmungen gewährleisten deshalb den Schutz des 
schwächeren Vertragspartners, z.B. das Verbot bestimmter Allgemeiner 
Geschäftsbedingungen oder die Notwendigkeit, bei riskanten Geschäften wie 
der Bürgschaft die Schriftform einzuhalten. Wer berufsmäßig am Geschäftsver- 
kehr teilnimmt, braucht typischerweise keinen derartigen Schutz. Auch besteht 
ım Handelsverkehr ein besonderes Bedürfnis nach schneller und flexibler 
Abwicklung, bei der sich jeder Vertragsteil darauf verlässt, dass der in der jewei- 
ligen Region oder Branche übliche Handelsbrauch beachtet wird. Diese und wei- 
tere Besonderheiten des Rechts der Kaufleute regelt das Handelsrecht, das sich — 
zusammen mit Teilen des Gesellschaftsrechts - im Handelsgesetzbuch (HGB) 
findet. 


1. Kaufleute 


Der Begriff des Kaufmanns im HGB ist durch das Handelsrechtsreformgesetz 
mit Wirkung vom 1. 7. 1998 grundlegend umgestaltet worden. Abweichend 
vom früheren Recht kann jeder Gewerbetreibende durch Eintragung in das Han- 
delsregister Kaufmann werden. Zur Eintragung verpflichtet sind aber nur dieje- 
nıgen Gewerbetreibenden, deren Unternehmen nach Art und Umfang einen in 
kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert (88 1,2 HGB). 
Eine Ausnahme gilt für Gewerbebetriebe, die eine Land- oder Forstwirtschaft 
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betreiben; diesen ist die Eintragung immer freigestellt ($ 3 HGB). Ob kaufmänni- 
sche Einrichtung erforderlich ist, richtet sich nach dem Umfang des Gewerbes 
(Umsatz, Zahl der Kunden und Beschäftigten usw.), von dem die Notwendigkeit 
kaufmännischer Buchführung abhängt. Die frühere Unterscheidung zwischen 
„Minderkaufleuten“ und „Vollkaufleuten“ ist entfallen: Für diejenigen, die im 
Handelsregister eingetragen sind, gelten alle Sondervorschriften des Handels- 
rechts ohne Rücksicht auf ihre Größe, für die nicht eingetragenen gelten sie - 
mit einer Ausnahme für den Kommissionär in $383 II HGB - nur dann, wenn 
sie verpflichtet wären, sich eintragen zu lassen. 


Beispiele Eine Einzelhändlerin, die in einem Dorf einen kleinen Laden betreibt, ın dem nur 
sie und ihre Tochter tätig sind und die einen jährlichen Umsatz von vielleicht 
40.000 € erzielt, ist nicht kraft Gesetzes Kaufmann. Die besonderen Vorschriften 
des HGB für Kaufleute gelten für sie nur, wenn sie sich freiwillig eintragen lässt. 
Dasselbe gilt für einen Bäcker, der seinen Betrieb allein mit einem Gesellen und 
einem Auszubildenden betreibt. 
Eröffnet dieser Bäcker aber in den Nachbarorten weitere Filialen, in denen er 20 
Arbeitnehmer beschäftigt und einen Umsatz von insgesamt 800.000 € erzielt, ist er 
automatisch Kaufmann und verpflichtet, sich in das Handelsregister eintragen zu 
lassen. 


Das bei den Gerichten geführte Handelsregister gibt Auskunft über den Inhaber 
eines kaufmännischen Unternehmens und die weiteren unterschriftsberechtigten 
Personen, die Prokuristen. Es ist für den Rechtsverkehr vor allem deshalb sehr 
nützlich, weil man auf die Richtigkeit der dort vorgenommenen Eintragungen 
vertrauen kann ($15 HGB). Jeder im Handelsregister eingetragene Kaufmann 
führt eine Firma. Damit bezeichnet das HGB - abweichend von der Alltagsspra- 
che - nicht das Unternehmen als solches, sondern den Namen, unter dem es ım 
Handelsverkehr auftritt. Wie die Firma gebildet werden und unter welchen 
Voraussetzungen sie fortgeführt werden kann, regelt ebenfalls das HGB. 


2. Besondere Vorschriften für Kaufleute 


Für Kaufleute enthält das HGB besondere Vorschriften: Sie müssen auf allen 
Geschäftsbriefen ihre Firma und den Ort ihrer Niederlassung und ferner ange- 
ben, wo und unter welcher Nummer sie im Handelsregister eingetragen sind 
($ 37a HGB). Alle Kaufleute sind verpflichtet, am Ende des Geschäftsjahrs eine 
Bilanz und eine Gewinn- und Verlustrechnung aufzustellen, für die das HGB ein- 
zelne Vorschriften enthält, die sich nach der Gröfse des Geschäfts richten. 


Besonders wichtig sind aber die Sondervorschriften, die für Rechtsgeschäfte von 
Kaufleuten teils zusätzliche, teils abweichende Regelungen gegenüber dem BGB 
enthalten. So gelten die im Ladengeschäft des Kaufmanns tätigen Angestellten 
als zu allen Käufen und Verkäufen ermächtigt, die in einem solchen Ladenge- 
schäft üblicherweise vorkommen ($56 HGB), auch wenn der Kaufmann sie 
nicht ausdrücklich dazu bevollmächtigt hat. Andere Bestimmungen des HGB 
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ergänzen die Regeln des BGB über den Kaufvertrag: Während nach dem BGB 
der Käufer Mängel der Sache jederzeit geltend machen kann, solange sie nicht 
verjährt sind, muss ein Kaufmann die ihm gelieferten Sachen sofort untersuchen 
und, wenn ein Mangel erkennbar ist, diesen unverzüglich rügen (88 377, 378 
HGB). Während nach dem BGB aus dem Schweigen auf ein Angebot oder eine 
sonstige rechtsgeschäftliche Erklärung nicht entnommen werden darf, der Emp- 
fänger sei damit einverstanden, muss ein Kaufmann bei bestehender Geschäfts- 
verbindung ausdrücklich widersprechen; andernfalls wird sein Einverständnis 
angenommen ($ 362 HGB). 


schließslich enthält das HGB Regelungen besonderer kaufmännischer Vertrags- 
typen, etwa des Kommissionsgeschäfts oder des Speditionsgeschäfts. Dabei han- 
delt es sich allerdings — wie bei den Vertragstypen des BGB - nur um typisierte 
Regelungen, von denen im Rahmen der Vertragsfreiheit abgewichen werden 
kann, und selbstverständlich können auch Nichtkaufleute derartige Verträge 
ohne weiteres abschliefsen. 


ll. Das Gesellschaftsrecht 


Das Recht der zu einem wirtschaftlichen Zweck gegründeten Personenvereini- 
gungen ist außerordentlich zersplittert geregelt. 


Das deutsche Recht kennt eine ganze Anzahl verschiedener Formen, deren prak- 
tische Bedeutung höchst unterschiedlich ist. So gibt es weniger als 1000 Vereini- 
gungen, die als wirtschaftlicher Verein oder als Kommanditgesellschaft auf 
Aktien organisiert sind, während die Zahl der Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung (GmbH) über 1.000.000 beträgt. Rechtsquellen sind das BGB, das 
HGB und mehrere Spezialgesetze, vor allem das Aktiengesetz und das GmbH- 
(sesetz. 


Die Gesellschaften lassen sich in Personengesellschaften und Kapitalgesellschaf- 
ten einteilen. Bei den Personengesellschaften sind ihre Mitglieder, die Gesell- 
schafter, Träger des Gesellschaftsvermögens. Diese Gesellschaften können zwar 
unter ihrem Namen oder ihrer Firma handeln und im Rechtsverkehr auftreten, 
aber berechtigt und verpflichtet sind immer nur die in ihnen verbundenen Gesell- 
schafter. Dagegen sind Kapitalgesellschaften von ihren Mitgliedern unabhängige 
Rechtspersonen, so genannte juristische Personen. Sie sind selbst Träger ihres 
Gesellschaftsvermögens und bestehen unabhängig vom Wechsel ihrer Gesell- 
schafter, die selbst weder an den einzelnen Vermögensgegenständen der Gesell- 
schaft beteiligt sind noch als solche für die Schulden der Gesellschaft haften. 


Neben den Gesellschaftsformen des deutschen Rechts haben neuerdings auch 
Gesellschaftstormen anderer EU-Länder Bedeutung in der Rechtspraxis, insbe- 
sondere die private limited company („Limited“) des englischen und die Societe 
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ä responsabilite limitee („S.A.R.L.“) des französischen Rechts. Dies beruht auf 
der Rechtsprechung des europäischen Gerichtshofs, dass Gesellschaften, die in 
einem Mitgliedstaat nach den dortigen Vorschriften wirksam gegründet sind, 
auch dann in allen anderen Mitgliedstaaten als rechtsfähig anerkannt werden 
müssen, wenn sie im Gründungsstaat keinerlei Tätigkeit entfalten. 


1. Personengesellschaften 


Die Grundform der Personengesellschaft ist im BGB geregelt und wird dort 
schlicht als „Gesellschaft“ bezeichnet; in der Rechtspraxis nennt man sie zur 
Unterscheidung von den übrigen Gesellschaftsformen BGB-Gesellschaft oder 
Gesellschaft des bürgerlichen Rechts (GbR). Ihre Gründung erfolgt formlos und 
ist den Gesellschaftern oft gar nicht bewusst. 


Beispiel Drei Frauen wollen eine Bootsfahrt auf der Themse unternehmen. Sie kaufen ein 
Boot passender Größe, ein Buch über Paddelreisen, ein Zelt und jede Menge Provi- 
ant. Nach der Fahrt verteilen sie die übrig gebliebenen Lebensmittel und verkaufen 
das inzwischen leicht lädierte Boot wieder. Zwischen den drei Frauen hat ohne 
Zweifel eine BGB-Gesellschaft bestanden und ist nach Erreichung des Gesell- 
schaftszwecks wieder aufgelöst worden. 


Die BGB-Gesellschaft hat über solche Gesellschaften des Alltags hinaus erheblı- 
che praktische Bedeutung im Wirtschaftsleben. Sie wird immer dann bevorzugt, 
wenn die Gründung einer Gesellschaft des Handelsrechts nicht möglich ist oder 
ihre Rechtsfolgen nicht gewünscht werden. Selbst wirtschaftlich sehr bedeutende 
Unternehmungen, z.B. Arbeitsgemeinschaften von Großunternehmen zur Er- 
richtung von Staudämmen, Kraftwerken und dergleichen, werden in der Rechts- 
form der BGB-Gesellschaft geführt. Es handelt sich allerdings meist um vorüber- 
gehende Zusammenschlüsse. 


Auf Dauer angelegte Gesellschaften bevorzugen in der Regel die Formen der Per- 
sonengesellschaften des Handelsrechts, die Offene Handelsgesellschaft (OHG) 
und die Kommanditgesellschaft (KG), die beide im HGB geregelt sind. Diese 
Gesellschaftsformen setzen seit dem 1.7.1998 nicht mehr voraus, dass das 
Gewerbe einen Umfang hat, der zur Eintragung in das Handelsregister verpflich- 
tet, sondern können jetzt auch von Kleingewerbetreibenden genutzt werden. 
Beide Gesellschaften können unter ihrer Firma handeln und auch z.B. in das 
Grundbuch eingetragen werden und sind damit juristischen Personen angenä- 
hert. Von diesen unterscheiden sie sich allerdings darin, dass das Gesellschafts- 
vermögen und die Gesellschaftsschulden nicht verselbstständigt sind. 


Für die Schulden der Gesellschaft haften bei der OHG alle Gesellschafter, und 
zwar nicht anteilig, sondern jeder in voller Höhe (gesamtschuldnerisch), bei der 
KG mindestens einer der Gesellschafter. Diese Haftung ist betragsmäßsig nicht 
beschränkt, sondern umfasst das gesamte private Vermögen des Gesellschafters. 
Ein solches Risiko wird ein Gesellschafter normalerweise nur eingehen, wenn er 
selbst im Unternehmen tätig ist und Erfolg und Misserfolg durch seine kaufmän- 
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nische Leistung mitbestimmen kann. Nur ein begrenztes Risiko geht dagegen 
ein, wer sich an einer KG als Kommanditist beteiligt. Dieser haftet für die Schul- 
den der Gesellschaft nur mit einem festgelegten Betrag, der in das Handelsregis- 
ter eingetragen wird. Soweit der Kommanditist diese Einlage geleistet hat, ist 
iede darüber hinausgehende Haftung ausgeschlossen. Die Kommanditgesell- 
schaft ist damit eine Gesellschaftsform, die sich auch für die Kapitalaufbringung 
bei Kapitalanlegern eignet, die persönlich mit dem Unternehmen nichts zu tun 
haben wollen, z.B. bei der Errichtung gewerblicher Immobilien (so genannte 


„Publikums-KG“). 


Keine Handelsgesellschaft (und deshalb in der Übersicht am Ende dieses Kapitels 
nicht enthalten) ist die so genannte Stille Gesellschaft. Bei dieser leistet der stille 
Gesellschafter eine Vermögenseinlage an den Inhaber des Unternehmens, tritt 
aber nach aufsen nicht in Erscheinung, sondern ist lediglich im Innenverhältnis 
zum Inhaber des Vermögens am Gewinn und (falls der Vertrag dies nicht aus- 
schliefst) am Verlust beteiligt. Die unternehmerischen Entscheidungen trifft aus- 
schließlich der Inhaber des Unternehmens. 


2. Kapitalgesellschaften 


soll kein Gesellschafter persönlich für die Schulden der Gesellschaft haftbar sein, 
Dieret sich die Gründung einer Kapitalgesellschaft an. Die beiden wichtigsten 
Formen sind die Aktiengesellschaft (AG) und die Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung (GmbH). Sie entstehen mit der Eintragung ins Handelsregister als juris- 
sche Personen; eine Mindestgröße des Gewerbebetriebs ist nicht erforderlich. 
AG und GmbH können durch mehrere Gesellschafter gegründet werden, aber 
auch die Gründung durch eine einzige Person ist zulässig - auch wenn dies 
ıgentlich dem Begriff der Gesellschaft widerspricht. Die AG ist dabei in der Pra- 
xıs meist auf größere Unternehmungen beschränkt. Allerdings hat eine Gesetzes- 
anderung im Jahre 1994 Vereinfachungen gebracht, die die AG auch für kleinere 
Unternehmen attraktiv machen. Das Grundkapital muss mindestens 50.000 € 
ertragen und in Aktien im Nennwert von mindestens 1 € eingeteilt sein, die nicht 
unter dem Nennwert ausgegeben werden dürfen; daneben sind Stückaktien 
zulässig, deren rechnerischer Nennwert ebenfalls mindestens 1 € betragen muss. 
Die Aktien lauten entweder auf den Namen oder auf den Inhaber; beide Formen 
xönnen an einer Wertpapierbörse gehandelt werden. Der Besitz einer Aktie 
erechtigt den Aktionär an der Hauptversammlung der Aktiengesellschaft teil- 
zunehmen und über die unternehmerischen Grundentscheidungen mit abzustim- 
men. Die Führung der Geschäfte und die Vertretung der Aktiengesellschaft liegt 
'n den Händen des Vorstands, dem die Hauptversammlung keine Anweisungen 
“ur den laufenden Geschäftsbetrieb geben kann. Die Hauptversammlung wählt 
zen Aufsichtsrat, der den Vorstand bestellt und überwacht. Weder der Vorstand 
noch die Mitglieder des Aufsichtsrats müssen zu den Aktionären gehören. 
Anders als bei den Personengesellschaften können also die Mitgliedschaft und 
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die Vertretung der Gesellschaft auseinanderfallen (so genannte „Fremdorgan- 
schaft“). Von dem Grundmuster der Leitung der Geschicke der Gesellschaft 
durch einen Vorstand und einen Aufsichtsrat kann der Gesellschaftsvertrag - 
im Aktienrecht als „Satzung“ bezeichnet — nicht abweichen. Zudem bestehen 
zum Schutz der Aktionäre Prüfungspflichten und Publikationserfordernisse, vor 
allem für den Jahresabschluss. Für kleinere Unternehmungen, die flexibel sein 
wollen, eignet sich die Aktiengesellschaft deshalb weniger. Erst im Jahre 2004 
wurde die Europäische Aktiengesellschaft (Societas Europaea, SE) als weitere 
Form der Kapitalgesellschaft eingeführt, die durch Umwandlung einer national- 
staatlichen Aktiengesellschaft, durch Verschmelzung von Aktiengesellschaften 
aus verschiedenen Mitgliedstaaten oder als Holding- oder Tochter-SE von oder 
für Gesellschaften aus verschiedenen Mitgliedstaaten entstehen kann. Ihre Zahl 
hat in den letzten Jahren stark zugenommen. 


Für kleine Unternehmen bietet sich die beliebteste Gesellschaftsform überhaupt, 
die GmbH, an. Ihr Stammkapital muss grundsätzlich 25.000 € betragen. Ein 
Reformgesetz, das am 1.11.2008 in Kraft getretene MoMiG, hat sich zum Ziel 
gesetzt, die Attraktivität der GmbH zu erhöhen. Es hat die Möglichkeit geschaf- 
fen, bereits ab einem Kapital von 1€ eine Kapitalgesellschaft, die Unternehmer- 
gesellschaft (UG) zu gründen; diese muss den Rechtsformzusatz „UG (haftungs- 
beschränkt)“ führen. Für diese gilt das Recht der GmbH, allerdings nicht die 
Kapitaluntergrenze von 25.000€, und die Gewinne müssen zu einem Viertel 
zur Aufstockung des Kapitals verwendet werden, bis der Betrag von 25.000 € 
erreicht ist und die UG zu einer „echten“ GmbH geworden ist. Für einfache Fälle 
der GmbH-Gründung stellt der Gesetzgeber ein standardisiertes Verfahren mit 
einem Musterprotokoll zur Verfügung. Bewusst erschwert ist bei GmbH und 
UG dagegen die Übertragung der Mitgliedschaft: Während Aktien formlos über- 
tragen werden können, muss der Übertragungsvertrag hier von einem Notar 
beurkundet werden. Da an einer GmbH meist nur wenige Gesellschafter beteiligt 
sind und damit ein personales Element in die Kapitalgesellschaft einfließst, wird 
meist im Gesellschaftsvertrag die Übertragung sogar von der Zustimmung der 
anderen Gesellschafter abhängig gemacht. Die Vertretung der GmbH liegt in 
den Händen eines oder mehrerer Geschäftsführer, die nicht Gesellschafter zu 
sein brauchen. Eine persönliche Haftung der Gesellschafter ist für Geschäfte 
nach Eintragung der GmbH im Handelsregister ausgeschlossen, solange nicht 
durch verbotene Leistungen an die Gesellschafter das Stammkapital angegriffen 
wird. Ein Aufsichtsrat ist nur erforderlich, wenn ihn das Arbeitsrecht vorschreibt 
(s. unten Abschn. II. 2.d). 


Elemente der Personengesellschaft und der Kapitalgesellschaft können in der 
ebenfalls nicht seltenen Gesellschaftsform der GmbH & Co. KG miteinander 
verknüpft werden. Dabei handelt es sich um eine Kommanditgesellschaft, ın 
der eine GmbH der einzige persönlich haftende Gesellschafter ist; die übrigen 
Gesellschafter sind lediglich als Kommanditisten beteiligt. Auf diese Weise 
kann eine Personengesellschaft gegründet werden, bei der keine natürliche Per- 
son die persönliche Haftung übernehmen muss. 
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3. Genossenschaften 


Eine besondere Gesellschaftsform stellt die Genossenschaft dar. Wie die Kapital- 
gesellschaft ist sie vom Wechsel ihrer Mitglieder unabhängig, zeigt aber Ele- 
mente der Personengesellschaft. So hat beispielsweise in der Generalversamm- 
lung jeder Genosse eine Stimme. Eine Besonderheit besteht außerdem darin, 
dass Genossenschaften nur zum Zweck der Förderung des Erwerbs oder der 
Wirtschaft ihrer Mitglieder durch einen gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb 
gegründet werden können. Praktische Hauptfälle sind Genossenschaften auf 
dem Gebiet der Landwirtschaft (Winzergenossenschaften, Käsereien) und des 
Kreditwesens (die nach dem „Erfinder“ des Genossenschaftsgedankens benann- 
ten „Raiffeisenbanken“). Die Genossenschaften werden in ein besonderes Regis- 
ter, das Genossenschaftsregister, eingetragen. Die Genossen brauchen bei ihrem 
Eintritt in die Genossenschaft nur ein geringes Kapital aufzubringen. Ob sie im 
Fall der Zahlungsunfähigkeit der Genossenschaft an diese Nachschüsse unbe- 
schränkt, beschränkt auf eine bestimmte Summe oder gar nicht leisten müssen, 
wird ım Gesellschaftsvertrag der Genossenschaft, der bis zur Reform von 2006 
als „Statut“ bezeichnet wurde, bestimmt ($ 6 Nr. 3 GenG). Gegenüber den Gläu- 
bigern der Genossenschaft haften sie in keinem Fall ($2 GenG). Zum Schutz der 
Mitglieder und der Gläubiger ist die Prüfung ihrer Bilanzen durch besondere 
Prüfungsverbände vorgesehen. 


Auch für die Genossenschaft gibt es neuerdings eine europäische Rechtsform, 
nämlich die Europäische Genossenschaft (Societas Cooperativa Europaea, 
SCE), die auf einer 2006 in deutsches Recht transformierten EG-Verordnung 
deruht. Zur Gründung sind mindestens fünf Personen erforderlich, deren Wohn- 
sitze ın mindestens zwei verschiedenen Mitgliedstaaten liegen. Sie hat bisher 
noch keine praktische Bedeutung erlangt. 


Ill. Das Arbeitsrecht 


Das BGB regelt die Erbringung von Dienstleistungen für einen anderen in dem 
Vertragstypus des Dienstvertrags ($$611ff. BGB), der ebenso wie der Kauf- 
oder der Werkvertrag als normaler Austauschvertrag gestaltet ist. Wenn in die 
Bestimmungen des BGB auch im Laufe der Jahrzehnte neue Vorschriften einge- 
fügt worden sind (z.B. $612a BGB über das Maßregelungsverbot), ergibt sich 
aus der fragmentarischen Regelung des BGB heute wenig zum aktuellen Stand 
des Arbeitsrechts. 

Neben dem BGB haben die Bestimmungen des Allgemeinen Gleichbehandlungs- 
gesetzes ihre hauptsächliche Bedeutung im Arbeitsrecht, $8 6-18 AGG bezwe- 
cken sogar ausschließslich den Schutz der Beschäftigten vor Benachteiligungen 
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aus Gründen der Rasse, der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion 
oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität 
zu verhindern. Die Auslegung der Bestimmungen des AGG durch die Rechtspre- 
chung orientiert sich allerdings an den bisher schon als Richterrecht geltenden 
Regeln. 


Einzelne Materien des Arbeitsrechts sind durch Spezialgesetze geregelt (z.B. das 
Urlaubsrecht im Bundesurlaubsgesetz, der Mutterschutz im Mutterschutzgesetz, 
die Arbeitszeit im Arbeitszeitgesetz), andere wichtige Fragen (z.B. die Haftung 
des Arbeitnehmers für Schäden, die er bei Erbringung seiner Arbeitsleistung ver- 
ursacht) hat der Gesetzgeber der Rechtsprechung überlassen. 


Aufgrund des Strukturwandels von der Produktionswirtschaft zur Dienstleis- 
tungs-und Informationsgesellschaft hat das Arbeitsrecht immer neue Probleme 
zu bewältigen. Dazu zählten in den letzten Jahren z. B. die Probleme der Schein- 
selbstständigkeit und der sogenannten prekären Arbeitsverhältnisse, insbeson- 
dere der Leiharbeitsverhältnisse. 


Ein „Arbeitsgesetzbuch“, in dem alle Regelungen zusammengefasst sind, gibt es 
- anders als in der früheren DDR - nicht. Das Arbeitsrecht ist damit das Rechts- 
gebiet, in dem das durch Rechtsprechung und tatsächliche Übung geschaffene 
Gewohnheitsrecht den größten Stellenwert hat. Man unterscheidet im Arbeits- 
recht das Individualarbeitsrecht, das Zustandekommen und Inhalt des Arbeits- 
verhältnisses regelt, und das kollektive Arbeitsrecht, das sich mit Regelungen 
beschäftigt, die eine Vielzahl von Arbeitsverhältnissen betreffen, insbesondere 
mit den Tarifverträgen und der Mitbestimmung. 


1. Das Individualarbeitsrecht 
a) Abgrenzung des Arbeitsvertrags 


Das Fehlen gesetzlicher Regelungen im Arbeitsrecht zeigt sich bereits bei der 
Frage, wann ein Vertrag nicht mehr nur den Regeln des Dienstvertrags (8 611 
BGB) unterliegt, sondern ein Arbeitsvertrag ist. Da ein Arbeitsvertrag auch 
mündlich abgeschlossen werden kann - in diesem Fall kann die schriftliche 
Fixierung nachträglich verlangt werden -, ist eine Abgrenzung nur nach tatsäch- 
lichen Kriterien möglich. Arbeitsvertrag ist hiernach ein privatrechtlicher Ver- 
trag zwischen einem Arbeitnehmer und einem Arbeitgeber, und Arbeitnehmer 
wiederum sind Personen, die ihre Dienstleistung weisungsgebunden in persönli- 
cher Abhängigkeit vom Arbeitgeber erbringen. In Grenzfällen kann man nur 
durch eine zusammenfassende Betrachtung der Umstände der Tätigkeit entschei- 
den, ob diese Voraussetzung gegeben ist. Im Unterschied zu Arbeitnehmern sind 
freie Mitarbeiter nicht persönlich abhängig und weisungsgebunden. 
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Beispiel Eine Putzfrau, die mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von 19 Stunden in einem In- 
dustriebetrieb putzt, ist Arbeitnehmerin. Ein Rechtsanwalt, der einen Großteil sei- 
ner Mandate von diesem Industriebetrieb erhält, ist gleichwohl selbstständig tätig. 
Ein Mathematiker, der aufgrund einer Rahmenvereinbarung für diesen Betrieb zu 
Hause Computerprogramme erstellt, ist regelmäßig auch nicht Arbeitnehmer, son- 
dern freier Mitarbeiter. Allerdings kommt es auf die Bezeichnung nicht an. Wenn 
dieser Mathematiker seinen Lebensunterhalt im Wesentlichen hiervon bestreitet 
und sich bei der Gestaltung seiner Arbeitszeit nach den betrieblichen Erfordernissen 
richtet, kann die Schwelle zum Arbeitnehmer überschritten sein. 


Beamte sind deshalb keine Arbeitnehmer, weil sie nicht aufgrund eines Arbeits- 
vertrags, sondern eines Ööffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses ihre Arbeits- 
leistung erbringen, mag sich ihre Tätigkeit auch äußerlich in keiner Weise von 
den im öffentlichen Dienst beschäftigten Arbeitern und Angestellten unterschei- 
den. 


Rıchter und Soldaten sind ebenfalls keine Arbeitnehmer. Pfarrer und kirchliche 
\lıtarbeiter unterliegen eigenem kirchlichem Dienstrecht. 


Ob ein Arbeitnehmer in dieser Rolle gleichzeitig Verbraucher im Sinne des 813 
BGB ist, ist höchst umstritten. 


b) Rechte und Pflichten der Vertragsparteien 


Jb ein Vertrag nicht nur als Dienstvertrag, sondern als Arbeitsvertrag anzuse- 
nen ist, hat erhebliche praktische Auswirkungen. 


Der Arbeitsvertrag verpflichtet den Arbeitnehmer, die vereinbarte Arbeit zu leis- 
‘en. Er untersteht insoweit dem Direktionsrecht des Arbeitgebers, nach dem sich 
»estimmt, welche Arbeit der Arbeitnehmer zu leisten hat. Allerdings kann der 
Arbeitnehmer Tätigkeiten, die sich nicht im Rahmen seiner vertraglichen Ver- 
otlichtungen halten, ablehnen. Im Notfall ist der Arbeitnehmer allerdings ver- 
otlichtet, vorübergehend Arbeiten zu übernehmen, die von seinen arbeitsver- 
'raglichen Aufgaben abweichen. In modernen Arbeitsverhältnissen nutzen die 
irbeitgeber allerdings vermehrt Dialogstrukturen anstelle von Anordnungen, 
ım so die Kreativität und Eigenverantwortung der Arbeitnehmer zu fördern. 


er Arbeitsvertrag verpflichtet den Arbeitgeber, den vereinbarten Lohn zu zah- 
en. Das gilt grundsätzlich auch dann, wenn aus Gründen, die in der Sphäre des 
Arbeitgebers liegen, nicht gearbeitet werden kann; das Betriebsrisiko trägt also 
ter Arbeitgeber. 


Beispiel Durch einen Kurzschluss im Elektrizitätswerk kann bis zur Behebung des Fehlers in 
einem Betrieb vier Stunden nicht gearbeitet werden. Nach allgemeinen Regeln 
müsste der Arbeitgeber für diese vier Stunden keinen Lohn zahlen, da die Leistung 
des Arbeitnehmers aus einem von keiner der beiden Seiten zu vertretenden Grund 
unmöglich geworden ist ($ 326 BGB). Da die Stromversorgung aber in der Sphäre 
des Arbeitgebers liegt, ist der Lohn für die vier Stunden zu bezahlen (8615 S.3 
BGB). 
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Ist der Arbeitnehmer durch Krankheit unverschuldet an der Erbringung seiner 
Arbeitsleistung verhindert, hat er Anspruch auf volle Entgeltfortzahlung für die 
ersten sechs Wochen seiner Erkrankung. Trifft ihn dagegen ein Verschulden an 
seiner Krankheit, besteht keine Pflicht des Arbeitgebers zur Weiterzahlung des 
Entgelts. Verschulden liegt vor, wenn der Arbeitnehmer gröblich gegen das von 
einem verständigen Menschen im eigenen Interesse zu erwartende Verhalten ver- 
stößt, so z.B. bei einem Verkehrsunfall infolge von Trunkenheit am Steuer. Beı 
Sportunfällen wird dagegen in der Regel kein Verschulden angenommen, wenn 
die Sportart nach den anerkannten Spiel- und Sicherheitsregeln betrieben wurde. 


Aus dem Arbeitsvertrag ergeben sich ferner die Fürsorgepflicht des Arbeitgebers 
und die Treuepflicht des Arbeitnehmers ($ 241 II BGB). Hierunter versteht man 
gegenseitige Pflichten der Rücksichtnahme, des Schutzes und der Förderung des 
Vertragszwecks. Aus ihnen ergibt sich beispielsweise, dass der Arbeitgeber 
Gebäude, Räume und Maschinen unfallsicher einzurichten und zu unterhalten 
hat, und dass der Arbeitnehmer keine Schmiergelder annehmen oder Betriebsge- 
heimnisse an Konkurrenten verraten darf und im Fall der Krankheit alles unter- 
lassen muss, was den Heilungsprozess verzögern oder ausschließen könnte, um 
seine Arbeitsfähigkeit wiederherzustellen. 


c) Vertragsfreiheit im Arbeitsrecht 


Von der Vertragsfreiheit des BGB gilt im Arbeitsrecht grundsätzlich unbe- 
schränkt nur die Abschlussfreiheit: Ob und mit wem ein Arbeitsvertrag geschlos- 
sen wird, ist den Vertragspartnern überlassen. Weder kann - was sich sogar aus 
dem Grundgesetz ergibt (Art. 12 II) -— jemand zu einer bestimmten Arbeit 
gezwungen werden noch kann ein Arbeitgeber verpflichtet werden, z.B. nur 
Mitglieder einer bestimmten Gewerkschaft einzustellen („closed shop“). 
Beschränkungen im Hinblick auf die Auswahl des Arbeitnehmers können sich 
aus dem AGG oder aus gesetzlichen Quoten ergeben. 


Die inhaltliche Gestaltungsfreiheit des Arbeitsvertrags ist dagegen stark einge- 
schränkt. Werden Allgemeine Geschäftsbedingungen verwendet, sind bei der 
Überprüfung ihrer Zulässigkeit die Besonderheiten des Arbeitsrechts zu berück- 
sichtigen ($ 310 IV BGB). Die Arbeitsbedingungen sind durch zahlreiche gesetz- 
liche Vorschriften festgelegt, die z.B. die Nachtarbeit, die Beschäftigung von 
Kindern und Jugendlichen und den Mutterschutz reglementieren. Vor allem ist 
das freie Kündigungsrecht durch das Kündigungsschutzgesetz stark beschränkt: 
In Betrieben mit mehr als 10 Beschäftigten (wobei Teilzeitbeschäftigte nur als 4 
oder '/2 Beschäftigte zählen) kann ein Arbeitsverhältnis, das sechs Monate be- 
standen hat, nur gekündigt werden, wenn die Kündigung sozial gerechtfertigt 
ist. Dies ist nur dann der Fall, wenn in der Person oder dem Verhalten des 
Arbeitnehmers Kündigungsgründe vorliegen oder die Kündigung erfolgt, weil 
betriebsbedingt (Rationalisierung, Betriebsschließung, Auftragsmangel, Umsatz- 
verluste) ein Arbeitsplatz entfällt. Im letzteren Fall muss die Entscheidung des 
Arbeitgebers zudem den Kriterien der sozialen Auswahl genügen. 
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Beispiel In einer Abteilung mit 4 Beschäftigten (1 Familienvater mit drei Kindern, 1 verhei- 
rateter 55-Jähriger, zwei ledige 25-Jährige) fällt durch Rationalisierung ein Arbeits- 
platz weg. Nach dem Grundsatz der sozialen Auswahl kommt nur einer der beiden 
Ledigen für die Kündigung in Frage. 


Innerhalb von drei Wochen nach Erhalt der Kündigung kann der Arbeitnehmer 
mit der Kündigungsschutzklage geltend machen, die Kündigung sei wegen 
Nichtbeachtung dieser Grundsätze unwirksam. Bis das Gericht entschieden hat, 
besteht unter bestimmten Voraussetzungen ein Weiterbeschäftigungsanspruch. 


Im Jahre 2006 wurde als Umsetzung einer EU-Richtlinie das Allgemeine Gleich- 
behandlungsgesetz (AGG) erlassen. Dieses Gesetz soll die besonderen Bedürf- 
nisse des Arbeitnehmers in einer multikulturellen und auf die Gleichbehandlung 
von Mann und Frau gerichteten Gesellschaft, die zugleich eine alternde Gesell- 
schaft ist, schützen. Zwar darf der Arbeitgeber seine Arbeitnehmer weiterhin 
nach Qualifikation und Eignung auswählen, muss aber Diskriminierungen jegli- 
cher Art (z.B. wegen Rasse, Alters oder sexueller Orientierung) unterlassen. Um 
dies durchzusetzen, wurden nicht nur benachteiligten Arbeitnehmern, sondern 
auch deren Verbänden stärkere Rechte eingeräumt. So können z.B. von einer 
Diskriminierung betroffene Arbeitnehmer Schadensersatzansprüche einklagen 
und Verbände, deren Ziel der Schutz benachteiligter Personengruppen ist, z.B. 
als Beistand im Gerichtsverfahren auftreten. 


Eine Besonderheit besteht im Arbeitsrecht auch hinsichtlich der Schäden, die ein 
Arbeitnehmer im Rahmen seiner Tätigkeit an Sachen des Arbeitgebers oder 
anderer Personen verursacht: Nach dem BGB würde er für solche Schäden 
auch bei geringem Versehen (leichter Fahrlässigkeit) unbeschränkt haften. Es ist 
xlar, dass dies beim Umgang mit wertvollen Maschinen und Fahrzeugen unan- 
zemessen ist und für den Arbeitnehmer existenzbedrohend sein kann. Die Recht- 
sprechung geht daher davon aus, dass der Arbeitnehmer für Schäden, die er 
ınfolge leichter Fahrlässigkeit verursacht, überhaupt nicht haftet, bei mittlerer 
Fahrlässigkeit nur ein Teil des Schadens von ihm zu tragen ist und nur bei Vor- 
satz und grober Fahrlässigkeit der gesamte Schaden von ihm zu ersetzen ist, 
wobei auch bei grober Fahrlässigkeit eine Haftungsmilderung dann in Betracht 
xommt, wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer hohe Werte anvertraut, gegen 
deren Verlust sich zwar der Arbeitgeber, nicht aber der Arbeitnehmer versichern 
kann. 


Auch für Arbeitsunfälle und Verletzungen, die ein Arbeitnehmer einem anderen 
Betriebsangehörigen zufügt, besteht eine Sonderregelung gegenüber dem Scha- 
densrecht des BGB: Der Geschädigte kann stets die gesetzliche Unfallversiche- 
rung in Anspruch nehmen und hat damit immer einen solventen Schuldner; auf 
der anderen Seite ist der Anspruch auf Schmerzensgeld ausgeschlossen (88 104, 


105 SGB VII). 


Ausgenommen von Eingriffen in die Gestaltungsfreiheit des Arbeitsvertrags ist 
srundsätzlich das Arbeitsentgelt. Allerdings wurde zum 1.Januar 2015 ein 
tlächendeckender allgemeiner gesetzlicher Mindestlohn für Arbeitnehmer und 
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die meisten Praktikanten eingeführt, der seit 1. Januar 2017 8.84 € brutto pro 
Stunde beträgt. Daneben gibt es in einzelnen Branchen und für bestimmte Grup- 
pen von Arbeitnehmern besondere Mindestlöhne. Auch soweit ein Arbeitsver- 
trag nicht den Mindestlohnregeln unterfällt, kann die Vereinbarung eines zu 
geringen Lohns (sog. „Hungerlohn“) aber sittenwidrig und aus diesem Grund 
nichtig ($ 138 BGB) seın. 


2. Das kollektive Arbeitsrecht 


a) Tarifverträge 


Dass in das Arbeitsentgelt nicht von staatlicher Seite eingegriffen wird, beruht 
darauf, dass der Gesetzgeber davon ausgeht, dass die Verbände der Arbeitgeber 
und die Gewerkschaften dieses und die weiteren Arbeitsbedingungen in Verein- 
barungen, den sog. „Tarifverträgen“, kollektiv und ohne Eingriff des Staates 
regeln. Ein Tarifvertrag kann sogar von staatlichen Normen abweichen, die 
über den Inhalt von Individualarbeitsverträgen bestimmen, wenn sie — wie das 
selegentlich geschieht — einer Änderung durch Tarifvertrag zugänglich sind 
(sog. tarifdispositives Recht). 


Beispiel Nach $3 des Arbeitszeitgesetzes darf die regelmäßige tägliche Arbeitszeit grund- 
sätzlich acht Stunden nicht überschreiten. Ein Tarifvertrag darf aber nach $7 des 
Arbeitszeitgesetzes eine längere tägliche regelmäfßsige Arbeitszeit vorsehen. Vor 
allem kann ein Tarifvertrag aber die kursorische staatliche Regelung nach den 
Anforderungen der jeweiligen Branche und der jeweiligen Region ergänzen. Der 
Tarifvertrag ist also nicht nur — wie man der Bezeichnung entnehmen könnte - 
eine Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Gewerkschaften, sondern enthält 
auch Rechtsnormen, die den Inhalt der Arbeitsverhältnisse der Tarifgebundenen, 
nämlich der Mitglieder der Arbeitgeberverbände und der Gewerkschaften unmittel- 
bar gestalten. Nicht Tarifgebundene werden rechtlich nicht betroffen, allerdings 
wird zumindest in Betrieben mit einem hohen Organisationsgrad der Arbeitnehmer 
auch in den meisten Arbeitsverträgen mit nicht Tarifgebundenen die Geltung des 
jeweiligen Tarifvertrags vereinbart. 


Darüber hinaus kann der Arbeitsminister einen Tarifvertrag auch für allgemein- 
verbindlich erklären. Er gilt dann für alle Arbeitnehmer und Arbeitgeber, auch 
wenn sie nicht einer Tarifvertragspartei angehören. Auf diese Weise könnte in 
einer Branche mittelbar auch ein Mindestlohn eingeführt werden. Eine unmittel- 
bare Anordnung wäre mit dem Grundsatz der Tarifautonomie nicht zu verein- 
baren. Enthalten der Arbeitsvertrag und der Tarifvertrag unterschiedliche Rege- 
lungen, gilt das sog. Günstigkeitsprinzip: Ist die im Arbeitsvertrag vereinbarte 
Regelung für den Arbeitnehmer günstiger als die tarifvertragliche, bleibt sie 
bestehen. Bleibt die einzelvertragliche Regelung hinter dem Tarifvertrag zurück, 
dann gilt die Regelung des Tarifvertrages. 
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b) Betriebsvereinbarungen 


Unter dem Tarifvertrag stehend und auf die betriebliche Ebene beschränkt ist die 
Berriebsvereinbarung. Sie wird vom Arbeitgeber und vom Betriebsrat abge- 
schlossen. Sie kann Dinge regeln, die im Tarifvertrag nicht geregelt sind oder 
dei denen der Tarifvertrag vorsieht, dass sie durch Betriebsvereinbarung abwei- 
chend vom Tarifvertrag geregelt werden können. Damit wird bezweckt, eine für 
den jeweiligen Betrieb angemessene Regelung zu ermöglichen. 


Dagegen verbietet $ 77 Abs. 3 des Betriebsverfassungsgesetzes zur Sicherung der 
Tarifautonomie und des Inhalts der Tarifverträge vor Aushöhlung, dass Be- 
'riebsvereinbarungen über Arbeitsentgelte oder sonstige Gegenstände geschlos- 
sen werden können, die in einem Tarifvertrag geregelt sind, und grundsätzlich 
auch solche, die üblicherweise in einem Tarifvertrag geregelt werden. Dabei 
xommt es nur darauf an, ob in der jeweiligen Branche ein Tarifvertrag besteht. 
Ob der Arbeitgeber seinerseits tarifgebunden und der Tarifvertrag daher 
anwendbar ist, ist unerheblich. 


Beispiel Ein Tarifvertrag sieht für eine bestimmte Gruppe von Arbeitnehmern einen Stun- 
denlohn von 9,50€ vor; eine Regelung bezüglich Überstunden enthält er nicht. 
Der Jahresurlaub nach dem Tarifvertrag beträgt 23 Tage mit der Bestimmung, 
dass er durch Betriebsvereinbarung auch länger vereinbart werden kann. Es kann 
nun durch Betriebsvereinbarung weder ein Stundenlohn von 9€ noch von 10 € ver- 
einbart werden (Regelung durch Tarifvertrag), ebenso wenig ein 20%iger Zuschlag 
für geleistete Überstunden (Regelung üblicherweise durch Tarifvertrag). Dagegen 
kann durch Betriebsvereinbarung ein Jahresurlaub von 24 Tagen vereinbart wer- 
den (Zulassung im Tarifvertrag) und festgesetzt werden, dass die Mittagspause 
von 12.30 Uhr bis 13.30 Uhr dauert (Regelung durch Tarifvertrag nicht üblich). 


c) Streik und Aussperrung 


Die Verhandlungen zwischen Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften enden 
normalerweise mit dem Abschluss eines Tarifvertrags. Kommt es allerdings nicht 
zu einer Einigung, so sind Streik und Aussperrung die zulässigen Kampfmittel 
veider Seiten. Umfang und Grenzen bestimmt das Arbeitskampfrecht, für das 
‚de gesetzliche Regelung fehlt. Es ist ausschließlich Gewohnheitsrecht oder 
durch die Rechtsprechung entwickelt worden. Die Kampfmittel dürfen erst ein- 
sesetzt werden, wenn die Geltungsdauer eines Tarifvertrags abgelaufen ist. Wäh- 
rend seiner Gültigkeit dürfen sie nicht eingesetzt werden (sog. Friedenspflicht). 
Im Vergleich zu anderen europäischen Staaten haben Streik und Aussperrung 
ın Deutschland allerdings nur eine geringe praktische Bedeutung; die allermeis- 
ten Tarifverträge werden in — oft langwierigen - Verhandlungen zwischen den 
Tarifparteien zustande gebracht. 


d) Mitbestimmung 


Zum kollektiven Arbeitsrecht gehört auch die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
ım Betrieb. Sie wurde bereits 1951 im Montanbereich eingeführt und geht dort 
am weitesten: Der Aufsichtsrat von Unternehmen in der Montanindustrie ist je 
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zur Hälfte mit Arbeitnehmern und Arbeitgebern besetzt. Auch in anderen Unter- 
nehmen mit mehr als 2.000 Arbeitnehmern ist der Aufsichtsrat in dieser Weise 
besetzt. Allerdings ist hier der Vorsitzende des Aufsichtsrats ein Vertreter der 
Arbeitgeber. Bei Stimmengleichheit gibt seine Stimme den Ausschlag, so dass 
von echter paritätischer Mitbestimmung nicht gesprochen werden kann. Bei 
kleineren Unternehmen müssen nur ein Drittel der Aufsichtsratsmitglieder 
Arbeitnehmer sein; Unternehmen mit weniger als 500 Arbeitnehmern müssen 
keinen Aufsichtsrat haben bzw. keine Arbeitnehmer in diesen aufnehmen. Seit 
der Einführung einer Europäischen Aktiengesellschaft gilt das Mitbestimmungs- 
recht auch für diese. 


e) Betriebsrat 


Für die praktische Gestaltung der Arbeitsbedingungen ist allerdings oft die 
Tätigkeit des Betriebsrats von größerer Bedeutung als die Mitbestimmung in 
den Unternehmensorganen. Einen Betriebsrat können die Arbeitnehmer in jedem 
Betrieb mit mindestens fünf Arbeitnehmern über 18 Jahre verlangen, wenn drei 
von ihnen mindestens sechs Monate im Betrieb sind. Der Betriebsrat kann mit 
dem Arbeitgeber Betriebsvereinbarungen abschließen, muss vor Kündigungen 
gehört und bei der Gestaltung der Arbeitsbedingungen beteiligt werden. Das 
Betriebsverfassungsgesetz bestimmt, dass Arbeitgeber und Betriebsrat vertrauens- 
voll zusammenarbeiten sollen und dass der Betriebsrat einen allgemeinen Un- 
terrichtungsanspruch über die betrieblichen Angelegenheiten hat. In sozialen 
Angelegenheiten ist die Zustimmung des Betriebsrats Wirksamkeitsvorausset- 
zung für eine vom Arbeitgeber zu treffende Regelung oder Mafsnahme, z.B. die 
Anordnung von Überstunden. 


Damit die Mitglieder des Betriebsrats ihre Aufgaben ohne Furcht vor dem Ver- 
lust ihres Arbeitsplatzes erfüllen können, besteht zu ihren Gunsten ein besonde- 
res Kündigungsschutzrecht. Eine ordentliche Kündigung ist — aufser bei Betriebs- 
stilllegungen — ausgeschlossen, die außerordentliche Kündigung ist grundsätzlich 
nur mit Zustimmung des Betriebsrats zulässig. 


Kaufleute und Gesellschaften im Überblick 


Haftung | Mindest-| Ge- | Be Eintra- | Kapital | 
natürlicher | kapital schluss- gungim | aufbrin- 
Personen organ | | Handels- | gung an 

| register | der Börse 


EINZELKAUFLEUTE 


| eingetra- Ä unbe- der | 
gener schränkt Inhaber 
Einzel- | mit dem 
kauf- gesamten 
mann Vermögen 
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nicht unbe- der | 
eingetra- schränkt Inhaber | 
gener mit dem 

Einzel- gesamten 

kauf- Vermögen 

mann 


nein 









 PERSONENGESELLSCHAFTEN | 


| Gesell- unbe- alle 
| schaft schränkt Gesell- 
des | aber Be- schafter 
bürger- | schrän- 
lichen | kung auf 
Rechts | das Gesell- 
| schafts- 
vermögen 
möglich 





















Offene unbe- alle 
Handels- schränkt Gesell- 
gesell- mit dem | schafter 
schaft gesamten 


















(OHG) Vermögen 


Kom- ja | persönlich | alle per- 
mandit- haftende | sönlich 


gesell- Gesell- | haften- 
schaft schafter: den 


(KG) unbe- Gesell- 


schränkt schafter 


Komman- 
ditisten: 
beschränkt 
auf die 
Einlage 


beschränkt | 25.000 € 
auf die 
Einlage 


der/die | die der Auf- 





25.000 € 





 Aufbrin- 














gung des | Ge- Gesell- |sichtsrat | 
| Mindest-  schäfts- | schafter- | (obliga- 
kapitals führer | ver- torisch 





samm- |erst ab 
lung 500 


Arbeit- 


nehmer) 
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Aktien- 
gesell- 
schaft 


| eingetra- | 


gene 
genos- 

| senschaft 
(eG) 


Haftung 


| natürlicher 


Personen 


lauf den 


Aktien- 
preis 


Aufbrin- 
gung des 
 Mindest- 


'kapitals 


nur wenn 
Nach- 
schuss- 


pflicht ver- | 


einbart ist 
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"Mindest- | 
| kapital 


50.000 € | der 
Vor- 


stand 


der/die 

| Ge- 
schäfts- 
führer 


der 
Vor- 
| stand 


| schluss- 


| Vel- 
 samm- 


Be- 
| chungs- 
organ | organ 


die der Auf- 


Haupt- |sichtsrat 
Ver- 
samm- 


lung 


die 


| Gesell- 
| schafter- 
| ver- 


samm- 
lung 


die | der 
Generäl- | Auf- 
sıchtsrat 


lung 





| Überwa- 


| Handels- 
| register 


Eintra- 
gung im 


Kapital 
aufbrin- 
gung an 
| der Börse 


nein 


ja 
Grenos- 
sen- 
schafts- 
register 
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ÜBUNGSTEIL 


Rechtliche Aspekte 


1 Fragen zum Text 


l. Was ist unter einer Firma zu verstehen? $? 
2. Inwiefern unterscheidet sich die Mängelrügepflicht des HGB (für Kaufleute) 
von der des BGB (für Privatleute)? | 
. Welche Rechtsfolgen hat Schweigen im Rechtsverkehr nach dem HGB, 
welche nach dem BGB? 
4. Was kennzeichnet Personengesellschaften, was Kapitalgesellschaften? 
. Finden Sie heraus, in welchem Paragraphen des BGB die GbR geregelt ist 
und was ihre Mindestvoraussetzungen sind. | 
6. Worin unterscheiden sich OHG und KG von einer Kapitalgesellschaft? Was 
bedeutet dies konkret für die Haftung für Gesellschaftsschulden? | 
. Welche Gesellschaftsformen bieten sich an, wenn kein Gesellschafter per- 
sönlich haften soll? Warum? 
8. Welche Personengesellschaft vereinigt Elemente der Personen- und Kapital- 
gesellschaft? Inwiefern? 
9. Was sind Genossenschaften und auf welchen Gebieten sind sie traditionel- 
lerweise anzutreffen? 
10. Wo sind Regeln zum Arbeitsrecht zu finden? 
Il. Für wen gilt das Arbeitsrecht? Was heißt das konkret? Wie sieht es mit | 
freien Mitarbeitern, Selbstständigen und Beamten aus? 
12. Wie sieht es mit der Geltung der Vertragsfreiheit im Arbeitsrecht aus? | 
13. Was ist ein Tarifvertrag und was wird darin üblicherweise geregelt? 
I4. Was ist unter Mitbestimmung zu verstehen? 


ku 


1 


I 


Natürliche Person ist jeder Mensch, juristische Person eine Personenvereinigung, 

die Träger von Rechten und Pflichten sein kann. Entscheiden Sie, ob es sich bei 

den genannten Beispielen um eine natürliche Person, eine juristische Person oder 

keines von beiden handelt und begründen Sie Ihre Entscheidung. | 
I. Hund Hella 
2. Bürgerin N 
3. Erbengemeinschaft E | 
4. Eingetragener Verein Wanderfreunde Warwick e.V. 
5. Aktiengesellschaft Annabrauerei AG | 
6. Baby B 

. Winzergenossenschaft Walhalla eG 

8. Goldschmiedemeister Müller GmbH. 
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Entscheiden Sie, ob folgende Personen und Gesellschaften Kaufleute sind, 
begründen Sie Ihre Meinung und nennen Sie - wenn es sich um Kaufleute han- 
delt - den dazugehörigen Paragraphen. 


l: 


2; 


Hans Müller hat eine GmbH mit der Firma „Lisa Mode GmbH“ gegründet, 
die im Handelsregister eingetragen ist. 

Susi Schlucker, die einen Milchladen betreibt und nicht im Handelsregister 
eingetragen ist, hat Elke Eser als stille Gesellschafterin in ihr Geschäft aufge- 
nommen. 

Anton und Berta betreiben die „Phönix Installations-OHG“. 

Die 17 Landwirte in dem Dorf Kleinhaselbach haben zur Vermarktung ihres 
Weins die „Weinbaugesellschaft Kleinhaselbach, eingetragene Genossen- 
schaft“ gegründet. 


. Die Einzelhändlerin Emma hat ihr Geschäft „Lebensmittel Tante Emma“ in 


das Handelsregister eintragen lassen. 


Zu welcher Rechtsform raten Sie? Begründen Sie Ihre Wahl. 


L. 


Die A hat eine geniale Geschäftsidee, aber kein Kapital und keine Sicherhei- 
ten. Da auf dem favorisierten Geschäftssektor das Risiko des Scheiterns sehr 
grois ist, möchte sie nicht persönlich haften. 


. Die Geschwister D, B und C haben die Bäckerei ihres Vaters geerbt und wol- 


len sie in der Weise weiterführen, dass sie alle drei im Betrieb mitarbeiten und 
völlig gleichberechtigt sind. Den noch von ihrem Großvater herrührenden, im 
Handelsregister eingetragenen Namen „Gostenhofer Brot- und Feinbäckerei“ 
möchten sie weiterführen. 


. E will in das Geschäft mit der Sonnenenergie einsteigen und deutschlandweit 


Solaranlagen errichten und betreiben. Er hat 200.000 € zur Verfügung, weiß 
aber natürlich, dass wesentlich mehr Geld gebraucht wird, um seine Ideen zu 
realisieren. Das notwendige Kapital will er über die Börse aufbringen. 

Tante Emma betreibt in dem kleinen Dorf Kleinkleckersbach einen Lebens- 
mittelladen. Sie hat an drei Tagen in der Woche geöffnet, beschäftigt nieman- 
den, verkauft nur gegen Barzahlung und will mit Ämtern und Behörden mög- 
lichst wenig zu tun haben. 


. G will Strom aus Windenergie erzeugen. Er möchte Manager der Gesellschaft 


werden, an der sich Geldanleger mit 5.000 € oder einem Mehrfachen dieser 
Summe beteiligen können. Für mehr als die Beteiligung soll kein Gesellschaf- 
ter haften müssen. 

Die zwanzig Apotheker ım Landkreis V wollen sich zusammentun, um 
bestimmte Medikamente günstig über das Internet einzukaufen. Sie wollen 
zweı von ihnen auswählen, die die Geschäfte für sie abwickeln; drei andere 
sollen die Geschäftsführung kontrollieren. Persönlich haften soll niemand. 
Frau M führt mit fünf Angestellten die größste Buchhandlung in Neustadt. Sie 
will künftig unter dem Namen „Neustädter Buchladen“ auftreten und auch 
zuverlässig vermeiden, daß ein Konkurrent in Neustadt diese oder eine sehr 
ähnliche Bezeichnung führt. 


nm nn inte 
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s. Der Installateurmeister $ befürchtet wegen der immer kritischer werdenden 
Nundschaft, dass er durch Garantieleistungen für fehlerhaft erstellte Instal- 
‚atıonen in den finanziellen Ruin getrieben werden könnte. Er will deshalb 
"ur künftige Geschäfte nicht mehr persönlich haften. Die Aufnahme einer 
weiteren Person in sein Geschäft plant er nicht; die Aufbringung von 
12.500 € ist kein Problem. 

”. Ulrich und Ulrike wollen einen Copyshop betreiben. Entscheidungen wollen 
sie gemeinsam treffen und Gewinn und Verlust hälftig teilen. Ein Startkapi- 
tal brauchen sie nicht; Räume und Kopierer sind angemietet. Für Gericht 
und Notar wollen sie möglichst kein Geld ausgeben. 

. Isolde, die ihre Fliegenfängerfabrik bisher allein betrieben hat, will ihre 
söhne Hinz und Kunz in das Geschäft aufnehmen. Sie sollen jeweils einen 
Teıl des Gewinns erhalten und — wenn sie das wollen - auch in der Firma 
mitarbeiten. Nach außen will Isolde weiterhin allein auftreten, die geschäft- 
ıchen Entscheidungen alleine treffen und auch als Einzige für die Geschäfts- 
schulden haften. 


> Finden Sie mit Hilfe des Creifelds (Rechtswörterbuch) heraus, was das Handels- 
zıster ıst, und notieren Sie die wichtigsten Stichworte dazu. 


© Handelt es sich bei der folgenden Regelung um eine zusätzliche oder eine abwei- 
nende Regelung vom BGB? Begründen Sie Ihre Ansicht. 


» 546 HGB: „Unter Kaufleuten ist in Ansehung der Bedeutung und Wirkung 
von Handlungen und Unterlassungen auf die im Handelsverkehr geltenden 
Gewohnheiten und Gebräuche Rücksicht zu nehmen.“ 
-—. 3349 5.1 HGB: „Dem Bürgen steht, wenn die Bürgschaft für ihn ein Han- 
delsgeschäft ist, die Einrede der Vorausklage nicht zu.“ 
348 HGB: „Eine Vertragsstrafe, die von einem Kaufmann im Betriebe sei- 
nes Handelsgewerbes versprochen wird, kann nicht auf Grund der Vorschrif- 
ten des $ 343 des Bürgerlichen Gesetzbuchs herabgesetzt werden.“ 
=. 3356211 HGB: „Geht einem Kaufmanne, dessen Gewerbebetrieb die Besor- 
zung von Geschäften für andere mit sich bringt, ein Antrag über die Besor- 
zung solcher Geschäfte von jemand zu, mit dem er in Geschäftsverbindung 
steht, so ist er verpflichtet, unverzüglich zu antworten; sein Schweigen gilt 
als Annahme des Antrags.“ 
359 II HGB: „Ist eine Frist von acht Tagen vereinbart, so sind hierunter im 
Zweifel volle acht Tage zu verstehen.“ 


Handelt es sich beı den folgenden Tätigkeiten nur um einen Dienst- oder auch 
am einen Arbeitsvertrag? Begründen Sie Ihre Meinung. 


'. Swantje erteilt dreimal wöchentlich nach eigener Zeiteinteilung je zwei Stun- 
den Tennisunterricht an wechselnde Schüler. 

-. Schnapp hat Doppel als „freien Mitarbeiter“ eingestellt. Er muss montags bis 
freitags jederzeit auf Abruf zur Verfügung stehen und arbeitet durchschnitt- 
\ıch 30 Stunden wöchentlich. 
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3. Klintzmann ist als Lizenzspieler beim 1. FC Lokomotive München angestellt. 

4. Fatima trägt jeden Morgen vor dem Frühstück das „Berliner Tagblatt“ aus. 

5. Der Zauberer Z führt bei Betriebsfeiern sein Programm auf; die Firma F 
engagiert ihn jedes Jahr für die Weihnachtsfeier. 


Für Arbeitsverhältnisse sind zahlreiche Gesetze zu beachten. In welches der fol- 
genden Gesetze müssen Sie jeweils schauen? 


Arbeitssicherheitsgesetz, Arbeitszeitgesetz, Heimarbeitsgesetz, Jugendarbeits- 
schutzgesetz, Insolvenzordnung, Kündigungsschutzgesetz, Mutterschutzgesetz, 
SGB IX - Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen 


l. Boutiquebesitzerin B möchte, dass der arbeitslose A nach ihren Entwürfen 
kunstvolle Holzperlenketten herstellt, die sie dann in ihrer Boutique als 
Accessoires teuer verkaufen will. A soll die Perlen selbst besorgen und die 
Arbeit zu Hause verrichten (sog. Heimarbeit). 

2. Fabrikbesitzer F findet, dass die Jugendlichen heutzutage zu viel Theorie und 
zu wenig Praxis erfahren. Er verweigert deshalb seinen berufsschulpflichtigen 
Auszubildenden den Besuch der Berufsschule und verpflichtet sie, stattdessen 
in der Fabrik zu arbeiten. 

. Die Betreiber eines Atomkraftwerkes fragen sich, ob sie zum Schutz ihrer 
Arbeitnehmer einen Betriebsarzt und Fachkräfte für Arbeitssicherheit bestel- 
len müssen. 

4. Die Gemeinde G möchte für ihre Telefonzentrale die blinde B einstellen. 

. Die Arbeitnehmerin N hat Zwillinge bekommen. Ihre Arbeitgeberin G fragt 
sich, wann N, die im Betrieb quasi unersetzlich ist, frühestens zur Arbeit 
zurückkehren kann. 

6. Insolvenzverwalterin V, die zum ersten Mal ein Insolvenzverfahren abwi- 
ckelt, fragt sich, welche Rolle die Ansprüche der Arbeitnehmer spielen, die 
in den letzten drei Monaten vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens kei- 
nen Lohn für ihre Arbeit erhalten haben. 

7. Das Kreiskrankenhaus K möchte seine Ärzte einmal alle drei Wochen zu 
einer Schicht von sechzehn Stunden heranziehen, da es sonst eine ärztliche 
Versorgung rund um die Uhr nicht sicherstellen kann. 

8. Die Geschäfte des Unternehmens U laufen so schlecht, dass Unternehmerin U 
sich gezwungen sieht, eine Arbeitskraft zu entlassen. Sie ist sich nicht sicher, 
nach welchen Kriterien sie die zu entlassende Person auswählen soll. 


Ks 


wi 


Entscheiden Sie, ob der Arbeitgeber in den folgenden Fällen das Entgelt weiter- 

zahlen muss oder nicht, und begründen Sie Ihre Entscheidung. 

1. Die leitende Angestellte L, die Risikosportarten liebt und diese vernünftig 
ausübt, d.h. die anerkannten Spiel-und Sicherheitsregeln beachtet, hat sich 
beim Bungeespringen einen Wirbel ausgerenkt und ist mehrere Wochen ans 
Krankenbett gefesselt. 

2. Der Hypochonder H leidet acht Wochen lang an verschiedenen, nacheinan- 
der auftretenden Krankheiten. Seine Arbeitgeberin will nur sechs Wochen 
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Lohnfortzahlung zahlen. H trägt vor, mit jeder der verschiedenen Krankhei- 
ten habe die 6-Wochen-Frist erneut angefangen zu laufen; die letzte Krank- 
heit habe erst vor zwei Wochen angefangen. 


. Die Omnibusfahrerin ©, die bereits zum Frühstück einen kräftigen Schluck 


Wodka benötigt, um den Tag anfangen zu können, verursacht mit 1,6 Pro- 
mille einen Unfall, bei dem sie sich einen komplizierten Beinbruch zuzieht, 
durch den sie mindestens 3 Monate im Krankenhaus liegen muss. 

Der kokainsüchtige, fest angestellte Musicalstar M fällt im Kokainrausch bei 
einem Konzert von der Bühne und verletzt sich so schwer, dass er für ein hal- 
bes Jahr ausfällt. Seine Chefin will ihm keine Lohnfortzahlung gewähren. 


. Guru G, dessen Religion wesentlich mehr Feiertage als die gesetzlich geregel- 


ten Feiertage in Deutschland kennt, verlangt von seinem Arbeitgeber A, für 
den er jeden Tag als Zusteller Post austrägt, Entgeltfortzahlung an diesen reli- 
gıösen Feiertagen. 

Kindergärtnerin K, deren Nerven aufgrund des Kindergeschreis ziemlich 
blank liegen, geht sechs Wochen auf Kur, um sich zu erholen. Die Gemeinde, 
die den Kindergarten betreibt, meint, für Kuraufenthalte, die ja wie privater 
Wellnessurlaub seien, gebe es keine Entgeltfortzahlung. 


. Ober O, der aufgrund seiner Schnelligkeit und Freundlichkeit täglich mindes- 


tens 50 € Trinkgeld erhält, meint, dieses Trinkgeld müsse ihm seine Arbeitge- 
berin I im Rahmen der Lohnfortzahlung während seiner vierwöchigen 
Grippe auch bezahlen. 


. Fußballspieler F, der ständig sämtliche Spielregeln missachtet und ständig 


vom Schiedsrichter wegen Fouls ermahnt wird, bekommt während eines Fuß- 
ball-Matches die Quittung in Form eines Schienbeinbruchs, der ihn 6Wochen 
lang ans Krankenbett fesselt. Sein Arbeitgeber weigert sich, Lohnfortzahlung 
zu leisten. 


Haftet der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber in folgenden Sachverhalten und wenn 
ja, ın welchem Umfang? 


1. 


Re 


Der Taxifahrer Theodor ist angewiesen, nach jedem Tanken den Ölstand zu 
kontrollieren. Er vergisst dies aber des Öfteren. Eines Tages erleidet das Auto 
einen Motorschaden. 


. Die Ärztin Agathe verwechselt bei einer Operation Blutkonserven und führt 


den bedside test falsch aus. Der Patient stirbt. Seine Erben verlangen vom 
Krankenhausträger Schadensersatz. 


. Die Löwenbändigerin Lily wird während der Zirkusvorstellung von einer 


Raubkatze angefallen. Der Zirkusbesitzer Z tötet das Tier, um L zu retten, 
verlangt aber von ihr Schadensersatz. 


. Der Kraftfahrer Konrad verursacht infolge überhöhter Geschwindigkeit mit 


seinem Lkw bei starkem Regen einen Auffahrunfall auf der Autobahn. An 
dem Lkw seines Arbeitgebers entsteht ein Sachschaden von 110.000 €. 


. Wie würden Sie entscheiden, wenn sich Konrad angetrunken ans Steuer 


gesetzt hätte? 
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Fälle zum Günstigkeitsprinzip: Was können die Arbeitnehmer beanspruchen? 


1. A erhält ein monatliches Gehalt von 1.700€ und eine Prämie von 6€ für 
jeden Tag, an dem er wirklich arbeitet. Der Tarifvertrag sieht ein monatliches 
Gehalt von 1.750 € und keine Prämie vor. 

2. Berhält ein monatliches Gehalt von 1.500 €, aber keinen Essenzuschuss. Der 
Tarifvertrag sieht ein monatliches Gehalt von 1.300€ und 1,50€ Essenzu- 
schuss für jedes Mittagessen vor. 

3. Im Arbeitsvertrag der © ist ein Lohn von „35 € über dem tariflichen Wochen- 
lohn“ vereinbart. Die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall beginnt mit dem 
2. Krankheitstag. Nach dem Tarifvertrag ist Entgeltfortzahlung in jedem 
Krankheitsfall gewährleistet. 

4. D hat mit seinem Arbeitgeber ein Gehalt von 2.300 € und 24 Tage Jahresur- 
laub vereinbart. Das Tarifgehalt beträgt 2.100 € und der tarifliche Jahresur- 
laub 25 Tage. 


Klären Sie mit Hilfe des 887 BetrVG, ob die folgenden Angelegenheiten der Mit- 
wirkung des Betriebsrats bedürfen. 


1. Die Arbeitgeberin A ordnet wegen verstärkten Auftragseingangs 3 Überstun- 
den wöchentlich für alle Arbeitnehmer an. In den Arbeitsverträgen ist diese 
Verpflichtung ausdrücklich enthalten. 

2. Der Chef C bittet seine Sekretärin $, eine Stunde länger zu bleiben, um einen 
wichtigen Brief fertig zu schreiben. 

3. Die Arbeitgeberin G will ihre beiden Werkswohnungen verkaufen und kün- 
digt den betreffenden Arbeitnehmern die Wohnung. 

4. Die D-GmbH hat ihrem akademischen Personal bisher eine „jederzeit wider- 
rufliche“ Forschungszulage bezahlt. Wegen finanzieller Schwierigkeiten wird 
die Forschungszulage für alle Arbeitnehmer mit sofortiger Wirkung gestri- 
chen. 

5. Die D-GmbH ordnet weiter an, dass ab sofort keine Überstunden mehr 
gemacht werden dürfen. Diese hatte bisher der Geschäftsführer im Einzelfall 
angeordnet. 


Rechtspolitische Fragen 


a) zum Handelsrecht: Ist das gesetzliche Modell eines Sonderrechts für Kauf- 
leute überholt? 

b) zum Gesellschaftsrecht: Halten Sie es für sinnvoll, eine Registereintragung für 
Gesellschaften des bürgerlichen Rechts zu ermöglichen? 

c) zum Arbeitsrecht: Erörtern Sie, ob die Einführung eines Arbeitsgesetzbuchs 
sinnvoll wäre. 


14 Rechtsvergleichende Anregungen 


l. Erörtern Sıe, unter welchen Voraussetzungen man in Ihrem Heimatrecht als 
Kaufmann behandelt wird und welche rechtlichen Folgen die Kaufmannsei- 
genschaft hat. Vergleichen Sie die Situation mit derjenigen in Deutschland. 
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2. Erläutern Sie, welche Gesellschaftsform in Ihrem Herkunftsland die am wei- 
testen verbreitete ist, und erklären Sie die Gründe dafür. Gehen Sie dabei auf 
die Voraussetzungen ein, unter denen eine solche Gesellschaft gegründet wer- 
den kann, und auf die Vorteile, die diese Gesellschaftsform bietet. Verglei- 
chen Sie die Gesellschaftsform mit derjenigen der GmbH in Deutschland. 

. Der Arbeitnehmer als die schwächere Partei ist im deutschen Arbeitsrecht 
durch zahlreiche Schutzgesetze geschützt. Erörtern Sie, wie der Schutz des 
Arbeitnehmers in Ihrem Heimatland ausgestaltet ist, und vergleichen Sie Stär- 
ken und Schwächen beider Systeme. 


ad 


Sprachliche Aspekte 


Beantworten Sie die nachfolgenden Fragen zum Thema Arbeitsrecht, indem Sie 
das Wort streichen, das nicht in die Reihe passt. 


I. In welchen innerbetrieblichen Gremien sind Arbeitnehmer teilweise oder aus- 
schliefslich vertreten? 
Aufsichtsrat Betriebsrat Vorstand 
2. Wodurch können Arbeitsentgelt und Arbeitsbedingungen festgelegt werden? 
Tarifvertrag Werkvertrag Betriebsvereinbarung 
. Wer sind die Tarıfvertragsparteien? 
Minister Gewerkschaft  Arbeitgeberverband 
+. Wer ıst im Sinne des Gesetzes z.B. kein Arbeitnehmer? 
freier Mitarbeiter Angestellter selbständig Tätiger 
. Welche Kampfmittel stehen den Tarifvertragsparteien im Arbeitskampf zur 
Verfügung? 
Aussperrung Streik  Friedenspflicht 
6. Welche Parteien schließen einen Arbeitsvertrag? 
Arbeitgeber Beamte Arbeitnehmer 
. Was kennzeichnet den Arbeitnehmer beim Erbringen seiner Dienstleistung? 
weisungsgebunden selbstständig persönlich abhängig 
s. Unter welchen Bedingungen kann eine Kündigung erfolgen, wenn das Ar- 
beitsverhältnis sechs Monate bestanden hat? 
sozial gerechtfertigt Schwangerschaft betriebsbedingt 


(34 
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Ergänzen Sie zum Thema Handelsrecht passende Nomen aus der Liste. 


Bilanz / Buchführung / Eintragung / Geschäft / Geschäftsjahres / 
Gewerbes / Gewerbetreibende / Gewerbetreibender / 
Gewerbetreibenden / Handelsregister / Handelsregister / Kaufleute 


Dem HGB zufolge ist nicht jeder selbstständig 

I) gleichzeitig Kaufmann. Wenn das Geschäft eines 

2) nur einen begrenzten Umfang hat und keine kaufmännische 
(3) erforderlich ist, muss er sich nicht in das 
(4) eintragen lassen und ist als nicht eingetra- 





132 | Sechstes Kapitel: Handels- Gesellschafts-und Arbeitsrecht 


gener Kleingewerbetreibender kein Kaufmann im Sinne des HGB. Wer ein 
(5) betreibt, das die Größe eines kaufmännisch einge- 


richteten _ u (6) erreicht, ist Kaufmann, selbst 
wenn seın Geschäft nıcht ins _ (7) eingetragen 
ist. Auch Kleingewerbetreibende können sich ins Handelsregister eintragen las- 
sen. Ein _ _ (8) mit einem solchen Gewerbe ist 
nach erfolgter nn (9) ebenfalls Kaufmann. Am Ende 
eines (10) müssen alle _ 


= (11) eine Gewinn- und Verlustrechnung und 
eine m (12) aufstellen. 











Siebentes Kapitel 
Das Strafrecht 


Nur ein sehr geringer Teil der Juristen ist in seiner beruflichen Tätigkeit aus- 
schließlich oder auch nur vorwiegend mit dem Strafrecht befasst. Trotzdem 
wird das Strafrecht vielfach mit der juristischen Tätigkeit überhaupt gleichge- 
setzt. Das ıst vermutlich historisch bedingt: Früher waren Zivilrecht und Straf- 
recht noch nicht in der gleichen Weise getrennt, und dem entspricht es, dass 
auch heute noch in manchen Rechtsordnungen die strafrechtliche Ahndung 
und die zivilrechtliche Entschädigung des Verletzten in einem Verfahren zusam- 
mengefasst werden. Demgegenüber befasst sich das moderne Strafrecht aus- 
schließlich mit der Anordnung einer staatlichen Sanktion, der Strafe für ein 
bestimmtes, von der Rechtsordnung so stark missbilligtes Verhalten, dass sie 
andere Nachteile, wie z.B. den zivilrechtlichen Schadensersatz, nicht als ausrei- 
chend ansieht. 


I. Zweck und Abgrenzung des Strafrechts 
1. Die Strafzwecke 


Die Notwendigkeit des Strafrechts ergibt sich noch stärker als die des Zivilrechts 
aus dem staatlichen Justizmonopol: Wird ein Mensch getötet, so ist es seinen 
Verwandten - anders als ın Gesellschaften ohne umfassende Staatsgewalt - ver- 
boten, ihn zu „rächen“, also z.B. nach einem Mord im Wege der Blutrache den 
\lörder oder einen Angehörigen seiner Familie zu töten. Die Rechtsverletzung 
muss vielmehr in einem staatlich geregelten Verfahren geahndet werden, eben 
durch das Strafrecht. 


Diese Ahndung verfolgt drei Hauptzwecke: 


!) Andere Bürger sollen davon abgehalten werden, ebenfalls die verbotene 
Handlung vorzunehmen (Abschreckung, Generalprävention). Die Strafe zeigt 
‚edem, dass das verbotene Verhalten nicht folgenlos bleibt, und erhält deshalb 
das Vertrauen der Allgemeinheit darauf, dass die Rechtsordnung beachtet wird. 


2) Der Täter selbst soll durch das ihm mit der Strafe zugefügte Übel davon abge- 
halten werden, weitere Straftaten zu begehen (Spezialprävention), und - wenn 
dies keinen Erfolg hat — die Allgemeinheit davor geschützt werden, dass weitere 
Straftaten begangen werden. 


3) Der straffällig gewordene Täter soll durch den Strafvollzug so beeinflusst 
werden, dass er wieder ın die Gesellschaft eingegliedert werden kann (Resoziali- 
sierung). 
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Die Strafzwecke stehen grundsätzlich gleichberechtigt nebeneinander, wenn 
auch im einzelnen Fall ihre Bedeutung ganz verschieden sein kann. 


Beispiele 1. Aus dem alten Rom wird die Geschichte eines reichen Bürgers überliefert, der 

auf dem Markt herumging und allen Passanten Ohrfeigen versetzte, ihnen aber 
danach sogleich durch einen Diener zum Ausgleich Goldstücke aushändigen ließ. 
Diesen Täter kann nur das Strafrecht von seinem Tun abhalten; eine Bestrafung ist 
zur Spezialprävention erforderlich. Das Zivilrecht genügt hier nicht, da der Täter 
durch die Aushändigung der Goldstücke die zivilrechtlichen Ansprüche der Opfer 
auf Schadensersatz und Schmerzensgeld bereits erfüllt hat. 
2. Wer bei einem von ihm verschuldeten Autounfall selbst schwer verletzt wird 
und einen Totalschaden an seinem Fahrzeug erleidet, während sein Unfallgegner 
nur leicht verletzt wurde, hat eine Straftat, nämlich fahrlässige Körperverletzung 
begangen. Angesichts der Folgen der Tat für den Täter ist hier aber unter dem 
Gesichtspunkt der Spezialprävention keine Strafe erforderlich. Es kommt nur die 
Generalprävention in Betracht, die aber hier so geringe Bedeutung hat, dass $ 60 
des Strafgesetzbuches (StGB) in einem solchen Fall gestattet, von Strafe abzuse- 
hen. 


2. Das Schuldprinzip 


Auch Art und Höhe der Strafe hängen davon ab, was zur Verwirklichung der 
Strafzwecke erforderlich ist. Dabei muss jedoch das Schuldprinzip beachtet wer- 
den: Aus dem Grundrecht der Menschenwürde (Art. 1 1 GG) ergibt sich, dass 
auch der Verbrecher nicht zum Objekt der Staatsgewalt gemacht werden darf, 
sondern dass Strafe nur dann und in der Höhe verhängt werden darf, wie dem 
Täter der Vorwurf gemacht werden kann, dass er sich für das Unrecht entschie- 
den hat, obwohl er sich rechtmäßsig hätte verhalten können. Deshalb darf Strafe 
nur verhängt werden, wenn der Täter schuldhaft gehandelt hat, und sie darf das 
Mais der Schuld nicht übersteigen. 


Ob ein Einschreiten des Strafrechts erforderlich ist, hängt in besonderem 
Umfang von den Wertvorstellungen des Staates und der Gesellschaft ab. Wenn 
ein totalitärer Staat seinen Bürgern die freie Ausreise nicht gestattet, ist es konse- 
quent, wenn er das unerlaubte Verlassen des Landes zur Straftat erklärt (z.B. 
Straftat der „Republikflucht“ im Recht der ehemaligen DDR). Wenn es eine 
Gesellschaft als Schande für einen Ehemann ansieht, wenn seine Frau Ehebruch 
begeht, liegt es nahe, dass das dortige Strafrecht die Tötung der Ehebrecherin 
milder als eine normale Tötung beurteilt. 


Dem entspricht es, dass das Strafrecht nur solche Taten ahndet, die in einem 
Zusammenhang mit der inländischen Rechtsordnung stehen: Das deutsche 
Strafrecht gilt grundsätzlich nur für ım Inland begangene Taten ($ 3 StGB); nur 
bei bestimmten Straftaten gilt das Weltrechtsprinzip, so dass sie ohne Rücksicht 
auf den Tatort und die Staatsangehörigkeit des Täters bestraft werden können 
($ 6 StGB rechnet dazu beispielsweise Geldfälschung und das Völkerstrafgesetz- 
buch den Völkermord). 
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Das Strafrecht kann seine Aufgabe nur und so lange erfüllen, wie die strafbaren 
Handlungen von der Gesellschaft in ihrer großen Mehrheit als missbilligenswert 
angesehen werden. Das war bei der Strafbestimmung über die Abtreibung ($ 218 
StGB) schon vor der Änderung dieser Bestimmung im Jahre 1975 nicht mehr der 
Fall, so dass die Vorschrift trotz der hohen Zahl von Taten kaum noch angew- 
endet wurde. 


Nicht alle Nachteile, die im allgemeinen Sprachgebrauch und selbst in der 
Rechtssprache als „Strafe“ bezeichnet werden, fallen unter den Anwendungsbe- 
reich des Strafrechts. So kann die pünktliche Erfüllung eines Vertrages durch die 
Vereinbarung einer Vertragsstrafe abgesichert werden. Hat sich eine Werft bei- 
spielsweise verpflichtet, den neuen Ozeanriesen bei Vermeidung einer Konven- 
tionalstrafe von 50.000 € für jeden Tag der Überschreitung bis zum 1. Juni abzu- 
liefern, schuldet sie dem Besteller 750.000 €, wenn sie das Schiff erst am 15. Juni 
liefert. Diese Forderung ist aber ein zivilrechtlicher Anspruch, keine Strafe im 
Sinne des Strafrechts. 


Ähnlich ist es, wenn ein als Vater eines Kindes in Betracht kommender Mann 
vom Gericht aufgefordert wird, eine Blutentnahme zur Klärung der Vaterschaft 
vornehmen zu lassen, diese aber verweigert. Das Gericht kann ihn durch Andro- 
hung und Festsetzung eines Zwangsgeldes zur Duldung anhalten. Auch damit ist 
kein krimineller Vorwurf verbunden, sondern es soll lediglich eine Handlung 
erzwungen werden, zu der der Betreffende gesetzlich verpflichtet ist. 


Außerhalb des strafrechtlichen Bereichs liegen auch die Vereins- und Betriebsjus- 
tiz. Darunter versteht man Maßnahmen eines Vereins gegen seine Mitglieder 
bzw. eines Arbeitgebers gegen seine Arbeitnehmer wegen Verletzung der jeweili- 
sen Pflichten. Es kann sich dabei um strafrechtlich nicht erhebliche Handlungen, 
aber auch um geringfügige Straftaten handeln. 


Beispiele 1. Nimmt der Fufßsballspieler Tor an einem wichtigen Ligaspiel seines Vereins 1. 

FC Tupfing unentschuldigt nicht teil, so kann ihn der Verein mit einer Geldbuße 
oder einem zeitweiligen Ausschluss von den Vereinseinrichtungen „bestrafen“. 
2. Entwendet die Sekretärin Schludrig an ihrem Arbeitsplatz einen Taschenrech- 
ner, so kann der Arbeitgeber - anstatt Anzeige wegen der Straftat der Unterschla- 
sung, $ 246 StGB zu erstatten — hiervon gegen Zahlung einer Geldbußse in die 
betriebliche Kaffeekasse absehen. 


Da Vereins- und Betriebsjustiz für den Betroffenen oft die gleichen Folgen haben 
wie eine Verfolgung mit Mitteln des Strafrechts, muss sich der Betroffene ihr — 
anders als der staatlichen Bestrafung - nicht unterwerfen. Tor kann ein Vereins- 
gericht, oder, wenn kein solches existiert, das staatliche Gericht anrufen; Schlud- 
rig kann sich weigern, die Geldbuße zu bezahlen, und es auf die Anzeige ankom- 
men lassen. 
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Das für das Strafrecht wichtigste Gesetz ist das Strafgesetzbuch. Der besondere 
Teil nennt die einzelnen Straftaten. Wann eine Straftat überhaupt vom deutschen 
Strafrecht erfasst wird (vgl. die bereits erwähnten $$ 3 und 6 StGB), welche For- 
men menschlichen Handelns bestraft werden können und wann eine Bestrafung 
aus besonderen Gründen ausgeschlossen ist, ist im Allgemeinen Teil des Strafge- 
setzbuchs geregelt. Diese Fragen waren früher nur bruchstückhaft im StGB gere- 
gelt und im Übrigen ganz der Rechtsprechung und der Strafrechtswissenschaft 
überlassen. Die Neufassung des StGB im Jahre 1975 hat jedoch die wesentlichen 
Grundsätze in den allgemeinen Teil übernommen. 


1. Keine Strafe ohne Gesetz 


Der wichtigste Grundsatz für jede Anwendung des Strafrechts ist sogar in das 
Grundgesetz übernommen worden: Art. 103 II GG, der wegen seiner Bedeutung 
als $1 StGB wörtlich wiederholt wird, verbietet jegliche Bestrafung, wenn nicht 
Tatbestand und Strafe vor Begehung der Tat gesetzlich festgelegt waren. 


Dieser Grundsatz hat drei Komponenten: 


(a) Eine Bestrafung aufgrund eines rückwirkenden Gesetzes ist unzulässig (nulla 
poena sine lege praevia): Der Gesetzgeber kann ein Verhalten, das bisher nicht 
strafbar war, nur für die Zukunft für strafbar erklären oder eine höhere Strafe 
anordnen. Bereits begangene Delikte bleiben davon unberührt. Eine Folge dieses 
Grundsatzes ist, dass diejenigen, die in der früheren DDR Straftaten begangen 
haben, deshalb nur bestraft werden können, wenn auch nach dem dortigen 
Strafrecht ihr Verhalten strafbar gewesen ist. Ob es dabei allerdings auf den 
Buchstaben des Gesetzes ankommt (und deshalb die Bestrafung derjenigen mög- 
lich ist, die an der Berliner Mauer Flüchtlinge erschossen haben) oder vielmehr 
auf die Rechtswirklichkeit, ist allerdings zweifelhaft. 


(b) Das strafbare Verhalten muss in einem Gesetz als solches bestimmt sein (rulla 
poena sine lege scripta): Mit Recht hat man das StGB daher die „Magna Charta 
des Verbrechers“ genannt. Was dort (und in den Nebengesetzen) nicht für straf- 
bar erklärt ist, kann nicht - etwa aufgrund Gewohnheitsrechts - bestraft werden. 


(c) Im Strafrecht ist die entsprechende Anwendung eines Gesetzes auf einen ver- 
gleichbaren Fall ausgeschlossen; nur das im Gesetz exakt bestimmte Verhalten 
selbst ist strafbar (nulla poena sine lege stricta). Die Strafgerichte müssen den 
Gesetzgeber also beim Wort nehmen, dürfen ihn nicht „korrigieren“ und eine 
Strafvorschrift über ihren eindeutigen Wortlaut hinaus anwenden (Analogiever- 
bot, siehe bereits Kap. 2 Abschn. III 1 mit einem Beispiel zum Straftatbestand der 
Nötigung, $ 240 StGB). 
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Das Analogieverbot bringt es mit sich, dass der Fortschritt von Wissenschaft und 
Technik zur Einführung neuer Straftatbestände führen muss. So werden bei- 
spielsweise Kreditkarten weithin wie Bargeld angesehen, so dass ihre Fälschung 
nicht erlaubt werden kann. Kreditkarten sind aber kein Geld, so dass sie nicht 
unter $146 StGB (Geldfälschung) fallen. Die Fälschung von Kreditkarten 
konnte deshalb erst bestraft werden, nachdem durch $ 146a StGB eine entspre- 
chende Strafbestimmung in das StGB eingefügt wurde. 


Der Grundsatz des $ 1 StGB wird durch das Legalitätsprinzip ergänzt. Es bedeu- 
tet, dass Polizei und Staatsanwaltschaft grundsätzlich verpflichtet sind, allen 
Straftaten nachzugehen und den Täter zu ermitteln. Eine Ausnahme besteht nur 
bei solchen Straftaten, bei denen — wie z.B. bei der Beleidigung - der Schutz einer 
einzelnen Person so im Vordergrund steht, dass die Allgemeinheit nicht jeden 
Verstoß zu verfolgen braucht. 


Die Kombination dieser beiden Grundsätze garantiert, dass das Strafrecht 
beschränkt bleibt und andererseits der Bürger sicher sein kann, dass die Staats- 
gewalt gegen das verbotene Tun einschreitet. Dass dabei manches sozial lästige 
Verhalten nicht verfolgt werden kann („Strafbarkeitslücken“), nimmt der 
Rechtsstaat ın Kauf. 


2. Ne bis in idem 


Nıemand darf wegen der selben Tat mehrmals bestraft werden. Dieser Grund- 
satz ist durch das Grundgesetz geschützt (Art. 103 III GG) und verbietet auch 
schon eine nochmalige Verfolgung wegen einer Tat, die bereits einmal abgeur- 
teilt wurde. Ist A deshalb wegen Trunkenheit im Verkehr ($ 316 StGB) verurteilt 
worden, weil sich bei einer Routinekontrolle der Polizei ergab, dass er mit 1,2% 
Blutalkohol unterwegs war, so darf er kein weiteres Mal verurteilt werden, wenn 
sıch später herausstellt, daß er auf dieser Trunkenheitsfahrt ein anderes Fahr- 
zeug beschädigt und sich dann ohne zu warten vom Unfallort entfernt hat (straf- 
var nach $ 142 BGB). 


1, 


3. Der Verbrechensbegriff 


Eine Tat kann nur bestraft werden, wenn der Täter tatbestandsmäßig, rechts- 
widrig und schuldhaft gehandelt hat. Tatbestandsmäßig handelt grundsätzlich 
nur derjenige, der die Handlung, die das Strafgesetz beschreibt, vorsätzlich 
Degeht, also weils, was er tut, und es auch will ($ 15 StGB). Dabei setzt Handeln 
nicht voraus, dass der Täter den Tatbestand „mit eigenen Händen“ verwirklicht. 
Auch wer seinen Kampfhund auf seinen Nachbarn hetzt, damit dieser ihn beißt, 
segeht Körperverletzung. 
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Um Drahtzieher und Hintermänner erfassen zu können, gibt es die Rechtsfigur 
der mittelbaren Täterschaft. Täter ist nämlich auch derjenige, der die Straftat 
„durch einen anderen“ begeht ($ 25 StGB). Deshalb kann ım Bereich des organı- 
sierten Verbrechens auch derjenige bestraft werden, der den Tatbestand nicht 
erfüllt, aber gleichwohl den Tatablauf beherrscht. 


Beispiel Nimmt der Mafiaboss M die Ehefrau E seines Neffen N als Geisel und beauftragt 
ihn, den Richter R zu ermorden, andernfalls er E vergewaltigen werde, dann ist M, 
wenn N den R erschiefst, nicht nur wegen Geiselnahme der E, sondern auch wegen 
Mordes an R strafbar, auch wenn er weder selbst geschossen hat noch am Tatort 
anwesend war. 


Von der mittelbaren Täterschaft zu unterscheiden ist die Strafbarkeit dessen, der 
einen anderen dazu bestimmt, eine Straftat zu begehen (Anstiftung, $26 StGB) 
oder der ihm bei der Tatbegehung durch Rat oder Tat hilft (Beihilfe, $ 27 StGB). 


Die Erfüllung eines Straftatbestands kann nicht nur durch aktives Tun, sondern 
auch durch Unterlassen geschehen ($ 13 StGB). Voraussetzung ist allerdings, 
dass der Täter rechtlich verpflichtet war, etwas zu tun und dadurch den Erfolg 
abzuwenden, der durch sein Unterlassen eingetreten ist (sog. Garantenpflicht). 
Füttert also ein Vater sein Baby nicht, bis es schließlich verhungert, ist er wegen 
Totschlags durch Unterlassen strafbar, da er rechtlich dazu verpflichtet ist, für 
die Ernährung des Säuglings zu sorgen. Ähnlich ist es, wenn jemand versehent- 
lich jemand einsperrt. Er muss dann dafür sorgen, dass er wieder befreit wird; 
andernfalls begeht er Freiheitsberaubung ($ 239 StGB). Fast alle Straftatbestände 
können in dieser Weise durch Tun und durch Unterlassen verwirklicht werden. 
Daneben gibt es noch ein sog. „echtes Unterlassungsdelikt“: Wer bei Unglücks- 
fällen nicht hilft, obwohl er dies tun könnte, macht sich wegen unterlassener Hil- 
feleistung strafbar ($ 323c StGB). Von den zuvor genannten Fällen der Tatbege- 
hung durch Unterlassen unterscheidet sich die unterlassene Hilfeleistung 
dadurch, dass eine Garantenpflicht nicht vorausgesetzt wird. 


Nur einzelne Straftaten können auch ohne Vorsatz begangen werden, nämlich 
fahrlässig. Dazu gehören insbesondere die fahrlässige Körperverletzung, die 
fahrlässige Tötung und eine Reihe von Straftaten, bei denen es nicht auf einen 
eingetretenen Erfolg, sondern auf eine Gefährdung anderer ankommt, wie etwa 
die fahrlässige Trunkenheit im Verkehr oder die fahrlässige Brandstiftung. Der 
Rahmen der Strafbarkeit ist hier im deutschen Strafrecht dadurch sehr weit 
gespannt, dass auch die unbewusste Fahrlässigkeit tatbestandsmäßsig ist. Das 
hat besondere Bedeutung im Umgang mit gefährlichen Einrichtungen: Betätigt 
der ansonsten stets sorgfältig arbeitende Angestellte eines Chemieunternehmens 
versehentlich einen Schalter fehlerhaft und fliesen dadurch Chemikalien in den 
nahe gelegenen Fluss, ist er wegen fahrlässiger Gewässerverunreinigung ($ 324 
III StGB) strafbar, auch wenn es sich um ein einmaliges Versagen handelt und 
alle erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen getroffen sind. 


Wer einen Straftatbestand verwirklicht, wird trotzdem nicht bestraft, wenn er 
einen Rechtfertigungsgrund hat, der es ausschliefst, die Tat als Unrecht anzuse- 
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hen. Neben dem „klassischen“ Rechtfertigungsgrund der Notwehr gehören 
hierzu der rechtfertigende Notstand, der den Eingriff in ein geringeres Rechtsgut 
zum Schutz eines höherrangigen gestattet, die Einwilligung des Verletzten in die 
Handlung und Bestimmungen, die nach dem öffentlichen Recht zum Eingriff in 
bestimmte Rechtsgüter berechtigen. 


Beispiel Emma (E) wird von Baumstark (B) nachts auf der Straße mit einer Pistole bedroht 
und zur Herausgabe ihres Bargelds aufgefordert. Wenn sie daraufhin von dem Gar- 
tenzaun hinter ihr eine Latte abreifst und sie B über den Kopf schlägt, wobei die 
Latte zu Bruch geht, ist die Beschädigung des Zaunes (Sachbeschädigung, $ 303 
StGB) durch rechtfertigenden Notstand ($ 34 StGB) gerechtfertigt, die Körperver- 
letzung des B dagegen durch Notwehr ($32 StGB). Fesselt E den B und hält ihn 
bis zum Eintreffen der Polizei fest, dann ist ihr Verhalten durch das in $127 der 
Strafprozessordnung enthaltene Festnahmerecht gerechtfertigt. Bittet B die E, ihn 
nicht zu fesseln, da er freiwillig mit zur Polizei komme, ist die Freiheitsberaubung 
durch die Einwilligung des B gerechtfertigt. 


Bestraft werden kann schließlich nur, wer schuldfähig ist. Schuldunfähig ist der- 
\enige, der wegen einer Bewusstseinsstörung, wegen Schwachsinns oder derglei- 
chen nicht zur Unrechtseinsicht fähig ist ($20 StGB); eine Minderung dieser 
Fähigkeit (sog. „verminderte Zurechnungsfähigkeit“) führt nach 821 StGB zu 
eıner geringeren Strafe. Wer sich allerdings bewusst in einen Zustand der Unzu- 
rechnungsfähigkeit versetzt (z.B. sinnlos betrinkt), um dann eine bestimmte 
Straftat zu begehen, wird trotzdem bestraft, da man davon ausgeht, dass seine 
schuld auf den Zeitpunkt des Entschlusses vorverlegt ist (sog. actio libera in 
causa). 


Oie Schuld eines Täters kann schließlich auch in der - seltenen - Situation des 
entschuldigenden Notstands ($ 35 StGB) ausgeschlossen sein. Hierunter fällt bei- 
spielsweise der Fall, dass nach einem Flugzeugabsturz in der Sahara ein Überle- 
vender den anderen tötet, um sich selbst zu retten. Anders als beim rechtfertigen- 
en Notstand kann hier auch die Verletzung eines gleichwertigen Rechtsguts zur 
straflosigkeit führen. 


4. Versuch 


strafbar ist nicht nur die erfolgreiche Ausführung einer Straftat, sondern in vie- 
en Fällen auch der Versuch. Versuch beschreibt das StGB als das unmittelbare 
ansetzen zu einer Straftat ($ 22 StGB). Schwierig ist in der Praxis oft die Abgren- 
zung zwischen strafbarem Versuch und Vorbereitungshandlungen, die noch 
sicht zum Versuchsstadium gehören, sondern straflos sind. 


Seispiel Wer bei einem Haus die Kellerfensterscheibe einschlägt, um einzubrechen, dann 
aber gestört wird und sein Vorhaben aufgibt, ist wegen versuchten Diebstahls 
($$ 242, 243 Nr. 1 StGB) strafbar. Wer dagegen nur ein geeignetes Einbruchswerk- 
zeug einkauft, begeht lediglich eine Vorbereitungshandlung, die nicht bestraft wer- 
den kann. Allerdings ist bei einigen Delikten die Vorbereitungshandlung ihrerseits 
eine Straftat, so z.B. die Vorbereitung einer Geldfälschung. 
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5. Irrtum 


Eine besondere Rolle im Strafrecht spielt der Irrtum des Täters über für die Tat- 
begehung wesentliche Umstände. Das StGB regelt dabei unterschiedlich den Tat- 
bestandsirrtum (8 16 StGB), bei dem der Täter darüber irrt, dass sein Handeln 
überhaupt einen Straftatbestand erfüllt, und den Verbotsirrtum ($ 17 StGB), bei 
dem der Täter irrig annımmt, sein Tun sei erlaubt. 


Beispiel Tötet der Baggerführer B den Landstreicher L, indem er ein Abbruchhaus dem Erd- 
boden gleichmacht, ohne zu wissen, dass es noch bewohnt war, handelt er im Tat- 
bestandsirrtum. Nimmt der Arzt A bei der Schwangeren 5 eine Abtreibung vor, 
ohne dass sie vorher beraten wurde, weil er glaubt, dass dies nach neuem Strafrecht 
nicht erforderlich sei, dann handelt er im Verbotsirrtum. 


Beide Fälle kommen auch umgekehrt vor. Man spricht dann von einem untau- 
glichen Versuch, wenn der Tatbestand nicht erfüllt wird, bzw. vom Wahndelikt, 
wenn das Tun entgegen der Ansicht des Täters erlaubt ist. 


Beispiel Lässt der Baggerführer B absichtlich eine Betonplatte auf das Abbruchhaus fallen, 
in dem er den Landstreicher L, Liebhaber seiner Frau, vermutet, ist L aber nicht 
dort, sondern bei der Frau des B, begeht B einen untauglichen Versuch. Versucht 
die Schwangere $, an sich selbst eine Abtreibung vorzunehmen, und glaubt, sie 
mache sich dadurch strafbar, begeht sıe ein Wahndelikt. 


Beim Tatbestandsirrtum fehlt dem Täter der Vorsatz; er kann deshalb nur wegen 
des fahrlässigen Delikts bestraft werden, wenn er fahrlässig gehandelt hat und 
das Delikt fahrlässig begangen werden kann. Dagegen bleibt beim Verbotsirr- 
tum der Täter nur straflos, wenn er den Irrtum nicht vermeiden konnte. Dies ist 
im Bereich des Kernstrafrechts fast ausgeschlossen, da die Rechtsprechung 
davon ausgeht, die allgemeinen Verbote der Rechtsordnung müssten jedem Bür- 
ger bekannt sein. Umgekehrt ist die Strafbarkeit wegen eines Wahndelikts in 
jedem Fall ausgeschlossen. 


III. Die einzelnen Straftatbestände 


Der Grundsatz „Keine Strafe ohne Gesetz“ erfordert eine detaillierte Regelung 
des strafbaren Verhaltens; weite, unbestimmte Tatbestände verbieten sich wegen 
der Gefahr staatlicher Willkür. Das für das Strafrecht wichtigste Gesetz ist das 
Strafgesetzbuch. Es regelt das Kernstrafrecht, nämlich diejenigen strafrechtlichen 
Handlungen, mit denen jeder Bürger als Täter oder Opfer in irgendeiner Form 
konfrontiert werden kann. Aufser im StGB sind aber in zahlreichen weiteren 
Gesetzen Strafbestimmungen enthalten, die normalerweise an die Verletzung 
von Pflichten aus in dem betreffenden Gesetz geregelten Verhalten anknüpfen 
(Nebenstrafrecht). 
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Beispiel Die bereits erwähnten Straftaten der fahrlässigen Körperverletzung ($ 230 StGB), 
der Abtreibung ($ 218 StGB) und der Unterschlagung ($ 246 StGB) sind im Strafge- 
setzbuch geregelt, da sie allgemeine Verbote enthalten. Die Straftat, ein Auto zu 
fahren, für das keine Haftpflichtversicherung besteht, ist dagegen im Pflichtver- 
sicherungsgesetz geregelt, da sie an die Verpflichtung anknüpft, zum Schutz der 
Ansprüche etwaiger Unfallopfer jedes Kraftfahrzeug jederzeit versichert zu halten. 


Der Besondere Teil des StGB ordnet die einzelnen Straftatbestände systematisch 
an. Die ersten zwölf Abschnitte enthalten Straftaten gegen die Gesamtheit, die 
Abschnitte 13 bis 26 Delikte gegen den Einzelnen und die letzten drei Abschnitte 
solche Straftaten, die anderswo nicht untergebracht werden konnten, nämlich 
die gemeingefährlichen Straftaten, die Straftaten gegen die Umwelt und die Straf- 
taten ım Amt. 


Bei den Straftaten gegen die Gesamtheit sind zunächst die Delikte gegen den 
Staat und die Staatsgewalt (z.B. Hochverrat, Wahlfälschung), dann Delikte 
gegen wichtige Einrichtungen wie das Geldwesen und die Justiz (z.B. Geldfäl- 
schung, Meineid) sowie Ehe und Familie (z.B. Verletzung der Unterhaltspflicht, 
Doppelehe) geregelt. 


Die Straftaten gegen den Einzelnen umfassen 


- die Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung (z.B. Vergewaltigung, 
Zuhälterei), 

- die Straftaten gegen die Person (z.B. Verleumdung, Mord, Körperverletzung), 

- die Straftaten gegen Eigentum und Vermögen (z.B. Diebstahl, Raub, Erpres- 
sung). 


Bei den Tötungsdelikten, von denen 2015 in Deutschland 2116 bekannt gewor- 
den sind, unterscheidet man Mord ($211 StGB) und Totschlag ($212 StGB). 
\lord ist die Tötung eines Menschen unter den im Tatbestand im Einzelnen 
zenannten besonders verwerflichen Tatumständen oder Motiven, Totschlag 
‚cde andere vorsätzliche Tötungshandlung. Eine Expertengruppe hat 2015 Emp- 
'ehlungen für eine Reform der Tötungsdelikte, die historisch schwer belastet 
sınd, formuliert. Auf dieser Grundlage wurde ein Gesetzesentwurf erarbeitet, 


Zer noch innerhalb dieser Legislaturperiode zum Abschluss der Reform führen 
soll, 


Wird der Tod eines Menschen ohne darauf gerichteten Vorsatz verursacht, kom- 
men fahrlässige Tötung ($222 StGB) und Körperverletzung mit Todesfolge 
227 StGB) in Betracht. Der Selbstmord ist straflos, die Beteiligung an ihm 
sog. „aktive Sterbehilfe“) kann aber als Tötung auf Verlangen (8216 StGB) 
strafbar sein, während das Unterlassen einer vom todkranken Patienten abge- 
hnten weiteren Behandlung (sog. „passive Sterbehilfe“) keinen Straftatbestand 
<rtüllt, Die geschäftsmäßige Sterbehilfe ist seit November 2015 gesetzlich verbo- 


Eee 


Jer Abschnitt des Strafgesetzbuches mit dem Titel „Straftaten gegen die sexuelle 
»eibstbestimmung“ ist im November 2016 durch das Gesetz zur Verbesserung 
es Schutzes der sexuellen Selbstbestimmung reformiert worden, durch das 
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zum ersten Mal die Nichteinverständnislösung Bestandteil des deutschen Straf- 
rechts wird. Danach ist jede Handlung strafbar, die gegen den erkennbaren Wil- 
len einer Person vorgenommen wird. Bekannt wurde diese Lösung unter dem 
Slogan „Nein heifst Nein“. Die sexuelle Belästigung wird in $184 ı StGB n.F. 
erstmalig als solche mit Strafe bedroht. 


Zu den häufigsten Straftaten gehört der Diebstahl (8 242 StGB), der in der Weg- 
nahme einer Sache mit Zueignungsabsicht besteht. Der in der Form des Laden- 
diebstahls sehr häufige Diebstahl geringwertiger Sachen wird grundsätzlich nur 
auf Antrag des Bestohlenen verfolgt ($ 248a StGB). Beim Betrug ($ 263 StGB) 
nutzt der Täter einen Irrtum des Opfers dadurch aus, dass er es durch Vorspie- 
selung falscher Tatsachen zu einer Vermögensverfügung veranlasst, etwa zum 
Kauf eines geringwertigen Teppichs, von dem der Käufer meint, es handle sich 
um ein wertvolles altes Stück. 


Sehr häufig sind auch Straftaten im Straßenverkehr. Hierzu gehören das uner- 
laubte Entfernen vom Unfallort ($ 142 StGB), die Trunkenheit im Verkehr 
($ 316 StGB) und das Fahren ohne Fahrerlaubnis ($ 24 StVG). Während $ 142 
StGB die Schadensersatzansprüche von Unfallbeteiligten sichern soll, wollen 
$ 316 StGB und $ 24 StVG die Verkehrsteilnehmer vor ungeeigneten Fahrzeug- 
führern schützen. 


Viele Paragraphen des Strafgesetzbuchs beschreiben nach allgemeiner Überzeu- 
gung strafwürdiges Unrecht (dazu gehören z.B. Brandstiftung oder Betrug). Der 
Sinn einiger anderer erschliefst sich nicht ohne weiteres (z.B. das Verbot, eine 
Anklageschrift vor der Hauptverhandlung ım Wortlaut zu veröffentlichen), wie- 
der andere geraten in bedenklichen Konflikt mit der Meinungsfreiheit. Mitunter 
führen auch geänderte gesellschaftliche Anschauungen dazu, dass früher straf- 
bare Handlungen straffrei gestellt werden (z. B. homosexuelle Handlungen unter 
Erwachsenen und der Abbruch der Schwangerschaft, wenn die Schwangere 
zuvor beraten worden ist) und früher straffreie Handlungen für strafbar erklärt 
werden (z.B. Straftaten gegen den Wettbewerb) oder Handlungen anders 
bestraft werden (so konnte die Vergewaltigung in der Ehe früher lediglich als 
Körperverletzung geahndet werden). 


Im Oktober 2016 wurde der Entwurf eines Gesetzes zur strafrechtlichen Rehabi- 
litierung der nach dem 8.Maı 1945 wegen einvernehmlicher homosexueller 
Handlungen verurteilten Personen vorgelegt, der nicht nur die pauschale Aufhe- 
bung der entsprechenden Verurteilungen, sondern auch eine Entschädigung für 
dadurch erlittene Nachteile vorsieht. 


Vor völlig neue Herausforderungen stellt die Internetkriminalität das Strafrecht, 
da Täter und Opfer sich häufig in völlig verschiedenen Rechtsräumen aufhalten 
oder der Geschädigte gar nicht weiß, dass er Opfer einer Straftat geworden ist. 
Die Verbreitung von Hasskriminalität im Netz, die sich aus Beleidigungen, 
Bedrohungen, Volksverhetzung und Gewaltaufrufen zusammensetzt, kann nur 
in Zusammenarbeit mit den Betreibern der so genannten sozialen Netzwerke 
beschränkt werden. 
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Ganz neue Erscheinungsformen der Kriminalität sind terroristische Anschläge, 
die 2016 bereits zu zahlreichen Todesopfern und Schwerverletzten geführt 
haben, sowie Angriffe durch Selbstmordattentäter. 


IV. Folgen der Straftat 


Als Strafe kann das Gericht Freiheits- und Geldstrafen verhängen. Die Freiheits- 
strafe ist lebenslang (bei Mord und Völkermord stets, bei einigen anderen Delik- 
ten, wie Raub mit Todesfolge alternativ zur zeitlich befristeten Freiheitsstrafe) 
oder zeitlich befristet zwischen einem Monat und fünfzehn Jahren bei allen 
anderen Straftaten. Auch die lebenslange Freiheitsstrafe muss nach der Recht- 
sprechung des BVerfG dem Verurteilten die Chance eröffnen, wieder das Licht 
der Freiheit zu erblicken. Deshalb kommt ein Vollzug über 15 Jahre hinaus nur 
ın Frage, wenn es wegen der Schwere der Schuld (z.B. Tötung mehrerer Men- 
schen) angemessen erscheint; der Verurteilte kann dies gerichtlich überprüfen 
\assen. Eine absolute Obergrenze (wie z.B. in Portugal) gibt es im deutschen 
Strafrecht dagegen bisher nicht. 


Freiheitsstrafen unter 6 Monaten werden nur ganz ausnahmsweise verhängt, da 
sıch gezeigt hat, dass sie der Resozialısierung des Täters nicht förderlich sind, im 
Gegenteil: Ersttäter „lernen“ ım Gefängnis erst das, was sie für eine kriminelle 
“arriere brauchen. Deshalb sind etwa 80% aller verhängten Strafen Geldstra- 
‘en, und auch von den Freiheitsstrafen werden zumindest bei Ersttätern die meis- 
en zur Bewährung ausgesetzt, was bei Strafen bis zu 1 Jahr, unter besonderen 
_mständen auch bei Strafen bis zu 2 Jahren möglich ist. Bleibt der Täter in der 
Sewährungszeit (2 bis 5 Jahre) straffrei, ist eine Verbüßsung der Bewährungs- 
rate ausgeschlossen. Allerdings wird die Strafaussetzung zur Bewährung regel- 
massıg mit der Auferlegung einer Geldbuße verbunden. 


»cır dem Jahre 2011 gibt es die Möglichkeit der Elektronischen Aufenthaltsüber- 
vachung (EAU), die in der Umgangssprache als elektronische Fußfessel bekannt 
st. Die EAU kann an die Stelle von Untersuchungshaft oder kurzer Freiheits- 
rate treten oder als Bewährungsauflage verhängt werden. Außerdem kann sie 
” Rahmen der Führungsaufsicht zur Überwachung entlassener Straftäter ange- 
-dnet werden. Ziel der EAU ist, den Täter in seinem privaten und beruflichen 
.mteld belassen zu können und die Kosten des Strafvollzugs zu senken. Wäh- 
nd die Kosten für einen Haftplatz ca. 300.000 € pro Jahr betragen, belaufen 
“ch diese für die EAU nach ersten Schätzungen auf 4.000 bis 7.500 € pro Jahr. 
nzelne Bundesländer haben im Jahre 2012 eine Gemeinsame Überwachungs- 
elle (GÜL) eingerichtet. 


<.dstrafen werden nach Tagessätzen verhängt. Die Höhe der Geldstrafe hängt 
so bei gleicher Schuld davon ab, welches Nettoeinkommen der Täter an einem 
ag hat oder haben könnte. Der Mindestbetrag ist 1€, der Höchstbetrag 
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5.000 €). Da fünf bis 360 Tagessätze verhängt werden können, kann die Geld- 
strafe zwischen 5 und 1.800 000 € betragen und damit auch Bezieher hoher Ein- 
kommen empfindlich treffen. 


Im Jahre 1992 ist zusätzlich wieder die Vermögensstrafe eingeführt worden, 
nämlich die Konfiskation des gesamten Vermögens eines Beschuldigten. Sie 
erscheint wie ein Relikt aus dem Mittelalter, als der für vogelfrei Erklärte auch 
sein gesamtes Vermögen einbüßte. Sie wurde kaum jemals verhängt und im 
Jahre 2002 vom BVerfG für verfassungswidrig erklärt. 


Zu den Folgen der Straftat gehören neben den Strafen auch die Maßregeln, zu 
denen auch eine der häufigsten Sanktionen überhaupt gehört: die Entziehung 
der Fahrerlaubnis, die regelmäfsig mit einer Verurteilung wegen Trunkenheit im 
Verkehr verbunden ist und meist zeitlich befristet ist. Auch Berufsverbote, die 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus oder in einer Entzie- 
hungsanstalt können als Mafsregeln angeordnet werden. Bei ihnen kommt es 
nicht auf die Schuld des Täters, sondern auf das Sicherungsbedürfnis der Allge- 
meinheit an. Gerade bei der Entziehung der Fahrerlaubnis dürfte angesichts der 
Massenhaftigkeit von Trunkenheitsfahrten mehr der Gesichtspunkt im Vorder- 
grund stehen, dass nur durch eine auf die Tat bezogene Ahndung eine wirksame 
Spezialprävention des Täters erreicht werden kann. Zum Schutz der Bevölke- 
rung vor besonders gefährlichen Wiederholungstätern dient die Sicherungsver- 
wahrung, in die der Straftäter nach Entlassung aus der Strafhaft genommen wer- 
den kann. Sie kommt wegen des massiven Eingriffs in die persönliche Freiheit 
des Einzelnen nur in Betracht, wenn bereits bei Verkündung des Strafurteils 
eine erhebliche, nahe liegende Wahrscheinlichkeit besteht, dass der Täter nach 
der Entlassung aus der Strafhaft noch gefährlich ist, und sie muss zumindest 
unter Vorbehalt bereits im Strafurteil angeordnet werden. Außerdem muss die 
Sicherungsverwahrung klar von der Strafhaft abgegrenzt werden, z.B. durch 
spezielle Einrichtungen zur Unterbringung der Sicherungsverwahrten, und indi- 
viduelle Therapien anbieten. Eine nachträgliche Sicherungsverwahrung hatte der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte im Jahre 2009 als einen Verstoss 
gegen Art. 5 (Recht auf Freiheit) und Art. 7 (Rückwirkungsverbot) EMRK ange- 
sehen. 


Neben Strafen und Mafsregeln gibt es seit den 90er Jahren den Täter-Opfer-Aus- 
gleich, der eine Maßnahme der außergerichtlichen Konfliktschlichtung darstellt 
und nur dann in Frage kommt, wenn Täter und Opfer damit einverstanden sind. 
Ursprünglich wurde der Täter-Opfer-Ausgleich im Jugendstrafrecht eingeführt 
und dann auf das Erwachsenenstrafrecht ausgeweitet. Ziel des Täter-Opfer-Aus- 
gleichs ist es, Täter und Opfer mit Hilfe eines außergerichtlichen neutralen Ver- 
mittlers an einen Tisch zu bringen und auf einem für beide akzeptablen Lösungs- 
weg zu begleiten. Dieses Verfahren eignet sich bevorzugt für Straftaten wie 
Körperverletzung, Diebstahl, Bedrohung oder Beleidigung, bei denen dem Opfer 
eher an einer Entschuldigung und/oder einer Schadensersatz- oder Schmerzens- 
geldzahlung als einer Bestrafung des Täters gelegen ist. Das Gericht kann nach 
einem erfolgreichen Täter-Opfer-Ausgleich gemäß $ 46a StGB die Strafe mildern 
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oder ganz von Strafe absehen. Nicht angewendet werden darf der Täter-Opfer- 
Ausgleich bei schweren Verbrechen wie Mord, Totschlag oder Raub, deren Ahn- 
dung den Gerichten vorbehalten sein muss. 


Das Prinzip der Rechtssicherheit verlangt, dass alle Straftaten - außer Mord und 
Völkermord - irgendwann einmal nicht mehr verfolgt werden dürfen, also Ver- 
jährung eintritt. Der Zeitpunkt, wann Verjährung eintritt, hängt von der Höhe 
der angedrohten Strafe ab. Die Details sind in den $$ 78 ff. StGB, insbesondere in 
s 78 Abs. 3 StGB geregelt. Wenn Verjährung eingetreten ist, müssen die Ermitt- 
lungen zu der verfolgten Straftat eingestellt werden. 


V. Das Jugendstrafrecht 


Als Jugendstrafrecht bezeichnet man die besonderen Vorschriften, die für 
Jugendliche im Alter von 14 bis 18 Jahren und unter bestimmten Voraussetzun- 
zen auch für Heranwachsende zwischen 18 und 21 Jahren gelten. Kinder, die 
noch nicht 14 Jahre alt sind, sind schuldunfähig. Anders als in England z.B. ist 
also bei Tätern im Kindesalter jede Bestrafung ausgeschlossen, auch wenn der 
Täter einen Mord begangen hat. Nur ein Einschreiten des Familiengerichts mit 
dem Ziel, auf die Entwicklung des Kindes einzuwirken, ist möglich. Dagegen 
unterliegen Jugendliche und bei typischen „Jugendverfehlungen“ (die in der Pra- 
xıs sehr häufig angenommen werden) auch Heranwachsende zwar grundsätzlich 
dem allgemeinen Strafrecht, werden aber in einem besonderen Jugendgerichts- 
verfahren entweder nur pädagogischen Mafsnahmen unterworfen oder - wenn 
wegen der Schwere der Tat oder wegen häufiger Rückfälle eine Strafe notwendig 
st — meistens milder bestraft. 


O1e Jugendgerichte können auf die Verfehlungen Jugendlicher wesentlich flexib- 
er reagieren als die allgemeinen Strafgerichte. Im Vordergrund steht der Erzie- 
nungsgedanke. Das Jugendgerichtsgesetz (JGG) ermöglicht Entscheidungen in 
ınem vereinfachten jugendgerechten Verfahren, die Hauptverhandlung ist nicht 

"tentlich, als Sanktionen kommen neben einer Strafe auch Weisungen und Auf- 
zen in Betracht, wobei die Verurteilung zu einer bestimmten Zahl von Stunden 
zemeinnütziger Arbeit praktisch am häufigsten vorkommt. Diese bezwecken 
«eine Tatvergeltung, sondern sollen erzieherisch auf den jugendlichen Straftäter 
nwirken. Sie haben also den Charakter eines „Denkzettels“. Reicht eine solche 
\utlage nicht aus, können Jugendarrest von bis zu vier Wochen und Jugend- 
strate von 6 Monaten bis 10 Jahren verhängt werden, die häufig zur Bewährung 
susgesetzt werden. 


‚zendarrest kann auch mit einer zur Bewährung ausgesetzten Jugendstrafe 
nbıniert werden (so genannter „Warnschussarrest“, $ 16a JGG). Bei Verhän- 
zung von Jugendstrafe ist auch die so genannte Vorbewährung ($ 61 JGG) mög- 
<a. Hier wird die Bewährung nicht ım Urteil ausgesprochen, sondern erst einige 
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Monate später, wenn der Jugendliche in dieser Zeit die ihm erteilten Auflagen 
und Weisungen beachtet hat. Dadurch kann gezielt auf die Resozialisierung des 
Jugendlichen hingearbeitet werden. 


Das Jugendstrafrecht hat eine hohe praktische Bedeutung, da Jugendliche und 
vor allem Heranwachsende wesentlich öfter straffällig werden als der Durch- 
schnitt der Bevölkerung. Dabei kommen Delikte wie Körperverletzung und 
Diebstahl, aber auch Straftaten nach dem Betäubungsmittelgesetz und zweifels- 
ohne nach dem neuen Gesetz zur Bekämpfung der Verbreitung neuer psycho- 
aktiver Stoffe (so genannter Legal Highs) besonders häufig vor. 


VI. Ordnungswidrigkeiten 


Die Verletzung einer Vielzahl von gesetzlichen Vorschriften, vor allem des Ver- 
kehrs- und des Gewerberechts, sind nicht mit Strafe, sondern mit Geldbuße 
bedroht. Der Verstoß gegen solche Vorschriften wird also nicht als kriminelles 
Unrecht angesehen. Trotzdem soll derjenige, der sie verletzt, mit einer Sanktion 
belegt werden, da die Vorschrift andernfalls nicht durchzusetzen wäre. 


Beispiele 1. Die Gewerbeordnung sieht vor, dass an der Tür eines jeden Ladengeschäfts 

Vor- und Zuname des Inhabers anzubringen sind. Wer einen Laden eröffnet und 
dies unterlässt, begeht eine Ordnungswidrigkeit. 
2. Die Straßsenverkehrsordnung sieht vor, dass die Höchstgeschwindigkeit von 
Autos innerhalb geschlossener Ortschaften 50 km/h beträgt. Wer von der Polizei 
mit einer höheren Geschwindigkeit angetroffen wird, begeht eine Ordnungswid- 
rigkeit. 


Die Geldbuisen bei Ordnungswidrigkeiten werden nicht vom Strafgericht, son- 
dern von der Verwaltungsbehörde festgesetzt. Allerdings steht -— was durch 
Art. 19 IV GG grundrechtlich garantiert ist — jedem, der sich zu Unrecht oder 
zu hoch bestraft fühlt, der Weg zum Strafgericht offen. Die bei den Straftaten 
dargestellten Erfordernisse der tatbestandsmäfßsigen, rechtswidrigen und schuld- 
haften Handlung gelten auch hier, ebenso das Analogieverbot, nicht aber das 
Legalitätsprinzip: Es ist der Polizei und der Verwaltungsbehörde also unbenom- 
men, nur einen geringen Teil der Ordnungswidrigkeiten zu verfolgen, da der 
Abschreckungseffekt auch dadurch erreicht wird. Begeht der Täter mit ein und 
demselben Verhalten eine Straftat und eine Ordnungswidrigkeit, wird er wegen 
$21 OWIG normalerweise nur wegen der Straftat bestraft. 


Geringfügige Ordnungswidrigkeiten, bei denen eine Geldbuße von höchstens 
35€) angemessen erscheint (z.B. Nichtbeachtung eines Parkverbots), können 
auch in einem vereinfachten Verfahren verfolgt werden, indem der Betroffene 
eine Verwarnung erhält. Diese ist gerichtlich nicht überprüfbar, aber nur mög- 
lich, wenn der Betroffene zustimmt. Meint er, zu Unrecht verwarnt zu werden, 
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kann er die Verwarnung ablehnen, einen Bufßsgeldbescheid ergehen lassen und 
gegen diesen den Strafrichter anrufen. 


Die Verjährung von Ordnungswidrigkeiten richtet sich nach $$ 31 ff. OWiG und 
tritt frühestens nach drei Monaten, spätestens nach drei Jahren ein. 
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UÜBUNGSTEIL 


Rechtliche Aspekte 


1 Fragen zum Text 


L 


oJ 


a 


SO 1 In 


10. 
U: 


12. 
13. 
14. 
15. 


Womit befasst sich das moderne Strafrecht? 

Welche drei Hauptzwecke verfolgt die strafrechtliche Ahndung? 

Was bedeutet das Schuldprinzip? 

Was verstehen Sıe unter dem Weltrechtsprinzip? Ist dies die Regel oder die 
Ausnahme im Strafrecht? 

Was regelt das Strafgesetzbuch (StGB)? 

Welche Bedeutung hat das Legalitätsprinzip? 

Wann kann eine Tat nur bestraft werden? Was bedeutet dies konkret? 
Definieren Sie, nötigenfalls mit Hilfe eines Kommentars zum StGB oder 
eines Rechtswörterbuchs, Vorsatz und Fahrlässigkeit. 

Welche Folge hat das Vorliegen eines Rechtfertigungsgrundes für die Bestra- 
fung? Warum? 

Was ist unter Schuldfähigkeit zu verstehen? 

Wann liegt eine versuchte Straftat vor und wie sieht es mit der Strafbarkeit 
des Versuchs aus? 

Was verstehen Sie unter Freiheits-, was unter Geldstrafe? 

Wie funktioniert die Strafaussetzung zur Bewährung? 

Wann wird eine Mafsregel der Besserung und Sicherung verhängt? 

Was ist eine Ordnungswidrigkeit und wie wird sie sanktioniert? 


2 Finden Sie heraus, um welche Straftat es sich handeln könnte, und formulieren 
Sie den Klausureinstieg mit entsprechendem Paragraphen. 


IM 
>. 


Der Dieb D entwendet die Geldbörse aus der Manteltasche des M. 
Referendarin R ist in der Zweiten Juristischen Prüfung wiederholt und end- 
gültig durchgefallen. Da sie Richterin werden möchte, fertigt sie kurzerhand 
selbst eine Urkunde an, nach der sie die Zweite Juristische Prüfung mit aus- 
gezeichneten Noten bestanden hat, und legt diese dem Justizministerium 
vor. Der Schwindel fliegt sofort auf. 


. Ehemann E findet, seine Frau müsse ihm jederzeit zur Verfügung stehen. Als 


sie ihm erklärt, sie habe heute keine Lust auf Sex, übt er mit Gewalt den Bei- 
schlaf mit ıhr aus. 


. Die Ehefrau F tötet gemeinsam mit ihrem Liebhaber L ihren Ehemann, der 


ihrer Liebesbeziehung im Wege stand. F und L beabsichtigen, sich mit dem 
Vermögen des toten Ehemannes ein schönes Leben zu machen; diese Idee 
hatten sie bereits vor der Tötung. 


. Der schlaue Dagobert droht Banken und grofßsen Kaufhäusern Sprengstoff- 


attentate an, die zum Tod zahlreicher Kunden führen könnten, falls sie ihm 
nicht je eine Million Euro zahlen. Die Bedrohten zahlen. 
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6. 


10. 


Auf dem Münchner Oktoberfest geraten sich die Bedienung B und der Gast 
G in dıe Haare, was in eine handfeste Schlägerei ausartet. Am Ende hat Bein 
blaues Auge und dem G fehlt ein Zahn. 


. Die Gegner G des Atomtransports „Pollux“, der von München nach Gorle- 


ben fährt, setzen sich auf die Schienen, um den Zug zum Anhalten zu zwin- 
gen oder zumindest den Transport zu erschweren und wirtschaftlich ad 
absurdum zu führen. Der Zug mit dem Atommüll muss deswegen zweimal 
halten. 


. Der Skinhead S wirft die Fenster eines türkischen Lebensmittelladens ein. 


Verletzt wird niemand. 


. Die Gelegenheitsganoven G und V kidnappen die Millionärin M und ver- 


langen zwei Millionen Euro Lösegeld von deren Familie. Die Familie zahlt. 
Die Rechtsradikalen R und K zünden ein Asylantenwohnheim an und hof- 
fen, dass es viel Aufregung, mehrere Verletzte und vielleicht einen Toten 
gibt. Alles tritt ein. 


3 Worin dürfte der Hauptgrund für die Bestrafung der folgenden Straftäter liegen 
(Vergeltung, Spezialprävention, Generalprävention)? Mehrere Gründe erschei- 
nen möglich. Begründen Sie Ihre Ansicht kurz. 


A ER | 


. Der neunzigjährige M, der nie wieder mit einer Frau zusammenleben will, hat 


seine fünfzigjährige attraktive Lebensgefährtin L aus Eifersucht getötet. 


. Die Studentin S, die gerne und häufig auf Uni-Feten geht und dort die Alko- 


holauswahl genießt, fährt in sehr betrunkenem Zustand gegen eine Ampel, 
die dadurch völlig zerstört wird. 


. Zehn Jahre nach einer Geiselnahme, bei der der Fahrer, die zwei Leibwächter 


und später auch die Geisel selbst liquidiert, also bewusst und gewollt getötet 
wurden, wird der Terrorist T verhaftet. T gibt zu, geschossen zu haben und 
dies damals aus politischen Gründen für gut befunden zu haben. Heute 
bereut er seine Tat. 


. Der ehemalige KZ-Wachmann D wird im Jahr 2011 wegen Beihilfe zum 


Mord an mindestens 28.060 Juden im Jahr 1943 im Vernichtungslager $ 
vom Landgericht M zu fünf Jahren Freiheitsstrafe verurteilt. Gleichzeitig 
hebt das Landgericht den Haftbefehl gegen den 91-Jährigen wegen dessen 
schlechtem Gesundheitszustand als unverhältnismäßig auf. 


= Wie verhält es sich mit der Schuldfähigkeit der folgenden Personen? In welchen 
"aragraphen finden Sie dazu etwas? 


. Der dreizehnjährige Junge J tritt in die Autotür seiner Nachbarin N, die er 


nicht leiden kann, eine grofse Beule. 

Die unter Schizophrenie leidende $ erschiefst den Briefträger B, weil sie ihn für 
ein gefährliches Ungeheuer hält. 

Der dreißigjährige Landstreicher L stiehlt im Supermarkt eine Packung Ziga- 


retten. 
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4. Die fünfzehnjährige F, die in jeder Hinsicht einer durchschnittlichen Fünf- 
zehnjährigen entspricht, stöfst ihren Mitschüler M über eine Mauer, so dass 
er sich den Arm bricht. 

5. Der neunzehnjährige N, der noch ein rechter Kindskopf, aber normal intelli- 
gent ist, bezahlt mit Fünfhunderteuroscheinen, die er auf einem Farbkopierer 
herstellt. 

6. Die vierzehnjährige V, die unter einer verzögerten Entwicklung leidet und den 
Reifezustand einer Elfjährigen hat, verletzt ihre Schulfreundin F beim Rad- 
fahren absichtlich. 


Entscheiden Sie, ob bei den folgenden Straftaten nach dem in 86 Nr. 2 bis 8 

StGB und im Völkerstrafgesetzbuch konkretisierten Weltrechtsprinzip oder 

wegen 87 StGB das deutsche Strafrecht gilt, und begründen Sie Ihre Meinung. 

l. Der Serbe S, der nach dem Bürgerkrieg im ehemaligen Jugoslawien in Mün- 
chen untergetaucht ist, wird dort festgenommen und vor den dortigen Straf- 
serichten des Völkermordes angeklagt. 

2. Die auf einer Tournee in Deutschland befindliche amerikanische Countrysän- 
serin C, die in Texas ihren amerikanischenLebensgefährten ermordet haben 
soll, wird nach ihrem letzten Auftritt verhaftet und des Mordes angeklagt. 

3. Der Pole P verspricht jungen polnischen Frauen vom Lande, ihnen eine Au- 
pair-Stelle in Deutschland zu besorgen. In Wirklichkeit verkauft er sie von 
Polen aus an deutsche Bordelle, in denen sie zur Prostitution gezwungen wer- 
den. Bei einer seiner kurzen Einreisen nach Deutschland wird P verhaftet und 
angeklagt. 

4. Die Thailänderin T, die selbst drogensüchtig ist, verkauft zur Deckung ihres 
Lebensunterhaltes und Drogenkonsums in Thailand Drogen. Gelegentlich ist 
unter ihren Kunden ein deutscher Tourist. Als T an einem vierwöchigen 
Sprachkurs in Deutschland teilnimmt, wird sie festgenommen und dem Straf- 
richter vorgeführt. 

5. Die beiden Deutschen D und G gründen anlässlich des Erdbebens auf Haiti 
eine Kinderhilfsorganisation, die in Deutschland Spenden sammelt. In Wirk- 
lichkeit dient die sogenannte Hilfsorganısation dazu, haitianische Kinder dort 
sexuell zu missbrauchen und sie nach Deutschland und in andere wohlha- 
bende Länder zu verbringen, um sie dort der sexuellen Ausbeutung durch 
Pädophilenringe auszusetzen. 


Strafe im Sinne der Strafgesetze sind nur Freiheitsstrafe, Geldstrafe und - als 
Nebenstrafe -— das Fahrverbot. Handelt es sich in den folgenden Fällen um eine 
solche Strafe? Begründen Sie Ihre Antwort. 


1. Die Käuferin K und das Autohaus A vereinbaren, dass für jeden Tag, den der 
bestellte Wagen zu spät geliefert wird, eine Vertragsstrafe in Höhe von 50,-€ 
fällıg wird. 

2. Der Tierquäler Q hat sich darüber geärgert, dass ihn sein Pferd abgeworfen 
hat. Obwohl er völlig unverletzt geblieben ist, vergiftet er sein Pferd. Es ver- 
endet qualvoll. Q wird mit einer Geldstrafe ın Höhe von 3.000,- € bestraft. 
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3. Autofahrer F überfährt eine rote Ampel und muss für diese Ordnungswidrig- 
keit 60,-€ bezahlen. 
4. Brandstifterin B, die ihr Wohnhaus angezündet hat, wird zu drei Jahren Frei- 


heitsstrafe verurteilt. 


/ Ordnen Sie die Freisprüche, Strafen, Nebenstrafen und Malfsregeln der Besse- 
rung und Sicherung den einzelnen Fällen zu: 


Freispruch / Freispruch / Freispruch / Geldstrafe: 50 Tagessätze a 1.000 € / 
zeitige Freiheitsstrafe: 2 Jahre auf Bewährung / zeitige Freiheitsstrafe: 
51/2 Jahre Gefängnis / zeitige Freiheitsstrafe: 10 Jahre Gefängnis / 

8 Jahre Freiheitsstrafe / lebenslange Freiheitsstrafe / lebenslange Freiheits- 
strafe mit Feststellung der besonderen Schwere der Schuld / lebenslange 
Freiheitsstrafe mit Feststellung der besonderen Schwere der Schuld und 
anschließender Sicherungsverwahrung / Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus / gemeinnützige Arbeit: 30 Arbeitsstunden / 
Berufsverbot / Entziehung der Fahrerlaubnis 


. Der Fernsehmoderator M wird angeklagt, eine Freundin vergewaltigt zu 
haben. Die Richter haben Zweifel am Tathergang und wenden auf ihre Ent- 
scheidung den Grundsatz „in dubio pro reo“ an. 

. Der Student 5 wird angeklagt, seinen Nachhilfeschüler N, der aus einer sehr 
wohlhabenden Familie stammt, entführt und unter Ausnutzung von dessen 
Arglosigkeit getötet zu haben. Nach der Tötung hatte S versucht, von der 
Familie des Kindes für dessen Freilassung 1 Million Euro zu erpressen, 
indem er der Familie vorspiegelte, das Kind sei noch am Leben, obwohl er 
den Leichnam schon längst vergraben hatte. 

3. Die Möchte-gern-Künstlerin K ist angeklagt, weil sie Graffitis auf ein neu 
renoviertes historisches Gebäude gesprüht hat. Sie hält sich für eine begna- 
dete Künstlerin und ist einkommens- und vermögenslos. 

. Der ehemalige Lehrer L wird verurteilt, weil er in einem Zeitraum von fast 
zwanzig Jahren drei Jungen getötet und zahlreiche Kinder sexuell miss- 
braucht hat. Das Gericht hält den Täter, der bei seinen Taten eine gruselig 
aussehende Sturmhaube trug, für einen gefährlichen, nicht resozialisierbaren 
Serientäter. 

. Die Terroristin T ıst angeklagt, weil sie mehrere Raubüberfälle begangen 
hat, um ihr Leben im Untergrund zu finanzieren. Bei den Überfällen wurde 
niemand verletzt. Mehrere Kassiererinnen erlitten allerdings einen Schock 
und mussten danach eine langwierige Psychotherapie in Anspruch nehmen. 
. Die 18-jährige Kurdin K lebt mit ihrer extrem konservativen jesidischen 
Familie im Ruhrgebiet. Sie möchte wie eine junge deutsche Frau leben, 
aber ihre Brüder, insbesondere der zweiundzwanzigjährige B, akzeptieren 
dıes nicht und verprügeln sie deshalb mehrfach. K flüchtet zu ihrem Schutz 
ıns Frauenhaus. Ihre fünf Brüder entführen sie von dort mit Gewalt; angeb- 
‚ich möchten sie K in die Familie zurückholen. Während der Autofahrt tötet 
5 seine Schwester K durch zwei Kopfschüsse. B wird wegen Mordes ange- 





10. 
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klagt, seine Brüder S und K wegen Geiselnahme und Beihilfe zum Mord und 
seine Brüder E und N wegen Geiselnahme. 

Fußballtrainer F wird verurteilt, weil er zahlreiche jugendliche Spieler 
sexuell belästigt hat. Diese verlangen, dass nicht nur eine Freiheitsstrafe ver- 
hängt wird, sondern außerdem sichergestellt wird, dass er nicht mehr als 
Sporttrainer das Vertrauen der jungen Spieler missbrauchen kann. 


. Rapper R wird wegen wiederholter massiver Geschwindigkeitsüberschrei- 


tungen, darunter einmal um 132 km/h, und Beleidigung zahlreicher Ver- 
kehrsteilnehmer verurteilt. 

W, der seit vielen Jahren unter unkorrigierbaren Wahnvorstellungen leidet 
und deswegen nicht strafrechtlich verantwortlich gemacht werden kann, 
wird verurteilt, weil er mehrfach mit einem Messer auf seine Mutter einge- 
stochen und sie getreten hat, bevor er sie letztendlich in der Badewanne 
ertränkte. Er erklärte dem Gericht, Stimmen aus dem Radio hätten ihn zu 
der Tat getrieben. Das Landgericht spricht ihn vom Vorwurf des Totschlags 
frei. 

Der Veranstalter V eines Extremberglaufs zur Zugspitze wird wegen fahr- 
lässiger Tötung zweier Läufer und wegen fahrlässiger Körperverletzung 
von neun weiteren Läufern angeklagt. Die elf Extrembergläufer waren trotz 
Schneetreibens und eisiger Winde ın kurzen Hosen und T-Shirts gelaufen 
und hatten auch in eisiger Höhe keine warme Laufkleidung angelegt. Der 
Veranstalter hatte auf die Notwendigkeit wettertauglicher Ausrüstung hin- 
gewiesen und den Lauf trotz eines Wetterumschwung nicht abgebrochen. 
Das Gericht kommt nach der Beweisaufnahme zu dem Ergebnis, dass die 
Verletzten und Verstorbenen sich eigenverantwortlich gefährdet haben. 


8 Die Prüfung eines strafrechtlichen Delikts wird unterteilt in Tatbestandsmäßig- 
keit, Rechtswidrigkeit und Schuld. In welchem Prüfungsbereich liegt in den fol- 
genden Fällen das Problem? 


1, 


Ka 


Nach reichlichem Alkoholgenuss auf einem Kneipenbummel nimmt die Stu- 
dentin S einen Blumentopf von der Terrasse der letzten Kneipe mit, ohne dass 
der Wirt dieses bemerkt. Nach wenigen Minuten wird ihr der Blumentopf 
jedoch zu schwer und sie wirft ihn weg. 

Der schüchterne U, der Alkohol nicht gewohnt ist, betrinkt sich absichtlich 
total, um seinem Chef endlich zu sagen, was er wirklich von ihm hält. Er 
beleidigt ihn schwer. 


. F, die schon mehrmals in der U-Bahn überfallen worden ist, hat zu ihrer Ver- 


teidigung immer ein so genanntes K.O.-Gas dabei. Als Tourist T sie nach der 
richtigen U-Bahnstation fragen will, befürchtet sie einen Angriff und sprüht 
ihm das Gas direkt ins Gesicht. T geht es eine Stunde lang gesundheitlich 
und psychisch schlecht. 

X, ein deutscher Staatsangehöriger mit koreanischen Wurzeln, führt seine 
Ehefrau in ein koreanisches Restaurant in Hamburg. Dort gibt es eine kore- 
anische Spezialität, die darin besteht, einen lebendigen Tintenfisch ganz oder 
in Stücke geschnitten zu verzehren. X hofft, dass seine Frau sich am Tinten- 
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fisch verschluckt und stirbt, so dass er die hohe Lebensversicherung kassieren 
kann, die er vor einigen Jahren für sie abgeschlossen hat. Seine Hoffnung 
erfüllt sich. 


. Mauerschütze M ist wegen Totschlags angeklagt, weil er einen Bürger der 


DDR am Verlassen des Staatsgebiets gehindert hat, indem er ihn erschossen 
hat. M verteidigt sich mit dem Argument, er habe einen Schießbefehl des Vor- 
gesetzten befolgt und was früher Recht gewesen sei, könne heute kein Unrecht 
sein. Der Bundesgerichtshof verurteilt ihn mit der Begründung, die vorsätz- 
liche Tötung unbewaffneter Flüchtlinge stelle einen offensichtlichen, unerträ- 
glichen Verstoß gegen elementare Gebote der Gerechtigkeit und gegen völker- 
rechtlich geschützte Menschenrechte, also gegen höherrangiges Recht dar. 


. Beim Untergang des Schiffes Costa Mortalia schiebt die sportliche S den 


schwächlichen L von einer Holzplanke, die nur einen von beiden tragen 
kann.L ertrinkt, 5 wird gerettet. 


9 Entscheiden Sıe, ob es sich um Alleintäterschaft ($25 Abs.1 StGB), Mittäter- 
schaft ($25 Abs.2 StGB), Beihilfe ($27 Abs.1) oder Anstiftung (826 StGB) 
handelt. 


1. 


a | Ei 


X, Y und Z prügeln auf einem Volksfest den A, der sie angerempelt hatte, 
krankenhausreif. 

Bankräuberin B überfällt ihre zehnte Bank. 

E, die ihren Ehemann umbringen will, sich aber nicht traut, beauftragt einen 
Killer, die Tat auszuführen. 


. Der Rechtsanwalt R stellt seinen Farbkopierer dem Ganoven G zur Herstel- 


lung falscher Geldscheine zur Verfügung. 


[21 Entscheiden Sie, ob Vorsatz oder Fahrlässigkeit vorliegt. 


. Die lebensfrohe F will ihren langweiligen Lebensgefährten L töten, um seine 


Lebensversicherung zu kassieren. Sie schüttet eine ausreichende Menge Gift 
ın seinen Kaffee; L stirbt. 


. Brandstifter B steckt eine einsame er an. Er weiß, dass in der Scheune 


öfters Landstreicher übernachten, und hält es für möglich, dass auch jetzt ein 
Landstreicher darin schläft. Dies ist ihm jedoch egal. Landstreicher L stirbt in 
den Flammen. 


‘. Die Rechtsradikale R wirft vormittags einen Brandsatz in den Aufenthalts- 


raum eines Asylbewerberwohnheims. Sie weiß, dass sich gelegentlich vormit- 
tags Personen in diesem Raum aufhalten, hofft jedoch, dass dies heute nicht 
der Fall ist, da sie den Asylbewerbern lediglich einen Schreck einjagen will. 
Tatsächlich wird die Asylbewerberin A durch den Brandsatz schwer verletzt. 
Der eigenbrötlerische E wacht an Silvester durch den Lärm einer vor seinem 
Haus vorübergehenden feiernden Gruppe auf. Er empfindet seit Wochen 
Wut, Ärger und Frust über seine aktuelle schwierige Lebenssituation und 
schiefst jetzt aus Verärgerung über die Ruhestörung mit einer Pistole in die 
Gruppe. Ihm ist bewusst, dass ein Schuss aus dieser Waffe tödlich sein kann. 
Dies ıst ihm egal. Die Schülerin S wird tödlich verletzt. 
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Überlegen Sie, ob ein (strafbarer) Versuch oder eine (straflose) Vorbereitungs- 
handlung vorliegt. 


1. 


2. 


Förster F, der seine Frau erschießen will, weil er seine junge Geliebte heiraten 
will, kauft für die Tat ein neues Gewehr. 

Altenpflegerin A, die sich eines schwierigen Patienten entledigen will, stellt 
eine Kanne mit vergiftetem Tee auf dessen Nachttisch. Sie geht davon aus, 
dass der Patient wie jeden Tag seinen Tee trinken wird und heute daran 
stirbt. 


Um welche Problematik (Analogieverbot, Bestimmtheitsgrundsatz, Rückwir- 
kungsverbot) geht es ın den folgenden Beispielen? 


1: 


Der Holländer L wurde angeklagt, am 27.2.1933 den Reichstag in Brand 
gesetzt zu haben. Am Tag der Tat betrug die Höchststrafe für schwere vor- 
sätzliche Brandstiftung lebenslanges Zuchthaus. Am 28.2.1933 wurde für 
die Zukunft die Todesstrafe für jene Taten möglich, für die bisher lebenslan- 
ges Zuchthaus angedroht war. Am 29.3.1933 trat ein Gesetz in Kraft, das 
bestimmte, dass die Vorschriften vom 28.2.1933 rückwirkend auch auf 
Taten anzuwenden seien, die zwischen dem 31.1. und dem 27.2.1933 began- 
gen wurden. Daraufhin wurde L zum Tode verurteilt und hingerichtet. 


. $2 Reichsstrafgesetzbuch bestimmte von 1935-1945: „Bestraft wird, wer 


eine Tat begeht, die das Gesetz für strafbar erklärt oder die nach dem Grund- 
gedanken eines Strafgesetzes und nach dem gesunden Volksempfinden Strafe 
verdient. Findet auf die Tat kein bestimmtes Strafgesetz unmittelbar Anwen- 
dung, so wird die Tat nach dem Gesetz bestraft, dessen Grundgedanke auf sie 
am besten zutrifft.“ 


. Der Bayerische Verfassungsgerichtshof (BayVerfGH) erklärte 1951 folgende 


Vorschrift für nichtig: „Mit Gefängnis, Haft oder Geldstrafe, in schweren 
Fällen mit Zuchthaus wird bestraft, wer... gegen die Interessen der Alliierten 
Streitkräfte oder eines ihrer Mitglieder handelt.“ 


812 StGB unterteilt die Straftaten ın zwei Gruppen: Verbrechen und Vergehen. 
Verbrechen sind rechtswidrige Taten, die im Mindestmaß mit Freiheitsstrafe von 
einem Jahr oder Geldstrafe bedroht sind, Vergehen solche, die im Mindestmaß 
mit einer geringeren Freiheitsstrafe oder mit Geldstrafe bedroht sind. Entschei- 
den Sie aufgrund der Strafdrohung, ob es sich bei folgenden Straftaten um ein 
Verbrechen oder ein Vergehen handelt. 
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1 Verbrechen 


Abgeordnetenbestechung, $ 108e 





Vergehen 


Hausfriedensbruch, 5123 


Volksverhetzung, $ 130 I 





| Geldfälschung, $ 146 I 
Meineid, $ 154 I 


Doppelehe, $ 172 


Vergewaltigung, $ 177 I 








Totschlag, $212 


 Schwangerschaftsabbruch, $218 11 


I 


Körperverletzung, $223 I 


14 Rechtspolitische Frage 
Erörtern Sie, inwieweit das Weltrechtsprinzip ein zweischneidiges Schwert ist. 
Gehen Sie dabei auf die Gründe ein, die einen Staat veranlassen können, das 
Weltrechtsprinzip nicht mehr länger anzuwenden. 


15 Rechtsvergleichende Anregungen 


l. Erörtern Sie, wie in Ihrem Heimatland die Strafzwecke in die Tat umgesetzt 
werden, und vergleichen Sie die Situation mit derjenigen in Deutschland. 
Gehen Sie dabei auch auf den Schutz der Gesellschaft vor besonders gefähr- 
lichen und/oder schuldunfähigen Tätern ein. 

. In Deutschland wird seit vielen Jahren die Abschaffung der lebenslangen Frei- 
heitsstrafe diskutiert, in anderen Staaten diejenige der Todesstrafe. Erläutern 
Sie, wie in Ihrem Land schwerste Verbrechen bestraft werden, und verglei- 
chen Sie, ob ähnliche Diskussionen wie in Deutschland stattfinden und wie 
das Dilemma einer menschenwürdigen Bestrafung einerseits und Angemes- 
senheit der Strafe gegenüber der Schwere der Schuld andererseits überwun- 
den wird. 

. Die Rolle der Opfer wurde in den letzten Jahrzehnten permanent gestärkt 
(z.B. durch das Opferschutzgesetz, das Opferentschädigungsgesetz), zuletzt 
durch den Rechtsanspruch auf kostenlose psychosoziale Prozessbegleitung 
durch das 3. Opferrechtsreformgesetz vom 21.12. 2015. Erläutern Sie, ob in 
Ihrem Land eine ähnliche Entwicklung stattgefunden hat, und vergleichen Sie 
die Lage der Opfer von Straftaten in beiden Ländern. Vergleichen Sie dabei 
auch, ob Verfahren außerhalb der Gerichte existieren (z.B. der Opfer-Täter- 
Ausgleich) und ob diese die Rolle des Opfers eher stärken oder schwächen. 


I, 


Koh 
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Sprachliche Aspekte 
1 Ergänzen Sie in Zusammenhang mit dem Wortfeld „Tat und Strafe“ in den 
nachfolgenden Sätzen passende Wörter aus der Liste. 


bestraft / Bestrafung / Freiheitsstrafe / Kernstrafrecht / Nebenstrafrecht / 
strafbar / strafbar / Strafe / Strafe / Strafgesetzes / Strafvorschrift / Täter / 
Täter / Täters / Tat / Tat / Taten / Tatbestand / Tatzeit 


1. Was ım Strafgesetzbuch und seinen Nebengesetzen nicht für 


erklärt worden ist, kann auch nicht werden. 
2. Eine rechtswidrige _ ist nur eine solche, die den 
eines verwirklicht. 


3; Aufgrund des Analogieverbots dürfen Strafgerichte eine 
nicht über ihren eindeutigen Wortlaut hinaus anwenden. 


-, ist nur vorsätzliches Handeln, wenn nicht das Gesetz fahr- 
lässıges Handeln ausdrücklich mit bedroht. 

5:AS5___ wird bestraft, wer die selbst oder durch 
einen anderen begeht. 

6. Die Schuld des ist Grundlage für die Höhe der 

7. Die Zeit, in der der | gehandelt hat oder im Falle des Unterlas- 
sens hätte handeln müssen, ist die 

8. Verbrechen sind rechtswidrige „die im Mindestmafßs 
mit von einem Jahr pam darüber bedroht 
sind. 

9. Neben dem Strafgesetzbuch, das das __ regelt, 


gibt es weitere Gesetze mit Strafbestimmungen, die zusammenfassend als 
bezeichnet werden. 
10. Das Strafgesetzbuch enthält auch Regelungen darüber, wann eine 
aus besonderen Gründen ausgeschlossen ist. 


2 Ergänzen Sie ein im Strafrecht gebräuchliches Adjektiv oder Adverb aus der 
Liste. 


fahrlässiges / gemeingefährlichen / rechtswidrige / schuldunfähig / 
umweltgefährdende / unerlaubte / unterlassene / verfassungswidrig / 
verminderte / vorsätzlich 


1. Nach $19 StGB ist ______„ wer bei Begehung der Tat 
noch nicht vierzehn Jahre alt ıst. 

2. Der in $21 StGB definierte Begriff der verminderten Schuldfähigkeit wird 
häufig durch den Ausdruck „ | _ Zurechnungs- 
fähigkeit“ ersetzt. 

3, | | handelt jemand, der weiß, was er tut, und es 
auch will. 

















4, 


. Die Fortführung einer für 
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Einige Gesetze bedrohen auch j | Handeln aus- 
drücklich mit Strafe. 


‚ Eine Tat verwirklicht den Tatbestand eines 


Strafgesetzes. 


. Nach $ 323c StGB ist | __ Hilfeleistung strafbar. 
. Brandstiftung und Gefährdung des Straßenverkehrs gehören zu den 


BER | Straftaten. 
Eine Straftat ist beispielsweise die unbe- 
fugte Verunreinigung eines Gewässers. 
Die \ __ Veranstaltung eines Glücksspiels oder einer 
Lotterie ıst strafbar. 
erklärten Partei 





ist nach $ 84 StGB strafbar. 


Ersetzen Sie den kursiv gedruckten Ausdruck durch ein Modalverb (sollen, müs- 
sen, nicht dürfen) + Infinitiv im Passiv. 


Beispiel Es ist verboten, explosionsgefährliche Abfälle außerhalb einer dafür zugelassenen 


Anlage abzulagern. 


Explosionsgefährliche Abfälle dürfen nicht außerhalb einer dafür zugelassenen 
Anlage abgelagert werden. 


L, 


arm 


Fi 


Es ist verboten, einer Person unter 18 Jahren pornographische Schriften 
anzubieten, zu überlassen oder zugänglich zu machen. 








. Es ıst strafbar, einen anderen zur Ableistung eines falschen Eides zu verleiten. 








. Es ist nicht gestattet, eine fremde Sache rechtswidrig zu beschädigen oder zu 


zerstören. 








. Bei der Planung, Leitung oder Ausführung eines Baues ist es notwendig, die 


anerkannten Regeln der Technik einzuhalten, um Leib und Leben anderer 
Personen nicht zu gefährden. 








. Ein Zweck der Ahndung einer Straftat besteht darin, den Täter durch die 


Strafe davon abzuhalten, weitere Straftaten zu begehen. 
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Welche Modalverben drücken folgende Ideen aus: 


Verbot Gebot Zweck 
a) b) c) 


Die Position der Negation beı „nicht dürfen“ 


Die Negation steht jeweils vor dem Satzteil, der negiert werden soll. Transfor- 
mation: Ersetzen Sie „es ist verboten“ durch „nicht dürfen“ + Infinitiv im Passiv. 


Beispiel Es ist verboten, ein Schiff in Brand zu setzen. 


Ein Schiff darf nicht in Brand gesetzt werden. 


. Es ist verboten, Waldflächen durch Rauchen in Brandgefahr zu bringen. 





. Es ist verboten, öffentliche Lotterien ohne behördliche Erlaubnis zu veran- 
stalten. 








. Es ist verboten, bei drohender Zahlungsunfähigkeit Bestandteile des Vermö- 
gens, die im Falle der Insolvenzeröffnung zur Insolvenzmasse gehören, bei- 
seite zu schaffen. 





. Es ist verboten, ein Kraftfahrzeug gegen den Willen des Berechtigten in 
Gebrauch zu nehmen. 








Achtes Kapitel 
Das Verwaltungsrecht 


I. Abgrenzung von Zivilrecht und Verwaltungsrecht 


Während das in den Kapiteln 4 bis 6 vorgestellte Zivilrecht die Rechtsbeziehun- 
gen der Bürger untereinander regelt, betrifft das Verwaltungsrecht wie das Straf- 
recht das Verhältnis der Bürger zum Staat. Diese nicht zum Zivilrecht (= Privat- 
recht) gehörenden Teile des Rechts werden auch als Öffentliches Recht 
bezeichnet, wobei man allerdings normalerweise das Strafrecht dem (übrigen) 
Öffentlichen Recht gegenüberstellt und als Öffentliches Recht nur das in Kapı- 
tel 3 skizzierte Verfassungsrecht und das jetzt darzustellende Verwaltungsrecht 
bezeichnet. Das Öffentliche Recht ist nicht wie das Zivilrecht vom Grundsatz 
der Gleichordnung, sondern vom Grundsatz der Über- und Unterordnung 
sekennzeichnet. Im Bereich des Verwaltungsrechts tritt der Staat dem Bürger 
hoheitlich gegenüber. 


Beispiel Wenn der Staat bei einem Kaufmann Büromaterial einkauft, schließt er einen Kauf- 
vertrag nach den Regeln des bürgerlichen Rechts ab. Wenn der Kaufmann den Ver- 
trag nicht erfüllt, kann der Staat gegen den Kaufmann nur nach den Regeln des 
BGB vorgehen. Er muss ihn, wenn das Bestellte nicht geliefert wird, vor dem Zivil- 
gericht verklagen. Es ist dem Staat nicht etwa gestattet, mit Polizeigewalt das 
bestellte Büromaterial zwangsweise bei dem Kaufmann abzuholen. Ist dagegen 
einer Eisdiele durch die Gewerbebehörde der Betrieb untersagt worden, weil sie 
verdorbenes Eis verkauft hat, und öffnet der Inhaber sein Geschäft trotzdem, so 
kann die Polizei mit staatlichem Zwang diesen Hoheitsakt der Gewerbeuntersa- 
gung durchsetzen. 


Das Öffentliche Recht hatte vor 150 Jahren nur eine vergleichsweise geringe 
Bedeutung. Es regelte vor allem die für den Staat als Ganzes wichtigen Bereiche, 
2.B. die Staatsangehörigkeit, das Geld- und Münzwesen, das Steuerwesen und 
die Bau- und Gewerbepolizei. Diese Gebiete gehören auch heute noch zum Ver- 
waltungsrecht, aber mit dem Vordringen des Staates in alle Lebensbereiche hat 
auch das Verwaltungsrecht einen großen Aufschwung genommen. Im modernen 
Wohlfahrtsstaat hat der Staat auch für die staatliche Sozialversicherung und die 
Leistungen der Sozialhilfe zu sorgen. Im Baurecht und Gewerberecht sind die 
Regelungen viel dichter geworden. Wesentlich mehr Tätigkeiten des Bürgers 
sınd zwar grundsätzlich erlaubt, aber von der Erteilung von Erlaubnissen und 
\senehmigungen oder von vorheriger Anzeige abhängig gemacht geworden, so 
2.B. das Fahren eines Autos, die Tätigkeit als Makler, sogar das schlichte Eröff- 
nen eines Ladengeschäfts, auch wenn darin nur alte Kleider verkauft werden. 
Wesentlich umfassender ist mit der ständigen Erhöhung der vom Bürger zu tra- 
senden Steuerlast auch das Steuerrecht geworden. Neu hinzugekommen ist auch 
2as gesamte Planungsrecht, sei es auf dem Gebiet des Baurechts, der landes- und 





160 Achtes Kapitel: Das Verwaltungsrecht 


städtebaulichen Entwicklung oder des Umweltschutzes. Andererseits ist eine 
Entwicklung festzustellen, früher öffentlich-rechtlich geregelte Tätigkeiten in pri- 
vatrechtlicher Form zu erledigen. Dies geschieht durch die Privatisierung öffent- 
licher Einrichtungen, wie dies etwa bei der Deutschen Bundespost oder bei der 
Deutschen Bundesbahn bereits geschehen ist. Damit soll eine größere Freiheit 
zu unternehmerischem Handeln erreicht werden. 


II. Das Allgemeine Verwaltungsrecht 


Für alle diese einzelnen Gebiete des Verwaltungsrechts gelten Grundsätze, die 
jede staatliche Behörde binden und bestimmen, wie sie dem Bürger gegenüber- 
tritt. Die beiden wichtigsten Grundsätze des Verwaltungshandelns enthält das 
Grundgesetz: 


Aus dem Grundsatz der freien Entfaltung der Persönlichkeit (Art. 2 1GG) ergibt 
sich, dass der Staat nur auf gesetzlicher Grundlage in die Freiheit des Bürgers 
eingreifen darf. Wenn die staatlichen Behörden dem Bürger etwas verbieten, dür- 
fen sie das nur aufgrund eines Gesetzes, das ihnen diesen Eingriff gestattet (sOg. 


Vorbehalt des Gesetzes). 


Dadurch ist das Verwaltungsrecht viel umfangreicher als das Zivilrecht, da für 
jede neue zu regelnde Materie ein neues Gesetz geschaffen werden muss, das 
die einzelnen Eingriffe in die Freiheit des Bürgers im Einzelnen aufführt. Meint 
der Bürger, dass für ein bestimmtes Verwaltungshandeln keine rechtliche Grund- 
lage bestanden hat oder dass sie falsch angewendet worden ist, kann er ein 
Gericht anrufen (Rechtsweggarantie, Art. 19 IV GG). Dabei können für die ein- 
zelnen Gebiete des Verwaltungsrechts besondere Gerichte geschaffen werden, 
denn kein Richter ist in der Lage, das gesamte Verwaltungsrecht zu überblicken 
und anzuwenden. Der Bürger kann aber - anders als z.B. in England - vom 
Gericht nicht nur feststellen lassen, dass der Staat rechtswidrig gehandelt hat, 
sondern kann auch einen ihm durch ein solches rechtswidriges Verhalten ent- 
standenen Schaden ersetzt verlangen. Hat der Staat in das Eigentum eines Bür- 
gers eingegriffen, sieht das GG als Garantie für eine „bürgernahe“ Entscheidung 
durch ein dem Bürger vertrautes Gericht vor, dass über die Frage der Entschä- 
digung nicht ein besonderes Gericht entscheidet, sondern die ordentlichen 
Gerichte, die auch für Entscheidungen der Bürger untereinander zuständig sind. 


Neben diesen beiden Vorgaben der Verfassung regelt das Verwaltungsverfah- 
rensgesetz (VwVfG), in welchen Formen die staatlichen Behörden dem Bürger 
entgegentreten. Die verwaltungsrechtlichen Gesetze ordnen meist nicht automa- 
tisch eintretende Rechtsfolgen an, sondern geben bei einem bestimmten Sachver- 
halt der Behörde lediglich die Möglichkeit, eine Entscheidung zu treffen. Diese 
Entscheidung heißt Verwaltungsakt (8 35 VwVfG). 
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Beispiel Es ist grundsätzlich nicht erlaubt, ein Wohnhaus im „Außenbereich“, also außer- 
halb der bereits im Zusammenhang bebauten Fläche zu errichten ($35 BauGB). 
Das Baurecht ordnet aber nicht an, dass ein solches Gebäude ohne weiteres abzu- 
brechen ist, sondern gibt der Baubehörde die Möglichkeit, demjenigen, der verbots- 
widrig gebaut hat, den Abbruch durch einen entsprechenden Verwaltungsakt, die 
Abbruchverfügung, aufzugeben. Solange dieser Verwaltungsakt nicht ergangen 
ist, muss der Bauherr nichts unternehmen. 


In den meisten Fällen ist es dem Ermessen der zuständigen Behörde überlassen, 
ob sie den Verwaltungsakt erlässt oder nicht; oft hat sie auch ein Auswahler- 
messen: Sie kann zwischen verschiedenen Arten des Einschreitens wählen. Jedes 
Verwaltungsermessen ist aber gebunden: Die Behörde muss erkennen, welche 
Möglichkeiten ihr zur Wahl stehen, und je nach Lage des Einzelfalls eine Ent- 
scheidung treffen, in die nur sachgerechte Kriterien einfließen dürfen. Dadurch 
ist der Bürger vor Willkür der Behörde geschützt. 


Beispiel Im vorhergehenden Beispiel kann die Baubehörde die Beseitigung verfügen. Sie 
wird bei der Ausübung ihres Ermessens berücksichtigen, dass zu befürchten ist, 
dass weitere Bauherren das Bauverbot verletzen, wenn sie das Bauwerk bestehen 
lässt. Sie handelt daher rechtmäßig, wenn sie die Abbruchverfügung damit begrün- 
det, dass sie grundsätzlich keinen „Schwarzbau“ im Außenbereich duldet. Dagegen 
wäre es ein Ermessensfehlgebrauch, wenn sie die Abbruchverfügung damit begrün- 
den würde, dass der Bauherr B aufserdem mit der Bezahlung seiner an die 
Gemeinde zu zahlenden Steuern im Rückstand ist. Das hat mit der Notwendigkeit, 
gegen einen Bau im Außenbereich einzuschreiten, offensichtlich nichts zu tun. 


Das Allgemeine Verwaltungsrecht regelt außerdem, ob und unter welchen Vor- 
aussetzungen der Bürger angehört werden muss, bevor ein Verwaltungsakt gegen 
ıhn erlassen werden kann, wie ein Verwaltungsakt geändert oder zurückgenom- 


men werden kann und wie sich der Bürger gegen einen Verwaltungsakt wehren 
kann. 


Zur Entlastung der Gerichte kann nämlich ein Verwaltungsakt grundsätzlich 
nicht unmittelbar bei Gericht angegriffen werden. Der Bürger muss zunächst 
versuchen, innerhalb der Verwaltung zu seinem Recht zu kommen. Dazu steht 
'hm der Rechtsbehelf des Widerspruchs zur Verfügung. Mit ihm erreicht er, 
dass die Verwaltung - normalerweise die übergeordnete Behörde - den Sachver- 
halt noch einmal untersucht und, wenn sie das für richtig hält, den ursprüngli- 
chen Bescheid ändert. Erst wenn der Bürger auch mit diesem Widerspruchsbe- 
scheid nicht zufrieden ist, kann er vor Gericht gehen. 


Beispiel Wenn gegen B im vorhergehenden Beispiel die Abbruchverfügung ergangen ist, 
kann er Widerspruch z.B. mit der Begründung einlegen, bei seinem Gebäude han- 
dle es sich um ein sog. „privilegiertes Vorhaben“, das auch aufserhalb der zusam- 
menhängenden Bebauung genehmigt werden kann, und gleichzeitig die Genehmi- 
sung beantragen. Wenn die Widerspruchsbehörde zu dem Ergebnis kommt, dass 
dies der Fall ist, wird sie den Verwaltungsakt aufheben. Andernfalls wird sie den 
Widerspruch zurückweisen. 
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Die im VwVfG festgelegten Grundsätze allein erlauben - wie die Beispiele zeigen 
— die Beurteilung keines einzigen verwaltungsrechtlichen Falles. Sie schaffen nur 
die Voraussetzung für die Anwendung der einzelnen verwaltungsrechtlichen 
Gesetze, die man insgesamt als Besonderes Verwaltungsrecht bezeichnet. Es 
umfasst solche Spezialmaterien wie das Lebensmittelrecht, das die Vorschriften 
über die Herstellung von und den Umgang mit Lebensmitteln enthält, das Atom- 
recht, das die bei der Errichtung und dem Betrieb von Atomanlagen zu beach- 
tenden Bestimmungen enthält, oder das Wehrpflichtrecht, das die Vorausset- 
zungen und das Verfahren der Einberufung zum Militärdienst regelt. In der 
juristischen Ausbildung sind Studierende allenfalls mit den folgenden Hauptge- 
bieten befasst. 


1. Das Baurecht 


Das Baurecht umfasst einerseits das Bauplanungsrecht und andererseits das 
Bauordnungsrecht. Das Bauplanungsrecht ist Bundesrecht und im Baugesetz- 
buch (BauGB) geregelt. Es bestimmt die Voraussetzungen und das Verfahren 
bei der Aufstellung von Bebauungsplänen und regelt -— etwa in dem schon 
erwähnten $35 BauGB - welche baulichen Anlagen wo erlaubt sind. Auch die 
Mafsnahmen, die zur städtebaulichen Entwicklung getroffen werden können, 
einschließlich der Möglichkeit des zwangsweisen Entzugs des Eigentums für 
diese Zwecke (Enteignung), sind hier geregelt. Dagegen ist das Bauordnungs- 
recht in den Bauordnungen der Bundesländer je nach Land unterschiedlich gere- 
gelt. Hier ist z.B. festgelegt, wann eine Baugenehmigung erforderlich ist und was 
ohne eine solche gebaut werden darf, oder welche Abstände Gebäude einer 
bestimmten Gröfßse vom Nachbargrundstück einhalten müssen. 


2. Das Kommunalrecht 


Das Kommunalrecht dient der Ausfüllung einer Vorschrift des Grundgesetzes. 
Den Gemeinden darf das Recht nicht genommen werden, alle Angelegenheiten 
der örtlichen Gemeinschaft in eigener Verantwortung zu regeln (Garantie der 
gemeindlichen Selbstverwaltung, Art.28 II GG). Wie sie dies tun, regeln die 
Gemeindeordnungen und die anderen Vorschriften des Kommunalrechts (z.B. 
die Kommunalabgabengesetze, Gesetze über Gemeindeverbände usw.), die in 
jedem Bundesland verschieden sind. Es gibt sie selbstverständlich auch nur in 
den Bundesländern, die aus mehr als einer Gemeinde bestehen, also nicht in 
Hamburg und in Berlın. 
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Die Gemeindeordnungen regeln insbesondere die Organe der Gemeinden (Bür- 
germeister, Oberstadtdirektor, Gemeinderat), die Organisation der Gemeinde- 
verwaltungen und die Rechtssetzung durch die Gemeinde, die durch Satzungen 
erfolgt (vgl. Kap. 2 Abschn.). Inhalt einer gemeindlichen Satzung kann etwa die 
Verpflichtung sein, sich an die gemeindliche Wasserleitung und Kanalisation 
anschliefsen zu lassen, aber auch die Verpflichtung, ın bestimmten gemeindlichen 
Einrichtungen nicht zu rauchen oder Hunde an der Leine zu führen. Gegenstand 
des Kommunalrechts ist schließlich die Befugnis des Staates, die Gemeinden zu 
beaufsichtigen. Die Garantie der gemeindlichen Selbstverwaltung fordert, dass 
diese Aufsicht nur Rechtsaufsicht sein darf. Der Staat darf also nur einschreiten, 
wenn eine Gemeinde rechtswidrige Beschlüsse fasst oder Handlungen vornimmt 
Rechtmäßigkeitskontrolle). Eine Ausnahme gilt nur dann, wenn der Staat der 
Gemeinde staatliche Aufgaben überträgt, die sie anstelle des Staates ausführt. 
Hier hat der Staat zusätzlich zur Rechtsaufsicht auch die Fachaufsicht, kann 
also bestimmte Anweisungen erteilen, wie die Gemeinde Fragen entscheiden 
oder Angelegenheiten ausführen soll (Zweckmäßsigkeitskontrolle). 


Beispiel Die Unterhaltung der gemeindlichen Friedhöfe gehört zur Selbstverwaltung. Eine 
gemeindliche Satzung, wonach die Grabsteine nicht höher als 1,50 Meter sein dür- 
fen, kann der Staat also nicht beanstanden, auch wenn er diese Beschränkung für 
unnötig hält. Dagegen ist die Ausführung der Baugesetze eine staatliche Aufgabe, 
die aber in den meisten Bundesländern bestimmten Gemeinden (insbesondere 
Grofsstädten) übertragen ist. Hier ist der Staat nicht darauf beschränkt, die rechts- 
widrige Erteilung oder Verweigerung von Baugenehmigungen zu kontrollieren, 
sondern kann der Gemeinde Anweisungen geben, welche Maßstäbe sie bei Ermes- 
sensentscheidungen (z.B. Abbruchverfügungen) anlegen soll. 


3. Das Beamtenrecht 


Fine Besonderheit des deutschen Verwaltungsrechts ist das Beamtenrecht. 
Art. 33 GG garantiert die Einrichtung des Berufsbeamtentums. Der öffentliche 
Dienst (also der Bund, die Länder und die Gemeinden) beschäftigt nicht nur 
wie ein Wirtschaftsunternehmen Arbeiter und Angestellte, sondern daneben 
sine besondere Gruppe von Mitarbeitern, die auf Lebensdauer angestellt sind 
nd in einem besonderen Dienst- und Treueverhältnis zum Staat stehen. Sie 
naben daher, anders als andere Arbeitnehmer, kein Streikrecht, können aber 
mgekehrt nur bei einer schweren Verletzung ihrer Dienstpflichten entlassen 
‚der in ihrer Bezahlung zurückgesetzt werden. Im Fall der Dienstunfähigkeit 
ınd nach Eintritt in den Ruhestand erhalten sie eine Pension, die sie nicht durch 
Beiträge zu einer Versicherung erkaufen müssen, sondern die ihnen aufgrund 
rer Stellung gewährt wird. Beamte können nur deutsche Staatsangehörige wer- 
den; die einzelnen Ämter, die gleichzeitig mit einer bestimmten Besoldung ver- 
sunden sind, werden gesetzlich festgelegt. 


Ebenso sind die Voraussetzungen, die für die verschiedenen Laufbahnen erfor- 
serlich sind (z.B. Hauptschulabschluss für den einfachen Dienst, Universitäts- 
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studium für den höheren Dienst) gesetzlich festgelegt. Fühlt sich ein Beamter 
vom Staat in seinen Rechten verletzt, muss er sich nicht an die für die Streitigkei- 
ten aus Arbeitsverhältnissen zuständigen Gerichte wenden, sondern an die Ver- 
waltungsgerichte. Die Bestimmungen über das Beamtenverhältnis sind in den 
Beamtengesetzen des Bundes für die Bundesbeamten und für die Beamten der 
Länder ın den Landesbeamtengesetzen geregelt. Obwohl diese untereinander 
sehr ähnlich sind, ist der Wechsel von einem Bundesland in das andere in der 
Praxis für einen Beamten oft sehr schwierig. 


Grundsätzlich sollen diejenigen Tätigkeiten des Staates, bei denen er hoheitlich 
in die Rechte der Bürger eingreift (z.B. die Polizei, die Erteilung von Genehmi- 
gungen), von Beamten ausgeführt werden, während die übrige staatliche Tätig- 
keit auch von anderen Arbeitnehmern ausgeführt werden kann. 





Allerdings sind heute auch im Polizeidienst zahlreiche Angestellte tätig und 
umgekehrt in der nicht hoheitlichen Verwaltung (z.B. Verwaltung der staatli- 
chen Schlösser und Seen) viele Beamte tätig. Auch hinsichtlich der Besoldung 
bei gleichartiger Tätigkeit und in der Altersversorgung besteht heute kaum 
noch ein Unterschied zwischen den Beamten und den anderen Arbeitnehmern 
im Öffentlichen Dienst. Diese sind zwar nicht auf Lebenszeit angestellt, durch 
tarıfvertragliche Vereinbarung aber nach einer gewissen Beschäftigungsdauer 
gleichfalls unkündbar, so dass auch insoweit kein nennenswerter Unterschied 
mehr besteht. Das Beamtenrecht als besonderes Rechtsgebiet neben dem Arbeits- 
recht ist daher heute eigentlich nur noch historisch zu verstehen. 


4. Das Gewerberecht 


Auch das Gewerberecht beruht auf einer verfassungsrechtlichen Vorgabe: Die 
Freiheit der Berufswahl (Art. 12 GG) garantiert jedem Bürger das Recht, einen 
Beruf seiner Wahl zu ergreifen; die Ausübung des Berufs kann aber gesetzlich 
geregelt werden. Diese Regelung trifft das Gewerberecht, das oft sehr eingehende 
und einschneidende Regelungen trifft, die nicht ohne weiteres verständlich sind 
und in den Fragen von allgemeinem Interesse auch Gegenstand politischer Dis- 
kussion sind. Das bekannteste Beispiel sind die Ladenschlussgesetze, die es - je 
nach Bundesland unterschiedlich - verbieten, Ladengeschäfte zu bestimmten 
Zeiten (insbesondere an Sonntagen) offen zu halten. Auch über den Sinn der 
Vorschrift, dass ein Handwerksbetrieb nur von einem Handwerksmeister 
geführt werden darf - ein Relikt der mittelalterlichen Zünfteordnung -, kann 
man angesichts der Tatsache streiten, dass keinerlei Beschränkungen bestehen, 
sobald die Produktion nicht mehr handwerksmäßig, sondern industriell betrie- 
ben wird. Andere Regelungen des Gewerberechts leuchten leichter ein: Wer 
eine Gaststätte betreiben will oder als Bauträger mit dem Geld seiner Kunden 
bauen will, braucht eine Erlaubnis, die er dann erhält, wenn er die für den 
betreffenden Beruf erforderliche Zuverlässigkeit aufweist. Dadurch soll die All- 
gemeinheit vor den Gefahren geschützt werden, die von der unsachgemäßen 
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Ausübung bestimmter Gewerbe ausgehen. Die wichtigsten Bestimmungen des 
Gewerberechts sind ın der Gewerbeordnung enthalten; daneben gibt es eine 
unübersehbare Zahl von Spezialgesetzen, außer den gerade erwähnten Laden- 
schlussgesetzen für die hier erwähnten Fälle z.B. die Handwerksordnung, das 
Gaststättengesetz und die Makler- und Bauträgerverordnung. Das Gewerbe- 
recht ist ganz überwiegend Bundesrecht. 


5. Das Sicherheits- und Polizeirecht 


Im Sicherheits- und Polizeirecht hat der Bund dagegen eine Gesetzgebungszu- 
ständigkeit nur für die länderübergreifenden polizeilichen Aufgaben, die er 
durch das Bundeskriminalamt und die Bundespolizei ausübt. Im Übrigen ist das 
Sicherheits- und Polizeirecht Sache der Länder, die es auch nicht völlig einheit- 
lich geregelt haben. Vom Strafrecht, das erst einschreitet, wenn eine Tat began- 
gen worden ist, also lediglich repressiv wirkt, unterscheidet es sich dadurch, dass 
hier die zulässigen Mafsnahmen präventiven Vorgehens zur Vermeidung von 
Störungen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung geregelt sind. Das Sicher- 
heits- und Polizeirecht regelt damit die Gefahrenabwehr, und zwar zusammen- 
tassend die Mafsnahmen der Verwaltungsbehörden und des Polizeivollzugs- 
dienstes, bei dem diese Aufgabe mit der der Strafverfolgung zusammenfließt. 
Gegenstand dieses Rechtsgebiets sind also z.B. Regelungen darüber, unter wel- 
chen Voraussetzungen gefährliche Tiere gehalten werden dürfen (Gefahr einer 
Störung der öffentlichen Sicherheit), an welchen Feiertagen Tanzveranstaltungen 
unterbleiben müssen oder ob und wo nackt gebadet werden darf (Gefahr einer 
Störung der öffentlichen Ordnung). 


Daneben sind die Befugnisse der Beamten des Polizeivollzugsdienstes geregelt, 
2.B. bei der Verhinderung verbotener Versammlungen oder beim vorbeugenden 
Gewahrsam von Personen, die voraussichtlich Straftaten begehen wollen. Es ist 
xlar, dass die inhaltliche Ausgestaltung solcher Regelungen in besonderer Weise 
Sıe Liberalität einer Rechtsordnung spiegelt: Je weniger Freiheit ein Staat seinen 
Bürgern lässt, desto niedriger wird die Schwelle des Einschreitens gezogen sein. 
Allerdings muss man sich davor hüten, sie aus den Buchstaben der Polizeigesetze 
zoleiten zu wollen. Hier kommt es noch mehr als bei anderen Rechtsnormen 
weniger auf den Wortlaut als auch die tatsächliche Anwendung an. 


6. Das Umweltrecht 


\nton fühlt sich durch die Frösche gestört, die in warmen Sommernächten laut 
and beharrlich im Gartenteich der Berta quaken. Er verlangt von ihr, das Wasser 
us dem Teich abzulassen, damit die Frösche abwandern, und stützt dieses Ver- 
angen auf $ 1004 BGB. Würde Anton diesem Verlangen ohne weiteres entspre- 
nen, kommt er freilich mit dem Naturschutzrecht in Konflikt, denn das Ablas- 
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sen des Teichs ist nach $44 BNatSchG grundsätzlich verboten, soweit die 
zuständige Behörde nicht eine Ausnahme zulässt. Wenn Anton ohne eine solche 
Erlaubnis vorsorglich den Teich ablässt, begeht er eine Ordnungswidrigkeit 
(88 69 BNatSchG; 10 OWiG), die mit einer Geldbuße von bis zu 50.000 € geahn- 


det werden kann. 


Dieser kleine Fall zeigt schon eine Besonderheit des Umweltrechts: Hier verbin- 
den sich Fragen des Zivilrechts mit denen des Straf- und Ordnungswidrigkeiten- 
rechts; der Schwerpunkt liegt aber natürlich im öffentlichen Recht (im Fall in 
den Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes, das heute in mehreren Bundes- 
ländern durch landesrechtliche Vorschriften ergänzt oder ersetzt worden ist). 
Das bedeutet zugleich, dass die Fragen dieses nicht sonderlich wichtig erschein- 
enden Falles verschiedene Zweige der Staatsverwaltung und -gerichtsbarkeit 
beschäftigen können: Anton muß Berta, wenn sie sich seinem Begehren verwei- 
gert, vor dem Zivilgericht verklagen. Will Berta eine Erlaubnis beantragen, ist 
dafür die Verwaltungsbehörde zuständig; wird sie ihr verweigert, kann sie ver- 
suchen, sie vor dem Verwaltungsgericht zu erstreiten. Handelt sie ohne Erlaub- 
nis, muss sie mit einem Bufsgeldbescheid rechnen, den sie vor dem Strafgericht 
anfechten kann. 


Das Umweltrecht ist ein vergleichsweise junges Rechtsgebiet. In früheren Jahr- 
hunderten dachte sich niemand erwas dabei, die natürlichen Ressourcen für die 
Verbesserung der menschlichen Lebensbedingungen auszubeuten; die wesentlich 
geringere Zahl der Menschen auf der Welt setzte diesen Bemühungen auch 
zunächst keine natürliche Grenze. Erst im 20. Jahrhundert hat man erkannt, 
dass es nicht nur ökonomische, sondern auch ökologische Voraussetzungen 
gibt, um das Grundrecht auf Freiheit der Persönlichkeitsentfaltung (Art.2 I 
GG) ausüben zu können. Noch dem am 1.1.1900 in Kraft getretenen BGB liegt 
ausschliefslich der Gedanke des Individualschutzes zugrunde: Es verbietet in den 
89206, 1004 BGB, dem Grundstück eines Nachbarn Immissionen (Gase, 
Dämpfe, Rauch, Geräusche) zuzuführen, nicht dagegen, diese Immissionen in 
die freie Natur zu entlassen, und folgerichtig hat ein höchstrichterliches Urteil 
im Jahre 1910 in dem Beispielsfall der Klage des Anton gegen die Berta auf 
Ablassen des Teichs ohne weiteres stattgegeben. Damals war es auch nicht 
grundsätzlich verboten, Abwasser und Abfall in der freien Natur zu entsorgen. 
Heute weils man, dass die Freiheitsrechte vergebens sind, wenn sie nicht in einer 
einigermafßsen intakten Umwelt ausgeübt werden können. Seit 1994 enthält das 
Grundgesetz den Art.20a. Er verpflichtet den Staat dazu, die natürlichen 
Lebensgrundlagen zu schützen. Hierbei handelt es sich nicht um ein Grundrecht, 
sondern um einen Programmsatz, der auf die Wichtigkeit des Ziels hinweist, 
aber nicht zu Rechten und Pflichten führt, die gerichtlich durchsetzbar wären. 
Schon vor der verfassungsrechtlichen Verankerung sind zahlreiche Vorschriften 
des besonderen Verwaltungsrechts erlassen worden, die immer weitere Teile des 
Lebens durch Verbote mit Erlaubnisvorbehalt reglementieren, und damit der 
Sache nach die Regel des Art. 2 IGG, dass alles erlaubt ist, was das Gesetz nicht 
ausdrücklich verbietet, umkehrt. Dies geschieht etwa durch 844 BNatSchG, 








durch den eine Vielzahl noch dazu sehr allgemein umschriebener Eingriffe in die 
Natur für unzulässig erklärt wird; hierzu gehört auch das Zerstören des Lebens- 
raums der Frösche im Beispielfall. Als der BGH im Jahr 1992 einen vergleichba- 
ren Fall wie den im Jahre 1910 zu entscheiden hatte, konnte er deshalb nicht der 
Klage auf Ablassen des Teiches stattgeben, sondern Berta lediglich verpflichten, 
den Antrag auf eine entsprechende behördliche Erlaubnis zu stellen (diese Fallge- 
staltung liegt auch dem Musterurteil, unten Kap. 11 zugrunde). 


Zum Umweltrecht in einem weiteren Sinn gehören auch solche Vorschriften, die 
schon ım Planungsstadium gewährleisten sollen, dass Umweltbeeinträchtigun- 
gen erst gar nicht entstehen. Dies geschieht vor allem durch das Gesetz über die 
Umweeltverträglichkeitsprüfung, aber auch das im Baugesetzbuch geregelte Bau- 
planungsrecht dient nicht zuletzt diesem Zweck. 


Das eigentliche Umweltrecht hat drei große Regelungsbereiche: 


- den Schutz der Lebensgrundlagen, insbesondere Luft, Wasser, Boden 
—- den Schutz vor Gefahrstoffen 
— den Schutz der Pflanzen- und Tierwelt. 


Der Schutz der Lebensgrundlagen erfolgt durch Gesetze, die die Gefährdungen 
des jeweiligen Schutzguts thematisieren und zu begrenzen versuchen. Dies 
geschiehr hinsichtlich des Wassers beispielsweise durch das Wasserhaushaltsge- 
setz, das Bundesrecht ist, und die Wassergesetze der Länder, hinsichtlich der Luft 
durch das Bundesimmissionsschutzgesetz und hinsichtlich des Bodens durch das 
Bundesbodenschutzgesetz. Diese Gesetze sind im Laufe der Jahre sowohl hin- 
sichtlich der Eingriffsvoraussetzungen als auch hinsichtlich der Eingriffsschwelle 
verschärft worden; einen Vertrauensschutz auf einmal erteilte Genehmigungen 
gibt es, wenn überhaupt, nur sehr eingeschränkt. Andererseits hat der Staat die 
privatrechtlichen Ansprüche gegen genehmigte Anlagen in einigen Gesetzen aus- 
seschlossen; auch Nachbarn des umweltgefährdenden Betriebs können sich also 
nur ım Genehmigungsverfahren gegen die Erteilung der Genehmigung wenden 
und diese (oder das Unterlassen ihres Widerrufs) durch Klage gegen die Geneh- 
migungsbehörde durchzusetzen versuchen; Ansprüche aus $ 1004 BGB können 
sie dagegen nicht geltend machen. 


Der Schutz vor Gefahrstoffen, die die Umwelt gefährden, erfolgt dadurch, dass 
diese Stoffe und/oder ihre Verwendung reglementiert werden, um die von ihnen 
ausgehenden Gefahren zu minimieren. So sollen die von der Nutzung der Kern- 
energie ausgehenden Risiken durch das Atomgesetz beherrscht werden, das die 
Errichtung und den Betrieb von Kernkraftwerken einer Genehmigungspflicht 
unterwirft und auch die Entsorgung von radioaktivem Müll regelt. Für die 
Zukunft hat sich der Gesetzgeber allerdings entschieden, künftige Risiken gar 
nicht mehr zuzulassen, indem neue Anlagen nicht mehr genehmigungsfähig 
sind. Das Chemikaliengesetz und das Arzneimittelgesetrz bestimmen eine 
Anmelde- oder Zulassungspflicht für neue Stoffe samt Regeln für ihre Verpa- 
ckung oder Kennzeichnung. Die neueste Entwicklung auf diesem Gebiet ist die 
Gentechnik: Gentechnische Anlagen, das Freisetzen gentechnisch veränderter 
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Organismen und die Vermarktung von Erzeugnissen, die solche Organismen 
enthalten, sind anzeige- oder genehmigungspflichtig. 


Dem Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen dient schließlich der Schutz der 
Tier- und Pflanzenwelt und der Wälder durch das Bundesnaturschutzgesetz, 
und die Naturschutz- und Waldgesetze der Länder. Sie verbieten umweltschäd- 
liche Verhaltensweisen und regeln oder verbieten den Handel mit seltenen Tier- 
und Pflanzenarten. 


Einer wirksamen Verfolgung von Verstößen gegen die genannten Vorschriften 
sollen die Straftatbestände und Ordnungswidrigkeitstatbestände dienen, die teils 
im Strafgesetzbuch, teils in den jeweiligen Gesetzen enthalten sind. Sie knüpfen 
teils an bestimmte Verhaltensweisen (z.B. Zerstörung eines Lebensraums für 
geschützte Tiere), teils an Zuwiderhandlungen gegen behördliche Anordnungen 
(z.B. Auflagen beim Betrieb einer umweltgefährdenden Anlage) an und sind 
trotz des Umfangs der Regelungen in der Praxis wenig effektiv, da eingetretene 
Schäden nicht leicht einem Verursacher zugerechnet werden können und auch 
der Nachweis eines strafrechtlichen Verschuldens schwierig ist. Eine weitere 
Schwäche des Umweltrechts liegt in den zersplitterten Zuständigkeiten: Nur 
geringe Teile liegen in der Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes; der größere 
Teil ist Landesrecht, und sowohl der Bund als auch die Länder müssen europa- 
rechtliche Vorgaben (z.B. die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie) beachten. 


Mit Recht setzt der Gesetzgeber daher seine Hoffnungen auf einen wirksamen 
Umweltschutz durch wirtschaftliche Anreize. Besonders deutlich sind diese auf 
dem Gebiet der Kraftfahrzeugbesteuerung zu sehen, die Anreize dafür bietet, 
beim Kauf eines neuen Autos, aber auch bei Nachrüstungen vorhandener Fahr- 
zeuge die jeweils neuesten Techniken zur Schadstoffreduzierung einzusetzen. 
Hierfür werden Steuervergünstigungen gewährt und damit der Einsatz schad- 
stoffarmer, aber zunächst teurerer Fahrzeuge für den Käufer auch wirtschaftlich 
attraktiv. 


Seit 2005 hat der Gesetzgeber auch eine aus dem Immissionsschutzrecht der 
USA entlehnte Methode eingeführt, den Emissionsrechtehandel: Hier wird eine 
Gesamtobergrenze der Emissionen festgelegt und diese in Form von Zertifikaten 
verkörpert, die die Emittenten untereinander kaufen und verkaufen können, 
wodurch ein Anreiz geschaffen wird, durch geringere Emissionen Kosten zu spa- 
ren. Dieser Anreiz ist besonders stark, wenn die Obergrenze im Lauf der Zeit 
vermindert wird und damit insgesamt weniger emittiert werden kann. Allerdings 
erfordert das System einen hohen Kontrollaufwand und ist auch unter dem 
Gesichtspunkt der gleichen Teilhabe an den natürlichen Ressourcen nicht unbe- 
denklich, erlaubt es doch demjenigen, die Umwelt sanktionslos zu schädigen, der 
sich den Erwerb einer ausreichenden Zahl von Zertifikaten leisten kann. 
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7. Das Sozialrecht 


Das Sozialrecht unterscheidet sich von den bis jetzt dargestellten Teilen des 
Besonderen Verwaltungsrechts dadurch, dass seine Bestimmungen nicht die 
Rechtssphäre der Bürger beschränken und in sie eingreifen (Eingriffsverwal- 
tung), sondern regeln, wann ein Bürger bestimmte Leistungen des Staates bean- 
spruchen kann (Leistungsverwaltung). Das Sozialrecht hatte noch vor wenigen 
Jahrzehnten sowohl hinsichtlich des Umfangs der Leistungen als auch hinsicht- 
lich des Umfangs der gesetzlichen Regelungen nur eine geringe Bedeutung, die 
aber in den vergangenen Jahrzehnten immer weiter gewachsen ist. Heute beträgt 
die Summe aller Sozialleistungen pro Kopf der Bevölkerung über 8.000 €. Paral- 
lel dazu wurde das Sozialrecht durch eine Vielzahl von Einzelgesetzen zuneh- 
mend unübersichtlich, da sowohl die Voraussetzungen der Leistungsgewährung 
als auch das Verfahren in jedem Gesetz besonders und unterschiedlich geregelt 
waren. Der Gesetzgeber hat jetzt das Sozialrecht in einem Sozialgesetzbuch 
zusammengefasst. Bisher sind ın Kraft getreten: 


das 1. Buch (Allgemeiner Teil), 


das 2. Buch (Grundsicherung für Arbeitsuchende), 

das 3. Buch (Arbeitsförderung), 

das 4. Buch (Allgemeines Sozialversicherungsrecht), 

das 5. Buch (Gesetzliche Krankenversicherung), 

das 6. Buch (Gesetzliche Rentenversicherung), 

das 7. Buch (Gesetzliche Untallversicherung), 

das 8. Buch (Kinder- und Jugendhilfe), 

das 9. Buch (Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen), 
das 10. Buch (Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz), 
das 11. Buch (Soziale Pflegeversicherung) und 

das 12. Buch (Sozialhilfe). 


Dagegen sind bisher noch in Einzelgesetzen geregelt: die Ausbildungsförderung 
ım Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAFöG), die Versorgung vor allem im 
Bundesversorgungsgesetz (BVG), das Kindergeld im Bundeskindergeldgesetz 
‚BKGG) und das Wohngeld im Wohngeldgesetz (WoGG). 


Eingeteilt wird das Sozialrecht ın die drei Hauptgebiete der Sozialversicherung, 
der Versorgung und der Sozialhilfe. Dabei haben die Transferleistungen der 
Sozialversicherung den weitaus größsten Umfang. Die Sozialversicherung beruht 
auf Beitragszahlungen, zu denen ihre Mitglieder gesetzlich verpflichtet sind. 
jeder Arbeitnehmer muss von seinem Arbeitseinkommen Beiträge zur Renten- 
versicherung, zur Krankenversicherung, zur Arbeitslosenversicherung und zur 
Ptlegeversicherung leisten. Er leistet dabei die Hälfte des Versicherungsbeitrags; 
dıe andere Hälfte leistet der Arbeitgeber. Den Beitrag zur Unfallversicherung 
‚eistet der Arbeitgeber alleine. Eine Ausnahme von der Pflichtmitgliedschaft 
besteht in der Krankenversicherung. Ab einer gewissen Einkommenshöhe kann 
sich ein Arbeitnehmer von der gesetzlichen Krankenversicherung befreien lassen 
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und stattdessen eine private Krankenversicherung abschließen: er kann aber 
auch in der gesetzlichen Krankenversicherung verbleiben. Die Beiträge in der 
Sozialversicherung werden nicht wie in der Privatversicherung nach dem versi- 
cherungsmathematischen Risiko berechnet, sondern sind ein jeweils nach dem 
Geldbedarf der Versicherung gesetzlich festgelegter Prozentsatz des Einkom- 
mens. 


Auch die Rentenversicherung zahlt die Renten nicht aus einem Kapitalstock - 
der seit der Einrichtung dieser Versicherungsart im Jahre 1882 geschaffene Kapi- 
talstock wurde in der Inflation nach dem 1. Weltkrieg entwertet; seitdem werden 
die Renten der jetzigen Rentner aus den Beiträgen der jetzt Erwerbstätigen 
bezahlt. Die Sozialversicherung ist also keine „echte“ Versicherung, sondern 
beruht auf dem System der Solidargemeinschaft. Besonders deutlich wird dies 
bei der Arbeitslosenversicherung. Das Risiko der Arbeitslosigkeit ist bei den ein- 
zelnen Beschäftigten ganz unterschiedlich; Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst 
haben nach einer bestimmten Beschäftigungszeit im Grunde keinerlei Risiko 
mehr. Trotzdem müssen sie wie alle anderen Arbeitnehmer auch zu dieser Ver- 
sicherung Beiträge entrichten. Der neueste Versicherungszweig der Sozialversi- 
cherung ist die Pflegeversicherung. Sie deckt das - durch die Krankenversiche- 
rung nicht erfasste - Risiko ab, dass eine Person ihr tägliches Leben nicht mehr 
ohne fremde Hilfe führen kann, sondern auf Pflegeleistungen angewiesen ist, die 
bei normalen Einkommens- und Vermögensverhältnissen nicht mehr selbst 
finanziert werden können. Hierfür mussten sie bisher Sozialhilfeleistungen in 
Anspruch nehmen. Seit 1995 erhalten sie Leistungen der Pflegeversicherung als 
eınes neuen Zweigs der Sozialversicherung. 


Neben der Sozialversicherung steht als zweites Hauptgebiet des Sozialrechts die 
Versorgung. Darunter versteht man staatliche Leistungen, die dem Empfänger 
zustehen, weil er für die Gemeinschaft freiwillig oder unfreiwillig ein Opfer 
gebracht hat. Die Leistungen der Versorgung beruhen also nicht auf eigenen Bei- 
trägen. Versorgung wird gewährt für die Opfer des Krieges und der Vertreibung 
und ihre Familien, für die Opfer eines Gewaltverbrechens und für die Opfer 
einer Mafsnahme nach dem Bundesseuchengesetz (insbesondere Schäden infolge 
einer staatlich angeordneten Impfung). Da nur noch wenige Kriegsopfer zu ver- 
sorgen sind, hat dieser Zweig des Sozialrechts keine große Bedeutung mehr. 


Desto stärker ist der dritte Zweig des Sozialrechts gewachsen, die Fürsorge. Das 
sind staatliche Leistungen, die aufgrund des Sozialstaatsprinzips (Art. 20 I GG) 
gewährt werden und jedem die Führung eines Lebens ermöglichen sollen, das 
der Würde des Menschen entspricht. Die Leistungen der Fürsorge sind vor allem 
in den letzten 30 Jahren außerordentlich stark gestiegen. 


Sie stehen in einem Zwiespalt: Der allgemeine Lebensstandard und damit die all- 
gemein anerkannte Vorstellung von dem, was für ein menschenwürdiges Leben 
erforderlich ist, hat in diesem Zeitraum ein wesentlich höheres Niveau erreicht. 
Auf der anderen Seite haben die wirtschaftliche und die Bevölkerungsentwick- 
lung Angebot und Nachfrage nach Arbeitskräften auseinanderdriften lassen. 
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Der Abstand zwischen dem durch Aufnahme unqualifizierter Arbeit erzielbaren 
Einkommen und den Leistungen der Fürsorge ist dadurch so gering geworden, 
dass sich viele Empfänger von Fürsorgeleistungen nicht mehr um Erwerbsein- 
künfte bemühen. Das führt einerseits zu hohen Aufwendungen für die Fürsorge 
und andererseits dazu, dass man von staatlichen Sozialleistungen annähernd 
ebenso gut leben kann wie von eigener Arbeit. 


Das widerspricht selbstverständlich dem Grundgedanken der Fürsorge, die in 
ihrer hauptsächlich gewährten Form, der Sozialhilfe, Hilfe zur Selbsthilfe sein 
soll. Der Empfänger dieser Leistung kann deshalb auch dazu angehalten werden, 
sich um Arbeit zu bemühen und Ansprüche gegen unterhaltsverpflichtete Ver- 
wandte geltend zu machen. Ein Missbrauch dieser Leistung kann aber nur 
schwer verhindert werden. Besondere Formen der Fürsorge werden Personen in 
besonderen Bedarfslagen gewährt: So erhalten Schüler und Studenten, deren 
Eltern die Kosten der Ausbildung und des Lebensunterhalts der Auszubildenden 
nicht tragen können, Leistungen der Ausbildungsförderung. Personen, die zwar 
an sıch Einkünfte haben, die zur Deckung ihres Lebensunterhalts ausreichend 
sind, aber- vor allem in Großstädten - für ihre Wohnung besonders hohe Kos- 
ten haben, erhalten Wohngeld. Auch diese Leistungen sind von der Bedürftigkeit 
abhängig. 


Daneben fallen in den Bereich der Fürsorge aber auch Leistungen, die der Staat 
gewährt, ohne sie von den Einkommens- und Vermögensverhältnissen des Emp- 
fängers abhängig zu machen. Wer Kinder hat, erhält ein staatliches Kindergeld. 
Es beträgt seit 1.1.2017 für das erste und zweite Kind 192 € und wird unabhän- 
sig davon gewährt, welches Einkommen oder Vermögen die Eltern haben. 
Ebenso erhalten die Familien von Männern, die Wehrdienst leisten, Unterhalts- 
sicherung, die als Prozentsatz des Einkommens des zeitweise fehlenden Ernäh- 
rers der Familie gewährt wird und von möglicherweise vorhandenem Vermögen 
unabhängig ist. 


8. Das Steuerrecht 


Das Steuerrecht ist gewissermaßen die Voraussetzung dafür, dass der Staat tätig 
werden kann: Nicht nur für die Leistungen des Sozialsystems, sondern zur Erfül- 
\ung der staatlichen Aufgaben überhaupt benötigt der Staat Geldmittel — und 
zwar ın allen Ländern ın über die Generationen immer mehr zunehmendem 
\lalse. 


Die Staatsquote, also der Anteil des Sozialprodukts, der über Steuern und sons- 
üge Abgaben und über die Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung dem Staat 
zufliefst, hat nahezu 50 % erreicht. Zu den öffentlichen Abgaben gehören die 
Gebühren (die für eine tatsächlich in Anspruch genommene staatliche Leistung, 
2.B. für die Ausstellung eines Reisepasses oder die Müllabfuhr erhoben werden), 
Jdıe Beiträge (die für die Möglichkeit der Nutzung staatlich geschaffener Einrich- 
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tungen, z.B. für die Anschlussmöglichkeit an eine Straße oder die Wasserversor- 
gung oder die Nutzung von Fremdenverkehrseinrichtungen erhoben werden) 
und die Steuern. Steuern sind staatliche Abgaben, die ohne konkrete Gegenleis- 
tung zur Deckung des allgemeinen staatlichen Finanzbedarfs erhoben werden. 
Soweit als Begründung einer Steuer eine staatliche Aufgabe herangezogen wird 
(z. B. der Strafsenbau für die Mineralölsteuer), handelt es sich nicht um eine echte 
Zweckbindung, sondern nur um den Anlass oder das Motiv der Steuererhebung. 


Ein Grundsatz des Steuerrechts ist die Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit. 
Wer einen Steuertatbestand verwirklicht, soll je nachdem mit einer höheren oder 
geringeren Steuer belegt werden, ob er nach seinen finanziellen Möglichkeiten 
dazu mehr oder weniger in der Lage ist. Dies zeigt sich beispielsweise im Ein- 
kommensteuerrecht: Wer lediglich das Existenzminimum zur Verfügung hat 
(das der Gesetzgeber derzeit mit 8.004 € jährlich annimmt), muss keine Einkom- 
mensteuer bezahlen. Wer mehr verdient, muss nicht einen festen Prozentsatz des 
Mehrbetrags an den Staat abführen. Die Steuer ist vielmehr progressiv: Je höher 
das Einkommen, desto höher ist der Steuersatz, bis der Spitzensteuersatz von 
45% des Einkommens erreicht wird. 


Dieses richtige und einleuchtende Prinzip wird aber durch die Steuersubventio- 
nen überlagert und in seiner Wirksamkeit stark eingeschränkt. Der Staat begüns- 
tigt eine unübersehbare Vielzahl steuerlich bedeutsamer Tatbestände, indem in 
solchen Fällen ein anderer Steuersatz zur Anwendung kommt, Einkünfte steuer- 
frei bleiben oder Abzüge von der zu zahlenden Steuersumme zugelassen werden 
(so z. B. bei der Schaffung von Wohnraum). Hier dient das Steuerrecht der Wirt- 
schaftslenkung und kann dazu führen, dass trotz großer Leistungsfähigkeit nur 
geringe Steuern zu entrichten sind. 


Die bedingt durch die hohe Staatsquote für größere Einkommen und Vermögen 
recht hohen Steuersätze (so erreicht die Erbschaftsteuer bei den größten Vermö- 
gen bis zu 50%!) fördern zudem die Steuervermeidung. Die Straftat der Steuer- 
hinterziehung dürfte deshalb zu den am meisten verbreiteten Straftaten gehören. 


Aber auch auf legalem Weg wird durch die Wahl von Gestaltungsmöglichkeiten, 
die eine möglichst geringe Steuer auslösen, versucht, die Steuerlast möglichst 
gering zu halten. Allerdings bestimmt $42 der Abgabenordnung (AO), dass ein 
zivilrechtlich gültiges Rechtsgeschäft dann nicht anerkannt wird, wenn damit 
Möglichkeiten des Zivilrechts zum Zweck der Steuervermeidung missbraucht 
werden. Die Steuer kann in einem solchen Fall so erhoben werden, als wäre das 
Ziel auf dem „normalen“ zivilrechtlichen Weg verfolgt worden. 


Die Grundsätze des Steuerrechts sind in der Abgabenordnung geregelt. Für die 
einzelnen Steuern - es gibt mehr als 50 davon - existiert jeweils ein besonderes 
Steuergesetz, das die Voraussetzungen und den Umfang der Steuerpflicht regelt. 
Man teilt die Steuern nach verschiedenen Kriterien ein. Eine häufige Einteilung 
ist die ın die Personensteuern, die Realsteuern, die Verkehrsteuern, die Aufwand- 
und die Verbrauchsteuern. Das Aufkommen der einzelnen Steuern ist sehr unter- 
schiedlich. Während es z.B. bei der Kaffeesteuer kaum nennenswert ist, erbrin- 
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gen die Einkommensteuer und die Umsatzsteuer allein mehr als die Hälfte der 
gesamten Steuereinnahmen. 


Die Einkommensteuer ist die wichtigste Steuer aus der ersten Gruppe. Sie wird 
bei nichtselbstständig Tätigen als Lohnsteuer vom Arbeitgeber direkt vom 
Lohn oder Gehalt einbehalten. Bei juristischen Personen wird sie als Körper- 
schaftsteuer auf den Gewinn erhoben. Zur ersten Gruppe gehören auch noch 
die Vermögensteuer, die die Tatsache des Vermögensbesitzes besteuert (sie wird 
zurzeit nicht erhoben); zu den Realsteuern gehört insbesondere die Gewerbe- 
steuer, die auf den aus einem Gewerbebetrieb erzielten Ertrag erhoben wird. 


Im Gegensatz zu den eingangs genannten Steuern, die teilweise dem Bund und 
teilweise den Ländern zufließen, ist die Gewerbesteuer die wichtigste Steuer, die 
den Gemeinden zufließt. 


Die wichtigste Verkehrsteuer ist die Umsatzsteuer, die heute - wie in den meisten 
anderen Ländern auch - als Mehrwertsteuer erhoben wird. Besteuert wird also 
nicht jede Lieferung von Waren oder Erbringung einer Dienstleistung, sondern 
nur der Mehrwert, um den der Verkaufspreis höher ist als der Einkaufspreis oder 
die Herstellungskosten. Die darin enthaltene Umsatzsteuer kann der Unternehmer 
nämlich als Vorsteuer von seiner Steuerschuld abziehen. Erst den Endverbraucher 
trifft die Umsatzsteuer in voller Höhe von normalerweise 19 % ; bestimmte Waren, 
ınsbesondere Lebensmittel, unterliegen dem ermäßigten Steuersatz von 7%. Die 
Umsatzsteuer auf den Erwerb von Grundstücken heißt Grunderwerbsteuer und 
wird in Höhe von 3,5 % (in einzelnen Bundesländern bis 6,5%) erhoben. Andere 
trüher noch erhobene Verkehrsteuern sind abgeschafft. 


Zu den Aufwand- und Verbrauchsteuern gehören außer der schon erwähnten 
Nafteesteuer und ähnlichen Kuriositäten wie der Sektsteuer und der Zündwaren- 
steuer auch Steuern mit erheblicher praktischer Bedeutung wie die Mineralöl- 
steuer, die Tabak- und die Branntweinsteuer. Diese Steuern sind sämtlich Bun- 
Jes- bzw. Landessteuern. 


Den Gemeinden bleibt nur die Besteuerung solcher Handlungen, die nicht schon 
mit einer gleichartigen Bundes- oder Landessteuer belegt sind, insbesondere die 
Grundsteuer, die auf den Besitz von Grundstücken und Gebäuden, und die Hun- 
desteuer, die auf den Besitz von Hunden erhoben wird. 


IV. Die Verwaltung 


Jie Verwaltung, die das Verwaltungsrecht anwendet, ist meistens die Verwal- 
sung des jeweiligen Bundeslandes. Dies ergibt sich aus Art. 30 GG. Bundesbehör- 
Jen unterhalb der Ebene der Ministerien und der Bundesoberbehörden darf der 
Sund nur einrichten, wo es das Grundgesetz ausdrücklich erlaubt (siehe Kap. 3 
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bschn. I), z.B. bei der Bundeswehrverwaltung. 
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Die Landesverwaltung ist in den meisten Bundesländern dreistufig. Die 
oberste Instanz ist das jeweils fachlich zuständige Ministerium (z.B. das 
Innenministerium, das Justizministerium, das Wirtschaftsministerium, das 
Finanzministerium), die Mittelinstanz sind die Bezirksregierungen für die all- 
gemeine Verwaltung, die Oberfinanzdirektionen für die Finanzverwaltung, die 
Oberforstdirektionen für die Forstverwaltung usw., die untere Instanz bilden 
die Landratsämter, die Finanzämter, die Forstämter usw. In den kleineren 
Bundesländern, z.B. im Saarland und in Schleswig-Holstein, fällt die Mittel- 
instanz weg. 


Daneben gibt es - meist nur auf der unteren Ebene - Sonderbehörden wie die 
Wasserwirtschaftsämter. 


Die örtlichen Angelegenheiten werden nicht von Landesbehörden, sondern von 
den Behörden der Gemeinden oder Gemeindeverbände verwaltet. Diese Gemein- 
deverbände können Zweckverbände mehrerer Gemeinden eines Gebiets zur Ver- 
wirklichung eines gemeinschaftlichen Zwecks (z.B. Wasserversorgung für meh- 
rere Ortschaften) sein; hierzu gehören aber auch die Landkreise, die die örtlichen 
Angelegenheiten verwalten, die das Kommunalrecht dieser Ebene zugewiesen 
hat. Dazu bedienen sich die Landkreise aber keiner besonderen Verwaltung, 
sondern benutzen die Verwaltung des Landratsamts, das damit eine Doppel- 
funktion hat: 


Es ist einerseits die untere Staatsbehörde für die allgemeine Landesverwaltung, 
andererseits die Behörde des Landkreises für die kommunale Selbstverwaltung. 
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ÜBUNGSTEIL 


Rechtliche Aspekte 


1 Fragen zum Text 
1, 


Von welchem Grundsatz ist das Öffentliche Recht im Gegensatz zum Zivil- 
recht geprägt? Was heifst das konkret? 


. Inwieweit hat sich die Rolle des Öffentlichen Rechts in den letzten 150 Jahren 


stark geändert? 


. Was bedeutet der Vorbehalt des Gesetzes? 
. Inwiefern ist der Bürger gegen Verwaltungshandeln ohne rechtliche Grund- 


lage oder falsch angewendetes Verwaltungsrecht geschützt? Was heißt das 
konkret? 


. Was ist ein Verwaltungsakt (= VA)? Wo begegnet ihm der Bürger? 
. Was verstehen Sie unter „Ermessen der Behörde“? Warum gibt es dieses 


Ermessen? 


. Mit welchem Rechtsbehelf muss sich der Bürger zuerst an die Behörde selbst 


wenden, bevor er das Gericht gegen ihr Handeln anrufen kann? Warum ist 
dies so geregelt? 


. Nennen Sie einige Rechtsgebiete, die zum Besonderen Verwaltungsrecht zäh- 


len, und erklären Sie, was diese regeln! 


Entscheiden Sie, ob es sich bei den folgenden Fällen um Öffentliches Recht oder 
Privatrecht handelt. 

. Der Beamte B kauft einen Bleistift und einen Radiergummi für sein Büro. 

. Anna ist mit der Erteilung einer Baugenehmigung an ihren Nachbarn Nor- 


bert nicht einverstanden. 


. Das Landratsamt verbietet Egon, die Leiche seines Vaters in seinem Garten 


zu begraben. 


. Karla möchte eine Reise buchen und erklärt sich mit den Allgemeinen 


Geschäftsbedingungen des Reiseveranstalters U einverstanden. 
Otto ist Eigentümer eines Fischweihers und stellt am Ufer ein Schild „Baden 
verboten!“ auf. 


. Der fast blinden Rentnerin Eulalie wird nach einem unverschuldeten Ver- 


kehrsunfall die Fahrerlaubnis für immer entzogen. 


Um welchen Grundsatz des Verwaltungsrechts geht es? 


\. Ein neues „Gesetz zur Erleichterung des Eisenbahnbaus“ bestimmt: „Verwal- 


tungsakte nach diesem Gesetz können nicht angefochten werden.“ 


. Aufgrund des Straßenverkehrsgesetzes erlässt die Bundesregierung eine „Ver- 


ordnung gegen den Alkoholismus am Steuer“, die unter anderem vorsieht, 
dass Kraftfahrzeuge alkoholisierter Verkehrsteilnehmer eingezogen und die 
Fahrzeugführer von der Polizei bis zu drei Tage in Gewahrsam genommen 
werden können. 
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3. Der Türke Ali ist mit der Begründung ausgewiesen worden, dass „alle Aus- 
länder, die sich nicht an die Bestimmungen des Ausländergesetzes halten, aus- 
gewiesen werden müssen“, weil er wegen eines Krankenhausaufenthalts seine 
Aufenthaltserlaubnis nicht rechtzeitig verlängern lassen konnte. Das Verwal- 
tungsgericht gibt seiner Klage jedoch statt. 


Klären Sie, ob ein Verwaltungsakt vorliegt oder nicht, und begründen Sie Ihre 

Meinung. 

Gem. $35 VwVfG ist ein Verwaltungsakt jede Verfügung, Entscheidung oder 

andere hoheitliche Maßnahme, die eine Behörde zur Regelung eines Einzelfalles 

auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts trifft und die auf unmittelbare Rechts- 
wirkung nach außen gerichtet ist. 

l. Die türkische Staatsangehörige T erhält eine behördliche Mitteilung, dass 
ihrem Antrag entsprochen wird und sie ab 1.10.2017 deutsche Staatsangehö- 
rige wird. 

2. Polizist P weist den Radfahrer R an, abzusteigen und sein Rad zu schieben, 

da es wegen diverser Mängel nicht verkehrssicher sei. 

. Gemeinde G erlässt eine Satzung, nach der die Benutzung des gemeindlichen 

Schwimmbades für Erwachsene 2,50 €, für Kinder 1 € kostet. 

4. Der nigerianische Staatsangehörige N erhält einen Bescheid des Bundesamtes 
für Migration und Flüchtlinge, dass er als politisch Verfolgter eingestuft 
wurde und seinem Antrag auf Asyl stattgegeben wird. 

3. Die staatliche Universität U regelt in der Benutzungsordnung für ihre Biblio- 
thek, dass nur ihre Studierenden und Bediensteten Zugang haben. Rechtsan- 
walt R, der am Universitätsort wohnt und die Bibliothek gerne gelegentlich zu 
seiner Weiterbildung benutzen würde, fühlt sich durch diese Regelung verletzt. 

6. Rechtsreferendarin R wird zur Beamtin auf Widerruf ernannt. 

7. Waldbesitzer W möchte mitten im Wald auf einem einsamen Traumgrund- 
stück bauen. Die zuständige Behörde verweigert die beantragte Baugenehmi- 
gung. 

8. Schülerin $ hat ihre Englischvokabeln nicht gelernt und bekommt in einer 
Klausur deswegen eine schlechte Note. 


Kad 


Gegen einen Verwaltungsakt muss vor einer Klage zum Verwaltungsgericht in 

der Regel Widerspruch bei der Verwaltungsbehörde selbst eingelegt werden. 

Muss der Betroffene in den folgenden Fällen Widerspruch gem. 8868 ff. 

VwGO einlegen? Begründen Sie Ihre Ansicht. 

l. Das Landratsamt hat Emils Antrag auf Gestattung der Ablagerung von 
Abfällen auf seinem Grundstück abgelehnt. 

2. Emilie hält den neuen Bebauungsplan ihrer Gemeinde für rechtswidrig und 
möchte seine Nichtigkeit feststellen lassen. 

3. Der mittellose Max hat beim Sozialamt Übernahme der Kosten für einen 
Wintermantel beantragt. Sein Antrag wurde abgelehnt. Er möchte, dass ihm 
das Gericht im Eilverfahren einen Wintermantel verschafft, da es schon recht 
kalt ist. 
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4. Das Geschäft der Metzgerin Minna ist geschlossen worden, nachdem in dem 
von ihr verkauften Fleisch Ungeziefer gefunden wurde. 


Finden Sie heraus, zu welchem Gebiet des besonderen Verwaltungsrechts die 
Sachverhalte in 4 und 5 gehören, und erörtern Sie Ihre Entscheidung. 


Entscheiden Sie, ob es sich um Eingriffs- oder Leistungsverwaltung handelt. Bei 

ersterer greift der Staat in Rechte des Bürgers ein, bei letzterer verteilt er Leistun- 

gen. 

. Studentin S erhält vom Staat 300 € Ausbildungsförderung (sog. BAFöG). 

. Polizistin P nimmt dem betrunkenen Autofahrer F Autoschlüssel und Führer- 
schein weg und lässt ihn nach Hause laufen. 

. Das Finanzamt schickt dem reichen R einen überhöhten Steuerbescheid. 

. Der Arbeitslose A erhält jeden Monat 1.100 € Arbeitslosengeld. 


J) m 


a) 


ii 


Erläutern Sie, ob es sich um eine Gebühr, einen Beitrag oder eine Steuer handelt. 


l. Die Gemeinde G erhebt von jedem, der im Gemeindegebiet eine Wohnung 
hat, aber sich dort nicht ständig aufhält, eine „Zweitwohnungsabgabe“ von 
250 € jährlich. 

2. Die Stadt H verlangt für die Bestattung auf dem städtischen Friedhof eine 
Bestattungsabgabe von 400€ je Leiche und einen jährlichen Kostenbeitrag 
von 11€ je Grab. 

. Die Gemeinde Bad Wasserstein erhebt von Übernachtungsgästen eine Kur- 
taxe von 0,60 € je Übernachtung. 


Um welche Steuerart handelt es sich? 
l. Sektsteuer 

2, Einkommensteuer 

3. Umsatzsteuer 

4. Zweitwohnungssteuer 


Erörtern Sie, ob eine Aufgabe der Bundes-, Landes- oder Kommunalverwaltung 

vorliegt. 

I. Die Deutsche Mark wurde zum 1.1.2002 durch die neue Währung Euro 
ersetzt. 

. Die Benutzung des örtlichen Schlachthofes soll neu geregelt werden. 

. Der Geschichtsunterricht in den verschiedenen Schularten soll vereinheitlicht 
werden. 


a 


Was darf ein Polizist? 

Antworten Sie mit „Ja“ oder „nein“ oder der typischen Juristenantwort „das 

xommt darauf an“ und begründen Sie Ihre Meinung. 

I. Darf ein Polizist einem 6-jährigen Kind, das in der Schule herumtobt und 
nicht zu bändigen ist, Handschellen anlegen und es mit auf die Polizeiinspek- 
tion nehmen, wenn die Eltern nicht zu erreichen sind? 
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2. Darf ein Polizist vergessen, einen richterlichen Durchsuchungsbefehl durch- 

zuführen? 
(Hintergrund: Der 18-jährige ]J. zeigt sich bei der Polizei im November 2011 
selbst an, dass er kinderpornographisches Material besitze und dass er seine 
Neigung aktıv bekämpfen wolle. Die Ermittlungsrichterin ordnet die Durch- 
suchung der Wohnung des J. an. Der zuständige Polizist vergisst dies. ]. 
ermordet wenige Monate später ein elfjähriges Mädchen.) 

3. Darf ein Polizist einen in der Arrestzelle tobenden Asylbewerber an die Liege 

fesseln, ohne seinen Zustand regelmäßig in kurzen Zeitabständen zu kontrol- 
lieren? 
(Hintergrund: Der Asylbewerber A, der in der Arrestzelle der Polizeiinspek- 
tion P. untergebracht ist, tobt und ist von dem diensthabenden Polizisten 
nicht zu bändigen. Deshalb fesselt ıhn der Polizist mit Händen und Füssen 
an die Liege und geht zurück in sein Büro. Erst als der Feueralarm losgeht, 
begibt sich P erneut zur Arrestzelle. Dort stellt er fest, dass A es geschafft 
hat, mittels eines Feuerzeugs trotz seiner Fesselung einen Brand zu legen. A 
erleidet schwerste Brandverletzungen, an denen er kurz danach verstirbt.) 

4. Darf ein Polizist einen Bürger, der nachts im Stadtgebiet einer Personenkon- 

trolle unterzogen wurde, anschließend gegen seinen Willen am Stadtrand in 
einem Wald aussetzen? 
(Hintergrund: Der Afrikaner K lief vor einer nächtlichen Personenkontrolle 
durch die Polizei im Stadtgebiet $. davon. Als die Polizisten ihn einholten, 
kontrollierten und fragten, warum er davon gelaufen sei, antwortete er, er 
renne halt gerne. Die Polizisten fühlten sich auf den Arm genommen und setz- 
ten ihn in einem Wald am Stadtrand von $. aus, wo er sich verlief und den 
Notruf verständigen musste, um nachhause zu finden.) 

5. Darf die Polizei einem Fussballverein verbieten, 2.500 Eintrittskarten an die 

Fans des Gegners (sog. Gästekarten) für ein bestimmtes Fussballspiel zu ver- 
kaufen? 
(Hintergrund: Nach mehreren gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen 
den Fangruppen der beiden Fufsballvereine stuft die Polizei das bevorste- 
hende Spiel als „Hochrisikospiel“ mit konkreten Gefahren für Leib und 
Leben Dritter ein. Sie sieht zur Abwendung neuerlicher Randale keine andere 
Lösung.) 

6. Der Polizist P. droht dem Entführer E des Kindes K schmerzhafte Folter für 
den Fall an, dass dieser nicht freiwillig das Versteck des entführten Kindes 
preisgibt. Dies tut P, obwohl er weils, dass in Deutschland Folter verboten 
ist. P hofft, dass das Kind dadurch noch rechtzeitig gefunden wird (sog. Ret- 
tungsfolter). P weiß nicht, dass der Entführer das Kind bereits vor seiner Fest- 
nahme durch die Polizei getötet hat. 

7. Darf ein Polizist a) gefärbte Haare, b) einen Dreitagebart, c) ein Piercing, d) 
einen Pferdeschwanz und e) einen Turban tragen? 

8. Dart eine Polizistin a) ein Kopftuch, b) einen Schleier, c) eine Tätowierung 
einer Blume, d) eine Tätowierung eines Hakenkreuzes, e) einen Nasenring 
oder f) einen Button mit der Aufschrift „Atomkraft: Nein danke!“ tragen? 
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Rechtspolitische Frage 


Erläutern Sie, ob das Widerspruchsverfahren nicht gänzlich abgeschafft werden 
sollte. 


Rechtsvergleichende Anregungen 


I. Erläutern Sie, wie sich der Einzelne in Ihrem Heimatland gegen Akte der Ver- 
waltung wehren kann, und vergleichen Sie die Regelungen mit denjenigen im 
deutschen Verwaltungsrecht. 

. Aufgrund der internationalen Terrorismusgefahr ist der finale Rettungs- 
schuss (Todesschuss), der in den einzelnen Polizeigesetzen in Deutschland 
unterschiedlich geregeit ist, erneut Diskussionsschwerpunkt. Erläutern Sie, 
wie in Ihrem Heimatrecht der finale Rettungsschuss geregelt ist, und verglei- 
chen Sie die Situation mit dem bayerischen Polizeirecht. 

3. In den letzten Jahren wurden in Deutschland die Sozialleistungen wegen 
finanzieller Schwierigkeiten des Staates stark gekürzt, gleichzeitig benötigen 
immer mehr Bürger Sozialhilfe und andere Hilfen des Staates. Nennen Sie 
Beispiele für diese Kürzungen und vergleichen Sie die Situation anhand kon- 
kreter Sozialleistungen (z.B. Sozialhilfe, BAFöG, Arbeitslosengeld) mit derje- 
nigen in Ihrem Heimatland. 


II 


Sprachliche Aspekte 


Ergänzen Sie ım Zusammenhang mit dem Wortfeld „Verwaltungsrecht“ im 
nachfolgenden Text passende Verbformen aus der Liste. 


angeordnet / beanspruchen / benötigt / dient / eingreifen / enthält / ergänzt / 
erlassen / fertig gestellt / geplant / getreten / gewährt / gibt / ist / nimmt ein / regelt 
/ regelt / schaffen / unterliegt / verblieben / zeigt / zufließen 


Das Verwaltungsrecht | __ (1) das Verhältnis des Bürgers zum 
staat. Das Allgemeine Verwaltungsrecht _ BE (2) zwei Vorga- 
den des Grundgesetzes und wird (3) durch das Verwaltungs- 


verfahrensgesetz (VwVfG). Meist werden im VwVfG nicht Rechtsfolgen 
(4), sondern der jeweiligen Behörde wird ein Ermes- 


sensspielraum | | _ (5), d.h. sie kann nach Prüfung des Einzelfal- 
‚es einen Verwaltungsakt (6), braucht es aber nicht. Die 
m VwVfG enthaltenen Grundsätze | (7) die Voraussetzung 


ur die Anwendung der Gesetze des Besonderen Verwaltungsrechts. Dessen 
verschiedene Rechtsgebiete sind teils Bundes-, teils Landesrecht. Im Verwal- 


sungsrecht sind den Ländern gegenüber dem Bund wichtige Kompetenzen 


(8). Das __ (9) sıch z.B. im Kommunalrecht, 


das zur Ausfüllung einer Vorschrift des Grundgesetzes _ (10), aber 


uch im Sicherheits- und Polizeirecht, das überwiegend Ländersache 
(11). Das ebenfalls zum Verwaltungsrecht gehörende Sozialrecht 
insofern eine Sonderstellung __ (12), als seine 
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Bestimmungen nicht in die Rechtssphäre des Bürgers 
(13). Es __ (14) dagegen, wann ein Bürger Leistungen des Staates 
(15) kann. Zur Vereinheitlichung des Sozialrechts ist 
ein alle Einzelgesetze umfassendes Sozialgesetzbuch __ (16), von 
dem bereits mehrere Gesetzbücher (17) und in Kraft 
— (18) sind. Zur Erfüllung der staatlichen Aufgaben 
(19) der Staat Geldmittel, die ihm aus Pflichtbeiträgen zur 
Sozialversicherung, öffentlichen Abgaben und Steuern 5 
(20). Die so genannte Abgabenordnung __ (21) die Grundsätze 
des Steuerrechts. Für die einzelnen Steuern i (22) es jeweils ein 
besonderes Steuergesetz. 


 Funktionsverben 


Das so genannte Funktionsverbgefüge ist typisch für den Nominalstil, der ein 
wesentliches Merkmal der juristischen Fachsprache ist. Dabei wird ein Verb 
durch die Struktur Nomen+Verb ersetzt (entscheiden = eine Entscheidung tref- 
fen). Das Nomen enthält die Hauptinformation. In Verbindung mit diesem 
Nomen verlieren die meisten Verben ihre normale Bedeutung. 


Ergänzen Sie in den nachfolgenden Sätzen die geeignete Form eines Verbs aus 
der Liste. 


fassen / erteilen / erteilen / haben / haben / haben / kommen / kommen / 
leisten / nehmen / sein / stehen / stehen / treffen / treffen / vornehmen 


1. Innerhalb seiner Fachaufsicht über die Gemeinden kann der Staat bestimmte 
Anweisungen 

2. Innerhalb ihres Auswahlermessens | muss eine Behörde erkennen, welche 
Möglichkeiten ihr für ein Einschreiten zur Wahl __ 

3. Die Behörde muss ihre Entscheidungen je nach Maßgabe des Einzelfalls und 
unter Beachtung sachgerechter Kriterien 

4. Wenn eine Gemeinde rechtswidrige Handlungen 

das das Einschreiten des Staates zur Folge. 


3 


5. Die Behörde hat den Beschluss _ \ ‚einen Verwaltungsakt zu 
erlassen. 

6. Im Bauplanungsrecht ist zum Beispiel geregelt, welche Maßnahmen zur 
städtebaulichen Entwicklung | werden können. 


7. Die Behörde hat eine Genehmigung für das Bauvorhaben 


8. Dem Bürger __ der Rechtsbehelf des Widerspruchs zur Verfü- 
gung. 
9. Wenn die Widerspruchsbehörde zu dem Ergebnis ___ ‚ dass 


der Widerspruch des Bauherrn gerechtfertigt ist, wird sie den Vermeltins- 
akt aufheben, 

10. Jeder Arbeitnehmer ist gesetzlich verpflichtet, Beiträge zu vier verschiedenen 
Versicherungen zu 








11; 


12, 


13; 


14. 


13; 
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Indem der an einem Verfahren Beteiligte seinen Anspruch auf recht- 
liches Gehör wahrnimmt, hat er die Möglichkeit, auf das Verfahren Ein- 
fluss zu 

Alle Familien mit Kindern ___ Anspruch auf Kindergeld. 

Der Gesetzgeber die Absicht, das ganze Sozialrecht in einem 
Sozialgesetzbuch zusammenzufassen. 

Schüler und Studierende erhalten Leistungen der Ausbildungsförderung, 
wenn ihre Eltern nicht in der Lage ‚ die Kosten für Ausbildung 
und Lebensunterhalt der Auszubildenden zu tragen. 

Im Lebensmittelrecht | Vorschriften des Besonderen Ver- 
waltungsrechts zur Anwendung. 








Neuntes Kapitel 
Das Verfahrensrecht 


Il. Die Gerichte 


Alle Ansprüche und Freiheiten, die das Recht gewährt, sind nutzlos, wenn sie 
nicht im Prozess durchgesetzt werden können. Eine rechtliche Garantie hierfür 
gibt es in allen fortgeschrittenen Rechtsordnungen: Im deutschen Recht gewähr- 
leistet Art. 19 IV GG den Rechtsschutz gegen Akte der öffentlichen Gewalt (s. 
Kap. 3 Abschn. I 2.); für den Bereich des Privatrechts entnimmt man der allge- 
meinen Handlungsfreiheit (Art.2 I GG) einen sog. Justizgewährungsanspruch 
des Individuums. Er verpflichtet den Staat, Gerichte einzurichten, vor denen 
jeder Anspruch, den das Recht gibt, im Streitfall verfolgt werden kann. Für die 
Effektivität einer Rechtsordnung ist aber neben der rechtlichen Garantie die tat- 
sächliche Nutzbarkeit von entscheidender Bedeutung: Die Gerichte müssen nicht 
nur eingerichtet, sondern auch funktionsfähig, personell und sachlich ausrei- 
chend ausgestattet sein. Außerdem darf der Zugang zu Gericht nicht an der 
Kostenbarriere oder anderen Zugangshindernissen scheitern. 


1. Übersicht über die Gerichtszweige 


Im heutigen deutschen Recht gibt es - anders als z.B. im Recht der früheren 
DDR - keine Gerichte, die für alle Streitigkeiten zuständig sind, sondern 
Gerichte für verschiedene Sachgebiete. Der Vorteil dieser Regelung ist, dass die 
einzelnen Gerichte und die dort tätigen Richter auf die Streitfälle spezialisiert 
sind, die sie zu entscheiden haben. Der Nachteil ist der, dass in Grenzfällen oft 
erst ein Streit über die Zuständigkeit geführt werden muss, bevor es zu einer 
sachlichen Entscheidung kommt - mit der Folge zusätzlicher Kosten und einer 
Verlängerung der Verfahrensdauer. Auch werden durch die einzelnen Regelun- 
zen oft zusammengehörige Sachen auseinandergerissen. 


Beispiel A ist Eigentümer eines Grundstücks, das für den Bau einer neuen Autobahn benö- 
tigt wird. Er ist nicht zu einem Verkauf bereit; deshalb wurde das Grundstück ent- 
eignet und für A eine Entschädigung festgesetzt. A möchte gegen die Enteignung 
vorgehen; für den Fall, dass er damit keinen Erfolg hat, hält er aber auf jeden Fall 
die Entschädigung für viel zu niedrig. Gegen den Enteignungsbescheid, der ein Ver- 
waltungsakt ist, muss A vor dem Verwaltungsgericht klagen. Dagegen ist für einen 
Streit über die Höhe der Entschädigung ein Gericht der ordentlichen Gerichtsbar- 
keit zuständig (Art. 14 GG). 
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Die einzelnen Gerichtszweige sind 


| 


die ordentliche Gerichtsbarkeit (= Zivil- und Strafgerichtsbarkeit) 
die Arbeitsgerichtsbarkeit 

die Verwaltungsgerichtsbarkeit 

die Sozialgerichtsbarkeit 

die Finanzgerichtsbarkeit. 


Die ordentliche Gerichtsbarkeit ist für die Entscheidung aller Streitigkeiten in 
privatrechtlichen Streitigkeiten mit Ausnahme der Arbeitsrechtssachen und für 
alle Straftaten und Ordnungswidrigkeiten zuständig. Auch manche Streitigkei- 
ten des öffentlichen Rechts (z.B. die soeben erwähnte Enteignungsentschädi- 
gung) sind — meist aus historischen Gründen - den ordentlichen Gerichten zuge- 
wiesen. Diese sind auch für alle Prozesse zuständig, für die keine andere 
Zuständigkeit besteht. 


Die Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern aus Arbeitsverhält- 
nissen sind dagegen einem besonderen Gerichtszweig, der Arbeitsgerichtsbarkeit 
zugewiesen. 


Die drei anderen Gerichtszweige sind für die Streitigkeiten aus dem öffentlichen 
Recht zuständig, und zwar die Sozialgerichtsbarkeit für die Geltendmachung 
von Ansprüchen aus dem Bereich des Sozialrechts, die Finanzgerichtsbarkeit 
für Klagen gegen Steuerbescheide und andere Streitigkeiten aus dem Steuerrecht 
und die Verwaltungsgerichtsbarkeit für alle übrigen verwaltungsrechtlichen 
Streitigkeiten. 


Außerdem gibt es die Verfassungsgerichte, nämlich die in den meisten Bundes- 
ländern bestehenden Landesverfassungsgerichte und das Bundesverfassungsge- 
richt, dessen Zuständigkeiten bereits in Kap. 3 Abschn.II 1f erwähnt wurden. 


2. Die ordentlichen Gerichte 


Der Begriff „ordentliche Gerichte“ ist heute nur noch historisch zu erklären, da 
nach dem Grundgesetz (Art. 101) auch die übrigen Gerichtszweige keine Aus- 
nahmegerichte sind, sondern die dort tätigen Richter die gleiche sachliche und 
persönliche Unabhängigkeit besitzen wie die Richter an den ordentlichen Ge- 
richten. 


Ordentliche Gerichte sind das Amtsgericht (AG), das Landgericht (LG), das 
Oberlandesgericht (OLG) und der Bundesgerichtshof (BGH). Ein Amtsgericht 
gibt es zumindest in jedem Landkreis, ein Landgericht für den Bezirk mehrerer 
Amtsgerichte. Die Zahl der Oberlandesgerichte beträgt 23: In jedem Bundesland 
gibt es mindestens ein OLG, in den größeren auch zwei oder drei. Eine frühere 
Besonderheit in Bayern, das Bayerische Oberste Landesgericht, dem ein Teil der 
Zuständigkeiten des OLG zugewiesen war, wurde im Jahre 2004 abgeschafft. 
Das oberste Zivilgericht ist der BGH, der seinen Sitz in Karlsruhe hat. 
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Die Zuständigkeiten der einzelnen Gerichte sind in Zivilsachen und in Strafsa- 
chen unterschiedlich geregelt. In Zivilsachen kann eine Sache je nach ihrer 
Bedeutung nur einem, zwei oder drei Gerichten (Instanzen) zur Entscheidung 
vorgelegt werden. 


Das Gericht 1. Instanz ist für Streitigkeiten bis zu 5.000 € das AG. Wer vor dem 
AG unterlegen ist, kann dessen Entscheidung vom LG überprüfen lassen, wenn 
er Berufung einlegt. Im Berufungsverfahren wird der Fall in vollem Umfang neu 
aufgerollt; was eine Partei aber in erster Instanz aus Nachlässigkeit nicht vorge- 
bracht hat, wird in der Berufung nicht berücksichtigt. Berufung gegen die Ent- 
scheidung eines AG ist dann möglich, wenn es für die unterlegene Partei um 
nehr als 600 € geht (sog. Berufungssumme) oder wenn wegen der grundsätzli- 
chen Bedeutung des Falls die Berufung zugelassen wurde. Für Streitigkeiten 
über 5.000) ist in 1. Instanz das LG zuständig. Gegen dessen Urteile kann Beru- 
tung zum OLG eingelegt werden. Gegen alle Berufungsurteile ist das Rechtsmit- 
tel der Revision gegeben, über die der BGH entscheidet. Die Revision setzt aller- 
dings voraus, dass sie wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Sache vom 
Berufungsgericht zugelassen wurde. Wird die Zulassung abgelehnt, kann Nicht- 
zulassungsbeschwerde zum BGH erhoben werden, wenn es für den Beschwerde- 
führer um mehr als 20.000€ geht. Mit der Revision kann nur die falsche 
Anwendung eines Gesetzes geltend gemacht werden, nicht dagegen eine falsche 
Feststellung von Tatsachen. Deshalb können mit der Revision auch keine neuen 
Behauptungen aufgestellt werden. 


Kein besonderes Gericht ist das Familiengericht. Es handelt sich dabei vielmehr 
um eine besondere Abteilung des AG, dem die Ehescheidungen und die damit 
-usammenhängenden familienrechtlichen Streitigkeiten (Sorgerecht für Kinder, 
Unterhalt usw.) übertragen sind, und an dem hierauf spezialisierte Richter tätig 
sind. 


In Strafsachen ist entscheidend, vor welchem Gericht die Staatsanwaltschaft 
Anklage erhebt. Dies kann das AG oder das LG sein; bei einigen besonderen 
Delikten (z.B. Landesverrat; Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung) 
st das OLG Gericht 1. Instanz. Gegen die Urteile des AG kann Berufung an das 
LG und gegen das Berufungsurteil Revision zum OLG eingelegt werden. Gegen 
die Urteile des LG und des OLG als Gerichte 1. Instanz gibt es keine Berufung, 
sondern nur die Revision, über die der BGH entscheidet. 


3. Die übrigen Gerichtszweige 


Nicht so kompliziert ist der Aufbau der übrigen Gerichtszweige, die mit Aus- 
nahme der Finanzgerichtsbarkeit dreistufig aufgebaut sind. So gibt es in der 
Arbeitsgerichtsbarkeit die Arbeitsgerichte, die Landesarbeitsgerichte und das 
Sundesarbeitsgericht in Erfurt, in der Verwaltungsgerichtsbarkeit die Verwal- 
ungsgerichte, die Oberverwaltungsgerichte (die in manchen Bundesländern die 


I 


186 __Neuntes Kapitel: Das Verfahrensrecht 


Bezeichnung Verwaltungsgerichtshof führen) und das Bundesverwaltungsgericht 
in Leipzig, in der Sozialgerichtsbarkeit die Sozialgerichte, die Landessozialge- 
richte und das Bundessozialgericht ın Kassel. 


Gericht 1. Instanz ıst dabei das Arbeitsgericht, das Verwaltungsgericht (mit we- 
nigen Ausnahmen) und das Sozialgericht. Über das Rechtsmittel der Berufung 
entscheidet das Landesarbeitsgericht, das Oberverwaltungsgericht und das Lan- 
dessozialgericht. Gegen deren Entscheidungen kann Revision zum Bundesarbeits- 
gericht, Bundesverwaltungsgericht und Bundessozialgericht eingelegt werden. 


Dagegen ist die Finanzgerichtsbarkeit zweistufig. Es gibt nur die Finanzgerichte 
und den Bundesfinanzhof in München, der über Revisionen gegen Entscheidun- 
gen der Finanzgerichte entscheidet. Das Rechtsmittel der Berufung gibt es in die- 
sem Gerichtszweig nicht. 


Il. Allgemeine Verfahrensgrundsätze 


Für jeden Gerichtszweig gibt es eine Verfahrensordnung, also ein Gesetz, in dem 
die bei der Durchführung eines Verfahrens zu beachtenden Grundsätze festgelegt 
sind. Dies sind insbesondere die Verfahrens- und Beweisregeln, die Fristen, die 
Vertretung durch Rechtsanwälte, die möglichen Rechtsmittel und die Kosten. 
Für die ordentliche Gerichtsbarkeit gibt es sogar zwei Verfahrensordnungen, 
nämlich für die Zivilsachen die Zivilprozessordnung (ZPO) und für Strafsachen 
die Strafprozessordnung (StPO). Die einzelnen Prozessordnungen regeln die glei- 
chen Materien vielfach unterschiedlich. Das hat oft einen guten Sinn, wenn 
Besonderheiten des jeweiligen Verfahrens zu berücksichtigen sind. 


Beispiel Im Strafprozess stehen sich die Macht des Staates und das Individuum gegenüber. 
Deswegen und wegen der möglichen schwerwiegenden Folgen für den Angeklagten 
müssen an die Beweismittel besonders hohe Anforderungen gestellt werden. Des- 
halb verbietet die StPO beispielsweise Beweise, die durch Täuschung beschafft wur- 
den ($136a StPO), und Aussageprotokolle ($249 StPO), wenn stattdessen der 
Zeuge oder die zu vernehmende Person selbst angehört werden kann. Im Zivilpro- 
zess ist beides zulässig, da man hier von einer gleich starken Position beider Par- 
teien ausgehen kann. 


So ist ım Strafprozess ein Geständnis des Angeklagten vor der Polizei unverwert- 
bar, wenn es der Polizeibeamte dadurch erreicht hat, dass er dem Beschuldigten 
wahrheitswidrig vorgespiegelt hat, sein Komplize habe schon gestanden. Kommt 
es dagegen im Zivilprozess darauf an, ob eine Partei zu einer bestimmten Zeit ein 
Telefongespräch geführt hat, kann die Erfassung der Gespräche durch die Tele- 
fongesellschaft vom Gegner auch dann verwendet werden, wenn er einen Aus- 
druck von der Telefongesellschaft durch Täuschung über seine Identität erschli- 
chen hat. 
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Andere Unterschiede der Verfahrensordnungen sind rein zufällig oder historisch 
bedingt und führen nur zu einer unnötigen Komplizierung des Verfahrensrechts. 


Beispiel Wer einen Zivilprozess beim AG verloren hat und Berufung einlegen möchte, muss 
die Berufungsschrift an das LG (den iudex ad quem) schicken. Wer dagegen einen 
Verwaltungsprozess verloren hat und den gleichen Wunsch hat, muss die Berufung 
beim Verwaltungsgericht (dem iudex a quo), nicht beim Oberverwaltungsgericht 
einlegen. Durch Einreichung beim falschen Gericht kann die Berufungsfrist ver- 
säumt und die Berufung dadurch unzulässig werden. 


Eine Reihe von Verfahrensgrundsätzen gilt aber für alle Verfahren in allen 
Gerichtszweigen. 


1. Der gesetzliche Richter 


Eine Streitigkeit darf nur vom zuständigen Richter entschieden werden. So for- 
dert es das Grundgesetz (Art. 10112 GG). 


Dem dienen zunächst die Vorschriften über die sachliche und örtliche Zustän- 
digkeit. Jedes Gericht hat einen bestimmten Gerichtsbezirk und darf nur in den 
Sachen entscheiden, die nach der Prozessordnung in seinen Gerichtsbezirk gehö- 
ren. Allerdings können mehrere Gerichte für den gleichen Fall zuständig sein. 
Dann muss allerdings die Verfahrensordnung bestimmen, welches Gericht ent- 
scheiden darf. 


Beispiel Wird das Auto des A bei einem Verkehrsunfall in Bayreuth von B, der in Hamburg 
wohnt, beschädigt, und muss es mit einem Kostenaufwand von 6.000 € repariert 
werden, dann sind für die Entscheidung des Prozesses sowohl das LG Bayreuth als 
auch das LG Hamburg zuständig ($$ 12, 32 ZPO). Die Wahl zwischen diesen bei- 
den Gerichten hat A ($35 ZPO). 


Darin erschöpft sich das Gebot des gesetzlichen Richters aber nicht. Die Gerichte 
müssen aufserdem im Voraus abstrakt festlegen, welche der zahlreichen bei 
einem Gericht tätigen Richter einen bestimmten Prozess entscheiden werden 
und wer an ihre Stelle tritt, wenn sie (z.B. durch Urlaub oder Krankheit) verhin- 
dert sind. Diese sog. Geschäftsverteilung soll jede Manipulation bei der Bestim- 
mung des Richters verhindern. 


Beispiel Bei dem Amtsgericht Neustadt sind in Zivilsachen der Richter Müller und die Rich- 
terin Maier tätig. Die Geschäftsverteilung sieht vor, dass der Richter Müller alle 
Streitigkeiten aus Verkehrsunfällen und alle allgemeinen Zivilsachen, bei denen 
der Name des Beklagten mit den Buchstaben A-K beginnt, und die Richterin Maier 
alle Familiensachen und alle allgemeinen Zivilsachen, bei denen der Name des 
Beklagten mit den Buchstaben L-Z beginnt, entscheidet. 
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2. Das rechtliche Gehör 


Wıe das Recht auf den gesetzlichen Richter wird auch der Anspruch auf recht- 
liches Gehör durch das Grundgesetz gewährleistet (Art. 103 1 GG). Das rechtli- 
che Gehör hat insbesondere drei Komponenten: 


— das Recht auf Orientierung, nämlich den Anspruch darauf, rechtzeitig und 
vollständig von einem Verfahren, von dem man betroffen ist, und seinem 
Fortgang unterrichtet zu werden, 

— das Recht auf Äußerung zu allen Grundlagen der Entscheidung in rechtlicher 
und tatsächlicher Hinsicht, 

— die Pflicht zur Berücksichtigung des Vorbringens, indem es vom Gericht zur 
Kenntnis genommen und in Erwägung gezogen wird. 


Die besondere Bedeutung des rechtlichen Gehörs zeigt sich darin, dass gegen 
Entscheidungen, die nicht mehr mit einem Rechtsmittel angreifbar sind, ein 
besonderer Rechtsbehelf, die Anhörungsrüge, erhoben werden kann ($321a 
ZPO und entsprechende Regelungen in den anderen Prozessordnungen). Damit 
kann die unterlegene Partei geltend machen, ihr sei kein ausreichendes Gehör 
gewährt worden. Über die Gehörsrüge entscheidet das Gericht, bei dem die Ver- 
letzung des rechtlichen Gehörs vorgekommen sein soll. Hält es die Rüge für 
begründet. setzt es das Verfahren fort und holt das rechtliche Gehör nach. 


Das BVerfG hat durch seine bis in die Einzelheiten der Prozessordnungen geh- 
ende Rechtsprechung diesen einfachen Grundsatz zu einem der wichtigsten Pro- 
zessgrundsätze ausgebaut, insbesondere dadurch, dass es folgenden Grundsatz 
aufgestellt hat: Dem Beteiligten muss nicht nur formal Gehör gewährt werden, 
sondern er muss auch die Möglichkeit haben, effektiv auf das Verfahren Einfluss 
zu nehmen. 


Beispiel Ein gläubiger Jude wurde zur Gerichtsverhandlung an einem hohen jüdischen 
Feiertag geladen. Er erschien, erklärte aber, wegen des Feiertags nicht verhandeln 
zu können. Das BVerfG hat angenommen, dass das Gericht, das daraufhin ohne 
seine Beteiligung verhandelt hatte, ihn in seinem rechtlichen Gehör verletzt hat, 
weil er sich nicht effektiv hat äußern können. 


3. Mündlichkeit und Öffentlichkeit 


Grundsätzlich findet in allen Gerichtsverfahren eine mündliche Verhandlung 
statt. Diese soll den Richtern ermöglichen, einen persönlichen Eindruck von der 
Sache zu erhalten, die sie entscheiden müssen. Gleichzeitig ist der mündliche 
Vortrag ihrer Argumente auch für die Beteiligten die beste und unmittelbarste 
Form der Gewährung rechtlichen Gehörs. In der Praxis ist dieser Grundsatz 
allerdings nur noch im Strafprozess in seiner ursprünglichen Form lebendig. Im 
Zivilprozess und in den anderen Gerichtszweigen wird die mündliche Verhand- 
lung weitgehend durch schriftliches Vorbringen (sog. Schriftsätze) vorbereitet: 
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Gutachten durch Sachverständige werden meistens schriftlich erstattet. In man- 
chen Verfahrensarten kann ein insgesamt schriftliches Verfahren durchgeführt 
werden, wenn das Gericht es anordnet oder die Parteien auf eine mündliche Ver- 
handlung verzichten. 


Im Zusammenhang damit hat auch der Grundsatz der Öffentlichkeit seine 
srößste Bedeutung im Strafprozess. Er verhindert hier ein „Geheimverfahren“: 
Alle Bürger haben die Möglichkeit, die Verhandlung mitzuerleben, die Zeugen- 
aussagen zu hören und sich selbst ein Bild von der Sache zu machen. Nur in 
wenigen, von der Prozessordnung ausdrücklich genannten Fällen (z.B. Erörte- 
rung von Staatsgeheimnissen, Schutz minderjähriger Zeugen, Scheidungsverfah- 
ren usw.) ist die Öffentlichkeit ausgeschlossen; die Urteilsverkündung ist immer 
öffentlich. Sie darf sogar im Fernsehen übertragen werden. 


Soweit aber keine mündliche Verhandlung mehr stattfindet oder sich in der 
Bezugnahme auf bereits vorher eingereichte Schriftsätze erschöpft, hat auch der 
Öffentlichkeitsgrundsatz nur geringe Bedeutung. 


4. Rechtskraft 


leder gerichtliche Streit muss einmal ein Ende haben. Soweit gegen eine Entschei- 
dung ein Rechtsmittel gegeben ist, kann der Unterlegene die gerichtliche Ent- 
scheidung innerhalb einer gewissen Frist von der nächsthöheren Instanz noch 
ınmal überprüfen lassen. Wenn es kein Rechtsmittel mehr gibt, ist das Urteil 
rechtskräftig. Ein neuer Prozess kann unter den gleichen Beteiligten über den 
zleichen Gegenstand nicht mehr geführt werden. Wird das Urteil nicht freiwillig 
»etolgt, ıst daraus die Zwangsvollstreckung möglich. 


Seispiel Max hat seine geschiedene Ehefrau Frieda auf Herausgabe der Waschmaschine in 
der früheren gemeinsamen Wohnung verklagt. Das AG hat der Klage stattgegeben, 
weil Max Eigentümer sei. Friedas Berufung ist vom LG zurückgewiesen worden. 
Damit ist das Urteil rechtskräftig. Eine neue Klage von Frieda auf Feststellung, 
dass sie Eigentümerin der Waschmaschine sei, wäre unzulässig. Gibt Frieda die 
Waschmaschine auf Grund des rechtskräftigen Urteils nicht freiwillig heraus, 
kann Max einen Gerichtsvollzieher mit der Vollstreckung beauftragen, der die 
Waschmaschine der Frieda wegnimmt und sie dem Max aushändigt. 


Sur in ganz seltenen Fällen lassen die Prozessordnungen eine Durchbrechung 
der Rechtskraft zu, nämlich dann, wenn dem Urteil durch nachträglich bekannt- 
zewordene Umstände die rechtsstaatliche Grundlage entzogen ist. In diesen Fäl- 
'en ist eine Wiederaufnahme des Verfahrens zulässig, die zu neuer Verhandlung 
und Entscheidung führt. Sie ist unter anderem dann zulässig, wenn der Kläger 
ein Urteil durch Prozessbetrug erschlichen hat oder ein Zeuge wegen falscher 
Aussage verurteilt worden ist, und seit kurzem auch dann, wenn im Verfahren 
vor dem EGMR eine Verletzung der EMRK festgestellt worden ist. 
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5. Kostentragung und Prozesskostenhilfe 


Die Kosten eines Prozesses fallen grundsätzlich der Partei zur Last, die unterle- 
gen ist. Sie muss sowohl die Gerichtskosten bezahlen als auch die Kosten des 
Prozessgegners und ihre eigenen Kosten, insbesondere die ihres Anwalts. Sowohl 
die Höhe der Gerichts- und der Rechtsanwaltskosten ist in dem jeweiligen Kos- 
tengesetz (Gerichtskostengesetz bzw. Rechtsanwaltsvergütungsgesetz) festgelegt 
und nach dem Wert der Sache, um die es in dem Verfahren geht (sog. Streitwert) 
gestaffelt. Bei den Streitwerten des täglichen Lebens sind die Kosten typischer- 
weise geringer als z.B. in England und vielen anderen europäischen Rechtsord- 
nungen. Sie wird trotzdem von den Beteiligten oft unterschätzt und kann bei 
niedrigen Streitwerten und einem Streit durch zwei Instanzen leicht den geltend 
gemachten Anspruch übersteigen. Das gilt vor allem dann, wenn nicht nur 
Gerichts- und Anwaltskosten, sondern auch Kosten eines Sachverständigen 
anfallen. Manche Prozessordnungen sehen vor, dass Beteiligte Kostenvorschüsse 
zu leisten haben, damit ihnen das Kostenrisiko rechtzeitig vor Augen geführt 
wird. 


Beispiel Der Radfahrer R ist von der Autofahrerin A angefahren worden. Für die Reparatur 
seines Rennrads musste er 600 € aufwenden. A zahlt trotz mehrerer Mahnungen 
nicht, weil sie meint, R sei zu schnell gefahren. Wenn R die A auf Zahlung von 
600 € verklagt, muss er an die Gerichtskasse einen Kostenvorschuss von 105 € ein- 
zahlen, Dabei handelt es sich um die Gerichtskosten, die anfallen, wenn die Klage 
des R abgewiesen wird. Wenn der Richter ein Sachverständigengutachten zum 
Unfallhergang für erforderlich hält, wird er für die Kosten des Sachverständigen 
einen weiteren Vorschuss (mindestens 300-600 €) anfordern. Wenn die Klage 
abgewiesen wird, muss R nicht nur die Reparatur seines Fahrrads selbst bezahlen, 
sondern auch die Gerichts- und Sachverständigenkosten. Wenn A einen Anwalt 
senommen hat, muss R auch die Kosten ihres Anwalts bezahlen. 


Allerdings soll die Verfolgung eines begründeten Anspruchs oder die Verteidi- 
gung gegen eine Klage nicht daran scheitern, dass ein Beteiligter die Kosten nicht 
aufbringen kann. Wirtschaftlich schwache Beteiligte können deshalb Prozess- 
kostenhilfe, im Familienvertahren Verfahrenskostenhilfe erhalten. Sie brauchen 
die Gerichts- und ihre eigenen Anwaltskosten dann entweder gar nicht oder 
nur in (nach der Höhe ihres Einkommens gestaffelten) Monatsraten zu bezahlen. 
Prozesskostenhilfe erhält die wirtschaftlich schwache Partei nur für Prozesse, die 
Aussicht auf Erfolg haben. Diese Vorschrift dient auch dem Schutz der wirt- 
schaftlich schwachen Partei. Geht der Prozess nämlich verloren, muss sie trotz 
der Prozesskostenhilfe die Kosten des Gegners in voller Höhe bezahlen. 
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Ill. Der Zivilprozess 
1. Ablauf eines Zivilprozesses 


Der Zivilprozess beginnt damit, dass der Kläger gegen den Beklagten Klage 
erhebt. In bestimmten Fällen, die die einzelnen Bundesländer selbstständig regeln 
können (z.B. Bagatellsachen bis zu einem Streitwert von 750€, Nachbar- 
schaftsstreitigkeiten, Verletzung der persönlichen Ehre) muss der Kläger 
zunächst versuchen, sich mit dem Beklagten in einem außergerichtlichen Schlich- 
tungsverfahren zu einigen. In anderen Angelegenheiten ist eine Streitbeilegung 
außerhalb des Gerichtsverfahrens ebenfalls möglich, aber nicht verpflichtend 
z.B. nach dem Verbraucherstreitbeilegungsgesetz vom 19.2.2016 oder per 
Online-Schlichtung bei Internetgeschäften). Hat eine solche Schlichtung keinen 
Erfolg, reicht der Kläger einen Schriftsatz bei Gericht ein, in dem er den Sachver- 
halt aus seiner Sicht schildert, die ihm zur Verfügung stehenden Beweismittel 
nennt und einen bestimmten Antrag stellt: auf die Zahlung einer Geldsumme 
oder eine andere Leistung, zu der das Gericht den Beklagten verurteilen soll 
(8253 ZPO). Über diesen Antrag darf das Gericht nicht hinausgehen, auch 
wenn es der Meinung ist, dass der Kläger mehr zu beanspruchen hätte (8 308 
ZPO; ne eat index ultra petita partium). Das Gericht übersendet die Klage an 
den Beklagten und entscheidet sich gleichzeitig für eine der beiden Verfahrens- 
möglichkeiten: Entweder findet sogleich ein „früher erster Termin“ statt, zu 
dem die Beteiligten geladen werden, oder ein „schriftliches Vorverfahren“. Im 
!etzteren Fall wird dem Beklagten eine Frist zur schriftlichen Erwiderung auf 
dıe Klage gesetzt. Hierauf kann der Kläger wiederum einen Schriftsatz einrei- 
chen. Soweit ein Sachverständigengutachten erforderlich erscheint, kann es das 
Gericht schon jetzt einholen. Dann wird ein „Haupttermin“ bestimmt, in dem 
der Prozess nach Möglichkeit erledigt werden soll. In diesem Termin stellen die 
Parteien ihre Anträge, werden die Zeugen vernommen und gibt das Gericht Hin- 
weise, wie es den Fall beurteilt. Das Gericht soll in diesem Termin auch versu- 
hen, eine gütliche Einigung, z.B. durch Abschluss eines Vergleichs, zu errei- 
chen. Bleiben in diesem Termin Fragen ungeklärt, kann ein neuer Termin 
bestimmt werden. Normalerweise soll der Prozess jedoch in diesem Haupttermin 
abgeschlossen werden. Sieht der Richter die Sache für hinreichend geklärt an, 
schliefst er die mündliche Verhandlung. Das Urteil ergeht allerdings meist nicht 
sofort, sondern in einem besonderen Termin. Es wird den Parteien mit einer 
schriftlichen Begründung zugestellt. 


Erscheint eine Partei — meist ist es der Beklagte - zur mündlichen Verhandlung 
nicht, kann gegen sie ein Versäumnisurteil ergehen. Dies ist mit dem Anspruch 
auf rechtliches Gehör vereinbar, da jede Partei mit der Ladung ausdrücklich 
auf diese Möglichkeit hingewiesen wird. Das Versäumnisurteil ist aber keine 
endgültige Entscheidung. Die säumige Partei kann einen besonderen Rechtsbe- 
nelf, den Einspruch, einlegen. Es findet dann eine weitere mündliche Verhand- 


‚ung statt. 
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Beispiel Im Prozess zwischen R und A hat das Gericht Termin zur mündlichen Verhandlung 
bestimmt. A kommt aber nicht. Der Richter entscheidet den Prozess, indem er von 
der Annahme ausgeht, das Vorbringen des R sei richtig, und A habe keine Einwen- 
dungen erhoben. Er gibt der Klage also statt. A kann nun aber innerhalb der gesetz- 
lichen Frist Einspruch einlegen und ihre Einwendungen wiederholen. Es wird dann 
ein weiterer Termin bestimmt. Wenn A zu diesem Termin erscheint, wird ihr Vor- 
bringen berücksichtigt. Kommt A wieder nicht, bleibt es bei dem Versäumnisurteil. 


Beim Amtsgericht können die Parteien selbst erscheinen oder sich von Rechtsan- 
wälten vertreten lassen. Das Urteil wird durch einen Einzelrichter gesprochen. 
Beim Landgericht besteht dagegen Anwaltszwang, d.h., die Parteien sind ver- 
pflichtet, einen Rechtsanwalt mit ihrer Vertretung zu beauftragen. Sie können 
zwar selbst an der Verhandlung teilnehmen und müssen dies tun, wenn das 
Gericht es anordnet. Anträge kann aber nur der von der Partei beauftragte 
Anwalt stellen. Anders als früher gibt es heute auch im Zivilprozess vor dem 
LG und dem OLG keine sachlichen oder örtlichen Beschränkungen mehr. Jeder 
Anwalt darf bei jedem LG und bei jedem OLG tätig werden. Nur vor dem BGH 
gilt noch der Grundsatz, dass in Zivilsachen nur ein Rechtsanwalt verhandeln 
darf, der bei diesem Gericht zugelassen ist. 


Am Landgericht entscheidet eine Kammer aus drei Berufsrichtern, die das Ver- 
fahren unter bestimmten Voraussetzungen auf einen Einzelrichter übertragen 
kann. Eine Ausnahme besteht in den so genannten „Handelssachen“, vor allem 
Streitigkeiten zwischen Kaufleuten aus Handelsgeschäften. Hier entscheidet eine 
Kammer, die aus einem Berufsrichter und zwei Laienrichtern besteht, die aus den 
an diesem Ort tätigen Kaufleuten gewählt werden. Die Laienrichter haben das 
gleiche Stimmrecht wie die Berufsrichter. 


2. Der Beibringungsgrundsatz 


Im Zivilprozess stellt das Gericht die für den Ausgang des Verfahrens entscheid- 
enden Tatsachen nicht von Amts wegen fest. Der Richter muss darauf hinwei- 
sen, welche Tatsachen er für erheblich hält und wer sie beweisen muss. Es ist 
aber Sache der Parteien, diese Tatsachen dann zu behaupten und geeignete 
Beweise für sie anzubieten, z.B. einen Zeugen zu benennen, ein Sachverständi- 
gengutachten anzubieten, eine Urkunde vorzulegen oder die Einnahme eines 
Augenscheins anzubieten. Tun sie dies nicht, wird die entsprechende Tatsache 
nicht berücksichtigt. Dem Richter ist es nicht gestattet, Tatsachen in Zweifel zu 
ziehen, von deren Richtigkeit beide Parteien ausgehen, oder Beweise darüber zu 
erheben. Dies ist der so genannte Beibringungsgrundsatz. 


Beispiel Der Hühnerbrater H verlangt von dem Großhändler G Schadensersatz von 800 €, 
weil G ihm vertragswidrig 500 Brathähnchen nicht geliefert habe, die er auf dem 
sog. Turmfest braten wollte und mit einem Gewinn von je 1,60 € hätte verkaufen 
können. G räumt ausdrücklich ein, dass H dies hätte tun können, verteidigt sich 
aber damit, dass er von einem vereinbarten Rücktrittsrecht Gebrauch gemacht 
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habe. Der Richter R weißs, dass das Turmfest wegen Regens ausgefallen ist, weil er 
es selbst besuchen wollte. Er darf aber die Klage nicht deshalb abweisen, weil dieser 
Umstand von keiner Seite behauptet worden ist. Er muss deshalb dem Vorbringen 
des G nachgehen und - wenn es sich als unzutreffend herausstellt - der Klage statt- 
geben. 


Dagegen ist es ausschließlich Sache des Gerichts, die rechtliche Seite des Falles zu 
klären. Die Parteien und ihre Anwälte können rechtliche Ausführungen machen, 
müssen dies aber nicht. Das Gericht ist verpflichtet, die Parteien darauf hinzu- 
weisen, wenn sie beide von einer falschen Rechtsauffassung ausgehen. Es darf 
keine Überraschungsentscheidung treffen. 


Beispiel Emma hat bei Luigi in Siena zwölf Paar italienische Schuhe bestellt, aber nicht 
bezahlt, weil sie angeblich mangelhaft sind. Im Prozess haben Emma und Luigi 
über die angeblichen Mängel gestritten, wobei beide vom deutschen Recht ausge- 
gangen sind. Wenn der Richter der Meinung ist, es sei italienisches Recht anzuwen- 
den, muss er in der mündlichen Verhandlung darauf hinweisen. Er darf Emma und 
Luigi nicht im Urteil mit dieser Ansicht überraschen. 


3. Die Zwangsvollstreckung 


Mit dem gerichtlichen Urteil allein ist dem Bürger nicht geholfen. Es wäre für ihn 
nutzlos, wenn es nicht zwangsweise durchgesetzt werden könnte, falls der unter- 
iegene Teil es nicht freiwillig befolgt. Diese zwangsweise Durchsetzung geschieht 
durch die Zwangsvollstreckung. 


Beispiel Gibt Frieda, die rechtskräftig zur Herausgabe der früher gemeinsam genutzten 
Waschmaschine an Max verurteilt worden ist, sie nicht freiwillig heraus, kann 
Max einen Gerichtsvollzieher beauftragen, der die Waschmaschine der Frieda weg- 
nımmt und sie dem Max aushändigt. 


IV. Der Strafprozess 


Im Strafprozess ist die Erhebung der Anklage grundsätzlich Sache der Staatsan- 
waltschaft. Das Legalitätsprinzip (vgl. Kap. 7 Abschn.Il. 1.) verlangt, dass der 
Staatsanwalt jede Straftat verfolgt, von der er Kenntnis erlangt, wenn er das Ver- 
tahren nicht nach der Strafprozessordnung (z.B. wegen Geringfügigkeit) einstel- 
en darf. Nur für einige weniger bedeutende Straftaten (z.B. Beleidigung) besteht 
Sie Möglichkeit, dass der Staatsanwalt das öffentliche Interesse ablehnt und es 
dem Geschädigten überlässt, die sog. Privatklage zu erheben. In allen anderen 
Fallen erhebt der Staatsanwalt Anklage, wenn er der Meinung ist, dass ausrei- 
hend Beweise für die Verurteilung des Angeklagten vorhanden sind. Wenn das 
„ericht der gleichen Meinung ist, lässt es die Anklage zu und bestimmt einen 
\ermin zur Hauptverhandlung, in der die Anklageschrift verlesen wird und die 
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Beweise erhoben werden. Der Staatsanwalt ist dabei verpflichtet, sowohl den für 
die Schuld des Angeklagten sprechenden Indizien als auch den für seine Un- 
schuld sprechenden nachzugehen. Der Angeklagte kann seinerseits Beweismittel 
anbieten, denen das Gericht nachgehen muss, wenn es sie für entscheidungser- 
heblich hält. Ist der Sachverhalt hinreichend geklärt, folgen das Plädoyer des 
Staatsanwalts und die Gegenausführungen des Angeklagten oder seines Verteidi- 
gers. Der Angeklagte hat in jedem Fall das letzte Wort. Er kann sich vor jedem 
Strafgericht selbst vertreten, aber auch einen Rechtsanwalt mit seiner Verteidi- 
gung beauftragen. 


Nur bei besonders schweren Straftaten bestellt das Gericht dem Angeklagten 
von sich aus einen Verteidiger (sog. Pflichtverteidiger). Das Urteil wird beim 
Amtsgericht entweder von einem Berufsrichter oder vom Schöffengericht 
gesprochen, das aus einem Berufsrichter und zwei Laienrichtern (Schöffen) aus 
der Bevölkerung besteht. Auch hier haben die Laienrichter das gleiche Stimm- 
recht wie der Berufsrichter und entscheiden sowohl über die Schuldfrage als 
auch über das Strafmaß. Beim Landgericht entscheidet - je nach dem angeklag- 
ten Delikt - die Kleine oder die Grofßse Strafkammer, die jeweils mit Berufs- und 
Laienrichtern besetzt ist. Über die Aburteilung von Kapitalverbrechen entschei- 
det die Grofßse Strafkammer als Schwurgericht. „Geschworene“, die als Jury über 
die Schuldfrage ohne Mitwirkung von Berufsrichtern entscheiden, gibt es im 
heutigen deutschen Strafprozessrecht nicht mehr. 


Auch im Strafprozess gib es die Rechtsmittel der Berufung und der Revision. 
Gegen die Urteile des Amtsgerichts kann Berufung eingelegt werden, aber auch 
- unter Überspringung der Berufungsinstanz - sofort Revision (sog. Sprungrevi- 
sion). Gegen Urteile des Landgerichts ist nur die Revision statthaft. Bei allen 
Rechtsmitteln im Strafprozess besteht die Besonderheit, dass sie vom Staatsan- 
walt sowohl zuungunsten des Angeklagten eingelegt werden kann, wenn er den 
Freispruch für unrechtmäßsig oder die Strafe für zu niedrig hält, als auch zuguns- 
ten des Angeklagten, wenn der Staatsanwalt die Strafe für zu hoch hält. Dies 
erklärt sich daraus, dass das Gericht an den Antrag des Staatsanwalts nicht 
gebunden ist, sondern auch darüber hinausgehen kann. 


Im Strafprozess gilt nicht der Beibringungsgrundsatz, sondern der Untersu- 
chungsgrundsatz. Das bedeutet, dass der Richter hier verpflichtet ist, alle Tatsa- 
chen zu ermitteln und Beweise zu erheben, die er für erforderlich hält. Er ist also 
an die vom Staatsanwalt und vom Angeklagten angebotenen Beweismittel nicht 
gebunden und kann von sich aus weitere Zeugen laden oder Akten zum Verfah- 
ren beiziehen. 
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Skizze 1: Organe der Rechtsprechung 


I 
Bundesverfassungsgericht 
soenseeeoder 


Bundes- 
gerichtshof 


berlandes- 
gerichte 


Bundesver- | 
'waltungsgericht! 
| i.d.R. 


Bundesar- 
beitsgericht 


88660 


Oberverwal- 
tungsgerichte 


Landesar- 
beitsgerichte 


Bundes- 
finanzhof 
i.d.R. 
s..... 
Fınanz- 
gerichte 


Bundes- 


sozialgericht | Oberste Gerichts- 


höfe des Bundes 
a7 7 I Te) 
Landes- 

sozialgerichte 


Zv e 
| od. vos 


4 
Str. ee. 
od. esesee 





Landgerichte 


E 
| Zw 
od. v»es 
od. o®eo 


Gerichte 
der 


Länder 
; 

Str. oeo 
od. oeeeo 

Sozıal- 
gerichte 


Verwaltungs- 
gerichte 


Arbeits- 
gerichte 


| Amtsgerichte 
Zw 0 


Str.‘ 
1.d.R. 





4) Strafsenat (Revisionsinstanz) 
Strafsenat (1. Instanz) 

5) Einzelrichter 
Zivilsenat 

6) s. 3. Kapitel II 1 f 


1) Strafrichter 
Schöffengericht 
erweitertes Schöffengericht 

2} Kleine Strafkammer 
Große Strafkammer 
(auch als Schwurgericht) 

3) Einzelrichter 
Zwilkammer 
Kammer für Handelssachen 


® Berufsrichter 
© Laienrichter 
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Skizze 2: Der Rechtsmittel- 
zug in Zivilsachen 


Bundesgerichtshof 


(Zivilsenat) 





erfolgreiche 
Nichtzulassungs- 

beschwerde 
oder Zulassung 


Zulassung 


Sprungrevision 





Landgericht 
kein (Zivilkammer/ Oberlandesgericht 
Rechtsmittel Kammer für (Zivilsenat) 
Handelssachen) 
bis zu über ; 
Lues SO E Familien- 1.d.R. 
Streitwert Streitwert und Kind- zuerst 
oder | oder schaftsachen Berufung 
Zulassung \ Zulassung / 


Amtsgericht Lamndgericht 

(Einzelrichter) | (Zivilkammer/ 
Kammer für 

Handelssachen) 

vermögensrechtliche: vermögensrechtliche 


Streitigkeiten Streitigkeiten 
bis 5.000 € über 5.000 € 





Skizze3: Der Rechtsmittelzug in Strafsachen 











Oberlandesgericht 
(Strafsenat) 


Bundesgerichtshof 
(Strafsenat) 










Sprung- 
revision 


Sprung- 


revision 






Landgericht 
(Kleine Strafk.) (Große Strafk.) 






Amtsgericht Landgericht Ober- 


(Große Strafkammer, landesgericht 


(Strafrichter) (Schöffengericht) auch als Schwurgericht) (Strafsenat) 
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ÜBUNGSTEIL 


Rechtliche Aspekte 


1 Fragen zum Text 


L; 


2. 


10, 


Wann sind alle Ansprüche und Freiheiten, die das Recht gewährt, nutzlos? 
Was sieht das Gesetz deshalb vor? 

Welche Vorteile und Nachteile hat die Unterteilung in mehrere Gerichte für 
verschiedene Sachgebiete? 


. Welche fünf Gerichtsbarkeiten kennt das deutsche Recht? Womit befassen 


sie sich jeweils? 


. Welche Gerichtsbarkeit steht über diesen Gerichtsbarkeiten und womit 


befasst sıe sich? 


. Was verstehen Sie unter Berufung, was unter Revision? Was bedeutet das 


konkret für die Fakten und rechtlichen Streitpunkte eines Falles? 


. Was ist am Amtsgericht die Abteilung für Familiensachen und wofür ist sie 


zuständig? 


. Was ist unter dem Prinzip des gesetzlichen Richters im Sinne des Art. 10112 


GG zu verstehen? Was soll dadurch verhindert werden? 


. Welche drei Komponenten hat der Grundsatz des rechtlichen Gehörs gem. 


Art. 103 1GG? Was bedeutet das konkret? 


. Welche Bedeutung haben der Mündlichkeits- und der Öffentlichkeitsgrund- 


satz? 
Wie kann ein rechtskräftiges Urteil durchgesetzt werden? Was bedeutet das 
konkret für die Herausgabe einer Sache? 


2 Zu welchen Gerichten gehen folgende Streitigkeiten? 


1; 
2, 


ad 


or 


Arbeitnehmerin A ist entlassen worden. Sie möchte sich dagegen wehren. 
Beamter B möchte halbtags arbeiten, da er sich mit seiner berufstätigen Frau 
Haushalt und Kinder teilen will. Seine Behörde verweigert ihm die Halb- 
tagstätigkeit. 


. C findet seinen Steuerbescheid überhöht. Ein Beschwerdebrief zum Finanz- 


amt bringt keinen Erfolg. 


. D hat einen neuen feurigen Liebhaber und will sich von ihrem langweiligen 


Ehemann scheiden lassen. 


. E’s Wagen wurde von F, der gerade seinen Führerschein bestanden hat, 


angefahren und beschädigt. F weigert sich, den Schaden in Höhe von 
6.000€ zu bezahlen, da er ihn ja nicht absichtlich, sondern versehentlich 
verursacht habe. 


. G hat Leistungen auf Arbeitslosengeld II (ALG II, meistens „Hartz IV“ 


genannt) beantragt, da sie nach kurzer Berufstätigkeit erneut arbeitslos 
geworden ist und ihre Kinder alleine erzieht. Das Sozialamt weigert sich 
trotz zahlreicher Beschwerdebriefe der G zu zahlen. 
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d. 


10. 
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Hehler H ist von der Polizei erwischt worden, als er gerade gestohlene Ware 
weiterverkaufte. 

Auf einer Grofsdemonstration gegen Atommüllentsorgung wird die Atom- 
gegnerin I von einem Polizisten gewaltsam gehindert, ans Mikrophon zu 
gehen und ihre Meinung gegenüber der Masse kundzutun. I findet, dies 
war eın Eingriff in ihr verfassungsrechtlich garantiertes Recht auf Mei- 
nungsfreiheit. 


. Kaufmann J und Kaufmann K streiten um den Inhalt eines zwischen ihnen 


geschlossenen Kaufvertrags über Waren im Wert von 10.000 €. 

Juristin J lebt mit ihrem ständig nörgelnden Nachbarn N seit vielen Jahren 
in andauerndem ständigen Streit. Sie möchte, dass er die Gartenzwerge aus 
seinem Garten entfernt, deren Anblick täglich ihr ästhetisches Empfinden 
stört. Die obligatorische Schlichtung ist gescheitert. 


Finden Sie das Stichwort, um das es jeweils geht, und erklären Sie, aus welchen 
Gründen dieses Stichwort für den jeweiligen Fall einschlägig ist. 


" 


Die wegen Steuerhinterziehung angeklagte Tennisspielerin Fürst hat die Fern- 
sehrechte an ihrem Fall an einen Fernsehsender verkauft und verlangt deshalb, 
dass die Gerichtsverhandlung gegen sie von diesem Sender live im Fernsehen 
übertragen werden darf. Der Richter lehnt das ab und gestattet Aufnahmen im 
Gerichtssaal nur für einen kurzen Zeitraum vor der Verhandlung. 


. A hat am 1. Januar 2017 gegen die Zeitung „Der Beobachter“ Klage auf 


Unterlassung ehrenrühriger Behauptungen erhoben. Wegen Überlastung des 
Gerichts wird Verhandlungstermin erst auf den 1. April 2019 bestimmt. A 
hält das für rechtswidrig. 


. Das Versandhaus Q in Hamburg hat gegen P, der in München wohnt, Klage 


auf Bezahlung gelieferter Waren beim Amtsgericht Hamburg erhoben. P 
erschien zur Verhandlung nicht und schickte auch keinen Vertreter; deshalb 
wurde gegen ihn entschieden. P fühlt sich in einem Justizgrundrecht verletzt. 


. Gegen Raser wurde wegen Überschreitung der Höchstgeschwindigkeit in 


einer Ortschaft ein Bußgeldbescheid über 250 € und einen Monat Fahrverbot 
erlassen. Als dieser zugestellt wurde, war Raser gerade für drei Wochen in 
Urlaub gefahren. Als er zurückkam, legte er sofort Einspruch ein, weil nicht 
er, sondern seine Freundin Emma gefahren sei. Der Einspruch wurde als ver- 
spätet verworfen. Raser findet das unmöglich. 


. 5 klagte vor dem Sozialgericht auf Arbeitslosengeld gegen das Arbeitsamt. 


seine Klage wurde mit der Begründung abgewiesen, er habe keine Klagebe- 
gründung eingereicht. S hatte aber tatsächlich eine Klagebegründung einge- 
reicht, die der Richter verschentlich in eine falsche Akte eingeheftet und des- 
halb bei seiner Entscheidung nicht berücksichtigt hatte. 


. K hatte gegen seine frühere Freundin F auf Herausgabe eines Paars Pantoffeln 


geklagt. Auf Antrag der F ordnete der Richter an, dass „wegen Geringfügig- 
keit im schriftlichen Verfahren“ entschieden werden solle und beide Seiten bis 
zu einem bestimmten Termin Schriftsätze einreichen sollten. K besteht auf 
eine mündliche Verhandlung. 
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7. Im Fall 3 wurde nach Aufhebung des Urteils des Amtsgerichts Hamburg 
schließlich in München verhandelt. Wieder wurde P verurteilt, weil er zu 
dem Verhandlungstermin nicht erschienen war. Das lag allerdings daran, 
dass er versehentlich vom Gericht keine Ladung erhalten hatte. Von seiner 
Verurteilung erfuhr er erst durch Übersendung des Urteils. P fühlt sich 
erneut in einem Justizgrundrecht verletzt. 

8. In dem Strafverfahren gegen Rüpel wegen sexuellen Missbrauchs der Min- 
derjährigen M wurden die Zuhörer vor der Beweisaufnahme aufgefordert, 
den Saal zu verlassen. Rüpel widersprach dem erfolglos und fühlt sich in 

eınem Prozessgrundrecht verletzt. 

9. K hatte beim Verwaltungsgericht Klage auf Entschädigung erhoben, weil 
durch eine Straßenbaumaßsnahme der Wert seines Wohnhauses gemindert 
worden sei. Seine Klage wurde abgewiesen, weil keine Wertminderung 
erfolgt sei. K meint, dass das Verwaltungsgericht gar nicht hätte entscheiden 
dürfen. 

10. L hat gegen seinen Nachbarn M Klage wegen Belästigungen durch ständige 
nächtliche laute Musik im Garten des L zum Amtsgericht Tupfing erhoben. 
Dort sind die konservative Richterin R und der Richter $, dessen Hobby die 
| Rockmusik ist, tätig. Die Klage des L wurde vom Richter S abgewiesen, weil 
die Belästigungen ortsüblich seien. L meint, dass die Richterin R seiner 
Klage stattgegeben hätte, und fragt bei Gericht an, warum $ seinen Fall ent- 
| schieden hat. Dort wird ihm mitgeteilt, der Fall sei dem Richter S übertragen 
worden, weil dieser bei der Dienstbesprechung sagte, er würde „gerne mal 

so einen Fall entscheiden“. 











+ Welches Rechtsmittel können die Betroffenen in den folgenden Fällen einlegen? 
Welches Gericht wird über das Rechtsmittel entscheiden? Nehmen Sie Skizzen 
1-3 zur Hilfe. 

!. Die Terroristin Gundula ist wegen Mitgliedschaft in einer terroristischen 
Vereinigung ($ 129a StGB) zu drei Jahren Freiheitsstrafe verurteilt worden. 
Sie ist der Meinung, das Gericht habe den Sachverhalt nicht genügend auf- 
geklärt ($ 244 StPO). 

-. Max ist vom Schwurgericht wegen Mordes ($211 StGB) zu lebenslanger 
Freiheitsstrafe verurteilt worden. Er ist der Meinung, sich nur wegen Kör- 
perverletzung mit Todesfolge ($ 226 StGB) strafbar gemacht zu haben. 
Abwandlung: Würden Sie Max den gleichen Rat geben, wenn er lediglich 
geltend machen will, das Schwurgericht habe dem Zeugen Müller zu 
Unrecht geglaubt, der ıhn am Tatort gesehen haben will? 

- Wilhelm und Heinrich sind die Erben der verstorbenen Diana, die in einem 
Auto (Halter: das Hotel „Waldesruh“ in Garmisch-Partenkirchen) ums 
L.eben kam, als es dessen betrunkener Fahrer im Tunnel unter dem Alma- 
platz gegen einen Betonpfeiler setzte. Ihre Klage auf Schadensersatz und ent- 

| gangenen Unterhalt in Höhe von 180.000 € ist in Höhe von 49.000 € wegen 

Mitverschuldens der Getöteten abgewiesen worden. 
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4. Steffis Klage gegen ihren Einkommensteuerbescheid ist vom Finanzgericht 
abgewiesen worden. Sie ist der Meinung, dass das Gericht mehrere Vor- 
schriften des Einkommensteuergesetzes falsch ausgelegt hat und sie deshalb 
106 € zu viel Einkommensteuer bezahlt hat. 

5. Ulrike hatte gegen die Kündigung durch Ulrich Kündigungsschutzklage 
erhoben, die in vollem Umfang Erfolg hatte. Ulrich hatte noch vorbringen 
wollen, dass Ulrike fast täglich betrunken zur Arbeit kam und andere Mit- 
arbeiter des Öfteren sexuell belästigt hat. Sein Anwalt hatte aber vergessen, 
dies im Prozess vorzutragen. 

6. Ivar meint, durch einen ärztlichen Kunstfehler eine irreversible Hirnschädi- 
gung erlitten zu haben. Seine Klage auf Zahlung eines Schmerzensgelds von 
150.000 € hatte in erster Instanz Erfolg, wurde aber auf Berufung des Arztes 
völlig abgewiesen. Ivar meint, dass das Urteil der ersten Instanz richtig war. 

7. Bei einem Zusammenstoß mit einem anderen Auto wurde Lias kleiner Japa- 
ner beschädigt; die Reparatur kostet 1.100 €, die Lia gegen den Fahrer des 
anderen Autos eingeklagt hatte. Ihre Klage hatte aber nur in Höhe von 
350€ Erfolg, weil der Richter der Meinung war, dass beide Autofahrer an 
dem Unfall schuld waren; ein Rechtsmittel wurde nicht zugelassen. 

8. Die Photographin Birgit wurde im Parco Salvador Dali in Barcelona über- 
fallen und fiel bei dem Gerangel auf den Rücken, wodurch sie einen Band- 
scheibenvorfall erlitt. Sie wird ihren Beruf nie wieder voll ausüben können 
und verlangt eine Rente von der gesetzlichen Unfallversicherung. Diese lehnt 
eine Zahlung ab, weil der Spaziergang im Park nicht in Ausübung von Bir- 
gits Berufstätigkeit erfolgt sei. In erster Instanz wurde diese Ansicht bestä- 
tigt. 

9. Theo hat zum siebzehnten Mal im Kaufhaus eine Flasche Cognac mitgehen 
lassen. Er wurde deshalb vom Strafrichter zu einer Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten ohne Bewährung verurteilt. Er möchte erreichen, dass die Strafe 
zur Bewährung ausgesetzt wird, da er jetzt eine feste Freundin hat und dabei 
ist, im Leben Fuß zu fassen. 

10. Der Querulant Wendelin klagte gegen eine Anordnung der Baubehörde, die 
eine Erhöhung seiner Gartenmauer um zwölf Zentimeter wegen Unfallge- 
fahr gefordert hatte. Er ist der Meinung, sie nur um zwei Zentimeter erhö- 
hen zu müssen. In erster Instanz wurde ihm bestätigt, dass eine Erhöhung 
um acht Zentimeter ausreichend ist. Das genügt Wendelin aber nicht. Er 
verfolgt sein ursprüngliches Begehren weiter. 


5 Meterielles Recht sind die Rechtsnormen, die das Recht als solches ordnen (z.B. 
das BGB), Verfahrensrecht solche, die der Durchsetzung des materiellen Rechts 
dienen. Entscheiden Sie, ob die folgenden Regeln solche des materiellen Rechts 
oder des Verfahrensrechts sind. 


1. „Wird das Eigentum in anderer Weise als durch Entziehung oder Vorenthal- 
tung des Besitzes beeinträchtigt, so kann der Eigentümer von dem Störer die 
Beseitigung verlangen. Sind weitere Beeinträchtigungen zu besorgen, so kann 
der Eigentümer auf Unterlassung klagen.“ 








2; 


3 


or 
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„Die Erhebung der Klage erfolgt durch Zustellung eines Schriftsatzes (Klage- 
schrift).“ 

„Verspätete Rügen, die die Zulässigkeit der Klage betreffen und auf die der 
Beklagte verzichten kann, sind nur zuzulassen, wenn der Beklagte die Verspä- 
tung genügend entschuldigt.“ 


. „Ansprüche nach den 88651c bis 651f hat der Reisende innerhalb eines 


Monats nach der vertraglich vorgesehenen Beendigung der Reise gegenüber 
dem Reiseveranstalter geltend zu machen.“ 


. „Ist wegen einer Verletzung des Körpers, der Gesundheit, der Freiheit oder 


der sexuellen Selbstbestimmung Schadensersatz zu leisten, kann auch wegen 
des Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, eine billige Entschädigung in 
Geld gefordert werden.“ 


. „Ein Verein, der nicht rechtsfähig ist, kann klagen und verklagt werden; in 


dem Rechtsstreit hat der Verein die Stellung eines rechtsfähigen Vereins.“ 


Finden Sie heraus, ob das Rechtsmittel bei dem Gericht, dessen Entscheidung 
angefochten wird (iudex a quo) oder dem Gericht, das über das Rechtsmittel ent- 
scheiden wird (iudex ad quem), eingelegt werden muss. 


b; 


4a 


a 


$ 120 11 FGO Die Revision ist bei dem Finanzgericht innerhalb eines Monats 
nach Zustellung des vollständigen Urteils oder nach Zustellung des Beschlus- 
ses über die Zulassung der Revision schriftlich einzulegen und spätestens 
innerhalb eines weiteren Monats zu begründen. 


. $314 [StPO Die Berufung muss beim Gericht des ersten Rechtszuges binnen 


einer Woche nach Verkündung des Urteils zu Protokoll der Geschäftsstelle 
oder schriftlich eingelegt werden. 


. $341 I StPO Die Revision muss bei dem Gericht, dessen Urteil angefochten 


wird, binnen einer Woche nach Verkündung des Urteils zu Protokoll der 
Geschäftsstelle oder schriftlich eingelegt werden. 


. 8519 I ZPO Die Berufung wird durch Einreichung der Berufungsschrift bei 


dem Berufungsgericht eingelegt. 


. 8549 11 ZPO Die Revision wird durch Einreichung der Revisionsschrift bei 


dem Revisionsgericht eingelegt. 


Wie viele Berufs-und Laienrichter entscheiden über den Fall? Nehmen Sie Skizze 1 
zu Hilfe. 


l. 


Frau M wird vom Schwurgericht S wegen Mordes zu lebenslanger Freiheits- 
strafe verurteilt. 


. Die Zivilkammer des Landgerichts L hat entschieden, dass X dem Y 30.000 € 


Schmerzensgeld zahlen muss. 


. Die Amtsrichterin A weist die Klage des Mieters M auf Kündigungsschutz ab. 
. Das Bundesverfassungsgericht hat schon mehrmals über die Verfassungsmä- 


jsigkeit der Abtreibungsregelung entscheiden müssen. 


. Das Sozialgericht S hat den Rentenanspruch der Klägerin bejaht. 
. Der Bundesgerichtshof hat in seiner Entscheidung die Verfahrensrügen der 


Revision als teilweise begründet erachtet. 
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7. Der Strafsenat des Oberlandesgerichts O hat die angebliche Terroristin T in 
erster Instanz freigesprochen. 
8. Das Bundesarbeitsgericht hat die Revision abgewiesen. 


 Rechtspolitische Frage 


Erörtern Sıe, ob die Einführung eines Güterichters durch das am 26.7.2012 in 
Kraft getretene Mediationsgesetz, der mit den Parteien eine einvernehmliche 
Lösung ihrer Streitigkeit sucht und rechtliche Bewertungen vornehmen darf, die 
Konflikte der Parteien zufriedenstellender beilegen kann als ein herkömmliches 
Gerichtsverfahren. 


Rechtsvergleichende Anregungen 

1. Das Thema „Court TV“ ist in vielen Ländern umstritten. Legen Sie dar, 
inwieweit in Ihrem Herkunftsstaat Fernsehübertragungen von oder -berichte 
über Gerichtsverhandlungen erlaubt sind, und vergleichen Sie die Situation 
mit derjenigen in Deutschland. 

2. In Deutschland gibt es fünf Gerichtsbarkeiten zuzüglich der Verfassungsge- 
richtsbarkeit. Erörtern Sie, wie die Gerichtsbarkeit in Ihrem Land organisiert 
ist, und vergleichen Sie Stärken und Schwächen der beiden Systeme. 

3. In Deutschland wird die Einhaltung der allgemeinen Verfahrensgrundsätze 
penibel beachtet. Beschreiben Sie, wie es in Ihrem Heimatrecht mit der Ein- 
haltung der Verfahrensgrundsätze aussieht, und wägen Sie Vor- und Nach- 
teile beider Rechtssysteme in dieser Hinsicht ab. 


Sprachliche Aspekte 


Ergänzen Sıe ım Zusammenhang mit dem Wortfeld „Gerichte und Gerichtsver- 
fahren“ passende Wörter aus der Liste. 


Amtsgericht / Anwaltsprozess / Anwendung / Berufung / Beweismaterial / 
Gerichtsbarkeit / Gerichtskosten / Gerichtszweig / Oberlandesgericht / 
Farteien / Prozesses / Prozessgegners / Prozesskostenhilfe / Rechtsanwalt / 
Rechtsmittel / Rechtsweg / Revision / Streitfall / Streitfälle / 
Streitigkeiten / Streitwert / Urteil 


Im _ (1) steht der u (2) zu den 
ordentlichen Gerichten offen. Die ordentliche on 

(3) umfasst die Zivil- und Strafgerichtsbarkeit. Sie ist vor allem für privatrecht- 
liche _ (4), Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 
zuständig. Allerdings werden (5) ım Bereich des Arbeits- 
rechts einem anderen u (6) zugewiesen, der 
Arbeitsgerichtsbarkeit. 

In jedem Landkreis gibt es ein _ | (7). Es ist das 
Gericht 1. Instanz. Beim Amtsgericht können die __ | | (8) sich 
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selbst vertreten. Gegen die Entscheidung des Amtsgerichts kann beim Landge- 
richt u (9) eingelegt werden. Am Landgericht ist nur der 
so genannte | | __ (10) möglich, d.h. die Parteien 
müssen sich von einem u | (11) vertreten lassen. Die 
Berufungsinstanz ist in diesem Fall das ! (12). Ge- 
gen Urteile eines Berufungsgerichts steht das _ 
(13) der (14) zur Verfügung, über deren Zulassung teil- 
weise der Bundesgerichtshof entscheidet. 
Zwischen Berufung und Revision besteht ein wesentlicher Unterschied. Bei der 
Berufung wird der ganze Fall neu verhandelt. Es kann also auch neues 
(15) beigebracht werden. Dagegen ist es bei der Revi- 

sion nur möglich, die falsche (16) eines Gesetzes gel- 
tend zu machen. 
Wenn die Rechtsmittel erschöpft sind, ist das (17) rechtskräftig. 
Die unterliegende Partei muss die Kosten des (18) tragen, 
d.h. ihr fallen nicht nur die _ (19) zur Last, sondern auch 
die Kosten des (20) und natürlich die eigenen Kosten. 
Gerichts- und Rechtsanwaltskosten bemessen sich nach dem 

(21). Unter bestimmten Voraussetzungen kann eine wirtschaftlich 
schwache Partei u (22) erhalten. 





Ergänzen Sie die entsprechenden Begriffe für den Strafprozess. 






Zivilprozess 



















| Beibringungs- 
grundsatz 


der / die Klageschrift 


Beklagte 


der Kläger 
. die Klägerin 


Klage erheben 


Salzen 


) 8 5 ja TS 


Typische Fachausdrücke in juristischen Texten: Nomen+Verb. Ergänzen Sie 
jeweils eine richtige Verbform aus den unten aufgeführten Listen der Infinitive. 
|. abweisen / einlegen / ergehen / erheben / verurteilen 
Der Kläger _ (a) Klage gegen den Beklagten. Das Gericht 
kann die Klage (b) oder den Beklagten 
(ce). Das Urteil (d) in einem besonderen Termin. Gegen die Ent- 
scheidung eines Gerichts kann Berufung und schließlich Revision 
(e) werden. 
2. ahnden / erheben / sprechen / verhängen / verwirklichen 
Eine Straftat kann nur (a) werden, wenn sie einen gesetzli- 
chen Straftatbestand | (b). Der Staatsanwalt | 
(c) Anklage. Der Richter _ (d) das Urteilund____ 
(e) eine Strafe. 
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| 3. benennen / einholen / vernehmen 
| In einem Prozess können Zeugen (a) werden, die dann vor 
Gericht | | (b) werden. Das Gericht kann ein Sachver- 
ständigengutachten (c). 
4. belangen / ausüben / begehen / gewährleisten / verletzen 
Das Gesetz (a) Rechte. Der Bürger seine 
Rechte _ (b). Weder der Bürger noch der Staat darf Rechte 
__ (ec). Wer eine Rechtsverletzung i (d), 
kann dafür gerichtlich | (e) werden. 
5. erstatten / führen / gewinnen / tragen / verlieren 
Zur Durchsetzung eines Anspruchs muss man einen Prozess 
(a). Den Prozess kann man entweder _  _____(b) oder 
(ce). Die unterliegende Partei muss die Kosten des 
Rechtsstreits - _ (d). Sie muss auch die Kosten des Prozess- 
gegners (e). 
6. abschließen / aushandeln / beurkunden / erbringen / erfüllen 
Ein Vertrag wird. _ (a). Bestimmte Verträge müssen 
notariell _ (b) werden. Ein Vertrag kann von den Ver- 
tragspartnern indiviäinell | ___ (ce) werden. Bei Vorliegen 
eines wirksamen Vertrags muss jeder Vertragspartner die Vertragsbedin- 
gungen _ (d). Im Vertrag kann unter anderem festgelegt 
sein, welche Leistungen zu (e) sind. 
| 7. durchsetzen / geltend machen / verfolgen 
| Der Bürger kann einen Anspruch | | | 
(a). Er kann den Anspruch vor Gericht | _(b) und gericht- 
lich | (ce). 
8. feststellen / haften 
Der Käufer einer Sache einen Mangel (a). Es ist zu 
klären, ob der Verkäufer für den Mangel = (b) muss. 
9. leisten / verlangen / zubilligen 
Ein Geschädigter kann Schadensersatz _ (a). Das Gericht 
kann Schadensersatz __ | (b). Dann ist der Schadensersatz 
zu JE 
10. abgeben / anfechten / einhalten / unterliegen / verstoßen / widerrufen 
Rechtsgeschäfte dürfen nicht gegen ein gesetzliches Verbot 2 
(a). Gesetzliche Formvorschriften müssen | (b) wer- 
den. Eine Person eine Willenserklärung (c), 
(d) dabei aber einem Irrtum; in diesem Fall kan sie ihre 
Willenserklärung _ B- __ (e). Eine Willenserklärung kann auch 
(f) werden. 














Zehntes Kapitel 
Internationales Privatrecht, Europäisches 
Gemeinschaftsrecht und Europäische 
Menschenrechtskonvention 


Die in der Überschrift genannten Rechtsgebiete werden in der Ausbildung oft in 
engem Zusammenhang miteinander behandelt, und auch viele Prüfungsordnun- 
gen fassen sie in einem Schwerpunktbereich zusammen. Es handelt sich jedoch 
um drei grundsätzlich verschiedene Rechtsgebiete: Das Internationale Privat- 
recht ist trotz seiner Bezeichnung Teil des jeweiligen nationalen Privatrechts, 
das deutsche Internationale Privatrecht weicht deshalb nicht wenig von den 
internationalen Privatrechten anderer Staaten ab. Dagegen ist das Gemein- 
schaftsrecht das Recht der Europäischen Union, das entweder unmittelbar oder 
infolge der Umsetzung in nationales Recht innerstaatliche Geltung hat und 
daher einen Teil des öffentlichen Rechts darstellt. Die Europäische Konvention 
zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten, abgekürzt Europäische 
Menschenrechtskonvention (EMRK) wurde 1950 im Rahmen des Europarats 
ausgearbeitet und gilt inzwischen in allen seinen Mitgliedsstaaten. 


i. Das Internationale Privatrecht (IPR) 


Normen des IPR werden benötigt, wenn ein Lebenssachverhalt Beziehungen zu 
mehreren Rechtsordnungen aufweist. Das IPR bestimmt dann, welchen Staates 
Privatrechtsnormen auf den jeweiligen Sachverhalt anwendbar sind. Dabei kön- 
nen bei einem einheitlichen Lebenssachverhalt mehrere Normen des IPR Bedeu- 
tung erlangen. 


Beispiel Der türkische Staatsangehörige Ali kauft von dem verheirateten italienischen 
Schuhgrofshändler Luigi in Mailand zwölf Paar italienische Schuhe, die Luigi ver- 
einbarungsgemäß in Alis Schuhgeschäft in Nürnberg zu liefern hatte. Nach der Lie- 
ferung, aber vor Bezahlung der Schuhe ist Alı verstorben. 


Welches Recht auf den Kaufvertrag anwendbar ist, bestimmt das internationale 
Schuldrecht; dagegen ergibt sich aus dem internationalen Familienrecht, welche 
Rechtsordnung darüber entscheidet, ob sich aus der Ehe des Luigi Auswirkungen 
auf seine Verfügungsmacht über die Schuhe ergeben. Ob und wann die Schuhe 
Eigentum von Alı geworden sind, richtet sich nach der Rechtsordnung, die durch 
das internationale Sachenrecht bestimmt wird. Das internationale Erbrecht schließ- 
lich entscheidet, nach welchem Recht der verstorbene Ali beerbt wurde und wie 
infolgedessen sein Erbe für den noch nicht bezahlten Kaufpreis haftet. 
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Aus historischen Gründen ist das IPR nicht im BGB selbst, sondern im Wesent- 
lichen in den Art. 3 bis 46 des Einführungsgesetzes zum BGB geregelt; daneben 
sind aber europäisches Recht und zahlreiche internationale Übereinkommen zu 
beachten, so dass es sich um ein recht unübersichtliches Rechtsgebiet handelt. 
Insbesondere für das vertragliche Schuldrecht und das Erbrecht enthält das 
EGBGB keine Regelungen mehr. Diese finden sich jetzt in der Verordnung (EG) 
593/2008 (so genannte Rom I - Verordnung) und in der EU-Erbrechtsverord- 
nung. Die früher übliche Inkorporation besonders wichtiger Staatsverträge in 
das Gesetz, etwa das Haager Testamentsformübereinkommen, hat der Gesetzge- 
ber wieder rückgängig gemacht. 


Der wesentliche Inhalt des EGBGB ist ein System von Kollisionsnormen, die 
angeben, das Recht welchen Staates anzuwenden ist, und zwar allseitiger Kolli- 
sionsnormen, die nicht nur die Anwendbarkeit des deutschen, sondern auch die 
eines beliebigen ausländischen Rechts regeln. Die Kollisionsnormen sind zu 
unterscheiden von den Sachnormen des durch sie berufenen Rechts; erst diese 
treffen eine inhaltliche Regelung. Das generelle Ziel der Kollisionsnormen ist 
die Auswahl derjenigen Rechtsordnung, mit der der Sachverhalt die engste 
Berührung hat. In manchen Staaten gibt es allerdings kein einheitliches Privat- 
recht, etwa in den USA, wo die einzelnen Bundesstaaten ihr eigenes Privatrecht 
haben (territoriale Rechtsspaltung), oder in manchen islamischen Staaten, in 
denen sich das Privatrecht nach der Religionszugehörigkeit richtet (personale 
Rechtsspaltung). Hier bestimmt das interlokale Privatrecht dieses Staates, wel- 
che Teilrechtsordnung anwendbar ist. 


Im Beispielsfall sind zunächst die Art. 3, 4 Rom-I-VO heranzuziehen, die das auf 
schuldrechtliche Verträge anzuwendende Recht regeln. Als Folge der Privatauto- 
nomie ist dies das von den Parteien ausdrücklich oder stillschweigend bestimmte 
Recht. Wurde der Kaufvertrag beispielsweise in den Geschäftsräumen des Luigi 
in Mailand geschlossen und nichts weiter vereinbart, wird italienisches Recht 
anwendbar sein. Wäre Ali nicht Unternehmer, sondern Verbraucher, könnte er 
sich demgegenüber auf die Verbraucherschutzvorschriften des Art. 6 Rom-I-VO 
berufen. Die dinglichen Rechte an den Schuhen, insbesondere die Frage, wer 
Eigentümer ist, bestimmen sich hingegen nach dem Recht des Staates, in dem 
sich die Schuhe befinden (Art.43 EGBGB); durch die Lieferung von Italien 
nach Deutschland ist es also zu einer Änderung des anwendbaren Rechts, einem 
sog. Statutenwechsel gekommen. Die güterrechtlichen Wirkungen von Luigis 
Ehe richten sich nach Art. 14, 15 EGBGB; es kann also auch auf die Staatsange- 
hörigkeit von Luigis Ehefrau ankommen. Sicher ist dagegen, dass für die Erb- 
folge nach Ali deutsches Recht anwendbar ist (Art. 21 EU-ErbVO). 


Wenn das deutsche IPR auf ausländisches Recht verweist, handelt es sich dabei 
jeweils um eine Gesamtverweisung; es wird also sowohl auf das ausländische 
Sachrecht als auch auf das ausländische IPR verwiesen (Art.4 I 1 EGBGB). 
Sollte aber das ausländische Recht wieder auf deutsches Recht zurückverweisen, 
nimmt das deutsche Recht diese Rückverweisung endgültig an; es sind dann die 
deutschen Sachnormen anzuwenden (Art. 412 EGBGB). 
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Beispiel Stirbt ein Deutscher mit Wohnsitz in Deutschland und gewöhnlichem Aufenthalt 
und Vermögen in Großsbritannien, so bestimmt sich nach Art. 21 EU-ErbVO die 
Erbfolge nach dem Recht von Großbritannien. Dessen IPR verweist aber auf deut- 
sches Recht zurück, das diese Verweisung annimmt. Die Erbfolge in das in 
Deutschland belegene Vermögen des Briten richtet sich deshalb nach deutschem 
Recht. 


Da Kollisionsnormen sehr häufig an die Staatsangehörigkeit anknüpfen, bedarf 
es auch einer Regelung für Mehrstaater und Staatenlose (Art. 5 EGBGB), die 
grundsätzlich an den Staat anknüpft, dem die Person am engsten verbunden ist; 
wer auch die deutsche Staatsangehörigkeit hat, wird aber in jedem Fall als Deut- 
scher behandelt, eine Inkonsequenz, die sich allerdings entsprechend im IPR 
zahlreicher Staaten findet. Die hiernach bestimmte Staatsangehörigkeit entschei- 
det insbesondere über Rechts- und Geschäftsfähigkeit und über das Namens- 
recht (Art. 7, 10 EGBGB). 


Die größte praktische Bedeutung hat das internationale Familienrecht. Die 
Wirksamkeitsvoraussetzungen einer Eheschließung richten sich für jeden Ver- 
lobten nach seiner Staatsangehörigkeit (Art. 13 IEGBGB); eine Ehe kann aber 
unter bestimmten Voraussetzungen auch nach deutschem Recht geschlossen 
werden (Art. 13 II EGBGB) und im Inland grundsätzlich nur vor dem Standes- 
beamten (Art. 13 III 1 EGBGB). Bei den Wirkungen der Ehe knüpft das deut- 
sche IPR in erster Linie an die gemeinsame Staatsangehörigkeit, in zweiter Linie 
an den gewöhnlichen Aufenthalt der Ehegatten und zuletzt an das Recht des 
Staates an, dem die Eheleute sonst am engsten verbunden sind (Art. 14 
EGBGB); da über die Frage einer solchen Verbindung leicht Zweifel entstehen 
können, ist bei gemischtnationalen Ehen in weitem Umfang eine Rechtswahl 
zugelassen; eine solche ist (selbst bei gemeinsamer Staatsangehörigkeit) auch 
für das eheliche Güterrecht zugelassen (Art. 15 IIEGBGB). Soweit keine Rechts- 
wahl getroffen wird, bestimmt sich das Güterrecht unwandelbar, also ohne 
einen Statutenwechsel bei einer späteren Veränderung der Verhältnisse, nach 
dem bei Eheschließung für die Ehewirkungen maßgeblichen Recht (Art. 15 I 
EGBGB). 


Inzwischen gibt es auch für das Güterrecht eine europäische Verordnung, die 
EU-Güterrechtsverordnung, die allerdings erst für nach dem 29.1.2019 geschlos- 
sene Ehen gültig sein wird. Für Unterhaltsansprüche ist grundsätzlich das Recht 
des gewöhnlichen Aufenthalts des Unterhaltsberechtigten maßgeblich (Art. 3 I 
HaagUntProt), für die Abstammung das Recht des gewöhnlichen Aufenthalts 
des Kindes (Art. 19 II EGBGB). 


Die Kollisionsnormen umschreiben ihren Anwendungsbereich jeweils mit Begrif- 
fen aus dem deutschen materiellen Recht („Form“, „Güterstand“, „Versor- 
sungsausgleich“, „Annahme als Kind“). Rechtsinstitute, die dem deutschen 
Recht unbekannt sind (z.B. die Morgengabe des islamischen Rechts oder die 
Irennung von Tisch und Bett, die einige romanische Rechte kennen), müssen 
also unter einen dieser Begriffe subsumiert werden; man spricht hier von Quali- 
fikation, die von den deutschen Gerichten in der Regel nach deutschem Recht als 
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der lex fori, d.h. dem am Ort des angerufenen Gerichts geltenden Recht vorge- 
nommen wird. 


Verweist eine Kollisionsnorm auf eine Sachnorm, die ihrerseits einen Rechtsbe- 
griff enthält, für den eine Kollisionsnorm besteht, stellt sich die - vom positiven 
Recht nicht entschiedene — Frage, ob die Vorfrage nach dem Bestehen dieses 
anderen Rechtsverhältnisses gesondert zu bestimmen ist (sog. selbstständige 
Anknüpfung) oder ob sie dem für die Hauptfrage maßgeblichen Recht unterliegt 
(sog. unselbstständige Anknüpfung). Grundsätzlich erfolgt eine selbstständige 
Anknüpfung; die für die Staatsangehörigkeit einer Person maßgeblichen Voraus- 
setzungen sind aber unselbstständig anzuknüpfen. 


Beispiele 1. Der türkische Staatsangehörige Mehmet ist verstorben. Über seinen Nachlass 

streiten seine erste Ehefrau Angelika und seine zweite Ehefrau Fatima. Angelika 
behauptet, sie sei niemals rechtswirksam von Mehmet geschieden worden. Ein 
deutsches Gericht würde die Frage, ob die Scheidung rechtsgültig war, nach 
Art.8 Rom-Ill-VO selbstständig anknüpfen; es würde nicht ohne weiteres deut- 
sches Recht als das nach Art. 21 EU-ErbVO maßgebliche Erbrecht anwenden. 
2. Die Albanerin Marissa hatte in Gretna Green (Schottland) den griechischen 
Millionär Aristoteles geheiratet. Bei Marissas Tod streiten ihre Verwandten darü- 
ber, ob sie durch die Eheschließung die griechische Staatsangehörigkeit erworben 
hat. Ein deutsches Gericht würde diese Frage unselbstständig anknüpfen, also ihre 
Wirksamkeit nach griechischem Recht, nicht nach Art. 13 EGBGB beurteilen. 


Die Anknüpfungen des deutschen IPR führen häufig zur Anwendung ausländi- 
schen Rechts auch auf inländische Sachverhalte. Allerdings kann die deutsche 
Rechtsordnung nicht zulassen, dass die inländische Anwendung ausländischer 
Vorschriften zu Ergebnissen führt, die mit wesentlichen Grundsätzen des deut- 
schen Rechts (so genannter „ordre public“) nicht vereinbar sind. Das gilt insbe- 
sondere dann, wenn in die Grundrechte eines Beteiligten eingegriffen wird. Des- 
halb steht die Anwendung des ausländischen Rechts unter dem Vorbehalt des 
ordre public (Art. 6 EGBGB). Solche Fälle kommen vor allem im Familien- und 
Erbrecht vor; ob ein Fall des ordre public vorliegt, kann auch durchaus umstrit- 
ten seın. 


Beispiele 1. Sieht ein ausländisches Recht vor, dass die Zahlung einer Vertragsstrafe verein- 

bart werden kann, wenn ein Verlobter von der Eheschließung Abstand nimmt, 
kann diese vor einem deutschen Gericht nicht eingeklagt werden. Damit würde 
in unakzeptabler Weise in die Eheschlieisungsfreiheit (Art. 6 GG) eingegriffen. 
2. Nach islamischem Recht sind Töchter im Erbrecht gegenüber Söhnen dadurch 
benachteiligt, dass sie gesetzlich nur mit der halben Quote erben. Ob diese Folge 
ım Inland anerkannt werden muss oder einen Verstoß gegen den ordre public dar- 
stellt, ist trotz Art.3 II GG zweifelhaft, da der Erblasser dieses Ergebnis auch 
durch ein (zweifelsfrei gültiges) Testament erreichen könnte. 
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Il. Das Europäische Gemeinschaftsrecht 


Neben den nationalstaatlichen Rechtsvorschriften gewinnen in ganz Europa die 
Bestimmungen des europäischen Gemeinschaftsrechts zunehmend Bedeutung in 
der Rechtswirklichkeit. Die verfassungsrechtliche Grundlage der Geltung des 
europäischen Rechts im innerstaatlichen Bereich bildet Art. 24 GG. 


1. Arten der Rechtssätze 


Ähnlich wie im deutschen Recht gibt es auch im europäischen Recht Normen 
unterschiedlichen Ranges und unterschiedlicher Wirkung. An der Spitze der 
Normenhierarchie steht dabei das primäre Gemeinschaftsrecht, also die Ver- 
träge über die Europäische Union (EU), der Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) und der Vertrag über die damit eng verbundene 
Europäische Atomgemeinschaft. Der Vertrag über die dritte europäische 
Gemeinschaft, die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, ist 2002 aus- 
gelaufen. 


Der AEUV enthält sowohl Bestimmungen über die Struktur, die Ziele und die 
Organe der Gemeinschaft als auch Bestimmungen, die unmittelbar in den Mit- 
gliedstaaten anwendbar sind und Rechte und Pflichten begründen, ohne dass es 
eines innerstaatlichen Umsetzungsaktes bedürfte. 


Beispiel Nach Art. 28 AEUV ist den Mitgliedstaaten die Einführung neuer Ein- oder Aus- 
tuhrzölle verboten. Die Gemeinschaftsbürger können sich auf dieses Verbot beru- 
fen, ohne dass die Mitgliedstaaten zuvor eine Bestimmung des nationalen Rechts 
erlassen müssten. 

Für die Bürger besonders wichtig sind die im AEUV gewährleisteten Grundfrei- 
heiten, nämlich die Warenverkehrsfreiheit (Art. 31ff., 110 AEUV), die Arbeit- 
nehmerfreizügigkeit (Art.45ff. AEUV), die Niederlassungsfreiheit (Art. 49 ff. 
AEUV), die Dienstleistungsfreiheit (Art. 56ff. AEUV) und die Kapital- und Zah- 
‚ungsverkehrsfreiheit (Art. 63 ff. AEUV). Ergänzt werden diese Grundfreiheiten 
durch das unabhängig von der wirtschaftlichen Betätigung bestehende Recht 
auf Freizügigkeit (Art. 21 I AEUV). Der AEUV stellt aber keine vollständige 
Regelung der Rechte der Gemeinschaftsbürger dar; insbesondere enthält er keine 
(Gewährleistung von Grundrechten. Der EuGH hat jedoch zur Lückenfüllung die 
„allgemeinen Rechtsgrundsätze des Gemeinschaftsrechts“ entwickelt, beispiels- 
weise ein allgemeines Willkürverbot, das Recht auf einen fairen Prozess und 
den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, aber auch die Prinzipien des Ver- 
rauensschutzes und der Rechtssicherheit. Die Grundrechte des Einzelnen finden 
sich seit 2000 auch in der „Charta der Grundrechte der Europäischen Union“; 
°s fehlt aber an einem Rechtsschutzsystem, in dem diese Rechte durchgesetzt 
werden könnten, so dass diese Charta kaum praktische Bedeutung hat. 
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Auf der Grundlage des primären Gemeinschaftsrechts erlassen die Gemein- 
schaftsorgane die Normen des sekundären Gemeinschaftsrechts. Die größte prak- 
tische Bedeutung haben dabei die Verordnungen, die einem deutschen Gesetz ver- 
gleichbar sind. Sie sind in allen Mitgliedstaaten rechtsverbindlich, ohne dass sie 
dazu zunächst in nationales Recht umgesetzt werden müssten. Daneben erlässt 
die Gemeinschaft Richtlinien, die sich an die Mitgliedstaaten richten und diese 
verpflichten, den Inhalt der Richtlinie binnen einer in der Richtlinie bestimmten 
Frist in innerstaatliches Recht umzusetzen. Allerdings hat die Rechtsprechung des 
EuGH den Unterschied zwischen Verordnung und Richtlinie dadurch verwischt, 
dass entschieden wurde, auch eine Richtlinie könne unmittelbar angewendet wer- 
den, wenn die Richtlinie innerhalb der bestimmten Frist nicht in innerstaatliches 
Recht umgesetzt wurde und inhaltlich hinreichend bestimmt ist, um unmittelbar 
angewendet werden zu können. Der Mitgliedstaat soll also aus seiner Säumnis 
gegenüber den durch die Richtlinie Begünstigten keinen Vorteil ziehen. 


Bestimmungen des nationalen Rechts, die eine durch Richtlinie geregelte Materie 
betreffen, sind richtlinienkonform auszulegen. Wenn für die Auslegung einer 
innerstaatlichen Rechtsnorm ein Spielraum besteht, ist die Auslegung zu wählen, 
die im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht steht (Pflicht zur gemeinschafts- 
freundlichen Rechtsanwendung). Ist diese nicht möglich und steht das inner- 
staatliche Recht im Gegensatz zur Richtlinie, darf allerdings auch nach Meinung 
des EuGH eine Auslegung contra legem des nationalen Rechts nicht erfolgen. Es 
stellt sich dann aber die Frage nach einer Staatshaftung wegen unzureichender 
Richtlinienumsetzung. Deutschland ist bereits einmal, nämlich wegen unterlasse- 
ner Umsetzung der Pauschalreisen-Richtlinie, erfolgreich in Anspruch genom- 
men worden. 


2. Vorrang des Gemeinschaftsrechts 


Nicht mit der Haftung für die Nichtumsetzung von Richtlinien verwechselt wer- 
den darf der Vorrang des Gemeinschaftsrechts gegenüber allen Normen des 
nationalen Rechts, wie ihn der EuGH von Anfang an postuliert hat. Widerspre- 
chen sich unmittelbar anwendbares europäisches Recht und Bestimmungen des 
nationalen Rechts, so ist das Gemeinschaftsrecht anzuwenden. Dieser „Anwen- 
dungsvorrang“ des Gemeinschaftsrechts besteht aber nur im konkreten Fall: 
anders als beim Vorrang des Bundesrechts vor dem Landesrecht (vgl. Kapitel 2, 
Abschn. 1.1.) ist das nationale Recht nicht automatisch unwirksam, wenn es dem 
Gemeinschaftsrecht widerspricht. 


Dieser Vorrang des Gemeinschaftsrechts gilt grundsätzlich auch gegenüber den 
Bestimmungen des Grundgesetzes. Allerdings hat das BVerfG einschränkend fest- 
gestellt, dass eine Überprüfung des europäischen Rechts am Maßstab der Grund- 
rechte nur so lange nicht stattfinde, als die europäische Rechtsordnung einen dem 
deutschen GG entsprechenden Grundrechtsstandard biete. Auch nimmt das 
BVerfG die Prüfung der Frage für sich in Anspruch, ob der durch Gemeinschafts- 
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recht geregelte Gegenstand dem europäischen Gesetzgeber überhaupt übertragen 
war. Deshalb können nach der neueren Rechtsprechung auch Akte der EG mit 
der Verfassungsbeschwerde angegriffen werden. Entsprechendes gilt für inner- 
staatliches Recht, das Richtlinien des europäischen Rechts umsetzt. So hat das 
BVerfG im Jahre 2005 ein Gesetz über den Europäischen Haftbefehl für verfas- 
sungswidrig erklärt, weil das Grundrecht der Auslieferungsfreiheit (Art. 16 II 2 
GG) nicht ausreichend beachtet wurde und das Gesetz die Auslieferung an das 
EU-Ausland in Fällen ermöglichte, in denen eine Strafverfolgung vor dem GG 
keinen Bestand haben kann. Der Gesetzgeber war gezwungen, ein neues, den 
Vorgaben des BVerfG entsprechendes Gesetz zu erlassen. 


3. Die Gerichte der Europäischen Union 


Seit Gründung der Europäischen Gemeinschaften besteht ein gemeinschaftliches 
Rechtsprechungsorgan, der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
(EuGH). Seine Aufgabe ist es, die Rechtmäßigkeit der Handlungen der Gemein- 
schaft zu überprüfen und eine einheitliche Auslegung und Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts zu gewährleisten. Der EuGH besteht derzeit aus 28 Rich- 
tern (je einem aus jedem Mitgliedstaat) und elf Generalanwälten, die die Richter 
durch Erstattung von Rechtsgutachten, den so genannten Schlussanträgen, 
unterstützen. Der EuGH kann als Plenum tagen; meist entscheiden aber Kam- 
mern des Gerichtshofs, nämlich die Große Kammer mit 13 Richtern oder Kam- 
mern mit drei oder fünf Richtern. 


Zur Erfüllung seiner Aufgaben hat der EuGH genau umrissene Zuständigkeiten 
und entscheidet im Rahmen des Vorabentscheidungsverfahrens und verschiede- 
ner Klagearten. 


Hat ein nationales Gericht Zweifel an der Auslegung oder Gültigkeit des 
Gemeinschaftsrechts, kann diese in einem Vorabentscheidungsverfahren 
(Art. 267 AEUV) vom EuGH geklärt werden. Die Vereinbarkeit des nationalen 
Rechts mit dem Gemeinschaftsrecht kann zwar nicht Gegenstand einer Vorlage 
sein; mittelbar ergibt sich aus der Antwort des Gerichtshofs auf die Frage, wie 
Gemeinschaftsrecht auszulegen ist, aber zugleich die Antwort auf die Frage, ob 
das nationale Recht mit dieser Auslegung vereinbar ist. Das Vorabentschei- 
dungsverfahren fördert dadurch die Verzahnung des Gemeinschaftsrechts mit 
den nationalen Rechtsordnungen. 


Gerichte, deren Entscheidungen nicht mehr mit Rechtsmitteln angefochten wer- 
den können, sind vorlageberechtigt, andere Gerichte sind nach ihrem Ermessen 
vorlageberechtigt und dann vorlageverpflichtet, wenn sie einen entscheidungser- 
heblichen Rechtsakt der Gemeinschaft als unwirksam behandeln wollen (sog. 
„Verwerfungsmonopol“ des EuGH). Voraussetzung der Vorlage ist die Erheb- 
lichkeit der Norm des Gemeinschaftsrechts für die Entscheidung des konkreten 
Falls und die Darlegung, warum das vorlegende Gericht die Auslegung oder die 
Gültigkeit für zweifelhaft hält. Von der Vorlagemöglichkeit wird auch von den 
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deutschen Gerichten häufig Gebrauch gemacht, zumal der EuGH (anders als das 
BVerfG) auch schwach begründete Vorlagen als zulässig ansieht und es dabei 
nicht etwa um grundlegende Prinzipien des Gemeinschaftsrechts gehen muss, 
sondern auch Einzelfragen aus weniger bedeutenden Materien geklärt werden. 


Beispiel Das AG Müllheim hat dem EuGH die Frage vorgelegt, ob es sich bei der früher von 
der Höhe des Stammkapitals einer Kapitalgesellschaft abhängigen Gebühr für die 
Eintragung in das Handelsregister um eine „Steuer oder sonstige Abgabe“ im Sinne 
einer EG-Richtlinie handle, die die Erhebung solcher Abgaben verbietet. Der EuGH 
hat die Frage bejaht; das deutsche Kostenrecht in Handelsregistersachen musste 
daraufhin geändert werden; nach heutigem Recht werden vom Stammkapital unab- 
hängige feste Gebühren erhoben. 


Allerdings führt das Vorabentscheidungsverfahren wegen der Verfahrensdauer 
vor dem EuGH (etwa 2 Jahre) zu einer erheblichen Verlängerung des anhängi- 
gen Rechtsstreits; auch setzen sich manche Gerichte bewusst über die Vorlage- 
pflicht hinweg. Dabei handelt es sich freilich um seltene Ausnahmen. Auch 
wenn Entscheidungen des EuGH nur das vorlegende Gericht binden, kann die 
Bedeutung der faktisch allgemeinen Wirkung der Auslegungsentscheidungen 
des EuGH für die Einheitlichkeit der Auslegung des europäischen Rechts kaum 
überschätzt werden. 


Im Vertragsverletzungsverfahren (Art. 258, 259 AEUV) prüft der EuGH, ob ein 
Mitgliedstaat seinen gemeinschaftsrechtlichen Verpflichtungen nachgekommen 
ist. Die Klage kann von der Kommission oder einem anderen Mitgliedstaat erho- 
ben werden; in der Praxis werden nahezu alle Klagen von der Kommission erho- 
ben, die zuvor dem Mitgliedstaat Gelegenheit gegeben hat, sich zu den Vorwür- 
fen zu äußern und die Verletzung abzustellen. Lehnt der Mitgliedstaat dies ab 
und hat die Klage Erfolg, ordnet der EuGH an, dass der Mitgliedstaat handeln 
muss; das Urteil kann durch die Auferlegung von Zahlungsverpflichtungen 
durchgesetzt werden. 


Mit der Nichtigkeitsklage (Art.263 AEUV) versucht der Kläger die Nichtig- 
erklärung einer Handlung zu erreichen, die ein Organ der Gemeinschaft vor- 
genommen hat. Klagebefugt sind stets die Organe der Gemeinschaft und ihre 
Mitgliedstaaten, Einzelpersonen nur dann, wenn sie durch die Handlung unmit- 
telbar betroffen sind. 


Die Untätigkeitsklage (Art. 265 AEUV) stellt die Rechtmäßigkeit der Untätigkeit 
eines Gemeinschaftsorgans zur Entscheidung des Gerichtshofs, wenn der Kläger 
| eine Pflicht zum Tätigwerden behauptet. Wird die Rechtswidrigkeit der Unter- 
lassung festgestellt, ist das Organ verpflichtet, die geeigneten Maffnahmen zu 
ergreifen. 
| Der EuGH wird bei seiner Tätigkeit von den europäischen Instanzgerichten 
unterstützt, nämlich dem Europäischen Dienstgericht und dem Europäischen 
Gericht (EuG). Diesen sind bestimmte Arten von Klagen zugewiesen. Gegen die 
Entscheidungen des EuG ist ein auf Rechtsfragen beschränktes Rechtsmittel zum 
EuGH gegeben. 
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4. Die EuGVVO 


Die zunehmende wirtschaftliche Verflechtung der Staaten der Europäischen 
Union erfordert eine wirksame grenzüberschreitende Durchsetzbarkeit von 
Ansprüchen. Wichtig ist dabei vor allem die gemeinschaftsweite Anerkennung 
von und Vollstreckungsmöglichkeit für Gerichtsentscheidungen, aber auch 
grenzüberschreitende Zuständigkeitsregelungen. Nachdem bereits 1968 ein ent- 
sprechender Staatsvertrag, das Europäische Gerichtsstands- und Vollstreckungs- 
übereinkommen, geschlossen worden war, gilt jetzt in allen Mitgliedstaaten (seit 
2015 auch in Dänemark) die neue Verordnung EU 1215/2012 über die gericht- 
liche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidun- 
gen in Zivil- und Handelssachen (EuGVVO, so genannte Brüssel-la-VO). 


Die Verordnung enthält zunächst Zuständigkeitsbestimmungen: Personen, die in 
einem Mitgliedstaat ihren Wohnsitz haben, können ohne Rücksicht auf ihre 
Staatsangehörigkeit in ihrem Wohnsitzstaat verklagt werden; in Verbraucher- 
sachen kommt eine Abweichung nur ausnahmsweise in Frage. Ist in einem Mit- 
gliedstaat eine Entscheidung ergangen, wird diese Entscheidung ohne besonde- 
res Anerkennungsverfahren in allen Mitgliedstaaten anerkannt; es wird also 
eine Gleichwertigkeit des Rechtsschutzes in allen Mitgliedstaaten vorausgesetzt. 
Nur schwere Verfahrensmängel und ein offensichtlicher Widerspruch zum ordre 
public des Mitgliedstaats, in dem die Entscheidung geltend gemacht wird, hin- 
dern ausnahmsweise die Anerkennung; die ausländische Entscheidung darf sach- 
lich nicht nachgeprüft werden. Anzuerkennende Entscheidungen können in 
jedem Mitgliedstaat für vollstreckbar erklärt werden; selbst diese Vollstreckbar- 
erklärung ist aber bei unbestrittenen Forderungen entbehrlich. In Deutschland 
erfolgt die Vollstreckbarerklärung ähnlich wie bei innerstaatlichen Urteilen 
durch Erteilung der Vollstreckungsklausel (vgl. Kap. 9 II 3). 


III. Die Europäische Menschenrechtskonvention 


Deutschland ist - wie alle 47 Mitgliedstaaten des Europarats — Vertragsstaat der 
1953 ın Kraft getretenen Europäischen Konvention zum Schutz der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten (EMRK). Sie gewährleistet beispielsweise das Recht 
auf Leben, das Folterverbot, den Schutz der persönlichen Freiheit, der Gewis- 
sens- und Religionsfreiheit und der freien Meinungsäußerung sowie das Recht 
auf rechtliches Gehör und ein faires Gerichtsverfahren. Die eigentliche Bedeu- 
tung der Konvention liegt aber darin, dass die Vertragsstaaten verpflichtet sind, 
endgültige Entscheidungen des zur Durchsetzung der Konvention eingerichteten 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) zu beachten (Art. 46 
EMRK) und dass bei einer Verletzung der Konvention dem Verletzten eine Ent- 
schädigung zugesprochen werden kann (Art. 41 EMRK). Jede natürliche Person 
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kann die Verletzung eines Konventionsrechts durch einen Vertragsstaat beim 
EGMR rügen. Dort prüft zunächst ein Ausschuss von drei Richtern die 
Beschwerde. Wird sie als zulässig angesehen, entscheidet eine Kammer von sie- 
ben Richtern; eine Große Kammer von 17 Richtern, an die die Sache verwiesen 
werden kann, gewährleistet die Einheitlichkeit der Rechtsprechung. 


Stellt der EGMR eine Verletzung der Konvention fest, so ist der betreffende Ver- 
tragsstaat verpflichtet, für die Befolgung der Entscheidung zu sorgen. Allerdings 
sind die Urteile des EGMR (lediglich) Feststellungsurteile. Ist also die Konven- 
tion durch eine rechtskräftige Gerichtsentscheidung verletzt worden, bleibt 
deren Rechtskraft davon unberührt. Auch in Strafsachen kann der EGMR nicht 
die Durchführung eines neuen Verfahrens oder eine Aufhebung der Verurteilung 
anordnen; es ist vielmehr den Mitgliedstaaten überlassen, wie sie die Rechte des 
erfolgreichen Beschwerdeführers verwirklichen wollen. Im deutschen Recht ist 
eine Verletzung der EMRK ein Grund für die Wiederaufnahme des Verfahrens 
($ 359 Nr. 6 StPO; vgl. Kap. 10 IT 4), 


In zahlreichen Entscheidungen hat der EGMR den Schutzbereich der durch die 
Konvention gewährleisteten Rechte zusehends ausgeweitet. Hiervon waren nicht 
nur Länder mit niedrigem Grundrechtsstandard betroffen; auch mehrere 
Beschwerden gegen Deutschland sind bereits erfolgreich gewesen, etwa 1984 
wegen Verletzung des Rechts auf einen unentgeltlichen Dolmetscher vor Gericht 
(Art. 6 III EMRK) in Bufsgeldsachen und 1995 wegen Verletzung des Diskrimi- 
nierungsverbots (Art. 14 EMRK) dadurch, dass in Baden-Württemberg nur von 
Männern, nicht dagegen von Frauen eine Feuerwehrabgabe erhoben wurde. 


Im deutschen Recht hat die EMRK den Rang eines (einfachen) Bundesgesetzes. 
Die Unterwerfung unter das Rechtsschutzsystem der Konvention war keine 
Übertragung von Hoheitsrechten. Ihre Verletzung kann daher, soweit nicht 
zugleich ein durch das GG gesichertes Grundrecht verletzt ist, nicht mit der Ver- 
fassungsbeschwerde vor dem BVerfG gerügt werden. 








Übungsteil: Rechtliche Aspekte . 215 


ÜBUNGSTEIL I - IPR 


Rechtliche Aspekte 


1 Fragen zum Internationalen Privatrecht 


E 
ER 
3. 
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Wann werden Normen des IPR benötigt? 

Was regelt das IPR? 

Inwiefern können bei einem einheitlichen Lebenssachverhalt verschiedene 
Normen des IPR eine Rolle spielen? Nennen Sie einen konkreten Beispiels- 
fall! 


. Welche IPR-Rechtsquellen kennen Sie? 


. Was verstehen Sie unter einer Kollisionsnorm? Nennen Sie ein Beispiel für 


eine Kollisionsnorm und einen Beispielsfall dazu! 


. Wann ist eine Kollisionsnorm eine allseitige Kollisionsnorm, wann eine ein- 


seitige Kollisionsnorm? Nennen Sie je ein Beispiel für diese Kollisionsnor- 
men und bilden Sie zur Verdeutlichung des Unterschiedes je einen Fall! 


. Worin besteht der Hauptzweck von Kollisionsnormen? 
. Was versteht man unter territorialer, was unter personaler Rechtsspaltung? 


Führen Sie je einen Staat an, in dem eine dieser Formen der Rechtsspaltung 
auftritt. Welches Recht bestimmt in diesen Fällen, welche Teilrechtsordnung 
anwendbar ist? 


. Was ıst mit Statut gemeint? 
. Wann kann es beispielsweise zu einem Statutenwechsel kommen? Welche 


rechtlichen Folgen hat dieser Wechsel möglicherweise? 

Erklären Sie die Wörter „Gesamtverweisung“ und „Rückverweisung“ und 
geben Sie je einen Beispielsfall an! 

Wie werden in Fällen, bei denen an die Staatsangehörigkeit angeknüpft 
wird, Staatenlose und Mehrstaater behandelt, wie Mehrstaater, die gleich- 
zeitig die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen? 

Erläutern Sie, was unter Rechtswahl zu verstehen ist und nennen Sie Fälle, 
in denen diese zulässig ist. 

Erörtern Sie den Begriff „Qualifikation“ und erklären Sie, nach welchen 
Regeln diese normalerweise von den deutschen Gerichten vorgenommen 
wird. 


. Erklären Sie, was eine selbstständige und was eine unselbstständige 


Anknüpfung einer Vorfrage bedeutet und wann diese jeweils vorgenommen 
wird. 

Erläutern Sie den Vorbehalt des ordre public und legen Sie dar, aus welchen 
Gründen oft umstritten ist, ob dieser Vorbehalt im Einzelfall tatsächlich 
zutrifft. 
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2 Bitte bearbeiten Sie die folgenden Fälle: 


1. Die deutschen Urlauber Hinz und Kunz stoßen mit ihren jeweiligen Leihwa- 
gen auf einer türkischen Landstraße zusammen; Hinz wird erheblich verletzt 
und verlangt von Kunz Ersatz seiner Heilungskosten (40.000€). Kunz 
beruft sich auf die Haftungshöchstgrenze des türkischen Straßenverkehrsge- 
setzes (umgerechnet 15.000 €). Mit Recht? 

2. Otto, der US-amerikanischer Staatsbürger ist, wohnte zuletzt in Baden- 
Baden und starb beim Absturz eines schweizerischen Flugzeuges. Er hinter- 
lässt ein Grundstück in Texas, eine Eigentumswohnung in Baden-Baden und 
ein Konto in der Schweiz. Nach welchem Recht richtet sich die Erbfolge? 

3. Dodi hat durch einen in Deutschland vor einem Notar abgeschlossenen Erb- 
vertrag Diana zu seinem Älleinerben eingesetzt. Beide verunglücken tödlich 
ım Tunnel unter der Place d’Alma (Paris, Frankreich); Dodi stirbt zuerst. 
Dianas Kinder wollen das Erbe antreten; Dodis Erben bestreiten das Erb- 
recht, weil es nach englischem Recht keinen Erbvertrag gibt. 

4. Paul und Virginie sind beide Griechen orthodoxen Bekenntnisses und haben 
in Paris standesamtlich geheiratet. Sie sind jetzt nach Deutschland gezogen 
und wollen ihre Eheschließung in das deutsche Familienbuch eintragen las- 
sen. Der Standesbeamte weigert sich, weil -— was zutrifft - man in Griechen- 
land nur vor dem orthodoxen Geistlichen heiraten kann. 

5. Ali und Fatima sind beide Marokkaner und haben in Marokko vor dem 
Imam geheiratet. Nach ihrer Übersiedlung nach Deutschland wendet sich Ali 
einer anderen Frau zu und möchte sich scheiden lassen. Da er die Anwalts- 
und Gerichtskosten scheut, erklärt er die Scheidung durch Verstoßung der 
Ehefrau, was nach marokkanischem Recht zulässig ist. Kurz darauf findet 
Fatima auch einen neuen Freund und stellt vor dem Familiengericht Schei- 
dungsantrag. Ali wendet ein, dass sie bereits geschieden seien. Mit Recht? 

6. Die Türkin Tansu ist aus der elterlichen Wohnung ausgezogen und studiert 
jetzt in einer anderen deutschen Stadt. Sie verlangt von ihren wohlhabenden 
türkischen Eltern Unterhalt bis zum Abschluss ihrer Ausbildung. Diese wei- 
gern sich mit der Begründung, das türkische Recht sehe eine Unterhalts- 
pflicht für das Studium nicht vor. 

7. Die deutsche Staatsangehörige Eva wünscht sich sehnlichst ein Kind, reist 
kurzentschlossen nach Thailand und bringt sich von dort ein Baby mit. Die 
leiblichen Eltern haben der Adoption in notarieller Urkunde zugestimmt. 
Evas Ehemann Hans (auch Deutscher) ist dagegen mit der Adoption nicht 
einverstanden. Eva beantragt sie trotzdem mit der Begründung, dass nach 
thailändischem Recht die Zustimmung des Ehemanns nicht erforderlich sei. 

8. Uka und Ika sind nach dem Recht des Inselstaates Hika-Hika verheiratet. 
Uka möchte noch ein Kind, Ika nicht. Uka wird schwanger. Ika stellt bei 
dem Familiengericht Hika-Hika den Antrag festzustellen, dass Uka zur 
Abtreibung verpflichtet ist. Das Familiengericht entspricht in richtiger 
Anwendung des Rechts von Hika-Hika diesem Antrag. Uka flieht zu ihrem 
Bruder nach Deutschland. Ika reist ihr nach und betreibt die Vollstreckbar- 
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erklärung des Urteils des Familiengerichts Hika-Hika. Mit Aussicht auf 
Erfolg? 

9. Anna hatte eine Werbeschrift zum Erwerb einer supergünstigen Küchenma- 
schine bekommen, die es nur auf der Insel Man (Großbritannien) zu kaufen 
geben soll. Sie reist mit einer von dem Werber zusammengestellten Reise- 
gruppe auf die Insel Man und kauft dort bei einer Verkaufsveranstaltung, 
bei der es sehr lustig zugeht, diverse Küchenmaschinen zum Preis von insge- 
samt 9.500 €. Da Anna monatlich nur 2.000 € verdient, stellt sie nach ihrer 
Rückkehr fest, dass sie sich die tollen Sachen eigentlich nicht leisten kann. 
Sie schreibt sofort der Verkäuferfirma, dass sie den Vertrag widerrufe. Diese 
beruft sich, dass der Vertrag nach dem Recht der Insel Man abgeschlossen 
sei, das - was zutrifft - kein Widerrufsrecht bei derartigen Geschäften kennt. 

10. Die beiden Deutschen Peter und Lisa haben in England einen Kaufvertrag 
über eine deutsche Eigentumswohnung bei einem solicitor abgeschlossen, 
um die hohen Notarkosten in Deutschland zu sparen. Nach der Rückkehr 
nach Deutschland ärgert sich Lisa über den nach ihrer Ansicht zu niedrigen 
Kaufpreis und beruft sich darauf, der Vertrag sei unwirksam. Peter dagegen 
geht mit dem Vertrag zum Grundbuchamt und verlangt seine Eintragung als 
Eigentümer. Das Grundbuchamt weist den Antrag zurück. Mit Recht? 


3 Entscheiden Sie, um welches Problem es in den folgenden Fällen geht. 


Forum Shopping / Hinkende Ehe / ordre public / Oualifikation / Rück- 


verweisung (= Renvoi) / Rückverweisung / Verweisung / Weiterverweisung 


I. Die Französin F verstirbt an ihrem letzen Wohnsitz in Berlin. Sie hinterlässt 
etwas Schmuck und je ein Grundstück in Berlin, in Paris und in Rom. Das 
französische IPR folgt dem Prinzip der Nachlassspaltung (bewegliches Ver- 
mögen Recht am letzten Wohnsitz des Erblassers; unbewegliches Vermögen 
lex rei sitae) und nimmt eine Gesamtverweisung vor. Die deutsche Nachlass- 
richterin fragt sich, um welche Arten der Verweisung es sich jeweils handelt. 

aranidstück in Brite anne 
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2. Der Iraker Ali verstößt seine deutsche Ehefrau E diusch das ım a Idatrischen 
Recht geltende Rechtsinstitut des taläq. E kehrt nach Deutschland zurück 
und will dort bald danach eine Jugendliebe heiraten. Sie fragt den Staatsbe- 
amten S, ob die Verstofsung nach islamischem Recht eine wirksame Ehe- 
scheidung im Sinne des deutschen Rechts darstellt. S hat Zweifel daran, da 
die Möglichkeit einer Scheidung aufgrund einseitiger Erklärung des Ehe- 
mannes gegen ein wichtiges Verfassungsprinzip der Bundesrepublik 
Deutschland, nämlich den Gleichbehandlungsgrundsatz nach Art. 3 Abs. 2 
GG verstößt. Auf der anderen Seite erkennt er das Problem, dass dann 
möglicherweise die Scheidung im Irak gültig, in Deutschland jedoch ungül- 
ug ıst. 


| 
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Die Deutsche D und der Jemeniter ] mit gewöhnlichem Aufenthalt in 
Deutschland haben im Jahr 2013 im Jemen geheiratet. Bei der Eheschlie- 
[sung wurde eine Morgengabe vereinbart. Der Familienrichter, der für die 
im Jahre 2017 in Berlin eingereichte Scheidung zuständig ist, fragt sich, wie 
die Morgengabe rechtlich zu behandeln ist. 


. Die deutsche Ehefrau B des weltberühmten deutschen Tennisspielers B B 


möchte sich scheiden lassen und überlegt, wo die Scheidungsfolgen für sie 
am günstigsten sind. Letztendlich reicht sie den Scheidungsantrag in Florida 
ein, wo die Eheleute eine Villa besitzen. Die gegnerische Anwältin überlegt, 
ob dies überhaupt möglich ist. 


A Entscheiden Sie, um welches Statut es sich bei den folgenden Fällen jeweils han- 
delt, und nennen Sie die einschlägigen Artikel des EGBGB. 


Arbeitsvertragsstatut / Deliktsstatut / Ehewirkungsstatut / Erbstatut / 


Namensstatut / Personalstatut / Scheidungsstatut / Statut der eingetragenen 


Lebenspartnerschaft / Unterhaltsstatut / Vertragsstatut 


. Der deutsche Tourist T und die französische Geschäftsfrau G stoßen in 


Tunis auf einer belebten Kreuzung mit ihren Mietwagen zusammen. T 
wird dabei leicht verletzt, beide Mietwagen werden beschädigt. 


. Der Slowake S verstirbt mit letztem Wohnsitz in Deutschland. Er besaß 


Immobilien in Dresden, London, Paris und Bratislava. 


. Der Portugiese P, die Österreicherin Ö und der Deutsche D gründen in Bir- 


mingham eine Limited-Gesellschaft nach englischem Recht. Die Rechtsan- 
wältin R, die die Limited in Deutschland anwaltlich vertreten soll, fragt 
sich, ob diese überhaupt rechtsfähig ist. 


. Die Spanıerin S und der Este E heiraten in Las Vegas und leben in Düssel- 


dort. Die Notarin N in Düsseldorf, bei der die beiden einen Ehevertrag 
schließen wollen, fragt sich, nach welchem Recht sich die Ehewirkungen 
bestimmen. 


. Das türkische 15-jährige Computergenie G, das seit seinem 3. Lebensjahr in 


Deutschland lebt, möchte sich dort neben der Schule mit Computerdienst- 
leistungen selbstständig machen. Der zuständige Vormundschaftsrichter V 
fragt sich, nach welchem Recht dies zu beurteilen ist. 


. Die Deutsche D und der Portugiese P heiraten in Deutschland. Sie fragen 


sich, ob sie ihre Nachnamen nach portugiesischem Recht wählen können, 
da dann die Kinder den Namen beider Elternteile tragen könnten, was 
nach deutschem Recht nicht zulässig ist. 


. Die Engländerin E und der Deutsche $ leben seit zehn Jahren in Deutschland 


in eheähnlicher Lebensgemeinschaft. Jetzt wollen sie sich trennen und E 
fragt ihre Anwältin, nach welchem Recht sich die rechtlichen Folgen der 
Trennung richten. 


. Die Slowenin W, die mit ihren drei minderjährigen Kindern in Nürnberg 


lebt, verlangt von ihrem geschiedenen polnischen Ehemann P, der nach Kra- 
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kau zurückgekehrt ist, monatliche Geldzahlungen, die ihr und den gemein- 
samen Kindern ein sorgenfreies Leben ermöglichen. 

9. Der US-Bürger B, der in der Ukraine geboren ist, arbeitet als Softwarespezia- 
list in Erlangen. Wegen seiner muttersprachlichen Russischkenntnisse ent- 
sendet ihn sein Arbeitgeber mehrfach für einen vorübergehenden Zeitraum 
nach Russland. B fragt sich, ob sein Arbeitsvertrag sich dadurch nach den 
russischen Regeln richtet. 

10. Der Finne F und der Schwede D leben seit fünf Jahren in Köln in einer dort 
eingetragenen gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaft. Sie fragen sich, 
nach welchem Recht sich die Folgen richten, wenn sie sich einmal trennen 
sollten. 


Handelt es sich um eine territoriale Rechtsspaltung, Personalrechtsspaltung oder 
Nachlassspaltung? 


1. Die amerikanische Staatsangehörige $, deren Heimatstaat Texas ist, verstirbt 
mit letztem Wohnsitz in München. Sie hinterlässt ein wenig Bargeld und 
einige kostbare Gemälde. 

2. Fatıma, die iranische Staatsangehörige ist und der sunnitischen Religion 

angehört, verstirbt an ihrem letzten Wohnsitz in Greifswald. Sie hinterlässt 

einige wertvolle Silbergegenstände und mehrere antike Orientteppiche. 

Der Rumäne R verstirbt mit letztem Wohnsitz in Hamburg, er besaß Juwelen 

sowie Immobilien ın Hamburg und Florenz. Das rumänische Kollisionsrecht 

wendet auf unbewegliches Vermögen den Grundsatz der lex rei sitae an, für 
bewegliches Vermögen verweist es auf das Recht des Heimatstaates. 


u 


Rechtspolitische Frage 


Erörtern Sie, ob der den Gerichtsstandsvorschriften zugrundeliegende Gerechtig- 
keitsgedanke dem Forum Shopping nicht Grenzen setzen sollte. 


Sprachliche Aspekte 


Setzen Sıe die richtigen Wörter ein: 


anwendbar / Einführungsgesetzes / Gesamtverweisung / Gesetz / 
Kollisionsnormen / Kollisionsnormen / Lebenssachverhalt / Normen / Normen / 
Recht / Rechtsordnung / Rechtsordnungen / Rechtsspaltung / Rechtsspaltung / 

Rückverweisung / Sachenrecht / Sachnormen / Teilrechtsordnung 


Normen des IPR werden benötigt, wenn ein Lebenssachverhalt Beziehungen zu 
mehreren (1) aufweist. Das IPR bestimmt dann, welchen 
Staates Privatrechtsnormen auf den jeweiligen Sachverhalt 

(2) sind. Dabei können bei einem einheitlichen ___ 

(3). mehrere __ (4) des IPR Bedeutung erlangen. 

Aus historischen Gründen ist das IPR nicht im BGB selbst, sondern im Wesent- 
lichen in den Art. 3 bis 46 des (5) zum BGB gere- 
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gelt; daneben sind aber zahlreiche internationale Übereinkommen zu beachten, 

die den (6) des EGBGB vorgehen, so dass es sich 

um ein recht unübersichtliches Rechtsgebiet handelt. Allerdings hat der Gesetz- 

geber einige besonders wichtige Staatsverträge in das 

(7) inkorporiert, etwa das Haager Testamentsformübereinkommen in Art. 26 

EGBGB. 

Der wesentliche Inhalt des EGBGB ist ein System von 

(8), die angeben, das Recht welchen Staates anzuwenden ist, und zwar allseitiger 
(9), die nicht nur die Anwendbarkeit des deut- 

schen, sondern auch die eines beliebigen ausländischen Rechts regeln. 

Die Kollisionsnormen sınd zu unterscheiden von den . 

(10) des durch sie berufenen Rechts; erst diese treffen eine inhaltliche 

Regelung. Das generelle Ziel der Kollisionsnormen ist die Auswahl derjenigen 
(11), mıt der der Sachverhalt die engste Berührung 

hat. In manchen Staaten gibt es allerdings kein einheitliches Privatrecht, etwa in 

den USA, wo die einzelnen Bundesstaaten ihr eigenes Privatrecht haben (territo- 


riale — (12)) oder in manchen islamischen 
Staaten, in denen sich das Privatrecht nach der Religionszugehörigkeit richtet 
(personale (13)). Hier bestimmt das interlo- 


kale bzw. interpersonale Privatrecht dieses Staates, welche 

(14) anwendbar ist. 

Wenn das deutsche IPR auf ausländisches Recht verweist, handelt es sich dabei 
jeweils um eine _ (15); es wird also sowohl auf das auslän- 
dische Sachrecht als auch auf das ausländische IPR verwiesen (Art. 4I 1 EGBGB). 
Sollte aber das ausländische Recht wieder auf deutsches Recht zurückverweisen, 
nimmt das deutsche Recht diese (16) endgültig an; 


es sind dann die deutschen Sachnormen anzuwenden (Art. 4 1 2 EGBGB). 


ÜBUNGSTEIL II - Europarecht 


Rechtliche Aspekte 
1 Fragen zum Gemeinschaftsrecht 


l. Was versteht man unter dem primären Gemeinschaftsrecht? 

. Welche Bestimmungen enthält der EG-Vertrag? 

. Wie sieht es mit der Geltung von Grundrechten im Gemeinschaftsrecht aus? 

Wo sınd diese geregelt? 

4. Welche Normen des sekundären Gemeinschaftsrechts kennen Sie? Erklären 
Sie, worin der Unterschied zwischen den Normen liegt. 

5. Was ıst unter dem Anwendungsvorrang des Gemeinschaftsrechts zu verste- 
hen? 

6. Was besagt die Solange-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts und 
welche Konsequenz hatte diese Rechtsprechung für das Gesetz über den 


Europäischen Haftbefehl? 


ID 


nd 
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nicht auf das Erleiden besonderer Schmerzen an, sondern nur auf den langsam 
eintretenden Erfolg. 


T hat aber heimtückisch gehandelt. Heimtücke ist die Ausnutzung der Arg- und 
Wehrlosigkeit des Opfers. Beim Kaffeetrinken rechnete B mit keinem Angriff, 
war also arglos. Sie war aber auch wehrlos, da sie wegen ihrer Arglosigkeit 
auch keine Vorsichtsmafsnahmen traf. Vielmehr bestand zwischen ihr und dem 
Sohn eine Vertrauensbeziehung, die diesem die Art der Tötung auf diese Weise 
ermöglichte. 


T hat auch aus Habgier gehandelt. Er tötete B, um alsbald in den Besitz ihres 
Vermögens zu kommen, auf das er keinen rechtlichen Anspruch hatte. T hat 
sich damit nach $211 StGB strafbar gemacht. 


2.8229 StGB 


T könnte sıch auch wegen Vergiftung strafbar gemacht haben. Indem T Gift in 
den Kaffee gab, den B, wie er wusste, trinken würde, hat er ihr das Gift beige- 
bracht. Das Gift war aber zur Herbeiführung des Todes oder zur Zerstörung 
der Gesundheit bei der Anwendung über nur fünf Tage nicht geeignet; es hätte 
15 Tage lang gegeben werden müssen. Deshalb scheidet vollendete Vergiftung 
aus. 


3.88 229, 22 StGB 


T könnte aber wegen versuchter Vergiftung strafbar sein. T hatte den Vorsatz, B 
zu töten. Zweifelhaft ist, ob dieser Vorsatz den einer Gesundheitsbeschädigung 
ausschliefst. Nach überwiegender Meinung stellt eine Körperverletzung das not- 
wendige Durchgangsstadium zur Tötung dar. Der Tötungsvorsatz enthält also 
notwendig den Körperverletzungsvorsatz. Indem er der B fünf Tage lang Gift 
beigebracht hat, hat er auch mit der Verwirklichung dieses Tatbestands begon- 
nen, also die Tat versucht ($ 22). Da Vergiftung ein Verbrechen ist, ist der Ver- 
such auch strafbar. T ıst aber möglicherweise vom Versuch der Vergiftung straf- 
befreiend zurückgetreten ($24). Der Versuch war noch nicht beendet, da zur 
Verwirklichung des Tatbestands noch weitere Giftbeibringung erforderlich 
war. Damit war gemäß $24 11,1. Alt. genügend, dass er seinen Entschluss end- 
gültig und freiwillig aufgab. Da er aus Mitleid nicht weitergehandelt hat, war 
sein Rücktritt freiwillig. Er ist deshalb nicht wegen Vergiftungsversuchs strafbar. 


4. 88223 ff. StGB 

Die Giftbeibringung durch T stellt auch eine Körperverletzung der B dar. Nach- 
dem er aber wegen dieser Handlung wegen Mordes strafbar ist, tritt die Straf- 
barkeit wegen Körperverletzung aufgrund Subsidiarität zurück. 

5. Ergebnis 


T hat sich deshalb nur wegen Mordes strafbar gemacht. 
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II. Strafbarkeit der F 
1. 88 211, 27 StGB 


F könnte wegen Beihilfe zum Mord durch aktives Tun strafbar sein. Sie müsste 
dann den Tatentschluss des T ausdrücklich oder konkludent bestärkt haben. In 
der Aufrechterhaltung der Beziehung zu T liegt aber keine psychische Unterstüt- 
zung durch Tun. Zweifelhaft ist aber, ob F wegen Beihilfe zum Mord durch 
Unterlassen strafbar ist. Das setzt nach $ 13 StGB eine Garantenstellung voraus, 
aus der sich eine Pflicht ergäbe, T von der Begehung des Mordes abzuhalten. 
Eine Lebensgemeinschaft zwischen F und B bestand nach dem Sachverhalt nicht, 
so dass nur eine Garantenstellung aus einem pflichtwidrigen Vorverhalten in 
Frage kommt. Das gefährdende Vorverhalten könnte hier nur in dem Drängen 
der F gesehen werden, dass B ihr Geld für ihre Luxusbedürfnisse zur Verfügung 
stellen sollte. Jedoch ist dieses Verhalten zwar vielleicht moralisch zu missbilli- 
gen, aber nicht rechtswidrig. Deshalb hat F keine Garantenpflicht, den T aufzu- 
fordern, von seinem Verhalten Abstand zu nehmen. 


2.8138 StGB 


F hat sich aber wegen Nichtanzeige einer geplanten Straftat strafbar gemacht, da 
sie den Mordplan nicht anzeigte, obwohl die Ausführung noch abgewendet wer- 
den konnte ($ 138 Nr. 6 StGB). Da F bereits vor der ersten Giftbeibringung von 
den Plänen des T wusste, hätte eine rechtzeitige Anzeige die Ausführung des 
Plans und den Erfolg verhindert. 


3. 8323c StGB 


F könnte schließlich auch wegen unterlassener Hilfeleistung strafbar sein. Ein 
Unglücksfall ist jedes plötzlich eintretende Freignis, das eine erhebliche Gefahr 
für Menschen oder Sachen begründet. Auch wenn T die Sache schon lange 
geplant hatte, war zumindest die unmittelbar bevorstehende Ausführung ein sol- 
cher Unglücksfall. Allerdings ergibt sich aus $138 StGB, dass das Gesetz die 
Benachrichtigung der Behörde oder des Bedrohten als ausreichende Hilfeleistung 
ansieht. Deshalb kommt eine Bestrafung nach $ 323c StGB neben der aus $ 138 
StGB nicht in Betracht. 


Ill. Öffentliches Recht 
1. Sachverhalt 


Ein Vorstandsmitglied der Studentenverbindung Simbalia (S), die ihre Vereins- 
aktivitäten in einem Haus in der bayerischen Stadt N. betreibt, erklärte in einer 
Mitgliederversammlung unter starkem Beifall, „ein bisschen Gewalt gegen 
Frauen“ sei „gar nicht so schlimm“. Drei Studentinnen, die aus Kenia stam- 
mende Anna (A) und ihre zwei deutschen Freundinnen Berta (B) und Christine 
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(C), sind empört, dass darüber in der Zeitung nur mit einer kleinen Notiz berich- 
tet wurde, und beschliefsen, durch eine medienwirksame Aktion das Interesse der 
Öffentlichkeit zu wecken und gleichzeitig die Mitglieder der S ein wenig zu 
ärgern. Zu diesem Zweck ketten sie sich zu dritt an die Eingangstüre des Ver- 
einshauses an; dieses liegt in einem umfriedeten Hof; über der Türe befindet 
sich ein Vordach. Mit ihrer Aktion verhindern A, B und C den Zugang der Ver- 
einsmitglieder zu einem gleichzeitig stattfindenden Mitgliedertreffen der S. Dabei 
tragen sie Plakate mit den Aufschriften „Keine Gewalt gegen Frauen!“ — „Sexis- 
ten raus!“ Der Vorstand der 5 verständigt daraufhin die Polizei; er meint, die 
Vereinsmitglieder seien in ihrem Recht verletzt, sich ungestört zu versammeln 
(Art.8 GG). Die eintreffenden Beamten sind der Auffassung, dass A, B und C 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung stören, befreien die drei Frauen von ihren 
Ketten, verbieten ihnen den Aufenthalt vor dem Haus der S und bringen sie auf 
die andere Straßenseite, damit sie dort ihre Demonstration fortsetzen können. 
Das bayerische Polizeiaufgabengesetz enthält eine für das Vorgehen der Polizei- 
beamten ausreichende Ermächtigung. A, B und € fühlen sich jedoch durch das 
Handeln der Polizei in ihren Grundrechten aus Art.2 1,3 TI 1,5 Iund 8 GG 
verletzt. Haben sie Recht? 


2. Allgemeine Hinweise zur Lösung eines Falls aus dem 
Verfassungsrecht 


Die Aufgabenstellungen bei den Klausuren im Öffentlichen Recht für noch nicht 
so fortgeschrittene Studierende (insbesondere also im „Kleinen Schein“, s. oben 
l. Kapitel) sind meist dem Verfassungsrecht entnommen. Es geht also um die 
Anwendung von Artikeln des Grundgesetzes auf einen bestimmten Sachverhalt. 
Dieser Sachverhalt berührt fast stets auch andere Vorschriften des öffentlichen 
Rechts (hier z.B. des Polizeiaufgabengesetzes und des Versammlungsgesetzes). 


Diese anderen Vorschriften hat der Studierende aber regelmäßig nicht zur Ver- 
fügung, und sie stellen oft eine Spezialmaterie dar, die in der Ausbildung nicht 
(oder erst in höheren Semestern) vermittelt wird. Die Aufgabenstellung klam- 
mert dann aber diese Vorschriften aus und fragt lediglich nach der Beurteilung 
des Falls unter dem Gesichtspunkt des Grundgesetzes. Dabei ist die auch hier 
vorliegende Fragestellung sehr häufig, ob jemand durch eine bestimmte Maß- 
nahme oder Entscheidung in seinen Grundrechten verletzt wird. 


Andere Aufgaben verlangen beispielsweise die Beurteilung, ob eine (fiktive) 
Rechtsnorm ohne Verletzung des Grundgesetzes erlassen werden könnte oder 
ob ein bestimmter Vorgang im Staatsorganisationsrecht (z.B. das Zustandekom- 
men eines Bundesgesetzes) verfassungsgemäß war. 


Anders als im Bürgerlichen Recht sind dabei meist nur einige wenige, manchmal 
sogar nur eine einzige Vorschrift zu prüfen. Das Schwergewicht solcher Klausu- 
ren liegt daher in der Auslegung von Rechtsnormen und der Diskussion allge- 
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meiner Rechtsregeln. Oft muss auch das Zusammenspiel einzelner Verfassungs- 
vorschriften dargestellt werden. Viel öfter als im Bürgerlichen Recht gibt es 
dabei nicht ein „richtiges“ oder „falsches“ Ergebnis. Selbst wenn das Bundesver- 
fassungsgericht die Fragestellung, an die die Klausur anknüpft, bereits entschie- 
den hat - was durchaus nicht immer der Fall ist -, kann die Klausur ohne weite- 
res mit entsprechender Begründung zu einem gegenteiligen Ergebnis kommen. 
Die Kenntnis von Entscheidungen ist deshalb zwar nützlich, für den Klausurer- 
folg letztlich aber nicht ausschlaggebend. 


3. Vorüberlegungen zur Lösung des Falles 


Der hier gestellte Fall ist eine „Grundrechtsklausur“. A, Bund C sind von einer 
Mafsnahme betroffen, von der sie annehmen, dass sie dadurch in ihren Grund- 
rechten verletzt sind. Da sie die Grundrechte nennen, müssen die von ihnen 
angeführten Artikel des Grundgesetzes in jedem Fall geprüft werden. Auch auf 
das Argument der $, das ebenfalls mit einem Grundrechtsartikel untermauert 
wird, muss selbstverständlich eingegangen werden. 


Bei der Prüfung mehrerer Grundrechte nacheinander ist es oft zweckmäßig, mit 
dem Grundrecht zu beginnen, das für die Lösung des Falles am ehesten einschlä- 
gig sein dürfte (gleichgültig, ob man eine Verletzung letztlich bejaht oder ver- 
neint), und die übrigen angeblich verletzten Grundrechte im Anschluss daran 
nur kurz abhandelt. So vermeidet man, die Gewichte des Falles falsch zu setzen, 
indem man Unproblematisches oder hier nicht Einschlägiges ausführlich disku- 
tiert und nicht mehr zu den wirklich interessanten Fragen vorstößt. Auch das 
BVerfG folgt in seinen Entscheidungen zu Verfassungsbeschwerden diesem 
Schema. 


4. Lösung 


I. Die Mafsnahme der Polizei verletzt A, B und C möglicherweise in ihrem 
Grundrecht der Versammlungsfreiheit (Art. 8 GG). Sie werden dadurch ge- 
hindert, ihre Aktion an der konkreten Haustüre fortzuführen. Da der Ort 
einer Zusammenkunft ein wesentliches Kriterium ist, ist es für eine mögliche 
Verletzung des Rechts ohne Bedeutung, dass A, B und C ihre Versammlung 
auf der anderen Strafgenseite fortsetzen können. 


1. A ist aber Kenianerin. Da Art. 8 GG nur Deutschen das Recht der Ver- 
sammlungsfreiheit gewährleistet, kann sie sich auf dieses Grundrecht 
nicht berufen. Es können also nur B und € in diesem Grundrecht verletzt 
sein. 
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a 


Fraglich ist, ob es sich bei der Veranstaltung, an der B und C teilnehmen, 
um eine „Versammlung“ handelt. Dabei scheidet das Mitgliedertreffen 
der S als Versammlung aus. B und C wollen nicht an dem Mitgliedertref- 
fen teilnehmen und dort ihre Meinung äußern, sondern das Mitglieder- 
treffen verhindern. 


. Als Versammlung kommt daher nur die von A, B und C veranstaltete 


Aktion des Ankettens an der Tür des Vereinshauses in Frage. Fraglich 
ist, ob hier die erforderliche Personenzahl vorliegt, so dass von einer Ver- 
sammlung gesprochen werden kann. Es dürfte keinem Zweifel unterlie- 
gen, dass eine Versammlung vorliegt, wenn drei Personen zusammen- 
kommen, um eine bestimmte Meinung zu äußern. Da allerdings A nicht 
Trägerin des Grundrechts aus Art.8 GG ist, kann sie bei der Ermittlung 
der für eine „Versammlung“ erforderlichen Personenzahl nicht mitge- 
zählt werden. Allerdings gibt es keinen durchgreifenden Gesichtspunkt, 
warum die Zusammenkunft von zwei Personen weniger schutzwürdig 
wäre als die von drei oder mehr Personen. 


Problematisch ist außerdem, ob es sich bei der Aktion von A, Bund C um 
eine „friedliche“ Versammlung handelt. Zweifel an der Friedlichkeit 
könnten sich daraus ergeben, dass die Mitglieder der S durch die Blo- 
ckade der Eingangstür durch körperlichen Zwang am Betreten ihres Ver- 
einshauses gehindert worden sind. Allerdings steht das Wort „friedlich“ 
in Art.8 GG ım Zusammenhang mit dem weiteren Erfordernis „ohne 
Waffen“. Es ist deshalb dahin auszulegen, dass nur ein gefährliches oder 
aggressives Verhalten als unfriedlich anzusehen ist. A, B und C leisten 
aber durch ihr Angekettetsein nur passiven Widerstand und üben keine 
Gewalt gegen die Mitglieder der S aus, so dass es sich um eine friedliche 
Versammlung handelt. 


. Fraglich ist weiter, ob es sich bei der Aktion um eine „unter freiem Him- 


mel“ handelt. Derartige Versammlungen können nach Art. 8II GG durch 
Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes beschränkt werden, während Art. 81 
GG für Versammlungen in geschlossenen Räumen keine derartige Ein- 
schränkung enthält. Trotz der Formulierung „unter freiem Himmel“ 
kann es hier nicht darauf ankommen, ob der Versammlungsraum über- 
dacht ist, da es sonst im vorliegenden Fall tatsächlich darauf ankäme, ob 
sich die Haustüre unter einem Vordach befindet oder nicht. Entscheidend 
ist vielmehr, ob der Ort der Versammlung zur Umgebung als abgeschlos- 
sen erscheint oder nicht. Da sich die Eingangstür in einem eingefriedeten 
Hof befindet, handelt es sich nicht um eine Aktion „unter freiem Him- 
mel“. 


. Gleichwohl sind B und C in ihrer Versammlungsfreiheit nur dann ver- 


letzt, wenn die Mafsnahme der Polizei nicht durch die verfassungsrechtli- 
chen Grenzen des Art.8 GG gerechtfertigt ist. Auch Grundrechte, die 
nach dem Grundgesetz ohne Schranken gewährleistet sind, sind durch 
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die Grundrechte Dritter und andere durch das Grundgesetz geschützte 
Grundsätze beschränkt. Hier besteht eine Grundrechtskollision zwischen 
dem Grundrecht von B und C und dem Grundrecht der Mitglieder der $, 
die sich jeweils auf Art.8 GG berufen können. Diese Kollision lässt sich 
nur durch Abwägung des Gewichts der widerstreitenden Interessen lösen. 


. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Mitglieder der $ sich in ihrem „eige- 


nen“ Vereinshaus treffen wollen, hinsichtlich dessen sie Besitzschutz nach 
8859 BGB geniefsen, und ihr Mitgliedertreffen dort geplant haben, so 
dass sie ihre Versammlung ohne Änderung ihrer Planungen nicht an 
einem anderen Ort veranstalten können. Demgegenüber haben B und C 
für ihre Aktion eine Örtlichkeit gewählt, zu deren Benutzung sie kein 
Recht haben; zudem kann ihre Aktion - wenn auch weniger spektakulär 
- auf der anderen Straßenseite ebenso fortgesetzt werden. Die Abwägung 
der widerstreitenden Interessen dürfte deshalb zu einem höheren Gewicht 
des Interesses der Mitglieder der 5 führen. 


7. Zu prüfen ist schliefslich, ob das Vorgehen der Polizei verhältnismäßig, 


also geeignet und erforderlich ist. Durch das Wegbringen von A, B und 
C haben die Mitglieder der 5 wieder Zugang zu ihrem Vereinslokal. Die 
Mafsnahme ist also geeignet. Es ist nicht ersichtlich, was die Polizei statt 
des Wegbringens von A, B und C hätte tun können, um den Mitgliedern 
der S den Zutritt zu verschaffen. 


8. Art.8 GG ıst somit nıcht verletzt. 


Die Maßnahme der Polizei verletzt A, B und C möglicherweise in ihrem 
Grundrecht der Meinungsfreiheit (Art.511 GG). 


1; 


Das Grundrecht der Meinungsfreiheit steht sowohl Deutschen als auch 
Ausländern zu. Deshalb können alle drei Frauen in diesem Grundrecht 
verletzt seın. 


. Fraglich ist, ob es sich bei den Aufschriften auf den Plakaten „Keine 


Gewalt gegen Frauen!“ und „Sexisten raus!“ um eine „Meinung“ han- 
delt. Mit den Aufschriften wenden sich A, B und C ersichtlich gegen die 
Meinung eines Mitglieds der 5, Gewalt gegen Frauen sei nicht so 
schlimm. Es handelt sich also um die Äußerung einer Ansicht, die sich 
gegen eine andere Ansicht richtet, also um den typischen Fall einer Mei- 
nungsäußerung. 


. Fraglich ist weiter, ob die Polizei durch das Verbringen auf die andere 


Straßsenseite in das Grundrecht eingegriffen hat. A, B und © können dort 
weiterhin ihre Plakate tragen und Passanten auf ihr Anliegen aufmerksam 
machen. Die Wirksamkeit der Meinungsäufßserung ist dort nicht von vor- 
neherein geringer als an der Tür des Vereinslokals, die sich in einem Hof 
befindet und daher für Passanten nicht in der gleichen Weise zugänglich 
ist wıe ein Öffentliches Trottoir. 
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I. 


IV. 


4. A,B und C werden also in ihrem Grundrecht auf Meinungsfreiheit nicht 
verletzt. 


Die Mafsnahme der Polizei verletzt möglicherweise das Gebot, dass A, B und 
C nicht wegen ihres Geschlechts benachteiligt werden dürfen (Art.3 IT 1 
GG). 

Zwar sind A, Bund C Frauen und demonstrieren wegen eines Anliegens, das 
sie als Frauen betrifft. Indessen richtet sich die Maßnahme der Polizei nicht 
deshalb gegen sie, weil sie Frauen sind, sondern weil die Voraussetzungen 
für ein Einschreiten nach dem Polizeigesetz gegeben sind. Die Polizei wäre 
auch gegen Männer eingeschritten, die zusammen mit A, B und C an der 
Aktion teilgenommen hätten. 


Das Benachteiligungsverbot ist deshalb nicht verletzt. 


Die Maßnahme der Polizei verletzt A, B und C möglicherweise in ihrem 
Grundrecht auf freie Entfaltung ihrer Persönlichkeit (Art.21GG). 


1. Die Grundrechte aus Art.5 I GG und Art.8 GG sind gegenüber dem 
Grundrecht aus Art. 2 1GG die spezielleren Grundrechte. Soweit ein Ver- 
halten also in den Schutzbereich der Grundrechte aus Art. 5 I und Art. 8 
GG fällt, kommt Art. 2 1 GG nicht in Betracht. Das gilt für alle Beteiligten 
hinsichtlich des Tragens von Plakaten und für B und C hinsichtlich des 
Ankettens. 


2. Dagegen kann sich A, deren Versammlungsfreiheit nicht durch Art. 8 GG 
geschützt wird, insoweit auf ihr Grundrecht auf freie Entfaltung ihrer 
Persönlichkeit berufen. Art. 2 1 GG schützt die allgemeine Handlungstfrei- 
heit, also jedes menschliche Verhalten. In sie kann aber durch die verfas- 
sungsmäfßgige Ordnung, also durch jedes Gesetz eingegriffen werden, das 
seinerseits verfassungsgemäßs ist. Nach dem Sachverhalt enthält das bay- 
erische Polizeiaufgabengesetz eine ausreichende Ermächtigungsgrundlage 
für das Losketten der Frauen von der Eingangstür des Vereinshauses. Die 
Mafßsnahme ist auch, wie oben Ziffer 1.7. festgestellt, verhältnismäßig. 


3. A ist deshalb in ihrem Grundrecht auf freie Entfaltung ihrer Persönlich- 


keit nicht verletzt. 
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IV. Zivilurteil 


Landgericht Bayreuth 
12 © 274/15 


Im Namen des Volkes 
In dem Rechtsstreit 
Hans Huber, Dorfstrafse 10, 95401 Kleindorf — Kläger - 


Prozessbevollmächtigter: RA Hans Müller Mittelstraße 12, 95444 Bayreuth 
gegen 
Martha Müller, Dorfstraße 12, 95401 Kleindorf — Beklagte - 
Prozessbevollmächtigter: RA Neu, Hinz&Koll., Mühlbach 93, 

95346 Stadtsteinach 


wegen Unterlassung und Beseitigung 


erläßßt das Landgericht Bayreuth, 12. Zivilkammer, durch die Vorsitzende Rich- 
terin am Landgericht Dr. Renner und die Richter am Landgericht Hinz und 
Kunz aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 2.1.2017 folgendes 


Endurteil: 


1. Die Beklagte wird verurteilt, die in einer einzuholenden bestandskräftigen 
naturschutzrechtlichen Erlaubnis des Landratsamts Bayreuth bezeichneten 
Mafsnahmen zur Beseitigung der auf dem Grundstück Dorfstraße 12 in 
95401 Kleindorf von Amphibien ausgehenden Geräuschimmissionen durch- 
zuführen. Im übrigen wird die Klage abgewiesen. 


2. Die Kosten des Rechtsstreits werden gegeneinander aufgehoben. 


3. Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung von 20.000 € vorläufig vollstreckbar. 
Die Beklagte kann die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in gleicher 
Höhe abwenden. 


Tatbestand: 


Der Kläger (Kl.) ist Eigentümer des Grundstücks Dorfstraße 10 in Kleindorf. 
Eigentümerin des Nachbargrundstücks ist die Beklagte (Bekl.). Beide Grund- 
stücke grenzen etwa 70 m von der Strafe entfernt an einen Bach. Im Sommer 
2010 lief die Bekl. auf ihrem Grundstück mit behördlicher Genehmigung einen 
Teich mit einer Fläche von ca. 144 qm anlegen. Die Entfernung von der Teich- 
mitte bis zum Schlafzimmer im Wohnhaus des Kl. beträgt etwa 35 m. Der Kl. 
behauptet, die Bekl. habe sofort nach dem Auffüllen des Teiches dort Frösche 
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ausgesetzt, durch deren sehr lautes und unangenehmes Quaken er mehrere 
Monate ım Jahr vor allem in der Nachtruhe erheblich gestört werde. 


Der Kl. beantragt, die Bekl. zur Trockenlegung des Teiches zu verurteilen. Hilfs- 
weise hat er die Entfernung der männlichen Frösche aus dem Teich und weiter 
hilfsweise die Durchführung geeigneter Maßnahmen verlangt, um Beeinträchti- 
gungen durch Froschquaken zu beseitigen. 


Die Bekl. beantragt, die Klage abzuweisen. Ihr Grundstück sei von jeher eine 
Feuchtwiese gewesen, daher von Fröschen bewohnt gewesen. Der Aufenthalt 
von Fröschen auf ihrem Grundstück sei daher ortsüblich, die von den Fröschen 
ausgehenden Geräuschimmissionen seien zu dulden. Eine Beseitigung der Frö- 
sche verstofßse gegen die Bestimmungen des Naturschutzrechts. 


Das Gericht hat Beweis erhoben durch Einnahme eines Augenscheins, Einholung 
eines Gutachtens über den Grad der Lärmentwicklung auf dem Grundstück der 
Bekl. und die amtliche Auskunft des Bayer. Staatsministeriums für Landesent- 
wicklung und Umweltfragen sowie des Landratsamts Bayreuth - Untere Natur- 
schutzbehörde —. Auf die Schriftsätze der Parteien samt Anlagen wird Bezug 
genommen. 


Entscheidungsgründe: 


Die zulässige Klage ist nur im Hilfsantrag und nur mit der aus dem Urteilstenor 
sıch ergebenden Einschränkung begründet. 


L; 


l. Nach den Feststellungen des Sachverständigen, die sich das Gericht zueigen 
macht, sowie nach dem eingenommenen Augenschein steht fest, dass von 
dem Grundstück der Bekl. Geräuschimmissionen ausgehen, zu deren Dul- 
dung der Kl. nach bürgerlichem Recht nicht verpflichtet ist. 


a) Die Beeinträchtigung des Kl. ıst wesentlich (8906 Abs. 1 BGB). Die Mes- 
sungen des Sachverständigen ergaben für die Zeit zwischen 22 Uhr und 
6Uhr einen Melswert von 64 dB (A). Spezielle Richtlinien für die Messung 
von Froschlärm gibt es nicht, so daß es auch keine Grenz- oder Richtwerte 
gibt, aus denen sich die Wesentlichkeit oder Unwesentlichkeit der Beein- 
trächtigung ergeben könnte. Aus den Richtlinien für Arbeitslärm und für 
Schalldämmung für Fenster ergibt sich jedoch, daß dieser Lärm das Maß 
des zuzumutenden Nachtlärms in der Nachbarschaft wesentlich über- 
schreitet. 


b) Dieser Nachtlärm ist auch nicht ortsüblich und deshalb auch nicht nach 
$ 906 Abs.2 BGB zu dulden. Es wird nicht einmal vorgetragen, dass sich 
in dem Wohngebiet der Parteien weitere künstlich angelegte Teile ähn- 
licher Gröfse befinden, von denen vergleichbarer Froschlärm ausgeht. 


2. Gleichwohl kann die Bekl. nicht ohne weiteres zu den vom Kläger beantrag- 
ten Handlungen verurteilt werden. Die Bekl. darf nämlich derzeit keine Maß- 
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nahmen ergreifen, um die Einwirkung von Froschlärm auf das Grundstück 
des Kl. zu verhindern. 


a) Nach $44 Abs.1 BNatSchG ist es verboten, wildlebenden Tieren der 
besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen, 
zu töten oder ihre Entwicklungsformen, Nist-, Brut-, Wohn- und 
Zufluchtsstätten der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstö- 
ren. Im und am Gartenteich der Bekl., der in die Biotopkartierung aufge- 
nommen ist, haben sich — zwischen den Parteien unstreitig — Frösche 
(Laubfrosch, Grünfrösche, Grasfrösche, Erdkröten) angesiedelt, die wie 
alle in Bayern vorkommenden Froscharten unter $7 Abs.2 Nr, 13 
BNatSchG fallen und daher besonders geschützt sind. Dass diese Frösche 
zu den „wildlebenden Tierarten“ im Sinne des Naturschutzrechts gehö- 
ren, bezweifelt auch der Kl. nicht. Auch Tiere, die - wie der Kl. behauptet 
- von der Bekl. auf ihrem Grundstück ausgesetzt worden sind, bewegen 
sich nunmehr frei, können sich unverfolgt vom Grundstück wieder entfer- 


nen und sind deshalb „wildlebend“. 


Ob die Schutzbestimmungen „im unmittelbaren Wohnbereich des Men- 
\ schen“ uneingeschränkt angewendet werden können, mag hier offenblei- 
| ben. Der Gartenteich rechnet jedenfalls nicht zum unmittelbaren Wohn- 
| bereich. Naturschutz beansprucht Geltung im besiedelten und 
| unbesiedelten Bereich. Da sich der besiedelte Bereich ständig ausdehnt 
| und die Umweltbelastung auch im unbesiedelten Bereich immer mehr 
zunimmt, kann auf die Ausgleichsfunktion insbesondere der Gärten zur 
Sicherung des Naturhaushalts nicht verzichtet werden (vgl. auch $1 V 
BNatSchG). Die Ziele des Naturschutzrechts würden teilweise verfehlt, 
wollte man Gärten aus dem Schutzbereich für besonders geschützte Tier- 
arten ausnehmen. In der genannten Auskunft des Umweltministeriums 
wird unter Hinweis auf die Antwort zu einer Landtagsanfrage deshalb 
auch besonders darauf hingewiesen, welche Bedeutung der Anlage von 
Biotopen, insbesondere von Gartenteichen, in besiedelten Gebieten für 
den Amphibienschutz zukommt. 











Aus den gleichen Überlegungen kann für das Verbot des $44 Abs.1 
BNatSchG keine Rolle spielen, dafs der Gartenteich künstlich angelegt 
| wurde und kein natürlich entstandenes Gewässer ist. Für die in $1 
BNatSchG genannten Ziele geht es nicht nur darum, die „freie Natur“ 
oder einen von Menschenhand unbeeinflußten Bereich (der ohnehin 
kaum noch anzutreffen ist) zu schützen, vielmehr liegen die Schwerpunkte 
des Naturschutzes heute im besiedelten und in dem durch menschlichen 
| Einfluß veränderten Bereich von Natur und Landschaft. Dabei zielt das 
Entwicklungsgebot auch auf eine Bestandserweiterung (vgl. VGH Kassel, 
NuR 1986, 254 (255)). Das Naturschutzrecht schützt auch künstlich 
geschaffene Biotope, und zwar im gleichen Umfang wie die ohne mensch- 
liches Zutun entstandene Natur (vgl. LG Hanau, N]W 1985, 500; OLG 
Hamm m. Anm. Carlsen, NuR 1991, 43 (44, 45ff.); Haarmann, NuR 
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1976, 11). Der gegenteiligen Ansicht (vgl. RG, JW 1910, 654; LG Lüne- 
burg, NJW-RR 1986, 502) vermag das Gericht nicht zu folgen. Wie 
bereits ausgeführt, ist insoweit auch die Behauptung des Kl. ohne Bedeu- 
tung, die Bekl. habe nach Anlage des Teiches 2010 dort Frösche „einge- 
setzt“. Abgesehen davon, dass auch diese Frösche als wildlebend Arten- 
schutz geniefsen, geht es heute nicht mehr um sie, sondern um einen im 
Ablauf von sechs Jahren gewachsenen Bestand, durch den sich der Kl. 
gestört fühlt. 


Entgegen der Ansicht des Kl. verstiefse auch das Entfernen der Frösche 
oder auch nur „der besonders lautstarken Exemplare“ und ihre Umset- 
zung in einen anderen Lebensraum gegen das Verbot nach $44 Abs. 1 
BNatSchG. Es kommt nicht darauf an, ob die Frösche in allen Entwick- 
lungsphasen auf besondere eigene Wohn- und Zufluchtsstätten angewie- 
sen sind und ihre Entwicklung durch eine Umsetzung beeinträchtigt 
wäre. Mafsgebend ist vielmehr, daß diese Umsetzung ein Nachstellen und 
Fangen voraussetzt und dies ohne Rücksicht auf den damit verfolgten 
Zweck verboten ist. Dass ein Trockenlegen des Teiches die Zerstörung 
der „Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstätten“ der Frösche zur Folge hätte, 
bezweifelt auch der Kl. nicht. 


Soweit der Kl. geltend macht, die Bekl. solle nur allgemein zu Abhilfe- 
mafsnahmen verurteilt werden, und es seien auch Maßnahmen denkbar, 
die nicht gegen Naturschutzrecht verstoßen, kann das seinen Anträgen 
nicht zum Erfolg verhelfen. Es gibt nämlich keine erfolgversprechenden 
Maßnahmen zur Lärmverhinderung, die naturschutzrechtlich nicht ver- 
boten wären. 


Die entsprechenden naturschutzrechtlichen Bestimmungen dienen zur 
Abwehr einer Bestandsbedrohung besonders gefährdeter Tierarten und 
sichern als Maisnahme zum Schutz der Umwelt überragende Gemein- 
schaftsbelange. Sie sind deshalb auch verfassungsrechtlich nicht zu bean- 
standen, verstoßsen insbesondere nicht gegen Art. 14 I GG, weil sie in 
zulässiger Weise Inhalt und Schranken des privaten Eigentums bestimmen 
(Art.14 12 GG, vgl. dazu BVerfG, N]JW 1990, 1229; OLG Düsseldorf, 
NW 1989, 1807, 1808). 


) Mit Recht weist der Kl. aber darauf hin, daß nach 845 VII BNatSchG von 


den Verboten des $44 und den aufgrund des BNatSchG erlassenen 
Rechtsvorschriften auf Antrag Ausnahmen zugelassen werden können, 
unter anderem im Interesse der Gesundheit des Menschen und aus ande- 
ren zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses ein- 
schliefslich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art. Die Bekl. muss sich 
deshalb um die Beseitigung des rechtlichen Verbots über eine Ausnahme 
nach $45 VII BNatSchG bemühen, insbesondere einen entsprechenden 
Antrag beim Landratsamt Bayreuth als Unterer Naturschutzbehörde 
($43 Abs.2 Nr. 3 BayNatSchG) stellen. Kommt es zu Lärmimmissionen, 
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die an sich nach dem Maßstab des $ 906 BGB abwehrfähig sind, verbietet 
aber das öffentliche Recht die dafür in Betracht kommenden Abhilfemaß- 
nahmen, so kann dem Störer dann nicht erlaubt sein, sich hinter diesem 
Verbot zu verschanzen, wenn öffentlichrechtlich Ausnahmen zugelassen 
sind, die mit Erfolgsaussicht beantragt werden können. Nach der vom 
Gericht eingeholten Auskunft der Unteren Naturschutzbehörde erschei- 
nen Mafsnahmen, die eine Zuwanderung von Fröschen aus dem Bach, 
die für den Grad der Geräuschimmissionen verantwortlich sind, verhin- 
dern als erlaubnisfähig. 


sP| 


Die Bekl. durfte jedoch nur zu den durch eine solche Erlaubnis der Unte- 
ren Naturschutzbehörde erlaubten Handlungen verurteilt werden, denn 
nur die Naturschutzbehörden können das generelle Verbot über eine 
Erlaubnis durch Verwaltungsakt aufheben, nicht aber die Zivilgerichte. 
Auch muss die Erlaubnis bestandskräftig sein. Dies war im Urteilstenor 
klarzustellen. 


Unschädlich ist, dafs der Kl. diesen Vorbehalt nicht (auch nicht hilfsweise) 
in seinen Antrag aufgenommen hat, denn die entsprechende Einschrän- 
kung stellt sich nur als ein formell notwendiges Weniger gegenüber dem 
ursprünglichen Klageantrag dar, nicht aber gibt sie dem Kl, etwas ande- 
res, als er beantragt hat ($ 308 ZPO). 


Es bedarf auch keines Antrags zur Verurteilung der Bekl. zur Stellung 
eines entsprechenden Antrags bei der Unteren Naturschutzbehörde, weil 
der Kl. selbst einen solchen Antrag stellen kann, wenn die Bekl. dies 
unterlassen sollte. 


1. 


Nachdem die Klage nur teilweise erfolgreich war und derzeit nicht abgeschätzt 
werden kann, inwieweit der Kl. mit Hilfe der Erlaubnis der Unteren Natur- 
schutzbehörde sein Klageziel inhaltlich erreichen kann, erscheint es angemessen, 
die Kosten des Rechtsstreits gegeneinander aufzuheben ($ 92 Abs. 1 ZPO). 


Der Ausspruch zur vorläufigen Vollstreckbarkeit ergibt sich aus $$ 709, 712 
ZU, 
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ÜBUNGSTEIL 


Rechtliche Aspekte 


Bei einer Anspruchsklausur im Zivilrecht sollten Sie sich immer die Frage stellen: 
„Wer will was von wem woraus?“. Dabei bezeichnet „wer“ den Anspruchsberech- 
tigten, „was“ den Änspruchsgegenstand, „von wem“ den Anspruchsgegner und 
„woraus“ die Anspruchsgrundlage, also die gesetzliche Vorschrift, aufgrund derer 
der Anspruchsberechtigte den Anspruchsgegenstand von dem Anspruchsgegner 
verlangen kann. 


Formulieren Sıe dann den Anspruch als Klausureinstieg. 


Beispiel A Rönnte gegen B einen Anspruch gem. $433 II BGB auf Zahlung von 5.000 € 
haben. 

Formulieren Sie jetzt die Ansprüche als Klausureinstieg. Vergessen Sie nicht, 

ganz konkret die richtige Anspruchsgrundlage zu zitieren. (Hier kommen in 

Betracht: 88433 11,535 11, 604 1, 611 1,651 11,651 al 2, 812 11, 1. Alt., 

823 1,985, 100411 BGB). 

l. Eigentümerin E verlangt von Besitzerin B ihren vertauschten Mantel heraus. 

2. Käufer K hat dem V einen Gartenzwerg abgekauft und bezahlt, aber V hat 
ihm den Gartenzwerg noch nicht gegeben. 

3. Autofahrer A hat die Fufsgängerin F fahrlässig angefahren, so dass sie sich 
vom Arzt behandeln lassen musste. Sie möchte die Arztkosten ersetzt 
bekommen. 

4. Nachbar N fühlt sich von dem Tag und Nacht gurgelnden Brunnen des X 
gestört und verlangt Beseitigung. 

5. Vermieterin V ıst ıhren Mieter M und seine ständigen lautstarken Partys 
leid. Sıe lässt kurzerhand das Schloss zur Mietwohnung austauschen. M ist 
der Meinung, V müsste ihm zumindest für die Dauer des Mietvertrages den 
Gebrauch der Mietwohnung gewähren, 

6. Wagnerianerin W hat ihrer Freundin F zur Festspielpremiere ihr bestes 
Abendkleid geliehen. F „vergisst“ aber, es zurückzugeben. W braucht es 
dringend für den Besuch der nächsten Aufführung. 

7. Tourist T hat eine teure Pauschalreise nach China gebucht. Das Reisebüro R 
verlangt von ihm den vereinbarten Reisepreis in Höhe von 4.000 €. 

8. Fahrradhändlerin F hat dem Minderjährigen M ein Fahrrad für 1.100€ auf 
Raten verkauft und übereignet, da sie annahm, M sei bereits volljährig. Da 
der Kaufvertrag wegen der verweigerten Zustimmung der Eltern des M 
nichtig ist, verlangt F von M Rückübereignung des Rads. 

9. Kunstmaler M hat entsprechend dem Auftrag des Kunden K ein Bild gemalt. 
Es gefällt ihm allerdings selbst so gut, dass er es behalten möchte. K will das 
Bild unbedingt für seine Kunstsammlung haben und verlangt Übergabe und 
Übereignung. 
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10. Die viel beschäftigte Gartenliebhaberin G hat dem Nachbarjungen N 30 € 
versprochen, wenn er ihren grofsen Rasen mäht. Nach getaner Arbeit ver- 
langt er seinen Lohn. 


 Gestaltungsrechte dagegen ändern die Rechtslage unmittelbar und sind deswe- 


gen keine Ansprüche. Gestaltungsrechte sind z.B. die Anfechtung, die Kündi- 
gung und der Rücktritt. 


Formulieren Sie bei Gestaltungsrechten den Klausureinstieg folgendermaßen: „A 
könnte den mit B geschlossenen Kaufvertrag nach $119 II BGB anfechten.“ 


Formulieren Sie jetzt den Klausureinstieg. Vergessen Sie nicht, die konkrete 
gesetzliche Grundlage anzugeben. (Hier kommen in Betracht: $$ 119 I 2.Alt, 
123 11. Alt., 12312. Alt., 323 BGB). 

1. Der völlig überschuldete Sohn $ zwingt seinen Vater mit vorgehaltener Pis- 
tole, einen unbeschränkten Bürgschaftsvertrag für ihn zu unterschreiben. V 
will seine Willenserklärung nicht gelten lassen. 

2. Nachdem Autohändlerin A trotz mehrfacher Mahnung und letztendlicher 
Fristsetzung durch Kundin K den Kleinbus Galaxia nicht geliefert hat, will 
K von dem Vertrag zurücktreten. K hatte 1.000 € angezahlt. 

3. Sammler $ will ein schriftliches Gebot für einen Kristallschwan in Höhe von 
50€ abgeben, verschreibt sich aber und bietet versehentlich 500€. Als ihm 
der Schwan mit Rechnung zugeht, bemerkt er seinen Irrtum. 

4. Autokäufer K will den Kaufvertrag anfechten, nachdem der Verkäufer V ihm 
arglistig vorgespiegelt hat, der Wagen wäre nur 100.000 km gefahren, er aber 
in Wirklichkeit schon 200.000 km gefahren ist. 


Nach Ausübung eines Gestaltungsrechts können Ansprüche entstehen, die 
natürlich als Ansprüche zu formulieren sind. Formulieren Sie für die folgenden 
Fälle den Klausureinstieg. (In Betracht kommen $8$ 346 I, 535 II, 812 11 BGB). 


1. Im Fall der Übung 2 Nr.2 verlangt K nach Erklärung des Rücktritts ihre 
Anzahlung zurück. 

2. Im Fall der Übung 1 Nr. 5 hat Vermieterin V dem M zum 31.12. wirksam 
gekündigt, M hat die Dezembermiete noch nicht bezahlt und zieht am 
30.11. aus. V verlangt vom M noch die Dezembermiete. 

3. Im Fall der Übung 2 Nr. 3 hat S angefochten, aber den Kristallschwan nicht 
zurückgesandt. Der Auktionator besteht auf Rücksendung des Schwans. 


In der Strafrechtsklausur für Anfänger ist die Formulierung, dass jemand wegen 
einer Straftat zu bestrafen ist, der wichtigste Klausureinstieg. 


Beispiel „X könnte wegen Körperverletzung gem. $223 StGB zu bestrafen sein.“ 





Übunsgsteil: Rechtliche Aspekte Bu on 251 


Formulieren Sie deshalb für die folgenden Fälle entsprechend dem Beispiel: 
1. Journalist ] hat den Soldaten S als „potentiellen Mörder“ bezeichnet. S fühlt 
sich beleidigt und fordert Bestrafung des ]. 


+ Po 


Liebhaber L schwört für seine Geliebte vor Gericht einen Meineid. 


. Der Deutsche D, der Bigamie für die einzig wahre Lebensart hält, heiratet in 


seinem Heimatort zusätzlich zu seiner ersten Ehefrau E die Z, obwohl er 
weifs, dass dies in Deutschland unter Strafe gestellt ist. 

Nichte N vergiftet ihren Erbonkel O, um schneller an dessen Vermögen zu 
kommen. 


. Hausmann H, dessen Taschengeld nicht sehr großzügig bemessen ist, stiehlt 


im Kaufhaus ein teures Herrenparfüm, das er sich schon lange wünschte. 


Bei den Fragestellungen des Verfassungsrechts (s. 0.) muss der Bearbeiter in der 
Regel feststellen, ob ein Beschwerdeführer in seinen Grundrechten verletzt ist 
oder ob eine Rechtsnorm inhaltlich nicht mit der Verfassung im Einklang steht 
oder nicht entsprechend den Vorschriften in der Verfassung zustande gekommen 


1St. 


Beispiel „Die Beschwerdeführerin B könnte durch die Enteignung ihres Grundstücks zum 


Bau einer neuen Autobahn in ihrem Eigentumsrecht aus Art. 14 I GG verletzt 
sein.“ 

„Väter, die mit der Mutter des Kindes nicht verheiratet sind, könnten dadurch in 
ihrem Elternrecht aus Art. 6 1 GG verletzt sein, dass sie gegen den Willen der Mut- 
ter kein Sorgerecht erlangen können.“ 

„Das Staatshaftungsgesetz des Bundes könnte verfassungswidrig sein, da die 
Zuständigkeit zum Erlass eines solchen Gesetzes möglicherweise allein bei den 
Ländern liegt.“ 


Formulieren Sıe einen Einstieg in die Lösung folgender Fälle: 


1, 


Der Gesetzgeber des Bundeslandes B, dem die Vorbereitung junger Frauen 
auf ihre „spezifisch weibliche Rolle in der Gesellschaft“ am Herzen liegt, 
erlässt ein Gesetz, nach dem jede Frau zwischen dem 16. und 20. Lebensjahr 
ein „soziales Pflichtjahr“ ableisten muss. 


. Kind K, das keiner Konfession angehört und in Bayern in die Schule geht, 


fühlt sich durch die nach dem bayerischen Schulgesetz staatlich angeordneten 
Kruzifixe in den Klassenzimmern in seiner Religionsfreiheit verletzt, da es 
„immer unter dem Kreuz lernen müsse“. 

Beamter B, der seiner Lebensgefährtin L bei der Geburt ihres ersten gemein- 
samen Kindes beistehen möchte, beantragt hierfür Sonderurlaub. Dieser wird 
von seinem Dienstherrn mit der Begründung abgelehnt, ein solcher Sonderur- 
laub könne nach dem Gesetz nur verheirateten Beamten gewährt werden. 
Auch das Verwaltungsgericht und Bundesverwaltungsgericht, das B anruft, 
teilen diese Ansicht. B findet, dass eine verfassungswidrige Ungleichbehand- 
lung stattfindet und ein Verstofs gegen die Pflicht des Staates, Familie und 
Ehe besonders zu schützen, vorliegt. 
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. Im Bundesgesetzblatt wurde das „Gesetz zum Schutz vor der Rinderseuche 


BSE“ verkündet, das vom Bundestag beschlossen, vom Bundesrat aber abge- 
lehnt worden war. Es sieht unter anderem vor, dass jedes geschlachtete Rind 
von den Gesundheitsbehörden der Länder untersucht werden muss. 


Sprachliche Aspekte 


Nützliche Ausdrücke für eine Klausur im Zivilrecht. 


Bringen Sie die Elemente des jeweils zweiten Satzes in die richtige Reihenfolge, 
um einen grammatikalisch richtigen Satz zu erhalten. 


LI 


ee 


. A spricht von einem Irrtum. 


Der Vertrag wurde abgeschlossen und eine Einigung über den Kaufpreis 
erzielt. 
aus / scheiden / Ansprüche / Vertragliche 


. Er verzichtete auf das Wechselgeld. 


dass F dem A / einvernehmlich / Das ist / erlassen hat / die Rückgabe des 
Wechselgeldes / dahin auszulegen, 


‚ F könnte ein den Schutz des A bezweckendes Gesetz verletzt haben. 


des $ 263 StGB / kommt hier / (Betrug) / In Betracht / die Bestimmung 


‚ A erklärte, er habe sich geirrt, und verlangte die Herausgabe der Geldbörse. 


des A / des Kaufvertrags/ könnte / In der Erklärung / liegen /eine begründete 
Anfechtung 


des Eigenschaftsirrtums / kommt / ein Inhaltsirrtum / In Betracht / (s 119 II 
BGB) / in der Form 


. Die Anfechtungserklärung ist rechtswirksam erfolgt. 


anzusehen / von Anfang an / Damit / als nichtig / der Kaufvertrag / ist 
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7. Durch den Verlust der Geldbörse ist F die Herausgabe des Eigentums und 


8. 


Zurückübereignung der Geldbörse unmöglich geworden. 
diesen Fall / zu ersetzen /grundsätzlich, / $818 II BGB / der Bereicherung / 
dass der Wert / Für / bestimmt / ist 


Die Verpflichtung zur Herausgabe ist nach $818 II BGB ausgeschlossen, 


sofern der Empfänger nicht mehr bereichert ist. 
von dieser Regel / bestimmt / Als Ausnahme / $819 I BGB / Folgendes/ 
allerdings 


9. F wusste um den wahren Wert der Geldbörse, als er sie kaufte. 


und / die Anfechtbarkeit / haftet / also / deshalb / Er kannte / nach den all- 
gemeinen Vorschriften 


10. F kann die Geldbörse infolge seines eigenen Verschuldens nicht herausge- 


ben. 
dem A / in Höhe von 5.000 € / daher /zu leisten / Er hat / Schadensersatz 


2 Häufig vorkommende Verben in Grundrechtsklausuren 


Streichen Sie die falsche Verbform aus. 


Bi 
2. 


3 


Im vorliegenden Fall kollidieren / streiten zwei Grundrechtspositionen. 
Beide Grundrechtspositionen sind gegeneinander aufzurechnen | abzuwä- 
gen. 

Die Vermieterin berücksichtigt / beruft sich auf ihr verfassungsrechtlich 
geschütztes Eigentumsrecht (Art. 14 1GG). 


. S begründet / gründet seinen Anspruch mit dem Recht auf Informationsfrei- 


heit, das sich aus Art. 511 GG steht / ergibt. 


. S ist außerdem der Ansicht, dass die Entscheidung des Amtsgerichts gegen 


sein Recht auf Freiheit der Berufsausübung aus Art. 12 GG verstößt / ver- 
letzt. 


. Zudem findet er, dass die Entscheidung des Amtsgerichts auch einen Eingriff 


in sein Erziehungsrecht aus Art. 6 1GG darstellt / eingreift. 


. Im vorliegenden Fall hat das Amtsgericht mit seiner Entscheidung den 


Anspruch des 5 auf Informationsfreiheit verneint / ignoriert. 


. 5 fühlt sich durch die Entscheidung des Amtsgerichts in seinen Grundrech- 


ten verstoßen | verletzt. 
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9. Zu klären ist, ob das Anbringen einer Parabolantenne in den Schutzbereich 

der Informationsfreiheit liegt / fällt. 

10. Fraglich ist, ob das Amtsgericht die Bedeutung der Informationsfreiheit aus- 
reichend behandelt / berücksichtigt hat. 

11. Wenn die Verletzung des sachnäheren Grundrechts bereits bejaht / befür- 
wortet ist, erübrigt sich eine Prüfung des allgemeinen Grundrechts. 

12. Gegenüber dem Elternrecht und dem Recht auf Freiheit der Berufsausübung 
ist / sind das Recht der Informationsfreiheit im vorliegenden Fall das sach- 
nähere Grundrecht. 


Termini für eine Klausur im Strafrecht 
Streichen Sie das Wort, das nicht in die Reihe passt. 
1. Bei einer Falllösung erfolgt hinsichtlich jeden Tatbestands die Prüfung der: 
a) Tatbestands- b) Strafe c) Schuld d) Rechtswidrig- 
mäßigkeit keit 


2. Beim Vorliegen einer Haupttat gibt es mehrere an der Haupttat Beteiligte, 
z.B. 


a) einen Haupt- b) einen c) einen d) einen Toten 
täter Anstifter Gehilfen 


3. Der Tötungsvorsatz bezieht sich auf 


a) das Setzen b) den Wunsch, c) den Kausalzu- d) den Eintritt des 
einer notwen- Schaden zuzu-  sammenhang Handlungser- 
digen Bedin- fügen zwischen folgs 
gung des Handlung und 
Todeseintritts Erfolg 
und Erfolg, 


4. Mordmerkmale nach $211 II StGB sind: 


a) grausames b) heimtücki- c) Handeln aus d)argloses Han- 
Handeln sches Handeln Habgier deln 
5. Als notwendiges Durchgangsstadium zur Tötung werden meist angesehen: 
a) die Zerstö- b) Schmerzen c) die Körper- d) die Gesund- 
rung der verletzung heitsbeschä- 
Gesundheit digung 
6. Beteiligte an einem Mord können aus verschiedenen Gründen strafbar sein, 
2: Bi: 
a) wegen Beihilfe b) wegen Beihilfe c) wegen Nicht- d) wegen An- 
zum Mord zum Mord anzeige einer zeige des Mord- 
durch aktives durch Unter- Straftat plans 


Tun lassen 





oc 


LÖSUNGSHINWEISE ZUM ÜBUNGSTEIL 


Kapitel 1 


Rechtliche Aspekte 


1 Die Beantwortung der Fragen 1-7 ergibt sich aus dem vorhergehenden Text. 


2 a) Jurastudium; b) Student/Studentin; c) Erste Juristische Prüfung (= Referendar- 
examen); d) Vorbereitungsdienst; e) Referendar/Referendarin; f) Zweite Juristi- 
sche Staatsprüfung (= Assessorexamen); g) Assessor/Assessorin. 


31) Jura studieren; Rechtsanwältin werden; 2) Repetitor besuchen, Freischuss 
versuchen; 3) Wahlstation; 4) Promovieren, Wirtschaftsjurist werden; 5) Richte- 
rın werden; 6) Habilitieren, Universitätsprofessor werden; 7) Eignungsprüfung 
ablegen, Rechtsanwältin werden; 8) Hochschulprofessor werden. 


4 1) Studiert an einer Hochschule oder Universität; 2) Leistet den Vorbereitungs- 
dienst ab; 3) Nimmt als Beamter des gehobenen Dienstes bestimmte Aufgaben 
der Rechtspflege wahr, z.B. Grundbuchsachen, Zwangsvollstreckungen und 
Kostenfestsetzung; 4) Bearbeitet juristische Fragestellungen in mittleren und 
größeren Wirtschaftsunternehmen; 5) Entscheidet Rechtsstreitigkeiten; 6) Wirkt 
neben dem Berufsrichter mit vollem Stimmrecht und gleicher sachlicher Unab- 
hängigkeit an der Rechtsprechung mit; 7) Leitet das Ermittlungsverfahren, erhebt 
und vertritt die Anklage und ist zuständig für die Strafvollstreckung; 8) Berät und 
vertritt Mandanten in allen Rechtsangelegenheiten; 9) Beurkundet vor allem 
Rechtsgeschäfte, wobei er eine Prüfungs- und Belehrungspflicht gegenüber den 
Beteiligten bezüglich der Rechtslage hat; 10) Bearbeitet juristische Fragestellungen 
ın den Verwaltungen; 11) Ist für Wirtschaftsunternehmen vor allem in der Streit- 
und Problemvermeidung tätig. Entwirft und überprüft Verträge und beschäftigt 
sich mit der aufsergerichtlichen Rechtsverfolgung und Rechtsverteidigung. 


> Für die Berufe, die unter Punkt 4, Ziffern 5, 7-11 aufgeführt sind. 


6 1) Zivilgericht - Zivilrichter; 2) Strafgericht - Strafrichter; 3) Verwaltungsge- 
richt — Verwaltungsrichter; 4) Arbeitsgericht — Arbeitsrichter; 5) Sozialgericht - 
Sozialrichter; 6) Finanzgericht - Finanzrichter; 7) Verfassungsgericht — Verfas- 
sungsrichter. 


/ a) Es gibt 23. Am wichtigsten: 
1) Arbeitsrecht -— Fachanwalt für Arbeitsrecht; 2) Steuerrecht - Fachanwalt 
für Steuerrecht; 3) Familienrecht — Fachanwalt für Familienrecht; 4) Sozial- 
recht - Fachanwalt für Sozialrecht; 5) Strafrecht - Fachanwalt für Strafrecht; 
6) Insolvenzrecht -— Fachanwalt für Insolvenzrecht. 


: 
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b) Fachanwalt für: 
Agrarrecht; Bank-und Kapitalmarktrecht; Bau- und Architektenrecht; Erb- 
recht; gewerblichen Rechtsschutz; Handels- und Gesellschaftsrecht; Intorma- 
tionstechnologierecht; Medizinrecht; Miet- und Wohnungseigentumsrecht; 
Transport- und Speditionsrecht; Urheber- und Medienrecht; Verkehrsrecht; 
Versicherungsrecht; Verwaltungsrecht. 


Je nach Argumentation. 


Q Je nach Argumentation. 


Sprachliche Aspekte 
1) Fakultät; 2) Semester; 3) Jahr; 4) Pflichtfächer; 5) Wahlfach; 6) Leistungs- 
nachweise; 7) Scheine; 8) Zulassungsvoraussetzung; 9) Juristischer Prüfung; 
10) Oberseminar; 11) Studienarbeit; 12) Klausuren; 13) Prüfung; 14) Akten- 
vortrag. 
1) vertritt; 2) beraten; 3) betreut; 4) beurkunden/ermitteln/errichten/beglaubi- 
sen; 5) unterworfen; 6) unterliegt; 7) liegt; 8) entscheidet; 9) beteiligt; 10) klagt 
.... an; 11) führen/überwachen/vertreten; 12) folgen. 

Kapitel 2 
Rechtliche Aspekte 


Die Beantwortung der Fragen 1-7 ergibt sich aus dem vorhergehenden Text. 


Skizze 1: Geschriebenes Recht; Gewohnheitsrecht. Skizze 2: Landesverfassun- 


sen; Landesgesetze; Verordnungen und Satzungen. 


‚a) 8249 Satz 2 b)$249 5.2 
; 4).8 230 Satz 1 5) 8230 8.1 
.„a)8251 Abs.25.1 b)$251M1 
.a) 8232 Sstz2 b) 8252 5.2 


Suüpndr 


1. Wer durch die Leistung eines anderen auf dessen Kosten etwas ohne recht- 
lichen Grund erlangt, ist ihm zur Herausgabe verpflichtet. 

2. Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, die Gesundheit, die Freiheit, das 
Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist 
dem anderen zum Ersatze des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 

3. Dies gilt nicht, wenn er die Verletzung vorsätzlich herbeigeführt hat. 
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4. Der Besitzer kann die Herausgabe der Sache verweigern, wenn er oder der 
mittelbare Besitzer, von dem er sein Recht zum Besitz ableitet, dem Eigentü- 
mer gegenüber zur Überlassung des Besitzes berechtigt ist. 

5. Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt 
und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. 


Fall 1: Gutachtenstil. Fall 2: Urteilsstil. 


wi 


61) Entscheidungssammlung; 2) Lehrbuch; 3) Juristische Zeitschrift; 4) Kom- 
mentar; 5) Monographie. 


warum? 





Kein Recht, keine Verpflichtung gegenüber anderer | 
Person | 





Weil ein Prozess grundsätzlich nur gewonnen werden kann, wenn es für den 
Klageanspruch im Gesetz eine Anspruchsgrundlage gibt. 


8 1) Juristische Arbeitsblätter; 2) Juristische Ausbildung; 3) Juristische Schulung 
9 3/137/10/2/719116/14/1/6/12/11/4/8/5/15. 
10 Je nach Argumentation. 


11 Jenach Argumentation. 


Sprachliche Aspekte 
1 1) Anspruch; 2) Tun; 3) Unterlassen; 4) Ansprüche; 5) geltend; 6) machen; 
7) Herausgabe; 8) verlangen; 9) Klagerecht; 10) auf; 11) klagen; 12) Verpflich- 
tung; 13) verpflichtet; 14) kann; 15) Schadens. 


2 1) könnte: 2) wäre: 3) könnte; 4) müsste; 5) könnte. 


3 a) Der Bundespräsident/Die Bundespräsidentin __. __ jeder/jede Deutsche, der/ 
die__; b) Können Eheleute __ für ihren Unterhalt __, so hat der Ehemann gegen 
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die Ehefrau bzw. die Ehefrau gegen den Ehemann einen Anspruch _; c) Eigen- 
tüumer können von den Besitzern __; d)__ von Verkäufern und Käufern / Käufer 
sind verpflichtet, den Verkäufern _; e) __ einer anderen Person __, mit deren 
Einverständnis _. 


Kapitel 3 
Rechtliche Aspekte 
Die Beantwortung der Fragen 1-7 ergibt sich aus dem vorhergehenden Text. 


1) ein fundamentales Recht des Individuums, das in der Verfassung verankert 
ist; 2) allen Menschen zusteht; 3) dem Individuum Freiheiten gewähren; 4) Ein 
Unverletzlichkeitsrecht ist ein Grundrecht, das eine bestimmte Rechtsposition 
vor staatlichen Eingriffen schützt; 5) Ein soziales Grundrecht bzw. Teilhaberecht 
gibt dem einzelnen Ansprüche auf positive Leistungen des Staates; 6) Der all- 
gemeine Gleichheitssatz verbietet die willkürliche Ungleichbehandlung gleicher 
Sachverhalte; 7) Ein Justizgrundrecht gewährleistet Rechte in einem gericht- 
lichen Verfahren; 8) Ein Bürgerrecht ist ein Recht, das nur Deutschen zusteht. 


1) (b) Unmittelbare Drittwirkung der Grundrechte; 2) (a) Direkte Grundrechts- 
wirkung; 3) (c) Mittelbare Wirkung der Grundrechte. 


Bundesstaat, Sozialstaat, Demokratie, Republik. 


5 1)Art.81GG: Versammlungsfreiheit 4; 2) Vereinigungsfreiheit, Art. 9; 3) Men- 


schenwürde, Art.1. Il; 4) Meinungsfreiheit, Art.5; 5) Wohnung, Art. 13; 
6) Schutz der Ehe und Familie, Art. 6; 7) Gleichberechtigung, Art. 3. II; 8) Berufs- 
freiheit, Art. 12; 9) 5 12, Pressefreiheit 10) Freizügigkeit, Art. 11. 


1) 31 GG, Gleichberechtigung; 2) Meinungsfreiheit, Versammlungsfreiheit, 
Art.5, 8 GG; 3) Bundesverfassungsgericht, Art. 92, Wahl durch Bundestag 
oder Bundesrat, Art. 94 I 2; 4) Bundestagsabgeordneter; Art. 38; 5) Bundes- 
präsidentin; Art.54; 6) Bundeskanzler, Art.63; 7) Mitglied des Bundesrats, 
Art. 51; 8) Art. 14 I, Art. 14 I und I. 


1) Legislative; Bundestag und Bundesrat; 2) Exekutive; Bundesregierung und 
Bundespräsident; 3) Judikative, Gerichte des Bundes und der Länder. 


1)b2)c3)a4)d. 


l) Zustimmungsgesetz; 2) Einspruchsgesetz; 3a) Einspruchsgesetz; b) Zustim- 
mungsgesetz; c) Einspruchsgesetz; d) Zustimmungsgesetz. 





10 


11 
12 


m WW DD ei 


1 
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1) Bundesgesetz (Zustimmungsgesetz); 2) Verfassungsartikel; 3) Verordnung; 
4) Bundesgesetz (Einspruchsgesetz); 5) Satzung. 


Je nach Argumentation. 


Je nach Argumentation. 


Sprachliche Aspekte 

l) Grundgesetz; 2) Gesetzgebung; 3) Gesetzgebers; 4) Gesetzesvorbehalt; 
5) Gesetz; 6) Gesetzgebungsorgan; 7) Gesetzes; 8) Gesetzgebungsrechts; 
9) Gesetze; 10) Gesetzeskraft. 

1) ausgefertigt / verkündet; 2) eingebracht; 3) vorgelegt; 4) beschlossen; 5) lehnt 
__ ab; 6) kommen __ zustande; 7) überstimmt; 8) verabschiedet; 9) getreten; 
10) geändert; 11) erlassen; 12) bestimmt / angewendet / galt. 

1) die Gewährleistung elementarer Rechte; 2) die Auslegung der Grundrechte; 
3) die Kenntnis und Anwendung der Grundrechte; 4) die Einlegung eines Rechts- 


mittels; 5) die Verletzung eines Grundrechts; 6) der Schutz des allgemeinen Per- 
sönlichkeitsrechts. 


1) Wahlrechtsgrundsätze; 2) gewählt; 3) Wahlgesetz / Wahlpflicht; 4) Wahlsys- 


tem / Verhältniswahl; 5) Verhältniswahlrecht; 6) Wähler / Stimmen; 7) Wahl- 
kreisabgeordneten; 8) Wahl / Zweidrittelmehrheit. 


Kapitel 4 
A. Rechtliche Aspekte 
Die Beantwortung der Fragen 1-12 ergibt sich aus dem vorhergehenden Text. 
Handels-und Gesellschaftsrecht; Arbeitsrecht. 
Allgemeiner Teil Schuldrecht; Sachenrecht; Familienrecht; Erbrecht. 


1) Verfügungsgeschäft; 2) Verpflichtungsgeschäft; 3) Verfügungsgeschäft; 
4) Verpflichtungsgeschäft. 


Abschlussfreiheit; Gestaltungsfreiheit. 


1) Geschäftsunfähigkeit; Rechtsgeschäft kommt nicht zustande. 
2) Beschränkte Geschäftsfähigkeit; Rechtsgeschäft kommt zustande. 





7a 
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3) Beschränkte Geschäftsfähigkeit; Rechtsgeschäft kommt nicht zustande. 
4) Geschäftsunfähigkeit; Rechtsgeschäft kommt nicht zustande. 


1) Sachdarlehen, $ 607 I BGB; 2) Reisevertrag, $651a; 3) Werkvertrag, $ 631; 
4) Auslobung, 8657; 5) Miete, $535; 6) Darlehen, $488 I; 7) Dienstvertrag, 
$ 611; 8) Tauschvertrag, $ 480. 

1,22: 3, & 


1) Besitzerin; 2) Besitzerin und Eigentümerin; 3) Eigentümerin. 


9 Willenserklärungen; Verträge. 


10 


11 


12 
13 
14 


15 


16 


17 
18 


1) B: Invitatio ad offerendum, L: Angebot; 2) Jackett im Schaufenster: Invitatio 
ad offerendum, M: Angebot, H: Annahme 


1) Ausdrückliche mündliche Willenserklärung; 2) Konkludente Willenserklä- 
rung; 3) Ausdrückliche schriftliche Willenserklärung. 


Die Lösungen sind dem Gesetzeswortlaut zu entnehmen. 
1) GoA; 2) ungerechtfertigte Bereicherung; 3) unerlaubte Handlung. 


la) A ist Eigentümer; des Flugzeugs; B ist Eigentümer des Geldes. 

1b) B ist Eigentümer des Flugzeugs; A ist Eigentümer des Geldes. 

2a) C ist Eigentümer des Flugzeugs; A ist Eigentümer des Geldes. 

2b) Nein, da A verfügungsbefugt über das Flugzeug und B über das Geld ist. 
Stichworte: Trennungsprinzip; Abstraktionsprinzip. 

2c) B kann u. U. Schadensersatzansprüche gegen A geltend machen. 


1) Einfache Eigentumsübertragung; 2) Eigentumsvorbehalt; 3) Sicherungsüber- 
eignung; 4) einfache Eigentumsübertragung. 


1) Bei der Hypothek ist die Eintragung der geänderten Bedingungen in das 
Grundbuch erforderlich (Forderungsauswechslung). 

2) Bei der Grundschuld ist keine Eintragung erforderlich, da die Grundschuld 
von den gesicherten Forderungen unabhängig ist. 


1) Je nach Argumentation. 


1) Je nach Argumentation. 
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Sprachliche Aspekte 


1) ist nichtig; 2) wird wirksam; 3) widerrufen; 4) eingehalten; 5) angefochten / 
sich geirrt; 6) getäuscht / bedroht 


1) Leistungen; 2) Geld; 3) Waren; 4) Sachen; 5) Arbeitsleistungen; 6) Gegen- 
leistung; 7) Vertragsfreiheit; 8) Pflichten; 9) Vereinbarung; 10) Handlung; 
11) Bereicherung 


Kapitel 5 
Rechtliche Aspekte 


Die Beantwortung der unter Punkt 1 und 2 gestellten Fragen ergibt sich aus dem 
vorhergehenden Text. 


1) B ist nıcht ehemündig, $ 1303 I; das Familiengericht kann sie aber von diesem 
Erfordernis befreien, 1303 I. Die kirchliche Eheschließung beurteilt sich nach 
Kirchenrecht. 

2) Die Ehe ist aufhebbar, $ 1314 II Nr. 3. 

3) Die Ehe ist aufhebbar, $$ 1314 I, 1306. 

4) Die Ehe ist aufhebbar, $8 1314 1, 1311 8.1. 

5) Die Ehe ist aufhebbar, $ 1314 II Nr. 5. 

6) Die Ehe ist nicht aufhebbar, $ 1314 II Nr. 3 2. Hs. 

7) Die Ehe ist nicht aufhebbar, weil die Krankheit nicht bei der Eheschließung 
vorgelegen hat, $ 1314 I Nr. 1. 

8) Die Ehe ist aufhebbar, $$ 1314 I, 1304. 

9) Die Ehe ist aufhebbar, $$ 1314 I, 1307. 

10) Eine Eheschliefsung ıst nicht möglich, weil das BGB eine Ehe zwischen Perso- 
nen des gleichen Geschlechts nicht vorsieht. Möglich ist aber eine eingetragene 
Lebenspartnerschaft. 


1) Notarielles Testament; 2) Gesetzliche Erbfolge; 3) Handschriftliches oder 
notarielles Testament; 4) Erbvertrag. 


1) Testament nichtig, $2247 I; 2) Erbeinsetzung des Arco unwirksam, $ 1923; 
3) Testament wirksam, $ 2247 III S. 2; 4) Testament wirksam, $ 2247 I; 5) Testa- 
ment widerrufen, $2255; 6) Verfügung unwirksam, $ 1967; 7) Testament wirk- 
sam, $ 1938; 8) Testament unwirksam, $ 2265; 9) Testament unwirksam, $ 2247 
IV; 10) ©, P, Q, R erben je ein Siebtel; $, T, U, V, W und X erben je ein Vier- 
zehntel, $8 1925 III, 1924 II und IV. 


6 a) Frau Simon, Herr Waldner. 


10 
11 
12 


13 
14 
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b) Frau Simon, Herr Simon 

c) Frau Simon, Herr Waldner-Simon 

d) Frau Simon, Herr Simon-Waldner 

e) Frau Waldner, Herr Waldner 

f) Frau Waldner-Simon, Herr Waldner 
g) Frau Simon-Waldner, Herr Waldner. 


a) Simon oder Waldner, wie bei der Geburt des ersten Kindes bestimmt. 
b) Simon 

c) Simon 

d) Simon 

e) Waldner 

f}\ Waldner 

gs) Waldner. 


1) Nein; 2) Ja; 3) Ja; 4) Ja; 3) Nein; 6) Ja; 7) Nein; 8) Ja; 9) Ja; 10) Ja. 

1) Vormund; 2) Betreuer; 3) Gesetzlicher Vertreter. 

1) Möglich, $ 1566 II; 2) Möglich, $ 1565 II; 3) Möglich, 8 1566 I. 

1) Zugewinngemeinschaft; 2) Gütergemeinschaft; 3) Gütertrennung. 

1) Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe; 2) Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder Geldstrafe; 3) Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe; 
4) Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe; 5) Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder Geldstrafe; 6) Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe; 
7) Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 


Je nach Argumentation. 


Je nach Argumentation. 


Sprachliche Aspekte 


1) Zivilehe; 2) Trauung; 3) Standesbeamten; 4) Familiengericht; 5) Folgesachen; 
6) Unterhaltsansprüche; 7) Versorgungsausgleich; 8) Sorgerecht. 


1) Vermögensverhältnisse; 2) Privaterbfolge; 3) Erbe; 4) Testament; 5) Erbfolge: 
6) Erblasser; 7) Pflichtteil; 8) Erbberechtigten; 9) Nachlasses; 10) beerben: 
11) erben; 12) Das; 13) Der; 14) Erbschaft; 15) Erbengemeinschaft; 16) Miterbe. 
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Kapitel 6 
Rechtliche Aspekte 
Die Beantwortung der Fragen 1-14 ergibt sich aus dem vorhergehenden Text. 


1) Nicht rechtsfähig; 2) Natürliche Person; 3) Nicht rechtsfähig; 4) Juristische 
Person; 5) Juristische Person; 6) Natürliche Person; 7) Juristische Person; 8) Juris- 
tische Person. 


1) Kaufmann, $6 HGB; 2) Kein Kaufmann; 3) Kaufmann, $6 HGB; 4) Kein 
Kaufmann; 5) Kaufmann, $2 HGB. 


1) Unternehmergesellschaft; 2) OHG; 3) AG; 4) Nicht eingetragener Einzelkauf- 
mann; 5) GmbH & Co. KG; 6) Genossenschaft; 7) Eingetragener Einzelkauf- 
mann; 8) GmbH; 9) Gesellschaft des bürgerlichen Rechts; 10) Kommanditgesell- 
schaft. 


Ein öffentliches Register, in dem die Kaufleute und bestimmte auf sie bezogene 
Tatsachen und Rechtsverhältnisse eingetragen werden. Verfolgt den Zweck, 
jedermann darüber Auskunft zu geben, wer Kaufmann ist. Führung beim Amts- 
gericht als Registergericht. Eintragungen werden im Bundesanzeiger und einer 
Zeitung bekannt gemacht. 


1) Zusätzliche Regelung; 2) Abweichende Regelung; 3) Abweichende Regelung; 
4) Abweichende Regelung; 5) Zusätzliche Regelung. 


1) Dienstvertrag; 2) Arbeitsvertrag; 3) Arbeitsvertrag; 4) Arbeitsvertrag; 
5) Dienstvertrag. 


1) Heimarbeitsgesetz; 2) Jugendarbeitsschutzgesetz; 3) Arbeitssicherheitsgesetz; 
4) SGB IX; 5) Mutterschutzgesetz; 6) Insolvenzordnung; 7) Arbeitszeitgesetz; 
8) Kündigungsschutzgesetz. 


1) Ja, da Spiel- und Sicherheitsregeln beachtet; 2) H hat Recht, da verschiedene 
Erkrankungen; 3) Nein, da stark betrunken; 4) Nein, da im Drogenrausch; 
5) Nein, da nur gesetzliche Feiertage zählen; 6) Ja, da Kuraufenthalt der Er- 
haltung der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit dient; 7) Nein, da Trinkgeld nicht 
Gehaltsbestandteil; 8) Lohnfortzahlung ja, da Faulen im Fußball „normal“ ist. 


1) Ja, bei hohem Schaden unter Umständen nur teilweise (grobe Fahrlässigkeit); 
2) Ja, unbeschränkt (gröbste Fahrlässigkeit); 3) Nein (höchstens leichte Fahrläs- 
sigkeit); 4) Ja, teilweise (normale Fahrlässigkeit); 5) Ja, zu einem größeren Teil 
(grobe Fahrlässigkeit). 
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1) Monatliches Gehalt von 1.750 €. und 6€. Prämie für jeden Tag, an dem er 
wirklich arbeitet; 2) Monatliches Gehalt von 1.500€; 3) Lohn von 35€ über 
dem tariflichen Wochenlohn, Entgeltfortzahlung ab dem ersten Krankheitstag; 
4) Gehalt von 2.300 € und 25 Tage Jahresurlaub. 


1) ja; 2) ja; 3) nein; 4) nein; 5) neın. 
Je nach Argumentation. 


Je nach Argumentation. 


Sprachliche Aspekte 


1) Vorstand; 2) Werkvertrag; 3) Minister; 4) Angestellter; 5) Friedenspflicht; 
6) Beamter; 7) selbstständig; 8) Schwangerschaft. 


1) Gewerbetreibende; 2) Gewerbetreibenden; 3) Buchführung; 4) Handelsregis- 
ter; 5) Geschäft; 6) Gewerbes; 7) Handelsregister; 8) Gewerbetreibender; 9) Ein- 
tragung; 10) Geschäftsjahres; 11) Kaufleute; 12) Bilanz. 


Kapitel 7 
Rechtliche Aspekte 
Die Beantwortung der Fragen 1-15 ergibt sich aus dem vorhergehenden Text. 


1) D könnte sich wegen Diebstahls strafbar gemacht haben, $242 StGB; 2) R 
könnte sich wegen Urkundenfälschung strafbar gemacht haben, $267 StGB; 
3) E könnte wegen Vergewaltigung ($ 177 U StGB) zu bestrafen sein; 4) F und 
L könnten wegen Mordes strafbar sein, $211 StGB; 5) Dagobert könnte wegen 
Erpressung strafbar sein ($ 253 StGB); 6) B und G könnten wegen Körperverlet- 
zung zu bestrafen sein, $223 StGB; 7) G könnte wegen Nötigung strafbar sein, 
$ 240 StGB; 8) S könnte wegen Sachbeschädigung zu bestrafen sein, $ 303 StGB; 
9) G und V könnten wegen erpresserischen Menschenraubs strafbar sein, $239a 
StGB; 10) R und K könnten sich wegen Brandstiftung mit Todesfolge strafrecht- 
lich zu verantworten haben, $ 306c StGB. 


1) Generalprävention und Vergeltung; 2) Spezialprävention und Generalpräven- 
tion; 3) Generalprävention und Vergeltung; 4) Vergeltung und Generalpräven- 
tıon. 
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1) Schuldunfähig, $19 StGB; 2) Schuldunfähig, $20 StGB; 3) Schuldfähig; 
4) Schuldfähig, aber nach dem Jugendstrafrecht zu bestrafen, $ 1 Jugendge- 
richtsgesetz; 5) Schuldfähig, aber nach dem Jugendstrafrecht zu bestrafen, 
s 105 Jugendgerichtsgesetz; 6) Vermindert schuldfähig, $21 StGB, und nach 
dem Jugendstrafrecht zu bestrafen, $ 1 Jugendgerichtsgesetz. 


1) Ja, $1 Völkerstrafgesetzbuch; 2) Ja, $7 Abs.2 Nr.2 StGB; 3) Ja, $6 Nr. 4 
StGB; 4) Ja, $6 Nr. 5 StGB; 5) Ja, $6 Nr. 4 StGB. 


1) Nein; 2) Ja; 3) Nein; 4) Ja. 


1) Freispruch; 2) lebenslange Freiheitsstrafe und besondere Schwere der Schuld; 
3) Gemeinnützige Arbeit; 4) lebenslange Freiheitsstrafe, besondere Schwere der 
schuld und Sicherungsverwahrung; 5) Freiheitsstrafe: 8 Jahre; 6) B lebenslange 
Freiheitsstrafe; S und K Freiheitsstrafe: 10 Jahre; E und N Freiheitsstrafe: 5% 
Jahre; 7) Berufsverbot; zeitige Freiheitsstrafe: 2 Jahre auf Bewährung; 8) Entzug 
der Fahrerlaubnis; Geldstrafe 50 Tagessätze ä 1.000 €; 9) Freispruch; Matsregel 


der Besserung und Sicherung: Unterbringung in einem psychiatrischen Kranken- I 


haus; 10) Freispruch. 

1) Tatbestandsmäßigkeit; 2) Schuld; 3) Rechtswidrigkeit; 4) Tatbestandsmäßig- 
keit (keine Handlung des X, lediglich Erfüllung einer Hoffnung); 5) Rechtswid- 
rigkeit; 6) Schuld (entschuldigender Notstand, $ 35 StGB). 

l) Mittäterschaft; 2) Alleintäterschaft; 3) Anstiftung; 4) Beihilfe. 

I) Vorsatz; 2) Bedingter Vorsatz; 3) Vorsatz bezüglich der Brandstiftung, Fahr- 
lässigkeit bezüglich der Körperverletzung; 4) Bedingter Vorsatz (= Dolus even- 
tualis; Mord). 

1) Vorbereitungshandlung; 2) Versuch. 

1) Rückwirkungsverbot; 2) Analogieverbot; 3) Bestimmtheitsgrundsatz. 

$ 108e: Vergehen; $123: Vergehen; $130 I: Vergehen; $146 I: Verbrechen; _ 
$ 154 I: Verbrechen; $ 172: Vergehen; $ 177 II: Verbrechen; $212: Verbrechen; 
$21811: Vergehen; $223: Vergehen. 


Je nach Argumentation. 


Je nach Argumentation. 
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Sprachliche Aspekte 


1) strafbar / bestraft; 2) Tat / Tatbestand / Strafgesetzes; 3) Strafvorschrift: 
4) Strafbar / Strafe; 5) Täter / Tat; 6) Täters / Strafe; 7) Täter / Tatzeit; 8) Taten / 
Freiheitsstrafe; 9) Kernstrafrecht / Nebenstrafrecht; 10) Bestrafung. 


1) schuldunfähig; 2) verminderte; 3) Vorsätzlich; 4) fahrlässiges; 5) rechtswid- 
rige; 6) unterlassene; 7) gemeingefährlichen; 8) umweltgefährdende; 9) uner- 
laubte; 10) verfassungswidrig. 


1) Einer Person unter 18 Jahren dürfen keine pornographischen Schriften ange- 
boten, überlassen oder zugänglich gemacht werden; 2) Man darf einen anderen 
nicht zur Ableistung eines falschen Eides verleiten; 3) Eine fremde Sache darf 
nicht rechtswidrig beschädigt oder zerstört werden; 4) Bei der Planung, Leitung 
oder Ausführung eines Baues müssen die anerkannten Regeln der Technik einge- 
halten werden, um Leib und Leben anderer Personen nicht zu gefährden; 5) Die 
Ahndung einer Straftat soll den Täter (durch die Strafe) davon abhalten, weitere 
Straftaten zu begehen. 


a) nicht dürfen; b) müssen; c) sollen. 
1) Waldflächen dürfen durch Rauchen nicht in Brandgefahr gebracht werden; 
2) Öffentliche Lotterien dürfen nicht ohne behördliche Erlaubnis veranstaltet 
werden; 3) Bei drohender Zahlungsunfähigkeit dürfen Bestandteile des Vermö- 
gens, die im Falle der Insolvenzeröffnung zur Insolvenzmasse gehören, nicht bei- 
seite geschafft werden; 4) Ein Kraftfahrzeug darf nicht gegen den Willen des 
Berechtigten in Gebrauch genommen werden. 

Kapitel 8 

Rechtliche Aspekte 


Die Beantwortung der Fragen 1-8 ergibt sich aus dem vorhergehenden Text. 


1) Privatrecht; 2) Öffentliches Recht; 3) Öffentliches Recht; 4) Privatrecht; 5) Pri- 
vatrecht; 6) Öffentliches Recht. 


1) Gerichtliche Überprüfbarkeit; 2) Vorbehalt des Gesetzes; 3) Ermessen. 
1) Ja; 2) Ja; 3) Nein; 4) Ja; 5) Nein; 6) Ja; 7) Ja; 8) Nein. 


1) Ja; 2) Nein; 3) Nein; 4) Ja. 
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bzgl. 4 1) Staatsangehörigkeitsrecht; 2) Sicherheits- und Polizeirecht; 3) Ge- 
meinderecht; 4) Asylrecht; 5) Schul- und Universitätsrecht; 6) Beamtenrecht; 
7) Baurecht; 8) Schul- und Universitätsrecht. 


bzgl. 3 1) Abfallrecht; 2) Baurecht; 3) Sozialrecht; 4) Gewerberecht. 


1) Leistungsverwaltung; 2) Eingriffsverwaltung; 3) Eingriffsverwaltung; 4) Leis- 
tungsverwaltung. 


1) Steuer; 2) Gebühr; 3) Beitrag. 

1) Verbrauchsteuer; 2) Personensteuer; 3) Verkehrsteuer; 4) Aufwandsteuer. 
1) Bundesverwaltung; 2) Kommunalverwaltung; 3) Landesverwaltung. 
Lösungen je nach Argumentation. 

Lösungen je nach Argumentation. 


Lösungen je nach Argumentation. 


Sprachliche Aspekte 
1) regelt; 2) unterliegt; 3) ergänzt; 4) angeordnet; 5) gewährt; 6) erlassen; 
7) schaffen; 8) verblieben; 9) zeigt; 10) dient; 11) ist; 12) nimmt __ ein; 13) ein- 
greifen; 14) regelt; 15) beanspruchen; 16) geplant; 17) fertig gestellt; 18) getre- 
ten; 19) benötigt; 20) zufließen; 21) enthält; 22) gibt. | 
1) erteilen; 2) stehen; 3) treffen; 4) vornimmt / hat; 5) gefasst; 6) getroffen; 
7) erteilt; 8) steht; 9) kommt; 10) leisten; 11) nehmen; 12) haben; 13) hat; 
14) sind; 15) kommen. 

Kapitel 9 
Rechtliche Aspekte 


Die Beantwortung der Fragen 1-10 ergibt sich aus dem vorhergehenden Text. 


1) Arbeitsgericht; 2) Verwaltungsgericht; 3) Finanzgericht; 4) Amtsgericht (Fami- 
liengericht); 5) Landgericht (Zivilgericht); 6) Sozialgericht; 7) Amtsgericht 
(Strafgericht); 8) Verwaltungsgericht; 9) Landgericht (Kammer für Handelssa- 
chen); 10) Amtsgericht (Zivilgericht). 





EM Bisungpnlpinwenlae ses Löhuumgpehel] 


si Öffentlichkeitsgrundsatz; 2) Justizgewährungsanspruch; 3) Zuständigkeit, 
Rechtliches Gehör; 4) Rechtliches Gehör; 5) Rechtliches Gehör; 6) Münd- 
lichkeit; 7) Rechtliches Gehör; 8) Öffentlichkeitsgrundsatz; 9) Rechtsweg; 
10) Gesetzlicher Richter. 


4 1) Revision, Bundesgerichtshof; 2) Revision, Bundesgerichtshof. Abwandlung: 
Kein Rechtsmittel sinnvoll; 3) Berufung, Oberlandesgericht; 4) Kein Rechtsmit- 
tel sinnvoll wegen Wertgrenze in Finanzgerichtsordnung; 5) Berufung, Landes- 
arbeitsgericht; 6) Revision, Bundesgerichtshof; 7) Kein Rechtsmittel sinnvoll 
wegen Berufungssumme; 8) Berufung, Landessozialgericht; 9) Berufung, Land- 
gericht; 10) Berufung, Oberverwaltungsgericht (Verwaltungsgerichtshof). 


5 1) Materielles Recht, $1004 BGB; 2) Verfahrensrecht, 8253 ZPO; 3) Verfah- 
rensrecht, $296 ZPO; 4) Materielles Recht, $651g BGB; 5) Materielles Recht, 
$253 II BGB; 6) Verfahrensrecht, $50 ZPO. 


6 1) Iudex a quo; 2) Iudex a quo; 3) Iudex a quo; 4) Iudex ad quem; 5) Iudex ad 
quem. 


/ 1) 3 Berufsrichter, 2 Laienrichter; 2) 3 Berufsrichter; 3) 1 Berufsrichter; 4) 8 
Berufsrichter; 5) 1 Berufsrichter, 2 Laienrichter; 6) 5 Berufsrichter; 7) 5 Berufs- 
richter; 8) 3 Berufsrichter, 2 Laienrichter. 


Je nach Argumentation. 


9 Je nach Argumentation. 


Sprachliche Aspekte 


1 1) Streitfall; 2) Rechtsweg; 3) Gerichtsbarkeit; 4) Streitigkeiten; 5) Streitfälle; 
6) Gerichtszweig; 7) Amtsgericht; 8) Parteien; 9) Berufung; 10) Anwaltsprozess; 
11) Rechtsanwalt; 12) Oberlandesgericht; 13) Rechtsmittel; 14) Revision; 
15) Beweismaterial; 16) Anwendung; 17) Urteil; 18) Prozesses; 19) Gerichts- 


kosten; 20) Prozessgegners; 21) Streitwert; 22) Prozesskostenhilfe. 


Zivilprozess 


der Kläger | der/die Klage erheben Klageschrift Beibringungs- | 
die Klägerin Beklagte grundsatz 


Strafprozess 





3 1)a) erhebt, b) abweisen, c) verurteilen, d) ergeht, e) eingelegt; 2) a) geahndet, 
b) verwirklicht, c) erhebt, d) spricht, e) verhängt; 3) a) benannt, b) vernommen, 
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c) einholen; 4) a) gewährleistet, b) übt __ aus, c) verletzen, d) begeht, e) belangt; 
5) a) führen, b) gewinnen, c) verlieren, d) tragen, e) erstatten; 6) a) abgeschlos- 
sen, b) beurkundet, c) ausgehandelt, d) erfüllen, e) erbringen; 7) a) geltend 
machen, b) verfolgen, c) durchsetzen; 8) a) stellt __ fest, b) haften; 9) a) verlan- 
gen, b) zubilligen, c) leisten; 10) a) verstoßen, b) eingehalten, c) gibt __ ab, 
d) unterliegt, e) anfechten, f) widerrufen. 


Kapitel 10 
Übungsteil I - IPR 


Rechtliche Aspekte 
Die Beantwortung der Fragen 1-16 ergibt sich aus dem Text. 


Hinweise zur Lösung 

1) Deliktsstatut ist grundsätzlich das Recht des Tatortes. Das wäre türkisches 
Recht. Bei gemeinsamer Staatsangehörigkeit der Beteiligten und gemeinsamem 
gewöhnlichem Aufenthalt im Inland ist an die gemeinsame Staatsangehörigkeit 
anzuknüpfen. Kunz hat also nicht Recht. Hinweis: Den „umgekehrten“ Fall 
regelt Art. 38 EGBGB; das Deliktsstatut ist nicht positiv geregelt; 2) Grundsätz- 
lich gilt US-amerikanisches Recht (Art. 25 Abs. 1 EGBGB). Dieses verweist aber 
bezüglich des Grundbesitzes auf deutsches Recht zurück; diese Rückverweisung 
ist maßgeblich (Art. 4 Abs. 1 EGBGB). Es gilt also für das Grundstück und das 
Konto das Recht von Texas, für die Eigentumswohnung deutsches Erbrecht; 
3) Der Erbvertrag ist wirksam (Art.26 Abs.2 Nr.2 EGBGB). Dianas Kinder 
haben Recht; 4) Die Ehe ist gültig geschlossen (Art. 11 Abs. 1 EGBGB); 5) Für 
die Ehewirkungen gilt marokkanisches Recht (Art. 14 Abs. 1 Nr.1 EGBGB). 
Daher ist Scheidung durch Verstofsung grundsätzlich möglich. Ob sıe an Art. 6 
EGBGB scheitert, kann dahinstehen, da jedenfalls Art. 17 Abs. 2 EGBGB dieser 
Scheidung im Inland entgegensteht; 6) Tansu hat Recht (Art. 18 Abs.1 S.1 
EGBGB); 7) Für die Adoption gilt deutsches Recht (Art.22 Satz 1 EGBGB), 
insbesondere auch für die Frage, ob die Adoption durch einen Ehegatten mög- 
lich ist (Art. 22 Satzi1 EGBGB; 14 Abs. 1 Nr.1 EGBGB). Das ist nicht der Fall 
($ 1741 Abs.2 Satzl BGB). Eva hat also Pech; 8) Kaum. Verpflichtung zur 
Abtreibung verstößt gegen den deutschen ordre public, Art.6 EGBGB; 9) Der 
von Anna geschlossene Vertrag unterliegt deutschem Recht (Art.29 Abs.1 
Nr. 1, Abs.2 EGBGB). Anna kann also binnen 1 Woche widerrufen ($1 Haus- 
tüurWG); 10) Der Kaufvertrag ist gültig (Art. 11 Abs. 1 EGBGB). Das Grund- 
buchamt konnte aber den Antrag trotzdem zurückweisen, weil die Auflassung 
($ 925 BGB) deutscher Grundstücke nur vor einem deutschen Notar erklärt wer- 
den kann (Art. 11 Abs. 4 BGB). 
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1) Rückverweisung / Verweisung / Weiterverweisung / Rückverweisung; 2) Mög- 
lichkeit der Scheidung aufgrund einseitiger Erklärung des Ehemanns: Ordre 
public. Möglicherweise Scheidung im Irak gültig, in Deutschland ungültig: Hin- 
kende Ehe; 3) Qualifikation; 4) Forum Shopping. 

1) Deliktsstatut, Art. 40f EGBGB; 2) Erbstatut, Art.25 EGBGB; 3) Personal- 
statut, Art. 5 EGBGB; 4) Ehewirkungsstatut, Art. 14 EGBGB; 5) Personalstatut, 
Art.5 EGBGB; 6) Namensstatut, Art. 10 EGBGB; 7) Vertragsstatut, Art. 27 ff. 
EGBGB; 8) Unterhaltsstatut, Art. 18 EGBGB; 9) Arbeitsvertragsstatut, Art. 30 ff. 
EGBGB; 10) Statut der eingetragenen Lebenspartnerschaft, Art. 17b EGBGB. 


1) Territoriale Rechtsspaltung; 2) Personalrechtsspaltung; 3) Nachlassspaltung. 


Je nach Argumentation. 


Sprachliche Aspekte 
Rechtsordnungen / anwendbar / Lebenssachverhalt / Normen / Einführungsge- 
setzes / Normen / Gesetz / Kollisionsnormen / Kollisionsnormen / Sachnormen / 
Rechtsordnung / Rechtsspaltung / Rechtsspaltung / Teilrechtsordnung/ Gesamt- 
verweisung / Rückverweisung. 
Übungsteil II - Europäisches Gemeinschaftsrecht 
Rechtliche Aspekte 
Die Beantwortung der Fragen zum Gemeinschaftsrecht ergibt sich aus dem Text. 
16, 2dJ,3c, 4b, Sa, 6b, 7d, 8a, 
le, 2a, 31, 4c, Sb, 6d, 78. 
lg, 2a, 3e, 4b, 5d, 6i, 7e, 8f, 9h. 


le, 28, 3a, 4c, 51, 61, 7b, 8h; 9. 


Je nach Argumentation. 


Sprachliche Aspekte 


1) Vorrang des Gemeinschaftsrechts; 2) Verordnung; 3) Empfehlung; 4) Ent- 
scheidung/Beschluss; 5) Richtlinie; 6) Petition; 7) Vertragsverletzungsverfahren; 
8) Acquis communautaire; 9) Gründungsverträge; 10) Vorabentscheidungsver- 
fahren. 


Kapitel 11 | 271 


Übungsteil III - Die Europäische Menschenrechtskonvention 


Rechtliche Aspekte 
Die Beantwortung der Fragen zum Recht der EMRK ergibt sich aus dem Text. 


1) Art. 10 Freiheit der Meinungsäußerung; Art. 8 Freiheit auf Achtung des Pri- 
vat- und Familienlebens; 2) Art. 3 Verbot unmenschlicher und erniedrigender 
Behandlung; Art. 13 Recht auf wirksame Beschwerde; Art. 8 Freiheit auf Ach- 
tung des Privat-und Familienlebens; 3) Art. 8 Freiheit auf Achtung des Privat- 
und Familienlebens; 4) Art.3 Folter- und Misshandlungsverbot; Art. 6 faires 
Verfahren; 5) Art.8 Freiheit auf Achtung des Privat-und Familienlebens; 
6) Art.8 Freiheit auf Achtung des Privat-und Familienlebens; 7) Art. 9 Gedan- 
ken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; Art. 8 Freiheit auf Achtung des Privat- 
und Familienlebens; 8) Art. 5 $1 Recht auf Freiheit und Sicherheit; Art. 11 Recht 
auf Versammlungs- und Vereinigungstreiheit; 9) Art. 9 Gedanken-, Gewissens- 
und Religionsfreiheit; 10) Art.5 $1 Recht auf Freiheit und Sicherheit; Art. 7 
Rückwirkungsverbot. 


Je nach Argumentation. 


Sprachliche Aspekte 


Mitgliedstaaten / Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten / persönlichen / freien / rechtliches / faires / Entscheidun- 
gen/ Entschädigung / natürliche Person / Richtern / zulässig / Einheitlichkeit / 
verpflichtet / Feststellungsurteile / Rechtskraft / anordnen / Wiederaufnahme. 


Kapitel 11 


Rechtliche Aspekte 


1) E könnte gegen B einen zivilrechtlichen Anspruch auf Herausgabe des Man- 
tels gem. $985 BGB haben; 2) K könnte einen Anspruch gegen V auf Übereig- 
nung und Übergabe des Gartenzwergs gem. $433 1S. 1 BGB haben; 3) F könnte 
gegen A einen Anspruch auf Ersatz ihrer Arztkosten gem. $823 I BGB haben; 
4) N könnte gegen X einen Anspruch auf Beseitigung der Störung gem. $ 1004 
I 1 BGB haben; 5) M könnte gegen V einen Anspruch auf Gewährung des 
Gebrauchs der Wohnung gem. $535 I S.1 BGB haben; 6) W könnte gegen F 
einen Anspruch auf Rückgabe des Abendkleides gem. $604 I BGB haben; 7) R 
könnte gegen T einen Anspruch auf Zahlung des Reisepreises gem. $65la 12 
BGB haben; 8) F könnte gegen M einen Anspruch auf Rückübereignung des 
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Fahrrades gem. $812 I 1 1. Alt. BGB haben; 9) K könnte gegen M einen 
Anspruch auf Übereignung des Bildes gem. $651 I S.1 BGB haben; 10) N 


könnte gegen G einen Anspruch auf Zahlung von 30€ gem. $611 I BGB haben. 


1) V könnte die für S übernommene Bürgschaftserklärung nach $ 123 I 2. Alt. 
BGB antfechten; 2) K könnte von dem mit A geschlossenen Kaufvertrag nach 
$323 I BGB zurücktreten; 3) S könnte den Kaufvertrag nach $119 1 2. Alt. 
BGB anfechten; 4) K könnte den mit V geschlossenen Kaufvertrag nach $123 I 
1. Alt. BGB anfechten. 


1) K könnte gegen V einen Anspruch auf Rückzahlung des Kaufpreises gem. 
$812 I 1 1.Alt. 1.V.m. $818 II BGB haben; 2) V könnte gegen M einen An- 
spruch auf Entrichtung des vereinbarten Mietzinses gem. 8535 II BGB haben; 
3) Der Auktionator könnte gegen S einen Anspruch auf Rückgabe des Schwans 
gem. $812 11 2.Alt. BGB haben. 


1) J] könnte wegen Beleidigung gem. $ 185 StGB zu bestrafen sein; 2) L könnte 
wegen Meineids gem. $154 StGB zu bestrafen sein; 3) D könnte sich wegen 
Doppelehe gem. $ 172 StGB strafbar gemacht haben; 4) M könnte wegen Mor- 
des gem. $211 StGB strafbar sein; 5) H könnte wegen Diebstahls gem. $ 242 
StGB zu bestrafen sein. 


1) Das Bundesland B könnte durch das Gesetz gegen das Verbot der Zwangsar- 
beit gem. Art. 12 III, 12 a GG verstoßen haben; 2) K könnte durch das Schulge- 
setz in seiner Glaubensfreiheit gem. Art. 4 1 GG verletzt sein; 3) B könnte durch 
die Ablehnung seines Antrags in seinem Anspruch auf Gleichbehandlung gem. 
Art. 3111 GG und auf Schutz der Familie gem. Art. 6 1 GG verletzt sein; 4) Das 
Gesetz könnte wegen Verstofses gegen Art. 84 1 GG nichtig sein, weil die Zustim- 
mung des Bundesrates fehlt. 


Sprachliche Aspekte 


1) Vertragliche Ansprüche scheiden aus; 2) Das ist dahin auszulegen, dass F dem 
A die Rückgabe des Wechselgeldes einvernehmlich erlassen hat; 3) In Betracht 
kommt hier das Strafgesetz des $263 StGB (Betrug); 4) In der Erklärung des A 
könnte eine begründete Anfechtung des Kaufvertrags liegen; 5) In Betracht 
kommt ein Inhaltsirrtum in der Form des Eigenschaftsirrtums (8 119 II BGB); 
6) Damit ist der Kaufvertrag von Anfang an als nichtig anzusehen; 7) Für diesen 
Fall bestimmt $818 II BGB grundsätzlich, dass der Wert der Bereicherung zu 
ersetzen ist; 8) Als Ausnahme von dieser Regel bestimmt allerdings $ 819 I BGB 
Folgendes; 9) Er kannte also die Anfechtbarkeit und haftet daher nach den all- 
gemeinen Vorschriften; 10) Er hat daher dem A Schadensersatz in Höhe von 


5.000 € zu leisten. 
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2 1)kollidieren; 2) abzuwägen; 3) beruft; 4) begründet / ergibt; 5) verstößt; 6) dar- 
stellt; 7) verneint; 8) verletzt; 9) fällt; 10) berücksichtigt; 11) bejaht; 12) ist. 


3 1b,2d,3b,4d,5b,6d. 


